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Vorsitz: Herbert Behrens, MdB

Tagesordnung - Öffentliche Beweisaufnahme

Tagesordnungspunkt

Öffentliche Zeugenvernehmung Seite

- Bundesminister Sigmar Gabriel, MdB 12
(Beweisbeschluss Z-34)

- Bundesminister Peter Altmaier, MdB 49/92
(Beweisbeschluss Z-35)

- Bundesministerin Dr. Barbara Hendricks, MdB 71
(Beweisbeschluss Z-36)

- Stephan Redmann 100
(Beweisbeschluss Z-27)

- Torsten Meier 159/176
(Beweisbeschluss Z-43)

- Dirk Bremer 165/176
(Beweisbeschluss Z-29)

* Die Korrekturen und Ergänzungen des Zeugen Stephan Redmann (Anlage 1) sind dem Protokoll
beigefügt.
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(Beginn: 12.31 Uhr)

Vorsitzender Herbert Behrens: Liebe Kollegin-
nen! Liebe Kollegen! Es hat geklappt, dass wir
pünktlich um 12.30 Uhr dann doch die neue An-
fangszeit einhalten können. Vor Eintritt in die
Tagesordnung möchte ich Sie ganz herzlich be-
grüßen zu unserer heutigen Sitzung des Untersu-
chungsausschusses und dem Punkt der Beweis-
aufnahmesitzung.

Ich stelle fest, dass die Öffentlichkeit hergestellt
ist, und begrüße ganz herzlich die Zuschaue-
rinnen und Zuschauer sowie die Vertreterinnen
und Vertreter der Presse sowie die Vertreterinnen
und Vertreter der Bundesregierung hier in dieser
Sitzung.

Ich möchte darauf hinweisen, dass eigene Ton-
und Bildaufnahmen nicht zulässig sind und dass
Zuwiderhandlungen dagegen dazu führen kön-
nen, dass Sie aus der Sitzung ausgeschlossen
werden, möglicherweise auch mit einem Haus-
verbot oder mit strafrechtlichen Konsequenzen
konfrontiert sind.

Bevor ich unseren einzigen Tagesordnungspunkt
aufrufe, weise ich noch mal darauf hin in dieser
Runde, dass im Plenum heute noch weitere drei
namentliche Abstimmungen stattfinden werden -
die erste haben wir ja gerade hinter uns gebracht,
und zwei weitere heute Nachmittag. Und dann
wird es auch so sein müssen, dass wir die
Sitzung erneut unterbrechen müssen, um an der
namentlichen Abstimmung teilnehmen zu
können, und anschließend die Sitzung dann hier
fortsetzen.

Ich rufe den einzigen Tagesordnungspunkt auf:

Öffentliche Zeugenvernehmung

Bundesminister Sigmar Gabriel, MdB
(Beweisbeschluss Z-34)

Bundesminister Peter Altmaier, MdB
(Beweisbeschluss Z-35)

Bundesministerin Dr. Barbara
Hendricks, MdB
(Beweisbeschluss Z-36)

Stephan Redmann
(Beweisbeschluss Z-27)

Torsten Meier
(Beweisbeschluss Z-43)

Dirk Bremer
(Beweisbeschluss Z-29)

Vernehmung des Zeugen
Sigmar Gabriel

Herr Bundesminister Gabriel, Sie haben als Erster
unserer Zeugen bereits Platz genommen. Ich darf
mich zunächst für Ihr Erscheinen noch mal be-
danken und auch für die Nachsicht bei der Um-
gestaltung der Anfangszeit.

Bevor ich allerdings mit der Vernehmung be-
ginne, muss ich Sie über Ihre Rechte und Pflich-
ten aufklären: Als Zeuge vor einem Untersu-
chungsausschuss sind Sie verpflichtet, die Wahr-
heit zu sagen, das heißt, Sie müssen richtige und
vollständige Angaben machen. Sie dürfen nichts
weglassen, was zur Sache gehört, und nichts hin-
zufügen, was der Wahrheit widerspricht. Ein vor-
sätzlicher Verstoß gegen die Wahrheitspflicht
kann zur Strafbarkeit nach § 162 in Verbindung
mit § 153 des Strafgesetzbuches führen. Solch
eine uneidliche Falschaussage kann eine Geld-
strafe oder eine Freiheitsstrafe von drei Monaten
bis zu fünf Jahren nach sich ziehen.

Auf bestimmte Fragen dürfen Sie allerdings die
Auskunft verweigern. Das gilt zum einen für die
Fragen, deren Beantwortung Sie oder einen Ihrer
Angehörigen der Gefahr aussetzen würde, einer
Untersuchung nach einem gesetzlich geordneten
Verfahren ausgesetzt zu werden. Das können Ver-
fahren wegen einer Straftat oder Ordnungswid-
rigkeit sein, aber auch Disziplinar- und berufsge-
richtliche Verfahren. Zivilgerichtliche Verfahren
gehören nicht dazu. Darüber hinaus dürfen soge-
nannte Berufsgeheimnisträger und ihre Gehilfen
grundsätzlich die Auskunft in Bezug auf die
Dinge verweigern, die ihnen in dieser Eigenschaft
anvertraut und bekannt geworden sind. Dazu
zählen auch Mitglieder des Deutschen Bundes-
tags - was Sie, Herr Gabriel, ja auch sind. Sie dür-
fen daher das Zeugnis verweigern über Personen,
die Ihnen in Ihrer Eigenschaft als Mitglied des
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Bundestags Tatsachen anvertraut haben und de-
nen Sie in dieser Eigenschaft Tatsachen anver-
traut haben. Ferner dürfen Sie über diese anver-
trauten Tatsachen selbst das Zeugnis verweigern.

Gibt es da Ihrerseits Fragen dazu?

(Zeuge Sigmar Gabriel:
Nein!)

Dann möchte ich Sie darauf hinweisen, dass eine
Tonbandaufnahme der Sitzung gefertigt wird, um
die Protokollierung der Sitzung zu erleichtern.
Deshalb ist es sehr wichtig, dass wir zum Ver-
ständnis das Mikrofon jeweils eingeschaltet ha-
ben bei Äußerungen und danach das Mikrofon
wieder abschalten. Die Aufnahme wird nach Ab-
schluss der Protokollerstellung gelöscht.

Das Protokoll wird Ihnen dann vor der endgülti-
gen Fertigstellung noch übersandt, damit Sie dort
die Richtigkeit überprüfen können. - Dazu noch
Fragen Ihrerseits?

(Zeuge Sigmar Gabriel:
Nein!)

Das ist nicht der Fall.

Ihre Vernehmung wird, wie bei den anderen Zeu-
gen auch, so ablaufen, dass Sie zunächst zur Per-
son vernommen werden von mir. Dann haben Sie
die Gelegenheit, das, was Ihnen über den Gegen-
stand Ihrer Vernehmung bekannt ist, im Zusam-
menhang darzulegen. Danach werde ich zunächst
Fragen an Sie richten; sodann haben die übrigen
Ausschussmitglieder Gelegenheit, ihre Fragen zu
stellen.

Werden Ihnen Vorhalte aus Akten gemacht, wird
Ihnen der Fragesteller auf Ihren Wunsch die ent-
sprechende Unterlage vorlegen.

In diesem Zusammenhang möchte ich ganz gern
noch mal wieder die Kolleginnen und Kollegen
darauf hinweisen, dass beim Zitieren entspre-
chender Fundstellen auf jeden Fall die Material-
nummer genannt wird, der Ordner und die Sei-
tenzahl, damit das Protokoll auch korrekt ist an
dieser Stelle.

Mein letzter Hinweis: Sollten Sie, Herr Minister,
während Ihrer Vernehmung der Auffassung sein,
dass Sie als VS-Vertraulich oder höher einge-
stufte Informationen oder Dinge zur Sprache
bringen müssen, deren öffentliche Erörterung
überwiegende schutzwürdige Interessen verlet-
zen würde, dann bitte ich um einen entsprechen-
den Hinweis. Der Ausschuss hätte dann über den
Ausschluss der Öffentlichkeit sowie die Geheim-
haltung der Sitzung zu beschließen.

Herr Gabriel, bevor ich mit der Vernehmung zur
Sache beginne, verpflichtet mich das Untersu-
chungsausschussgesetz dazu, Sie zunächst zur
Person zu vernehmen. Und darum möchte ich
Sie bitten, sich vorzustellen, indem Sie uns Ihren
Vornamen, Ihren Nachnamen, Ihr Alter, Ihren Be-
ruf und Ihren Wohnort mitteilen.

Zeuge Sigmar Gabriel: Herr Vorsitzender! Meine
Damen und Herren! Mein Name ist Sigmar Ga-
briel. Ich bin am 12. September 1959 geboren. Ich
wohne in Goslar, Vierberge-Straße 5.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und Ihren Beruf
wissen wir auch alle.

Zeuge Sigmar Gabriel: Das weiß ich nicht. - Mein
Beruf ist Lehrer.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. - Herr Ga-
briel, Sie wurden über den Gegenstand der Ver-
nehmung schriftlich informiert. Im Kern geht es
um das Abweichen der im Realbetrieb und auf
der Straße festgestellten Kfz-Kraftstoffverbräuche
und Abgasemissionen von den Werten, die von
den Herstellern angegeben bzw. von den Prüfstel-
len bei der Typenzulassung ermittelt worden
sind. Wir fragen uns, was die Auswirkungen auf
die Bevölkerung und die Umwelt waren, inwie-
weit Abschalteinrichtungen oder sonstige Vor-
richtungen zur Zykluserkennung und Beeinflus-
sung des Emissionsverhaltens von Fahrzeugen
eine Rolle gespielt haben. Und wir fragen: Wel-
che Erkenntnisse oder Hinweise lagen der Bun-
desregierung oder sonstigen staatlichen Stellen
dazu im Zeitraum seit dem 20. Juni 2007 vor?
Was wurde gegebenenfalls veranlasst?
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Herr Minister, Sie haben, falls Sie es wünschen,
zunächst die Gelegenheit, im Zusammenhang
darzulegen, was Ihnen über den Gegenstand der
Vernehmung bekannt ist. Wenn Sie das wün-
schen, haben Sie jetzt das Wort.

Zeuge Sigmar Gabriel: Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Meine Damen und Herren, ich würde
diese Gelegenheit gerne nutzen, um einmal im
Zusammenhang vorzutragen: Am 18. September
2015 haben die US-amerikanischen Überwa-
chungsbehörden bekannt gegeben, dass Volkswa-
gen mit einer Software die Messung von Stickoxi-
den bei der Typenzulassung manipuliert. Ich
habe das erste Mal davon aus den Pressemittei-
lungen im September 2015 gehört. Ich habe diese
Anschuldigungen der amerikanischen Überwa-
chungsbehörden als alarmierend empfunden -
VW hat sie ja dann auch bald bestätigt.

Ich glaube, dass dies eine Zäsur war; denn so et-
was hatte es bislang noch nicht gegeben. Nicht
nur das Vertrauen in Volkswagen war infrage ge-
stellt; es gab auch große Unsicherheiten, wie sich
das auf die deutsche Automobilindustrie und
auch auf das Label „Made in Germany“ auswirkt,
deren Stärke ja der qualitativ gute Ruf ist. Es ging
und geht um die Glaubwürdigkeit nicht nur des
Unternehmens, sondern, glaube ich, insgesamt
unserer Industriepolitik, allerdings auch der
Klima- und Umweltpolitik. Es ging und geht na-
türlich im Kern um den Volkswagenkonzern. Das
Unternehmen ist das größte in Deutschland. Es
ging und geht aber auch um die Automobilbran-
che insgesamt, den größten und wichtigsten In-
dustriezweig unseres Landes.

Schadensbegrenzung war und ist also nicht ge-
nug. Es geht darum, Vertrauen wiederherzustel-
len in Deutschland, in Europa und auf unseren
Exportmärkten in der Welt. Dafür musste alles
schnell und umfassend offengelegt werden. Das
galt insbesondere für Volkswagen selbst. Ich habe
nach Bekanntwerden der Affäre natürlich mit
den Vertretern des Unternehmens gesprochen:
Ich wollte mir ein eigenes Bild machen und mir
die Sachlage aus Wolfsburger Sicht schildern las-
sen. Ich habe allerdings auch deutlich gemacht,
dass ich über den politischen und den wirtschaft-

lichen Schaden mehr als besorgt bin, und drin-
gend rückhaltlose Tatsachen- und Verantwor-
tungsklärung angemahnt.

Ungefähr zeitgleich zur Veröffentlichung der Vor-
würfe gegen Volkswagen stand ja in der Europäi-
schen Union auf der Tagesordnung, realistische
Abgastests auf der Straße einzuführen - das Stich-
wort kennen Sie: Real Drive Emission, RDE. Der
zuvor in der Öffentlichkeit wenig beachtete Tech-
nische Ausschuss TCMV der EU-Kommission
rückte plötzlich in das Licht der Öffentlichkeit.
Die politische Ebene in der Bundesregierung be-
schäftigte sich nicht mehr nur mit Einführungs-
daten und den zentralen Elementen einer Regu-
lierung, sondern plötzlich mit technischen De-
tails wie beispielsweise Konformitätsfaktoren -
ich komme darauf noch mal zurück.

Vorweg möchte ich eines feststellen: Mir war es
damals wichtig, dass die Testverfahren zu den
Emissionen im Realbetrieb möglichst schnell ein-
geführt werden. Schnelles Handeln war ein wich-
tiges Signal im Umfeld der öffentlichen Diskus-
sion über die Manipulationssoftware von Volks-
wagen. Die Automobilindustrie durfte gerade
jetzt nicht als Bremser beim Umwelt- und Natur-
schutz dastehen, sondern muss sozusagen sicht-
bar als Treiber einer Lösung für das Problem auf-
treten. Ich bin als Minister immer davon ausge-
gangen, dass die Unternehmen selbst das größte
Interesse an einer schnellen Verabschiedung ha-
ben, um Planungssicherheit zu bekommen, aber
auch, um die aufgetretenen irreparablen Reputa-
tionsschäden wieder in den Griff zu bekommen.
Die Grenzwerte der RDE-Tests sollten daher aus
meiner Sicht ehrgeizig, aber eben auch realistisch
und umsetzbar sein.

Dies vorausgeschickt, möchte ich mich in mei-
nem Eingangsstatement vor allem auf drei Berei-
che konzentrieren, die Sie ja in Ihrem Untersu-
chungsauftrag formuliert haben; alle anderen
Dinge werden sicher dann in Ihren Fragen eine
Rolle spielen. - Erstens: Was hat die Politik getan,
um Abweichungen von Messungen der Abgase
im Labor und im realen Fahrbetrieb zu verrin-
gern? Und gab es früher schon Hinweise auf ille-
gale Abschalteinrichtungen, und wie ist die Poli-
tik dagegen vorgegangen?
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Zweitens: Was hat die Politik nach dem Bekannt-
werden des VW-Skandals getan, um auf europäi-
scher Ebene die Einführung von Messungen im
Realbetrieb voranzutreiben?

Und drittens: Welchen Einfluss hat dabei die Au-
tomobilindustrie auf die Willensbildung - jeden-
falls, soweit ich es beurteilen kann - der Bundes-
regierung genommen?

Meine Damen und Herren, eine Vorbemerkung:
Ich werde heute weitgehend aus meiner Erinne-
rung berichten, das heißt, nicht wiedergeben, was
die Aktenlage hergibt. Natürlich habe ich mich in
Vorbereitung auf die Sitzung auch noch mal mit
Akten befasst, unter anderem, weil die Zeit als
Umweltminister relativ lange her ist. Aber ich
würde gerne zumindest bei meinem Eingangs-
statement - und will das auch versuchen nachher
so zu handhaben - aus meiner persönlichen Erin-
nerung berichten, weil ich glaube, es hilft nichts,
wenn ich Ihnen sozusagen die Aktenlage vor-
trage. Die kennen Sie im Zweifel besser als ich.
Dort, wo ich konkrete Daten sage, liegt es daran,
dass ich in der Aktenlage versucht habe, meine
persönliche Erinnerung einzuordnen - also sie ist
sozusagen dann von mir aufgesucht worden, zu
welchem Datum was passiert ist. Das, was ich
dazu vortrage, ist meine Erinnerung und nicht
das, was möglicherweise in den Akten zu finden
ist. - Ich glaube, das ist der angemessene Umgang
mit dem Untersuchungsausschuss.

Zum ersten Themenkomplex. Seit dem VW-Skan-
dal sind viele technische Begriffe wie „Abschalt-
einrichtung“, „Cycle Beating“ - also das Erken-
nen von Testzyklen - und „Thermofenster“ in al-
ler Munde. Heute kann man sich kaum vorstel-
len, dass einem diese Begriffe und Konzepte frü-
her unbekannt waren. Nach meiner Erinnerung
haben diese Begriffe vor dem VW-Skandal in
meinen Gesprächen keine Rolle gespielt. Natür-
lich war mir schon in meiner Amtszeit als Um-
weltminister - wie übrigens vielen anderen auch -
bekannt, dass es immer wieder Kritik etwa durch
die Deutsche Umwelthilfe gab, die sagte, die Er-
gebnisse der Messungen im Labor hätten wenig
mit den realen Werten zu tun. Diese Kritik war,
glaube ich, auch plausibel; denn selbst die Tech-
niker und Sachverständigen gaben zu, dass der

auf europäischer Ebene definierte Laborzyklus-
test NEFZ, also Neuer Europäischer Fahrzyklus,
genügend legale Möglichkeiten bot, um auch mit
schlechteren Werten diesen Test zu bestehen.

Uns war damals schon klar, dass wir hier etwas
tun müssen, um die Autos insgesamt umwelt-
freundlicher zu machen und Schlupflöcher zu
schließen. Bereits mit der Verordnung zur Ein-
führung der Euro-5- und Euro-6-Norm vom 20.
Juni 2007 wurden neue, niedrigere Grenzwerte
erlassen. In der Verordnung wurden die Herstel-
ler erstmals aufgefordert, dafür Sorge zu tragen,
dass die Grenzwerte auch unter normalen Fahr-
bedingungen eingehalten werden. Die Verord-
nung ließ aber offen, wie diese Realemissionen
gemessen werden sollten. Heute stellt man sich
zu Recht die Frage, warum es dann neun Jahre,
bis Mai 2016, gedauert hat, bis die RDE-Verord-
nung in Kraft getreten ist. Allerdings ist dabei zu
beachten, dass - meines Wissens nach jedenfalls -
die Technik zur Messung der Realemissionen bei
Pkw damals noch gar nicht vorhanden war bzw.
bei Pkw nicht einsetzbar war. Ein mobiles Mess-
verfahren im Straßenverkehr in der Fahrzeugzu-
lassung, wie es jetzt EU-weit eingeführt wird, war
zudem etwas völlig Neues, und Sie wissen, dass
wir auch jetzt eine sozusagen stufenweise Ein-
führung der RDE-Tests in Europa haben. Schon
damals war uns klar, dass solche Verhandlungen
auf der EU-Ebene Zeit brauchen würden. Sie ha-
ben dann ja auch erst im Jahr 2011 begonnen und
wurden im Februar 2016 abgeschlossen.

Konkret gestoßen bin ich auf das Problem, dass
es einen Unterschied gibt zwischen dem NEFZ
und Realemissionen, anhand einer ganz anderen
Thematik: Es ging um eine öffentliche Kontro-
verse über die Wirksamkeit von Partikelfiltern. In
der Fachöffentlichkeit ist damals darüber disku-
tiert worden, ob Rußpartikelfilter eigentlich sinn-
voll sind, weil sie quasi wie ein Zerstäuber wir-
ken. Vorher, ohne nachgeschaltete Rußpartikel
[sic!], ist zwar insgesamt mehr Ruß emittiert wor-
den. Dessen Partikelgrößen waren aber größer,
und es gab Wissenschaftler, die gesagt haben, das
ist ungefährlicher als eine Verringerung der Ruß-
partikel, allerdings eine drastische Verkleinerung
durch die Aufnahme in die Atemwege. - Das war
eine Fachdebatte, die damals geführt wurde.



Stenografisches Protokoll 18 I

5. Untersuchungsausschuss

18. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 16 von 176

Mein Vorgänger als Umweltminister, Jürgen
Trittin, hatte 2005 ein Programm initiiert, in dem
er sich dann allerdings auch entschieden hatte,
nämlich Nachrüstung von Rußpartikelfiltern
steuerlich zu fördern. Damals war die Debatte
über die Frage: Soll man eigentlich eine sozusa-
gen umfassende Nachrüstung mit sogenannten
geschlossenen Systemen, die, glaube ich, 80 oder
90 Prozent der Rußpartikel herausfiltern, ma-
chen? Oder - weil dafür nicht alle Fahrzeuge ge-
eignet waren und weil es letztlich auch um frei-
willige Formen ging - soll man einen steuerlichen
Anreiz setzen, auch offene Systeme anzubieten,
die nur circa 30 Prozent oder mindestens 30 Pro-
zent Wirkung hatten, um einfach in der Fläche
mehr Fahrzeuge, nämlich auch den alten Fahr-
zeugbestand, zu erreichen? Das war die damalige
Debatte, die in der Regierung, in der mein Amts-
vorgänger damals war, dazu geführt hat, dass
man ein Konzept vorgeschlagen hat zur steuerli-
chen Förderung auch einer Nachrüstung mit offe-
nen Systemen, weil sozusagen in dieser Abwä-
gung man sich dafür entschieden hat, lieber alle
Fahrzeuge zu erfassen als nur einen Teil, und
den Nachteil in Kauf genommen hat, dass die
Nachrüstung dann in Teilen nicht genauso gut
sei wie bei den geschlossenen Systemen.

Bald gab es dann allerdings Hinweise darauf,
dass einige der Nachrüstungskatalysatoren - übri-
gens bei weitem nicht alle - nach gewisser Zeit
unwirksam waren. Wir haben dann im Bundes-
umweltministerium Überlegungen angestellt, wie
diese Ungereimtheiten in einer umfassenden
Feldüberwachung überprüft werden können.
Eine solche Feldüberwachung konnte das Um-
weltministerium natürlich nicht im Alleingang
machen; denn zuständig dafür ist - jedenfalls,
wenn man es umfassend machen will - das Kraft-
fahrt-Bundesamt und der Verkehrsminister.
Meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter damals
im Umweltministerium haben deshalb Mitte De-
zember 2007 das zuständige Verkehrsministe-
rium darüber informiert, dass wir eine möglichst
umfassende Feldüberwachung der in Verkehr be-
findlichen Fahrzeuge wollten.

Um unsere Vorstellung besser umsetzen zu kön-
nen, wollten wir dem Verkehrsminister ein ferti-
ges Konzept präsentieren. Das hatte den Vorteil,

dass wir hier Akzente setzen konnten, auch wenn
das Umweltministerium selbst die Federführung
für diese Feldüberwachung nicht hatte - mir war
das jedenfalls wichtig. Wir haben deshalb das
Umweltbundesamt beauftragt, ein solches Kon-
zept auszuarbeiten. Bei dieser Feldüberwachung
ging es in erster Linie um die Messung von Ruß-
partikelfiltern im Dauerbetrieb. Das ist damals
das auch in der Öffentlichkeit meistdiskutierte
Thema gewesen. Aber natürlich ging es letztlich
auch um die Frage, wie man eigentlich die Ab-
weichungen zwischen realem Betrieb und den
Laboruntersuchungen zu bewerten hatte.

Ich komme jetzt zu einem Punkt, den Sie in Ih-
rem Einsetzungsbeschluss adressiert haben, von
dem ich aber damals jedenfalls keine Kenntnis
hatte. Nach meiner Erinnerung war das wie folgt:
Ich habe erst beim Aktenstudium im Zuge der
Vorbereitung auf die heutige Vernehmung gese-
hen, dass das Konzept der Feldüberwachung zu-
erst zwischen Umweltministerium und Umwelt-
bundesamt und später dem Verkehrsministerium
in einer Weise abgestimmt wurde, dass zumin-
dest in dem Vorschlag des UBA und des BMU
auch der Begriff „Cycle Beating“ vorkam. Ich sel-
ber habe davon damals keine Kenntnis gehabt;
habe das hier jetzt in der Akte das erste Mal gese-
hen. Es ist auch anders, als manchmal - -

Vorsitzender Herbert Behrens: Herr Minister,
entschuldigen Sie bitte. - Sie haben es wahr-
scheinlich eben vernommen: Jetzt ist die nächste
namentliche Abstimmung dran; die Debatte ist
gleich durch. Sie haben eben erwähnt, den drit-
ten Punkt ansprechen zu wollen. Wenn Sie dort
nach dem Wiedereinsetzen unserer Zeugenver-
nehmung fortsetzen würden, wäre ich Ihnen sehr
dankbar.

Zeuge Sigmar Gabriel: Vielleicht kann ich den
Punkt zu Ende ausführen? Der ist gleich fertig,
und dann - - Oder mir ist egal; ich kann auch - -

Vorsitzender Herbert Behrens: Nein, lassen Sie
uns richtig in Ruhe rübergehen, bevor jemand die
Chance verpasst, an der namentlichen Abstim-
mung teilnehmen zu können.
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Zeuge Sigmar Gabriel: Darf ich mal fragen: Ist
der Raum dann weiter geöffnet? Ich meine, dann
kann man hier in der Zwischenzeit mal ein biss-
chen arbeiten.

Vorsitzender Herbert Behrens: Das ist so, ja.

Zeuge Sigmar Gabriel: Okay. - Dann bleibe ich
hier und harre der Dinge, die da kommen.

(Zuruf der Abg. Dr. Valerie
Wilms (Bündnis 90/Die

Grünen))

- Ja. Aber ich habe mich, weil ich gedacht habe,
die Vernehmung wäre jetzt, drüben entschuldigt.
Das muss man beim Präsidenten als Minister
schriftlich machen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ich unterbreche
die Sitzung für die Dauer der Abstimmung und
bitte, wieder sofort nach der Abstimmung hier in
den Saal zurückzukommen.

(Unterbrechung von 12.51
bis 13.06 Uhr)

Vorsitzender Herbert Behrens: Kolleginnen und
Kollegen, wenn die Fraktionen wieder komplett
sind, dann würde ich die Sitzung ganz gerne fort-
setzen wollen. - Gut, dann fahren wir mit der
Zeugenvernehmung fort. - Herr Minister, Sie
haben weiterhin das Wort an der Stelle, wo ich
Sie unterbrechen musste. Bitte schön.

Zeuge Sigmar Gabriel: Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender. - Noch einmal, was ich eben schon gesagt
hatte: In meiner Erinnerung habe ich jedenfalls
das Thema Cycle Beating - - Damals bin ich nicht
darauf gestoßen. Aber jetzt, beim Aktenstudium,
gab es natürlich den Hinweis. Das Konzept der
Feldüberwachung wurde ja zuerst zwischen Um-
weltministerium und Umweltbundesamt und
später mit dem Verkehrsministerium abgestimmt.
Im Zuge dieser Abstimmung innerhalb meines
damaligen Hauses und zwischen uns und dem
Verkehrsressort zwischen Ende Januar und Ende
August 2008 wurde - so die Aktenlage - das Kon-
zept wiederholt angepasst und verändert.

Es gibt einen Presseartikel, in dem wird die Ver-
mutung formuliert, die Politik hätte schon da-
mals konkrete Kenntnis von illegalen Abschalt-
einrichtungen gehabt und wir hätten eine Aufklä-
rung verhindert. Das ist falsch. Was es gab, war
der von der Deutschen Umwelthilfe geäußerte
Verdacht, dass der Hinweis auf Ungereimtheiten
bei CO2-Messungen und der Wirksamkeit von
Rußpartikelfiltern existiert hat. Und genau darauf
haben wir damals reagiert: Aus den Akten wird
deutlich, dass die Tests zu Cycle Beating in dem
Konzept der Feldüberwachung allerdings auf
Wunsch des UBA und auch meines Hauses ent-
halten waren. Sie waren in der finalen Fassung
des Konzepts als Option vorgesehen, wenn es
konkrete Hinweise auf Abschalteinrichtungen
bzw. auf Cycle Beating gab. Das Projekt der Feld-
überwachung war von mir angeregt und vorange-
trieben worden. Gemacht worden ist es dann al-
lerdings, wenn ich das richtig weiß, erst in der
Zeit, nachdem ich nicht mehr Umweltminister
war. Ich kann insofern auch nichts darüber sa-
gen, was dann dort stattgefunden hat. Ich habe zu
dieser Zeit jedenfalls keine Kenntnis von illega-
len Abschalteinrichtungen gehabt.

Das Projekt Feldüberwachung lief dann von 2010
bis September 2014, also nach meiner Zeit im
Umweltministerium. Ich habe keine unmittelba-
ren Kenntnisse aus der Zeit als Umweltminister,
ob Fahrzeuge damals auf Abschalteinrichtungen
getestet worden sind. Erst in der Vorbereitung
zur heutigen Sitzung ist in den Akten aufge-
taucht, dass es keine Fahrzeuge gab, die darauf
getestet wurden. Die Option darauf hatten wir al-
lerdings damals, zu meiner Zeit, ermöglicht.

Zum zweiten Themenkomplex: Was hat die Poli-
tik nach dem Bekanntwerden des VW-Skandals
getan? Unmittelbar nach dem Bekanntwerden des
VW-Skandals hat der Kollege Dobrindt eine Un-
tersuchungskommission eingesetzt. Ich habe das
für richtig gehalten. Er war zuständig. Ich war
mir auch sicher, dass er alles daransetzen würde,
um schonungslos aufzuklären. Deswegen habe
ich die alleinige Verantwortung des Verkehrsmi-
nisters, die, sagen wir mal, nach der Geschäfts-
ordnung der Bundesregierung natürlich existiert,
für die Untersuchungskommission nicht infrage
gestellt. Ich hatte auch keinen Grund dazu.
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Wir hatten weder Einfluss auf den Inhalt der Un-
tersuchungen noch auf die Besetzung der Kom-
mission. Bis zum Schluss wurden wir nicht über
die Ergebnisse oder über Zwischenergebnisse in-
formiert. Deswegen - und das müsste sich eigent-
lich in den Akten finden - hat das Bundesum-
weltministerium in Absprache mit dem Wirt-
schaftsministerium und dem Justizministerium
auf Staatssekretärsebene mit einem Brief um
diese Erkenntnisse gebeten. Daraufhin wurden
die Staatssekretäre nach meinem Kenntnisstand
mündlich vom BMVI unterrichtet. Die Einzelhei-
ten haben wir dann zeitgleich mit der Öffentlich-
keit erfahren. Für die in der vergangenen Woche
in den Medien dargestellten Vorwürfe, dass an-
geblich der Bericht gekürzt oder geschönt wurde,
habe ich jedenfalls keine Anhaltspunkte.

Eine andere zentrale Frage ist, was die Bundesre-
gierung und mein Haus getan haben, um auf eu-
ropäischer Ebene die gesetzlichen Regelungen für
die Typenzulassung voranzubringen. Für die hier
infrage stehenden Abgasvorschriften ging es kon-
kret um die Entwicklung weg von dem veralteten
Labortestverfahren NEFZ hin zu den beiden sich
ergänzenden Messverfahren - jetzt wird es tech-
nisch - Worldwide Harmonized Light Vehicles
Test Procedure, WLTP, im Labor und der Real
Driving Emissions, RDE, als Messung im Realbe-
trieb. Der Abschluss der WLTP-Verhandlungen
in diesem Jahr ist aus meiner Sicht ein Erfolg un-
serer gemeinsamen Anstrengungen in Brüssel,
auch gerade im Lichte des VW-Skandals: Wir
sind endlich zu den lang diskutierten Regelungen
gekommen. Die Verhandlungen zu den RDE sind
komplexer und wurden deshalb in vier Pakete
unterteilt. Ich kann Ihnen versichern, dass mein
Haus sich in den Verhandlungen sehr dafür ein-
gesetzt hat, dass wir die einzelnen Pakete in
Brüssel unverzüglich abschließen.

Bei den Verhandlungen in Brüssel muss man
wiederum zwei Ebenen unterscheiden: die Ver-
handlungen zwischen den Mitgliedstaaten im
Technischen Ausschuss und die Beratungen im
Europäischen Parlament. Die im Ausschuss sehr
technisch und detailliert diskutierten Messwert-
regelungen müssen auch vom Europäischen Par-
lament gebilligt werden. Im Technischen Aus-
schuss TCMV konnten die vielfältigen Interessen

der unterschiedlichen Mitgliedstaaten nur durch
einen komplexen Gesamtkompromiss zusammen-
geführt werden. Aus meiner Sicht wäre es eine
Katastrophe gewesen, wenn wir ausgerechnet
nach dem VW-Skandal in Europa wieder entwe-
der gar keine Regelung oder eine wesentlich spä-
tere Regelung bekommen hätten. Daher hat sich
mein Haus über alle Hierarchieebenen hinweg
dafür eingesetzt, dass die Beratungen zügig und
zielorientiert geführt werden.

Als wesentlicher Dreh- und Angelpunkt ent-
puppten sich bald die sogenannten Konformitäts-
faktoren im RDE-Prüfverfahren. Der Konformi-
tätsfaktor, der sich im Laufe der Jahre auch ver-
schärft, gibt an, um wie viel die real gemessenen
Emissionen von dem Grenzwert für den Labor-
prüfstand abweichen dürfen. Über die Höhe der
Faktoren gingen die Meinungen in den europäi-
schen Mitgliedstaaten sehr weit auseinander. Es
war nicht ganz einfach, manche Länder von zum
Teil überzogenen Forderungen, also Aufweichun-
gen des Faktors, abzubringen. Aus diesem Grund
ist eine zweijährige Übergangsregelung mit einem
höheren Konformitätsfaktor am Anfang aus mei-
ner Sicht bis heute vertretbar und auch zielfüh-
rend. Ansonsten hätten wir vermutlich noch jetzt
keine Regelung.

Es war dadurch möglich, mit der zweiten Stufe
strengere Grenzwerte einzuführen. Gerade in ei-
ner Branche, in der die Produktentwicklung zwi-
schen fünf und acht Jahre in Anspruch nimmt, ist
eine Umsetzung mit einem Vorlauf von weniger
als zwei Jahren - um es vorsichtig zu formulieren
- extrem ambitioniert. Ich habe Verständnis da-
für, dass entweder die Übergangs- oder Karenz-
zeit so bemessen sein muss, dass hierauf seitens
der betroffenen Industrie auch noch adäquat rea-
giert werden kann. Ganze Fahrzeugmodelle mit
einem Federstrich der Politik quasi unverkäuf-
lich werden zu lassen, ist, glaube ich, keine
ernsthaft in Betracht kommende Lösung. Man
muss sich auch einmal überlegen, dass wir
gleichzeitig neben dem Thema Sicherung von
Umwelt und Gesundheit auch über Hunderttau-
sende Arbeitsplätze in der Industrie diskutieren -
von der Zulieferindustrie ganz zu schweigen.
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Das Wirtschaftsministerium hat sich für umsetz-
bare Grenzwerte und Konformitätsfaktoren einge-
setzt und diese im Vorfeld zu den Brüsseler Ver-
handlungen im Ressortkreis hier in Deutschland
eingebracht. Aus diesem Grund haben wir uns
mit dem Umweltministerium darauf geeinigt,
dass eine gemeinsame Verhandlungslinie sich
auf einem Konformitätsfaktor unter 2 bewegen
sollte. Schließlich hat die Kommission dann aber
einen Wert von 2,1 für die erste Stufe ab 1. Sep-
tember 2017 und 1,5 ab Januar 2020 für die
zweite Stufe vorgeschlagen. Das kam nicht auf
Druck aus Deutschland zustande. Die Kommis-
sion kam vielmehr mit einem neuen Kompro-
missvorschlag, mit dem sie denjenigen Mitglied-
staaten entgegenkam, die wesentlich schlechtere
Werte gefordert haben, z. B. 2,5: Italien, Tsche-
chien, Österreich, Spanien, Bulgarien, Ungarn,
Rumänien. Am Ende gab es nur die Niederlande,
die den Kompromissvorschlag der Kommission
als zu hoch empfunden haben, und Tschechien,
das ihn nach wie vor für zu niedrig hielt. Damit
waren wir übrigens auch weit über den Forde-
rungen des Europäischen Verbandes der Automo-
bilhersteller, ACEA, der am Ende immer noch ei-
nen Faktor von über 3 gefordert hat. Ein Nachge-
ben im Sinne der Autoindustrie hat es also nicht
gegeben.

Nach der Verabschiedung der Verordnung im
Technischen Ausschuss ergab sich die nächste
Herausforderung: Der hart erarbeitete und
schlussendlich beschlossene Kompromiss fiel ei-
nige Wochen später im Umweltausschuss des Eu-
ropaparlaments durch. Das Ziel der Bundesregie-
rung war es aber - erst recht nach dem VW-Skan-
dal -, auf jeden Fall noch im Jahr 2016 das zweite
Verordnungspaket zu verabschieden. Ich habe
deshalb auch persönlich Gespräche mit EU-Abge-
ordneten geführt, um die Änderung der Gesetzes-
lage doch noch zu ermöglichen, um 2016 das Pa-
ket unter Dach und Fach zu bekommen.

Damit komme ich zum dritten Themenkomplex,
der Rolle der Autoindustrie. Grundsätzlich gilt:
Wir sind gut beraten, allen technischen Sachver-
stand zu nutzen, um zu prüfen, was wir in Brüs-
sel oder sonst wo in Gesetzesform gießen. Dazu
gehört wissenschaftlicher Sachverstand, der der

NGOs, der Umweltverbände, aber natürlich ge-
nauso die Kenntnis aus der Praxis von Herstel-
lern - alles zusammen muss von uns in Betracht
gezogen werden. Hinzu kommt, dass wir uns
klarmachen müssen, welche wirtschaftspoliti-
schen Folgen oftmals daran geknüpft sind, wie
schnell Grenzwertanforderungen - um bei unse-
rem Beispiel zu bleiben - realistisch auch umge-
setzt werden können und was im Zweifel nur auf
dem Papier sein wird. Was ist technisch heute
und vor allen Dingen in mehreren Jahren mög-
lich, und dies, ohne den jeweiligen Produktions-
standort und insbesondere davon abhängige Ar-
beitsplätze zu gefährden? Denn alles, was sozusa-
gen zu Schwierigkeiten führt, zahlen Beschäftigte
mit ihren Arbeitsbedingungen. Als Wirtschafts-
ministerium und als Industrieministerium ist das
jedenfalls unsere Aufgabe. Andere Ressorts, bei-
spielsweise das Umweltministerium, haben an-
dere Schwerpunkte. Das ist ein ganz normaler
Vorgang, dass wir in einer Auseinandersetzung
zwischen den Ressorts nach gemeinsamen Wegen
suchen.

Aber auch als Umweltministerium war es wichtig
damals, Ziele für den Klimaschutz in Bahnen zu
lenken, bei dem wir ökologische Industriepolitik
betreiben und nicht keine Industriepolitik. Dazu
stehe ich auch heute noch. Wir haben intensive
Gespräche mit der Autoindustrie genauso geführt
wie mit Umweltverbänden und NGOs, mit Wis-
senschaft. Die Ergebnisse dieser Gespräche haben
wir immer geprüft und gewertet; da spielte auch
das BMUB eine starke Rolle. Dieser Prozess fand
statt, bevor wir mit unseren Ressortkollegen eine
gemeinsame Linie für Brüssel verabredet haben.
Aber das ist etwas, was Sie mit Sicherheit auch
in den Akten herausfinden können: dass wir es
uns nicht inhaltlich leicht gemacht haben inner-
halb des Ressortkreises. Im Ergebnis waren wir
bemüht, in den entsprechenden Gremien eine ge-
meinsame Linie zu vertreten: der Bundesregie-
rung.

Lassen Sie mich einige zentrale Aussagen ab-
schließend zusammenfassen: Es gab schon 2007
die Kenntnisse, dass die offiziell unter Laborbe-
dingungen gemessenen Abgas- und Verbrauchs-
werte von den real gemessenen Werten abwi-
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chen. Schon in meiner Zeit im Umweltministe-
rium hatten wir deshalb unsere Leute gebeten,
diesem Missstand auf den Grund zu gehen und
andere Verfahren voranzutreiben. Als nicht zu-
ständiges Ressort war unser Mittel der Wahl ein
umfassendes Feldüberwachungskonzept, das lei-
der erst nach meiner Zeit im Umweltministerium
gemeinsam mit dem BMVI dann auch umgesetzt
wurde. Ich habe aber damals - letztlich erst bis zu
der Debatte jetzt - nicht gewusst, dass es auch raf-
finierte Software gegeben hat, um den Labortest-
zyklus sehr gezielt betrügerisch zu manipulieren.
Ehrlich gesagt, wenn man Kenntnisse des Han-
delns von VW nicht hätte, würde man vermutlich
heute noch das auf eine - - sagen wir mal, ab-
surde Idee kommen, dass Industrievertreter eines
solchen Unternehmens derartig versuchen,
Grenzwerte zu umgehen.

Mit dem Blick und dem Wissen von heute hätten
wir natürlich 2007 schon mehr veranlassen müs-
sen. Man fragt sich dann immer - und das tue ich
auch -: Waren wir misstrauisch genug, hartnäckig
genug, um zu verhindern, was letztlich riesigen
Schaden nicht nur für Verbraucher und Umwelt,
sondern gerade auch für die Arbeitnehmer und
den Hersteller zustande gebracht hat? Aber wenn
wir ehrlich bleiben und nicht hinterher so tun,
als seien wir schlauer gewesen, als es damals
möglich war, dann müssen wir auch sagen: Nie-
mand war damals dazu in der Lage, Beweise für
den Verdacht zu liefern, unter anderem auch,
weil es die heutigen Verfahren zur Messung des
Stickoxidausstoßes während der Fahrt mit Pkw
nicht gab. Das muss man auch wissen. Deswegen
haben wir damals ja eine Debatte geführt über
Rußpartikel im Wesentlichen und natürlich über
Verbrauchswerte.

In meiner Ministerzeit als Bundesminister für
Wirtschaft und Energie habe ich mich nach dem
18. September 2015 für die rückhaltlose Aufklä-
rung und für eine schnelle Einführung der Mes-
sungen im Realbetrieb eingesetzt. Deshalb habe
ich Ihnen hier auch eine tabellarische Auflistung
meiner Gespräche mit der Autoindustrie zwi-
schen Anfang 2014 und November 2016 mitge-
bracht, weil wir natürlich dort Gespräche geführt
haben. Ich vermute, dass es für Sie hilfreich ist,

sozusagen diese Termine und die Gesprächsteil-
nehmer zu bekommen. - Ich weiß nicht; es gibt
sicherlich ein Ausschusssekretariat, dem ich das
geben kann.

(Der Zeuge übergibt ein Schriftstück)

Was dort nicht draufsteht, Herr Vorsitzender,
sind Telefonate, weil es zum Teil Telefonate ge-
geben hat, die wir nicht sozusagen im Terminka-
lender angekündigt haben. Deswegen wäre eine
Liste von Telefonaten jedenfalls nicht vollstän-
dig. Wenn Sie die trotzdem noch haben wollen,
können wir dann mit dem Vorbehalt, dass es eine
unvollständige Liste ist, weil manchmal telefo-
niert man sozusagen, ohne dass man da großar-
tige Vorbereitungen im Büro organisiert, das na-
türlich auch noch nachliefern. - Das jedenfalls
sind die Gespräche, die ich geführt habe unmit-
telbar nach dem Bekanntwerden des Skandals.

Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, das
zur Einleitung, und jetzt stehe ich selbstverständ-
lich gerne für Ihre Fragen zur Verfügung. - Vielen
Dank.

Vorsitzender Herbert Behrens: Herzlichen Dank,
Herr Gabriel, für die Ausführungen, die sicher-
lich schon einige Fragen auch beantworten, die
wir sonst hätten aufrufen wollen. Gleichwohl
sind, Sie haben es gesagt, bestimmte Fakten be-
kannt und Ihnen auch noch mal nach dem Ak-
tenstudium präsent geworden, und uns geht es ja
auch darum, zu erkennen, ob mit dem Blick zu-
rück wir möglicherweise auf Strukturen stoßen,
die dazu beigetragen haben, dass es erst zu die-
sem Abgasskandal kommen konnte. Darum insis-
tieren wir insbesondere bei unseren Zeugenbefra-
gungen auch darauf: Welche Schlussfolgerungen
sind aus bestimmten Informationen gezogen wor-
den? Oder hat man sie einfach zur Kenntnis ge-
nommen oder sie in die Ablage gepackt? Sie ha-
ben zu einigen Dingen bereits Stellung genom-
men.

Sie haben auch bereits erwähnt, dass Sie, als Sie
sehr engagiert eingestiegen sind in die Untersu-
chung, in die Feldüberwachungsstudie, wo Sie
auch dann in Ihrem Konzept vorgesehen haben,
in Verdachtsfällen zu prüfen - - Sie haben eben
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gesagt, diese Option haben Sie nicht wahrgenom-
men. Meine Frage an Sie ist, warum möglicher-
weise nach Ihrer Erinnerung heute keinen Ver-
dachtsfällen nachgegangen worden ist.

Zeuge Sigmar Gabriel: Herr Vorsitzender, nur
dass kein Missverständnis auftritt: Die Tatsache,
dass in diesen damaligen Vorschlägen des Um-
weltbundesamts und meines damaligen Hauses
die Untersuchung von sogenannten Cycle-Bea-
ting-Fällen - damit ist ja nach meinem Eindruck
der Versuch, sozusagen auf Rollenprüfständen zu
erkennen: „Ich bin in einem Rollenprüfstand“,
und damit arbeitet das Fahrzeug anders als
ohne - - dass ich das jedenfalls nicht wusste. Es
stand, wie ich sehe - daraus kann man nur erken-
nen, dass die Mitarbeiter des Umweltministeri-
ums und des UBA vernünftig gearbeitet haben -,
aber in dem Vorschlag und ist dann auch am
Ende in dem gemeinsamen - das haben wir dem
Verkehrsministerium vorgelegt - Vorschlag ent-
halten geblieben. Warum dann das nicht getestet
wurde, dazu kann ich nichts sagen, weil das nach
meiner Amtszeit war. Und ich glaube, es macht
Sinn, dass ich nur über Tatsachen, die ich kenne,
etwas sage und nicht über Vermutungen. Ich
kann dazu nichts sagen, warum von dieser Op-
tion später, als dann die Feldüberwachung, nach
meiner Amtszeit, endlich stattgefunden hat, kein
Gebrauch gemacht worden ist; das weiß ich
nicht.

Vorsitzender Herbert Behrens: Einige Zeugen-
aussagen, die wir hier bekommen haben, haben
bei mir den Eindruck erweckt, dass das Umwelt-
ministerium sehr wohl der Treiber gewesen ist -
Sie haben es auch eben noch mal dargestellt -,
um dahin zu kommen, dass man strengere Kon-
trollen und auch Regelungen schaffen muss zur
Reduzierung der Abgasemissionen. Können Sie
uns bitte auch noch mal über diesen Aushand-
lungsprozess etwas sagen? Sie haben darauf hin-
gewiesen: Sie waren nicht federführend, sondern
das Bundesministerium für Verkehr, damals
noch BMVBS. - Mit welchen Argumenten konn-
ten Sie sich denn nicht durchsetzen? Warum ha-
ben Sie denn das, was uns der Kollege Steinkem-
per mitgeteilt hat - - Das ist, wo er schreibt, „die
Begeisterung, dieses Vorhaben anzugehen, war

nicht übermäßig ausgeprägt“ beim Verkehrsmi-
nisterium. - Das ist das Protokoll 10-1, Seite 79. -
Das ist ja erst mal das eine, dass man nicht be-
sonders begeistert ist. - Was waren die Maßnah-
men, oder was waren die Gegenargumente sozu-
sagen: „Das machen wir auf jeden Fall nicht“?

Zeuge Sigmar Gabriel: Ich kann Ihnen nur sagen,
es gab zwei Auseinandersetzungen. Es gab eine
Auseinandersetzung, die mir sehr präsent ist,
weil es eine war zwischen dem Umweltbundes-
amt und dem damaligen Abteilungsleiter Herrn
Friedrich und dem Abteilungsleiter im Umwelt-
ministerium. Da ging es im Kern um die Frage,
die ich vorhin schon aufgeworfen hatte: Soll man
überhaupt Nachrüstungspartikelfiltersysteme, of-
fene, zulassen oder nicht? Und da Herr Friedrich
schon zu Zeiten von Jürgen Trittin dagegen ge-
kämpft hat, hat er dann, als das beschlossen war,
den Kampf auch bei mir fortgesetzt. Und die Aus-
einandersetzung zwischen den beiden Mitarbei-
tern, einer bei mir im Haus und ihm, hat - ich
sage das mal zurückhaltend; Sie können das in
einem Protokoll einer Sondersitzung des Um-
weltausschusses und des Verkehrsausschusses
nachlesen - spezielle Formen angenommen, die
ich dann als Minister irgendwann unterbunden
habe. Da sind Nachhutgefechte geführt worden
über die Frage: Soll man denn eigentlich offene
Systeme zulassen oder nicht?

Parallel dazu ist es so, dass das Verkehrsministe-
rium von uns von der Feldüberwachung und den
Inhalten überzeugt werden musste. Welche Argu-
mente in der Ebene der Fachabteilungen ausge-
tauscht wurden, das kann ich Ihnen nicht sagen;
das weiß ich nicht. Möglicherweise finden sie
sich in den Akten wieder. Auf meiner Ebene war
es immer nur so, dass wir versucht haben, zeit-
lich schneller zu werden, weil wir - - oder ich je-
denfalls die Vorgänge, die dort abliefen, für au-
ßerordentlich langsam empfunden habe. Das, was
mir in Erinnerung ist, ist, dass natürlich das Ver-
kehrsministerium gesagt hat, dass sie die Dinge
überprüfen wollen in der Feldüberwachung, die
sozusagen im Zulassungsverfahren bei der Ty-
penzulassung Gegenstand der Zulassung oder der
Nichtzulassung gewesen wären, das Argument:
Ich kann eigentlich in der Feldüberwachung nur
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prüfen, was Gegenstand der Typzulassung gewe-
sen ist. - Das ist in meiner Erinnerung so gewe-
sen.

Das ist sozusagen eine der Auseinandersetzun-
gen, und das Umweltministerium hat auf Vor-
schlag des UBA darüber hinausgehende Vor-
schläge gemacht. Wie weit die dann am Ende
Eingang in die Feldüberwachung gefunden ha-
ben, noch mal, kann ich nicht sagen, weil das
nach meiner Amtszeit im Verkehrsministerium
erst umgesetzt wurde. Fachlich zuständig war
das KBA. Ich meine, es werden auch Gebühren
erhoben bei einer solchen Feldüberwachung; das
weiß ich jetzt nicht mehr ganz genau. Und des-
wegen hat natürlich der Verkehrsminister immer
Wert darauf gelegt, dass jedenfalls das, was er
veranlasst, dann auch nicht irgendwie angegrif-
fen werden kann, sondern sich immer kon-
zentriert auf die Frage, was bei der Typzulassung
denn geprüft wurde. - Das ist aus meiner Erinne-
rung eine der Debatten gewesen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann klären Sie
mich doch noch mal bitte auf über die Zuständig-
keiten, damit ich auch nachvollziehen kann, was
unter Umständen von Ihnen als Umweltminister
hätte beeinflusst werden können. Also, wie wa-
ren da die Zuständigkeiten zwischen Umweltmi-
nisterium und Verkehrsministerium in Bezug auf
die Frage „Typgenehmigungsverfahren und Kon-
trolle der im Verkehr befindlichen Fahrzeuge“
verteilt? Hatten Sie da einen Einfluss drauf und,
wenn ja, in welcher Weise?

Zeuge Sigmar Gabriel: Nein. Meinem Kenntnis-
stand nach ist das eine ausschließliche Aufgabe
des KBA und damit in der Zuständigkeit des Ver-
kehrsministers. Wir mussten ja sozusagen ein
bisschen - indem wir selbst die Vorarbeit leisten;
ich glaube, wir haben damals auch Teile der Kos-
tenübernahme gemacht; ich meine, wir hätten
beim Umweltforschungsplan Mittel eingestellt -
durch Angebote das Verkehrsministerium dazu
bewegen, diese Frage gemeinschaftlich mit uns
zu regeln. Ich glaube, formal - aber das wird ja
heute nicht anders sein - ist das Umweltministe-
rium dafür nicht zuständig.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und dieses Ange-
bot auch mit entsprechender Expertise wurde
aber nicht aufgegriffen oder direkt abgelehnt?

Zeuge Sigmar Gabriel: Nein, das stimmt nicht.
Also in meiner Erinnerung haben die durchaus
fachlich einen großen Austausch gehabt. Aber
dazu müsste man die damals fachlich zuständi-
gen Beamten fragen. Nach meinem Kenntnis-
stand ist es nicht so gewesen, dass das Verkehrs-
ministerium Nein gesagt hat.

Vorsitzender Herbert Behrens: Also sie waren
nach Ihrer Erinnerung daran beteiligt, auch ein
Stück das Regelwerk weiter zu entwickeln, weil
sie festgestellt haben: „Das bis dahin geltende Re-
gelwerk taugt nicht“?

Zeuge Sigmar Gabriel: Sie meinen, ob das Ver-
kehrsministerium das - -

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja.

Zeuge Sigmar Gabriel: Das kann ich Ihnen nicht
sagen; das weiß ich nicht.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann würde ich
ein paar Fragen stellen wollen zur Ihrer Amtszeit
als Wirtschaftsminister: Hat sich Ihre Sicht auf
das Thema Verkehrsemissionen verändert, nach-
dem Sie Wirtschaftsminister wurden - jetzt unab-
hängig davon, dass es diesen großen Abgasskan-
dal im Jahr 2015 gegeben hat?

Zeuge Sigmar Gabriel: Dem Prinzip nach nicht,
nein.

Vorsitzender Herbert Behrens: Sie haben erklärt,
dass Sie mit großem - - dass Sie sehr erschrocken
reagiert haben, als die Enthüllung bzw. die
Selbsterklärung von VW in den USA, dass sie il-
legale Software verwendet haben - - dass Sie das
als ziemlich herausfordernde Situation empfun-
den haben. Waren Sie über diese Reaktion hinaus
auch direkt einbezogen in die Arbeit der Untersu-
chungskommission des Verkehrsministers an der
einen oder anderen Stelle?

Zeuge Sigmar Gabriel: Nein. - Herr Dobrindt und
ich haben natürlich ab und zu telefoniert oder
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uns am Rande des Kabinetts unterhalten, wie es
da weitergeht. Aber weder Untersuchungsauftrag
noch Zusammensetzung der Kommission oder
Ergebnisse sind mir damals bekannt geworden.

Vorsitzender Herbert Behrens: Aber wenn Sie
nachgefragt haben, wie es denn weitergeht, dann
haben Sie sich schon danach erkundigt, in wel-
cher Weise dort untersucht wird und wer unter-
sucht wird?

Zeuge Sigmar Gabriel: Nein, das nicht, sondern
ich habe - - Es waren in der Regel kurze Gesprä-
che, bei denen mir Herr Dobrindt erläutert hat,
dass er sozusagen an dem Thema mit Hochdruck
arbeitet. Ich hatte auch keinen Zweifel daran,
dass das stimmt.

Vorsitzender Herbert Behrens: Sie haben keine
weiteren Hinweise darauf gegeben, auch zu be-
denken - Sie haben es vorhin gesagt: die Automo-
bilindustrie ist der Player industriepolitisch -,
dass dort besondere Aufmerksamkeit auch drauf
gelenkt wird?

Zeuge Sigmar Gabriel: Noch mehr Aufmerksam-
keit als nach dem VW-Skandal ging kaum noch.

Vorsitzender Herbert Behrens: Nein, ich meine
spezielle Hinweise darauf. Es ging ja einmal da-
rum, festzustellen: „Inwieweit war es möglich,
überhaupt illegale Software einzubauen?“, festzu-
stellen, wie viele Fahrzeuge davon betroffen sind.
Aber der Umgang, der ließ ja durchaus offen, in
welcher Weise dort agiert werden soll - ob man
mit schärferen Grenzwerten, schärferen Kontrol-
len reagieren muss oder ob es da besondere Auf-
merksamkeiten geben muss.

Zeuge Sigmar Gabriel: Ich glaube, es sind zwei
unterschiedliche Dinge: Das eine, was Herr
Dobrindt, glaube ich, mit großem Engagement ge-
macht hat, ist aufklären: Was hat da stattgefun-
den? - Die Frage der Grenzwertkontrolle oder der
Grenzwertsetzung ist eine Debatte, die wir alle
miteinander in der Europäischen Union zeit-
gleich zum Thema WLTP und RDE geführt ha-
ben. Und da war eher unsere Auffassung, dass es
Deutschland hilft, wenn wir jetzt schnell zu Er-
gebnissen kommen, was die neuen Prüfverfahren

angeht, und nicht, dass das wieder - das war ja
nun schon eine elend lange Debatte - durch das
Unvermögen der Mitgliedstaaten, sich zu verstän-
digen, auf die lange Bank geschoben wird.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ich frage auch
deshalb nach diesen Kontakten oder nach diesen
Gesprächen zwischen Ihnen und Verkehrsminis-
ter Dobrindt, weil wir in den Akten den Hinweis
haben, dass Sie sehr zügig dann auch ein Ge-
spräch mit Dr. Winterkorn haben wollten. Dieses
wurde jedoch abgesagt, und zwar am 16. Septem-
ber 2015. Das war noch vor dem Aufkommen der
Aussage. Dann hat es mit Schreiben vom 15. Ok-
tober 2015 eine Meldung an Matthias Müller ge-
geben, direkt an Sie. - Das ist MAT BMWi-2-1,
Ordner 1, Blatt 284 ff. - Und in dem im BMWi an-
gefertigten Briefentwurf heißt es zu diesem
Schreiben:

Bei dem Brief handelt es sich um
eine sehr allgemein gehaltene
Nachricht ohne Neuigkeiten. Die
Schilderung geht über den
bekannten Sachverhalt nicht
hinaus. Es wird daher
vorgeschlagen, nur kurz und
allgemein zu antworten.

Das war das eine. - Und dann wird in dem Brief-
entwurf an Herrn Müller aber auch vorgeschla-
gen, dass man weitere - - Wie heißt das hier? - Im
Dezember 2015 erreichte dann Sie ein Schreiben
von Herrn Müller, in welchem dieser die Folge-
rung darstellt, die VW aus dem Abgasskandal zie-
hen möchte.

Das war, wie gesagt, schon Dezember 2015, drei
Monate, nachdem dann die Untersuchungskom-
mission ihre Arbeit aufgenommen hatte. - Kön-
nen Sie sich an Inhalte dieser Gespräche erin-
nern, die für die Aufklärung des Falls erforder-
lich sind?

Zeuge Sigmar Gabriel: Also, wenn es dort einen
Gesprächsver- - einen Terminvermerk gibt für ein
Gespräch mit Herrn Winterkorn vor dem Auf-
kommen des Abgasskandals - so habe ich Sie
eben verstanden -, -
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Vorsitzender Herbert Behrens: Ja, genau, am 16.
September.

Zeuge Sigmar Gabriel: - dann hat es mit dem Ab-
fall- - mit dem Abgasskandal nichts zu tun ge-
habt. Es gab natürlich ganz regelmäßige Gesprä-
che, die ich immer wieder mit den unterschiedli-
chen Repräsentanten der deutschen Autoindus-
trie geführt habe. Ich glaube nicht, dass das einen
Zusammenhang gehabt hat. Ich kann mich auch
nicht daran erinnern, dass der abgesagt - - Ich
weiß es einfach nicht mehr. Mag sein, dass es da
einen Termin gegeben hat. Aber dass der im Zu-
sammenhang mit dem Abgasskandal gewesen sei,
wenn der noch gar nicht bekannt war, das halte
ich für ausgeschlossen.

Das Zweite ist ein Schreiben von wem an wen?
Das habe ich nicht verstanden. Ich habe einen
Brief irgendwann an Herrn Müller geschrieben, als
der im Amt war, und habe ihm geschrieben: Ich
erwarte eine schonungslose Offenlegung dessen,
was da passiert ist. - Das Schreiben müsste - -
Wenn es nicht in Ihren Akten ist, liefern wir das
gerne.

Vorsitzender Herbert Behrens: Doch, das ist hier
in den Akten. Das ist das vom 16. November, und
das hat hier die MAT-Nummer BMWi-2-1, Ord-
ner 1, Blatt 288. - Nein, ich wies auf das andere
Schreiben hin: Im Dezember 2015 erreichte Sie
ein weiteres Schreiben von Herrn Müller, in dem
er darlegt, welche Forderungen - - welche Folge-
rungen sich seitens VW aus dem Abgasskandal
ergeben würden. - Das ist das Material BMWi-2-1,
Ordner 3, Blatt 169. - Aber an dieses Schreiben
können Sie sich jetzt so nicht erinnern?

Zeuge Sigmar Gabriel: Na, wenn Sie es mir ge-
ben, dann - - Was soll ich jetzt zu dem Schreiben
sagen? Da hat der Müller mir das mitgeteilt, was
er öffentlich auch mitgeteilt hat.

Vorsitzender Herbert Behrens: Er nimmt Bezug
auf die Folgerungen, die VW aus den bis dahin
erfolgten Messergebnissen und Untersuchungen
ziehen würde. - Es wird gerade der Brief heraus-
gesucht.

(Dem Zeugen wird ein
Schriftstück vorgelegt)

Zeuge Sigmar Gabriel: Na ja, das Schreiben hat
anderthalb Seiten. Also, das sieht mir ein biss-
chen nach einem Schreiben aus, das die Abtei-
lung Öffentlichkeitsarbeit Herrn Müller vorge-
schlagen hat, um es an alle möglichen Leute zu
schicken. Also sehr detailliert ist das hier ja
nicht. Ich meine, ich kann es jetzt gerne noch mal
lesen, aber ich vermute, in den Zeitungen stand
damals mehr über die Konsequenzen als in dem
Brief hier.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. Ja, das ist
nicht ausgeschlossen. - Gut, das wäre es erst mal
von meiner Seite. Ich gebe das Wort an die
CDU/CSU-Fraktion.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU): Vie-
len Dank, Herr Vorsitzender. - Sehr geehrter Herr
Bundesminister Gabriel, Sie hatten eben in den
ausführlichen Einleitungsbemerkungen Folgendes
gesagt - wenn ich das richtig verstanden habe -,
dass Sie als Bundesumweltminister die Voraus-
setzungen dafür geschaffen haben, Abschaltein-
richtungen zu prüfen - wenn ich es richtig ver-
standen habe. Das wäre noch mal relevant. - Kön-
nen Sie das noch mal sagen, welche Vorausset-
zungen Sie da genau als Umweltminister geschaf-
fen haben? Und war es die Überprüfung von Ab-
schalteinrichtungen ganz allgemein, oder war es
die Überprüfung von möglichen Zykluserken-
nungen?

Zeuge Sigmar Gabriel: Also, gemeint ist damit
die Aufnahme einer solchen Prüfung für Cycle
Beating in der Feldüberwachung. Ich habe nicht
gesetzlich irgendwas geschaffen, sondern wir ha-
ben einen Vorschlag an das Verkehrsministerium
geschickt. Das steht in den Akten; nur aus Kennt-
nis der Akten weiß ich das jetzt. Das haben offen-
sichtlich meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
damals klug gemacht und haben dort reinge-
schrieben, dass bei Vorliegen von Verdachtsfäl-
len für Cycle Beating das in der Feldüberwa-
chung auch überprüft werden soll. Das ist das,
was wir gemacht haben. Was daraus passiert ist,
weiß ich nicht, weil ich da nicht mehr Minister
war - zu meinem großen Bedauern damals aber.
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Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU): Gut,
das ist ja hier nicht Untersuchungsgegenstand.

(Heiterkeit)

Zeuge Sigmar Gabriel: Das wäre aber auch inte-
ressant.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Also, Sie können sich ja vorstellen, dass ich dazu
auch eine Meinung habe. Aber wir freuen uns,
dass wir Sie heute fragen können in einer ande-
ren Funktion. - Vielleicht noch mal dazu die
Frage im Anschluss: Ist Ihnen noch bekannt, ha-
ben Sie es noch in Erinnerung, welche konkreten
Prüfverfahren dafür vorgeschlagen waren oder
Sie vorgeschlagen haben? Denn Sie hatten es ja,
glaube ich, auch in den einführenden Bemerkun-
gen dargestellt: Diese PEMS-Überprüfungsverfah-
ren - dafür gab es ja die Geräte damals noch gar
nicht.

Zeuge Sigmar Gabriel: Nein, wir haben uns da-
mals befasst mit Verbrauchswerten und mit Ruß-
partikeln, und ich verstehe den Vorschlag einer
Feldüberwachung so, dass es sich genau darauf
auch bezog. Denn NOx ist damals, wenn ich das
richtig weiß, technisch im Fahrbetrieb von Pkw
gar nicht prüfbar gewesen.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU): Erst
mal vielen Dank dafür. - Ich will noch mal jetzt
ein bisschen in der Zeitschiene weitergehen; das
umfasst jetzt eher dann Ihre Zeit als Wirtschafts-
minister. Sie haben zur Vorbereitung der Sitzung
des Ausschusses für Wirtschaft und Energie des
Deutschen Bundestags am 13. Januar 2016 und in
der zeitlichen Nähe auch in einem Briefentwurf
an die Europaabgeordneten der S-&-D-Fraktion
im Europäischen Parlament - - Wie gesagt, da
gab es eine Vorbereitung, und in diesen
vorbereitenden Vorlagen Ihres Hauses heißt es,
dass die - ich zitiere - vom Europäischen
Parlament geforderte Senkung der
Konformitätsfaktoren sich nur marginal auf die
Luftqualität auswirken würde. - Das hatten Sie
eben am Rande auch schon dargestellt, in den
einzelnen Ausführungen.

… mit

- und dann wieder Zitat -

zunehmender Genauigkeit mobiler
Messgeräte werden die zulässigen
Abweichungen für mobile Mes-
sungen sukzessive reduziert. Auch
hier wurde im Hinblick auf die
Luftqualität ein zielführender Weg
eingeschlagen.

Das steht da drin. - Deswegen würde ich von
Ihnen gerne wissen, warum aus Sicht Ihres Hau-
ses ein Konformitätsfaktor nur marginalen Ein-
fluss auf die Verbesserung der Luftqualität in
Deutschland hat und welche Abwägungen Sie
dafür herangezogen haben.

Zeuge Sigmar Gabriel: Nicht der Konformitäts-
faktor, sondern der vom Europäischen Parlament
diskutierte Konformitätsfaktor im Vergleich zu
den Konformitätsfaktoren, die der Ausschuss und
die Mitgliedstaaten im Ausschuss vorgeschlagen
haben. Also es geht nicht um den Konformitäts-
faktor an sich, sondern es geht um die Differenz.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU): Klar,
das Delta. - Was haben Sie herangezogen, um
sozusagen Ihren Vorschlag, Ihre Vorstellung zu
bewerten im Vergleich zu Vorschlägen - und das
hatten Sie dargestellt -, die auf europäischer
Ebene im Kreise der Kommission vorherrschten
und vielleicht auch in anderen Mitgliedstaaten
der EU? Sie hatten ja auch dazu einige Beispiele
genannt. Wie haben Sie das gegeneinander ge-
wichtet?

Zeuge Sigmar Gabriel: Erstens: die fachliche Be-
wertung meiner Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter. Und zweitens: Es war völlig klar, dass, wenn
das EP-Parlament das durchfallen lässt, wir mög-
licherweise heute noch nicht mal zu einem Be-
schluss über RDE gekommen wären. Weil, wenn
Sie wieder an den sehr unterschiedlichen Interes-
sen - das EP-Parlament sagt Nein, weil ihnen die
Vorschläge des Ausschusses und der Mitglied-
staaten zu hoch sind oder zu niedrig; wie auch
immer - - dass dann wir wieder zurückgehen in
das Verfahren, in dem es schon sehr, sehr schwer
war, die unterschiedlichen Interessen der Mit-
gliedstaaten - - auf diesen am Ende durchgesetz-
ten Vorschlag überhaupt hinzubekommen. Und
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unsere Sorge war: Wenn das passiert, wird das
Ergebnis eher sein, dass wir kein Ergebnis haben,
als dass wir ein besseres haben.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU): Wel-
che Nachteile hätten sich aus Ihrer Sicht aus die-
sem Sachverhalt dann für die deutsche Automo-
bilindustrie ergeben können?

Zeuge Sigmar Gabriel: Na, erst mal hätte sich ein
Nachteil ergeben für die Gesundheit der Men-
schen, weil wir dann die alten Regeln beibehal-
ten hätten. Und zweitens: Wir hätten keine Klar-
heit für die Rahmenbedingungen und damit auch
für die Investitionstätigkeit der Automobilindus-
trie und ihrer Zulieferer gehabt, sondern das
wäre weiter ein sozusagen offenes Feld mit Unsi-
cherheiten gewesen. Und wir wollten gerade jetzt
auch vor dem Hintergrund des VW-Skandals ein
Ergebnis erzielen, damit wir erstens nicht als
Deutsche so aussehen, als würden wir es verhin-
dern. Das ist ja schnell - - Ich meine, wenn Sie
das größte Automobilherstellerland sind, dann ist
es sozusagen fast schon ein Topos, dass irgend-
wie in der Öffentlichkeit vermutet wird: Die sind
eigentlich immer die Bremser. - Was nicht
stimmt. Hier waren ganz andere Länder dabei ge-
wesen, die - - Wenn wir so was vorgeschlagen
hätten, wir wären hier öffentlich aber erheblich
unter Druck geraten.

Und wir haben hier, glaube ich, ganz gute Wege
beschritten. Und wir hatten große, große Sorge,
dass die Uneinigkeit der Mitgliedstaaten erneut
das ganze Ding verlängert, wenn das EP den ge-
fundenen Kompromiss durchfallen lässt.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU): Kön-
nen Sie aus Ihrer Erinnerung noch mal sagen,
welche Länder da eher nach Ihrer Wahrnehmung
auf der Bremse gestanden haben als Deutsch-
land?

Zeuge Sigmar Gabriel: Ja, ich kann Ihnen zum
Beispiel sagen, dass ich noch einen Tag vor der
Abstimmung und die Tage davor jeweils meine
italienische Kollegin am Telefonhörer hatte, weil
sie der Überzeugung war, dass das, was die Kom-
mission vorschlägt - - Wir hatten uns ja mit dem

BMUB so auf 1,95, glaube ich, geeinigt. Das ha-
ben wir jetzt nicht offiziell mitgeteilt, aber wir
wollten unter 2 bleiben. Die Kommission kam,
glaube ich, mit 2,1. Na, Italien wollte 2,5 als Kon-
formitätsfaktor und hat übrigens erklärt, alles an-
dere sei der Untergang der italienischen Autoin-
dustrie.

Und da gab es noch ein paar Staaten auch in Ost-
europa. Ich glaube, Tschechien hat bis zum
Schluss nicht mitgemacht und sich enthalten -
glaube ich, wenn ich das richtig erinnere. Es gab
ein einziges Land, das dagegen gestimmt oder
sich enthalten hat - das weiß ich nicht -, weil
ihnen das, was die Kommission und die Mit-
gliedstaaten ausgehandelt hatten, zu hoch war:
das waren die Niederlande. Aber ansonsten gab
es eine ganze Reihe von Ländern, denen das, was
wir da vorgetragen haben, viel zu ambitioniert ge-
wesen ist.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU): Al-
les klar. Gut. - In der ersten Runde war es das erst
mal.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann hat die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das Wort. Bitte.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank. - Herr Minister, ich würde
noch mal gerne zu dem Themenkomplex 2007
kommen und Feldtests. Sie haben eben ja ge-
schildert, dass das Ihnen Bedürfnis, Wunsch, po-
litisches Wollen war, da zu handeln wegen Ruß-
partikeln und der Debatte, die damals lief. Sie ha-
ben auch gesagt, Sie waren ungeduldig, dass das
nicht schnell genug vorangeht. War ja auch so:
2007 bis dann Ende Ihrer Amtszeit 2009 war es
nicht realisiert. - Haben Sie da auch mal persön-
lich dann mit dem Verkehrsministerium gespro-
chen, mit Herrn Tiefensee? Der war, glaube ich,
damals Minister.

Zeuge Sigmar Gabriel: Ich vermute, ja. Aber ich
muss ganz ehrlich sagen, wann - - Es ist ja fast
ausgeschlossen, dass wir angesichts dieses The-
mas nicht auch mal miteinander geredet haben.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich frage, also - -



Stenografisches Protokoll 18 I

5. Untersuchungsausschuss

18. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 27 von 176

Zeuge Sigmar Gabriel: Noch ist es, glaube ich,
so, dass Kabinettsmitglieder gelegentlich über
Probleme reden. Das wird damals auch so gewe-
sen sein.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Und jetzt jenseits der ganzen Fachdiskussion und
fachlicher Fragen, die da möglicherweise eine
Rolle gespielt haben: Gab es - - Ist Ihnen denn da
irgendetwas erinnerlich, was denn das entschei-
dende Problem war, warum das so lange dauert?
Weil, wenn ein Minister wie Sie das wollen,
wenn, ich gehe jetzt mal davon aus, Herr Tiefen-
see da auch nicht ge- - also, dann fragt man sich:
Wieso dauert das so lange? Weil es gab ja auch
aus der damaligen Debatte, wenn ich das richtig
in Erinnerung habe, wahrscheinlich auch ein ge-
wisses Interesse, dass das stattfindet. Nun staunt
man schon, dass es dann am Ende in Ihrer Amts-
zeit nicht mehr Tragen kommt.

Zeuge Sigmar Gabriel: Ich kann das nicht mehr
jetzt mit sozusagen Tatsachenbeschreibungen - -
Ich kann nur meine Vermutung - und ich soll ja
eigentlich nicht über Vermutungen reden hier - -
Also, meine Vermutung ist, dass in der Tat die
fachliche Auseinandersetzung über die Frage
„Was ist Gegenstand der Felduntersuchung?“
eine große Rolle gespielt hat. Der Verkehrsminis-
ter hat ganz sicher die Vorschläge des BMU und
des UBA als zu weitgehend empfunden - da bin
ich ganz sicher, dass das damals so gewesen ist.
Und wir haben uns dann da auf Kompromissli-
nien zubewegt. Aber das ist jetzt eine - - Es gab ja
auch sonst Themen, die zwischen Umwelt- und
Verkehrsministerium nicht völlig konfliktfrei lau-
fen, und wenn ich mal jetzt - an die ich mich
auch noch gut erinnere - analoge Schlüsse ziehe
für die Gründe dafür, dann würde ich sagen: Die
Tatsache, dass ein Umweltminister kommt und
den Verkehrsminister zum Gespräch einlädt oder
dass das Staatssekretäre des Umweltministeriums
gegenüber Staatssekretären des Verkehrsministe-
riums machen, war damals - - Das ist heute be-
stimmt alles viel besser. Damals hatte man den
Eindruck, dass, sagen wir mal, für den Verkehrs-
minister, den Staatssekretär des Verkehrsministe-
riums eine gewisse Herausforderung bestanden
hat, sich im Umweltministerium mit einem
Staatssekretär auf dessen Einladung zu treffen.

Den Eindruck hatte ich bei einigen Gesprächen,
an denen ich anwesend war. Aber das ist heute
bestimmt anders.

(Heiterkeit)

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Völlig klar, kommen wir gleich drauf. - Haben Sie
denn mal darüber nachgedacht - das UBA hatte ja
durchaus auch eigene Expertise, eigene Tests zu
machen, also was Fahrzeuge angeht -, zu sagen:
„Wir machen das selber; also wir machen das als
Bundesumweltministerium, beauftragen das
UBA“, also das jetzt nicht als ressortübergreifen-
des Projekt zu machen?

Zeuge Sigmar Gabriel: Ich glaube, im Umweltfor-
schungsplan ist so was auch vorgesehen gewe-
sen. Aber es ist natürlich nicht in dem Maße rele-
vant wie eine echte Feldüberwachung durch das
KBA. Ich glaube, das war der Grund, warum wir
auf das KBA - - Wir wollten eine richtige Feld-
überwachung haben.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Aber dazu ist es dann ja auch nach Ihrer Amts-
zeit gar nicht mehr gekommen; da war es ja nur
noch ein Forschungs- und Entwicklungsprojekt
mit sehr geringem Umfang.

Dann kommen wir mal zur Jetztzeit und zu der
Frage, zu dem ganzen Punkt Untersuchungskom-
mission: Sie haben eben geschildert oder haben
gesagt, das ist die Zuständigkeit des Kollegen
Dobrindt – klar. Sie haben aber auch so beschrie-
ben: Mehr Öffentlichkeit ging ja gar nicht, und
industriepolitisch hochrelevant - müssen wir
überhaupt nicht drüber diskutieren. Wie ist denn -
also wenn Sie sagen, es ist nicht informiert wor-
den über die Arbeit der Untersuchungskommis-
sion - innerhalb der Regierung über dieses Thema
dann gesprochen worden; wie ist da informiert
worden? Also ich meine, das betrifft ja Ihr Ressort
nun an ganz, ganz vielen Stellen, und ich kann
mir eigentlich gar keinen Wirtschaftsminister
vorstellen, der da auch nicht irgendwie agieren
will.

Zeuge Sigmar Gabriel: Es gibt, finde ich, zwei
Seiten dabei: Das eine ist das Thema Aufklärung.
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Ich habe keinen Zweifel daran gehabt - und hatte
auch keinen Anlass, daran zu zweifeln -, dass das
Verkehrsministerium seiner Zuständigkeit voll-
umfänglich gerecht wird und auch eine lücken-
lose Aufklärung herbeiführen wird.

Und es gibt eine zweite Seite: dass durch die öf-
fentliche Debatte die Autoindustrie und der Die-
sel schlechthin in die Diskussion geraten. Gegen
die habe ich mich gewandt, weil erstens: Wenn
ein Automobilunternehmen etwas - Sie haben
das vorhin „herausfordernd“ genannt - - Also
wenn man versucht, sich noch mal daran zu erin-
nern, oder wenn man versucht, die Erinnerung
an das, was wir jetzt wissen, auszulöschen: Wir
würden es doch für unvorstellbar halten, dass ei-
nes der größten Unternehmen der Welt in dieser
Art und Weise mit - so würde man das ja wahr-
scheinlich sagen - erheblicher krimineller Ener-
gie versucht, geltendes Recht zu umgehen. Also
ich sage Ihnen ganz offen: Ich habe das nicht für
möglich gehalten, und ich kenne das Unterneh-
men, glaube ich, ganz gut.

Und deswegen wollte ich aber nicht, dass jetzt
der Eindruck entsteht, das ist die Autoindustrie,
die deutsche Autoindustrie, übrigens bis hin zu
Bemerkungen wie: die deutsche Industrie. Und
das Zweite ist: Am Diesel hängen in Deutschland
80 000 Leute und übrigens auch eine ganze Reihe
an Klimaschutzzielen, und ich wollte nicht, dass
es eine allgemeine Debatte darüber gibt, dass der
Diesel jetzt out ist und wir übrigens dabei gleich
mal dafür Sorge tragen, dass bestimmte Klima-
schutzziele im Verkehr auch nicht mehr zu errei-
chen sind. Und ich wollte auch nicht, dass über
80 000 Beschäftigte jetzt der Stab gebrochen
wird, weil ein Unternehmen sich in unfassbarer
Weise verhalten hat. Und da habe ich auch ver-
sucht in meinen öffentlichen Stellungnahmen,
das deutlich zu machen.

Und das Dritte, was ich auch wollte, ist, klarma-
chen in meinen Stellungnahmen - ich habe das
auch auf der IAA gemacht -, dass nicht das ge-
samte Unternehmen und seine Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter da sozusagen zur Verantwortung
gezogen werden. Die größte Sorge, die ich hatte -
und die ist ja auch nicht ganz unberechtigt -, ist,

dass am Ende diejenigen, die da fleißig und enga-
giert arbeiten, die Zeche dafür zu zahlen haben,
dass in ihrem Management solche Geschichten
laufen. Und dass die es am Ende auch noch fer-
tiggekriegt haben, sich Boni auszuzahlen, meine
ich, hat ja gezeigt, dass jedenfalls - wie soll ich
das sagen? - die Sensibilität ein etwas unteraus-
geprägtes Maß hat da.

Und deswegen habe ich mich immer auch positiv
gegenüber den Beschäftigten und dem Unterneh-
men insgesamt geäußert, gegenüber dem Diesel
und gegenüber der Autoindustrie - was aber man
nicht verwechseln darf mit dem Versuch, irgend-
wie das Mäntelchen des Schweigens über den
konkreten Skandal zu legen. Aber so viel Diffe-
renzierungsvermögen, finde ich, muss man als
Wirtschaftsminister dann aufbringen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also, ich verstehe Sie jetzt so, dass das Thema
Abgasskandal für Sie vor allen Dingen ein Thema
Volkswagen ist.

Zeuge Sigmar Gabriel: Jedenfalls ist es bislang ja
nicht so, dass wir - - Ich meine, ich habe dann
gelernt, dass es Thermofenster gibt und dass bei,
ich sage mal, normalen mitteleuropäischen Tem-
peraturen diese Thermofenster geeignet sind,
sich abzuschalten; also man wird ja irgendwie
zum Erfahrungsingenieur bei solchen Fragen. Ich
habe nur noch nirgendwo gelesen oder gesehen
oder Belege dafür gefunden, dass das ein in der
deutschen Autoindustrie - oder der europäischen
- durchgängiges Verfahren ist, Software zu mani-
pulieren. Deswegen würde ich mir jedenfalls
nicht zutrauen, mal so eben zu erklären, wer sich
da noch so oder so verhalten hat.

Bei Volkswagen wissen wir es, und ich hoffe,
dass wir durch dieses Unternehmen und die Ver-
änderung der Tests dann auch dazu kommen,
dass wir Defeat Devices und Ähnliches in Zu-
kunft erkennen, wenn dieser Versuch unternom-
men wird. An sich ist es unwürdig für ein Unter-
nehmen dieser Größenordnung oder auch einen
Zulieferer, in dieser Art und Weise mit gesetzli-
chen Aufgaben umzugehen.
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Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay.

Vorsitzender Herbert Behrens: Das Wort hat die
SPD-Fraktion.

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. - Herr Mi-
nister, ich fange auch an mit der Frage: Wann
war was bekannt, und wer hätte was machen sol-
len? Wir haben hier mehrere Zeugen gehört, die
uns alle das gesagt haben, was Sie zu Anfang ge-
sagt haben: Die Tatsache, dass die Messungen un-
ter Laborbedingungen abweichen von denen im
Realen, das war allen bekannt, aber die Tatsache,
dass dort in illegaler Weise manipuliert wurde,
nicht. - Es gibt aber auch einige wenige Zeugen,
unter anderem den Zeugen Axel Friedrich - den
haben Sie ja auch, den Namen zumindest, eben
erwähnt -, der gesagt hat, dass schon im Jahre
2007 und 2008 erste Hinweise auf illegale Mani-
pulationen vorlagen. Alle anderen haben das be-
stritten. Lagen Ihnen die vor, hat Herr Friedrich
Ihnen die vorgetragen? Sind die irgendwie zu
Ihnen gekommen, haben Sie davon irgendetwas
gehört? Weil vielleicht werden Sie ja der erste
Zeuge sein, der das gehört hat.

Zeuge Sigmar Gabriel: Na ja, Herr Friedrich ist
Beamter des Umweltbundesamts in der Zeit ge-
wesen. Ich weiß nicht, ob er hier schon ausgesagt
hat. Man kann ja über Herrn Friedrich vieles sa-
gen, aber dass er nicht den Mut hätte, wenn er ei-
nen solchen Verdacht hat, den zu belegen und
seiner vorgesetzten Dienststelle, seiner Fachauf-
sicht, sagen wir, dem Präsidenten des Umwelt-
bundesamts oder dem Minister vorzulegen, das
kann man bei der Persönlichkeit von Herrn
Friedrich wirklich nicht vermuten. Und nach
meiner Erinnerung gibt es keinen derartigen Hin-
weis von Herrn Friedrich an mich als Minister.

Ich glaube, eher umgekehrt. Ich habe das gelesen:
In einer der Akten hat irgendwie Herr Lahl, das
ist der Abteilungsleiter in meinem Haus gewesen
mal - wie soll man sagen? diese Art von Formu-
lierung gibt es wahrscheinlich nur im Zeitalter
der E-Mails; ich weiß nicht, ob man das sonst in
normalen Briefen so schreiben würde -, sich da
sichtlich darüber erregt. Ich glaube, das lautet so:
Ihre Mitarbeiter laufen hier durch die Gegend

und erzählen dieses oder jenes. Nun zeigen Sie
uns doch mal einen Beleg dafür! - Und der ist
dann nicht gekommen.

Also offensichtlich hat es da Debatten drüber ge-
geben, aber eben ohne einen Beleg. Und Sie kön-
nen jetzt auch nicht eins machen - - Also ich habe
nicht mal das Gerücht gehört, dass es das gegeben
hat, geschweige denn, dass er mir das vorgelegt
hätte - jedenfalls nach meiner Erinnerung nicht.
Ich habe auch in den Akten nichts gefunden. Sie
können natürlich auch nicht loslegen - - Das kann
man, glaube ich, auch von einem Mitarbeiter des
Umweltministeriums nicht verlangen, dass er
öffentliche Anklage vollzieht, ohne dass irgend-
jemand dafür mal irgendeinen Beleg gegeben hat.
Und um das zu prüfen, ist ja die Feldüberwachung
dann losgegangen oder ist jedenfalls von uns ange-
schoben worden. Wir wollten gerade wissen: Gibt
es eigentlich Hinweise darauf?

Aber das ist auch alles, was wir gemacht haben,
und ich habe damals, übrigens mehrfach, mit
Herrn Resch geredet. Der hat jetzt auch nicht - -
Also, ich glaube, Herr Resch würde sich nicht
ungerecht bezeichnet fühlen, wenn man ihn als
jemanden bezeichnen würde, der in der Lage ist,
sich sprachlich deutlich auszudrücken. Und Herr
Resch hat in den Gesprächen mit mir auf die sei-
ner Ansicht nach offensichtlichen Fehler in die-
sem Messverfahren hingewiesen und die großen
Differenzen zum richtigen Fahrbetrieb. Aber dass
Herr Resch mir gesagt hat: Und übrigens, wir ha-
ben hier Belege dafür, dass da technisch manipu-
liert wird, und zwar in krimineller Weise. - Ich
weiß nicht, ob Sie Herrn Resch hier gefragt ha-
ben. Also ich jedenfalls habe kein Gespräch mit
ihm in Erinnerung - ich habe mehrfach mit ihm
geredet -, dass er das gesagt habe.

Aber er war mit - das muss man auch sagen, fair
to say - der DUH - - Damals hat Herr Friedrich ja
noch nicht bei der DUH gearbeitet; er wird die
DUH aber gekannt haben, nehme ich an. Die
DUH und Herr Resch sind auch ganz wesentliche
Auslöser dieser Felduntersuchung gewesen. Also
dass es überhaupt dazu gekommen ist, dass wir
uns damit beschäftigen, ist, glaube ich, der DUH
zu verdanken.
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Kirsten Lühmann (SPD): Danke. - Damit ist auch
meine zweite Frage beantwortet, und ich komme
jetzt zu der Frage: Was ist eigentlich nach Be-
kanntwerden von diesen illegalen Manipulatio-
nen passiert? Wir haben hier gehört, auch schon
mehrfach, dass dafür das Verkehrsministerium
zuständig ist. Aber Sie haben eben auch gesagt,
als Wirtschaftsminister haben Sie natürlich auch
in Ihrer Aufgabenbeschreibung da einen Part
drin. Sie haben auch erläutert, was Ihre Rolle bei
RDE war, bei dem Finden eines Kompromisses.

Nun entnimmt man der Presse häufig, dass ei-
gentlich Ihre Arbeit daraus besteht, der Wirt-
schaft alle Wünsche von den Augen abzulesen
und eine Abwehrhaltung einzunehmen. Also ist
meine Frage - Sie haben Ihre Ziele eben geschil-
dert dem Kollegen Krischer gegenüber -: Was wa-
ren denn die Handlungen des Wirtschaftsminis-
teriums in der Aufklärung dieser Krise, in dem
Wiederherstellen des Vertrauens?

Zeuge Sigmar Gabriel: Ich lese ja auch manches;
das ist ein bisschen so - seien Sie mir nicht böse -
eine Klein-Fritzchen-Vorstellung: Da sitzt der
Wirtschaftsminister, hat den ganzen Tag Zeit und
wartet darauf, dass ein Industrievertreter kommt,
der ihm sagt: Übrigens, das musst du so machen! -
Das ist, glaube ich, eine vielleicht leicht in der
Öffentlichkeit zu behauptende Feststellung, aber
es nicht so. Sondern natürlich reden wir auch mit
der deutschen Wirtschaft - das ist unser Job - über
die Frage, unter welchen Rahmenbedingungen sie
sich gut entwickeln, Beschäftigung sichern kann,
höhere Löhne zahlen kann, einen Beitrag zur
sozialen Sicherheit leisten kann. Natürlich sagen
die uns dann auch: Und übrigens, so geht das
nicht mit der Regulierung; wir wollen das ganz
anders haben.

Also die ACEA, die europäische Automobilin-
dustrie, hat da ja Vorstellungen gehabt, die jen-
seits dessen sind, was irgendwie noch vertretbar
gewesen wäre. Aber daran, dass wir was ganz an-
deres vorgeschlagen haben, ist doch erkennbar,
dass wir uns gerade nicht dem Lobbyismus der
Autoindustrie unterstellt haben. Ich will mal ein
Beispiel nennen: Ich habe da gelesen - das ist
auch so ein ganz Schlauer, der im Stern oder so

geschrieben hat -, wir hätten diesen Konformi-
tätsfaktor irgendwie eingeführt oder hätten den
möglichst hoch gesetzt. Ich habe Ihnen vorhin
erläutert: Das Gegenteil ist richtig. Aber es lässt
sich leichter mal öffentlich behaupten, dass der
größte Automobilhersteller natürlich immer da-
für sein muss, wenn der Wirtschaftsminister
kommt, dass die Grenzwerte möglichst schlecht
sein müssen. Das ist irgendwie so ein gängiges
Urteil, dass man da mal schnell was lostreten
kann. Das Gegenteil ist wirklich wahr.

Ich meine, Sie können sich von uns - - Wir können
gerne mal - falls Sie das nicht ohnehin haben - das
mitliefern, was da so an Vorschlägen gekommen
ist aus den europäischen Mitgliedstaaten. Also
jedenfalls: Dass außer uns und den Niederlanden
da so ganz viele für einen Konformitätsfaktor von
unter 2 gewesen wären, das ist nicht so, sondern
eher deutlich drüber, eher in Richtung der ACEA-
Vorstellungen als in Richtung der deutschen.

Das Zweite ist: Die Diskussion, die dort geführt
worden ist, hat natürlich unter dem Eindruck
dieses Abgasskandals gestanden, aber hat eher
dazu geführt, dass es Druck in Richtung niedrige-
rer Grenzwerte gegeben hat, als dass am Ende - -
Auch wir hätten ja - - Man stelle sich vor, wir
hätten so gehandelt, wie da manche glauben: Da
hätten wir hier aber auch eine interessante De-
batte gehabt: Ausgerechnet mitten im Industrie-
skandal von Volkswagen bemüht sich das deut-
sche Bundeswirtschaftsministerium um Lösun-
gen, wo Volkswagen nicht mehr betrügen muss,
weil die Grenzwerte so hoch sind, dass sie so-
wieso jeder erreicht. - Ich meine, das ist doch - -
Das unterstellt übrigens, wenn ich das sagen darf,
Frau Lühmann, auch ein Maß an politischer
Blödheit, über die ich mich dann persönlich är-
gere. Na ja, ich meine - - Ich habe nichts dagegen,
dass man uns gelegentlich falsch einschätzt - aber
derart unterschätzt will man sich ja auch nicht
fühlen. Also, von daher: Ich kann dazu wenig sa-
gen, warum Leute glauben, dass man das so
schreiben muss; aber es ist halt so.

Ich habe aber, glaube ich, jetzt was vergessen zu
beantworten - da war noch ein zweiter Teil in Ih-
rer Frage.
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Kirsten Lühmann (SPD): Ob es noch weitere Ini-
tiativen gab.

Zeuge Sigmar Gabriel: Na ja, ich meine, ich habe
natürlich versucht, mit dem Unternehmen auch
zu reden, und es gab Situationen, wo ich ver-
sucht habe, dem Unternehmen auch zu erklären
oder den Vertretern, die ich da getroffen habe,
die jedenfalls in der Öffentlichkeit nicht den Ein-
druck vermittelt haben, das Unternehmen selbst
habe eine Absicht, rückhaltlos aufzuklären. Ich
erinnere mich an Stellungnahmen in der Öffent-
lichkeit oder Auftritte vor amerikanischen Jour-
nalisten, die ich zumindest mal als suboptimal
empfunden habe als Zuschauer. Und da mein In-
teresse auch ist, dass das Unternehmen Volkswa-
gen aus der Krise rauskommt - das habe ich als
Wahlkreisabgeordneter; es gibt drei große Werke
im unmittelbaren Umfang meines Wohnorts - -
Im Interesse der Beschäftigten und im Interesse
der deutschen Industrie habe ich denen natürlich
gesagt, dass ich glaube, dass ein solcher Umgang,
der so tut, als sei nichts passiert oder als sei das
so eine Art Unfall, nicht angemessen ist im Um-
gang mit der Affäre. Das habe ich denen auch ge-
sagt, klar.

Vorsitzender Herbert Behrens: Keine weiteren
Fragen?

(Kirsten Lühmann (SPD): In
dieser Runde!)

In dieser Runde, natürlich, so viel Zeit muss sein. -
Ich würde ganz gern noch mal mit zwei Fragen auf
den Zeitraum Ihrer Tätigkeit als Umweltminister
einsteigen, auch mit dem Hinweis auf Ihre Aus-
führung, die ja richtig ist: Mit dem, was wir heute
wissen, sieht manches in der Vergangenheit etwas
anders aus. - Und trotzdem wissen wir eben auch
bezüglich von Abschalteinrichtungen, dass es
1998 in den USA den Rußpartikelfilterskandal in
der Weise gegeben hat, dass seinerzeit festgestellt
oder zugegeben worden war, dass diese Abgas-
reinigung abgeschaltet worden ist.

Also die Form von Abschalteinrichtungen war
zumindest seit dem Zeitraum bekannt, und da-
rum möchte ich Sie ganz gerne noch mal fragen:
Trotz dieser Hinweise, die Sie hatten - Sie haben

ja gesagt, das war alles ohne Belege, ohne Be-
weise, sondern einfach nur Hinweise darauf, dass
möglicherweise Manipulationen dahinter - - dass
Manipulationen mitgedacht werden müssten, um
diese Abweichungen zu erklären - - Wie haben
Sie das damals eingeschätzt? Habe ich Sie richtig
verstanden, dass Sie nach Beweisen, nach Bele-
gen gefragt haben und sagten: „Wenn denn das
kommt, dann gehen wir dem nach“? - Erst mal:
Haben Sie konkrete Beweise und Belege eingefor-
dert, um zu sagen: „Dann können wir weiterma-
chen“?

Zeuge Sigmar Gabriel: Herr Vorsitzender, ich
glaube, ich habe gerade nicht gesagt, dass mir da-
mals Hinweise gegeben wurden, dass es zu illega-
len Abschalteinrichtungen gekommen ist, son-
dern ich habe, glaube ich, gesagt, dass ich davon
nichts wusste, sondern jetzt im Aktenstudium ge-
sehen habe, dass das Thema Cycle Beating in der
Feldüberwachung durch meine Mitarbeiter aus
dem Umweltministerium und aus dem UBA vor-
geschlagen wurde. Das weist darauf hin, dass zu-
mindest dort - und ich glaube, es steht dann for-
mal drin: bei Vorliegen von Verdachtsmomenten
soll das gemacht werden - die jedenfalls dem
nachgehen wollten. Und in den Unterlagen, die
ich über Ihre Ausschussanhörungen gesehen
habe, steht auch die Aussage meines damaligen
Abteilungsleiters Herrn Lahl, der sich offensicht-
lich auch nicht vorstellen konnte, dass es eine il-
legale Form von Abschaltvorrichtungen gibt, und
deshalb das UBA aufgefordert hat, Ross und Rei-
ter zu nennen.

Das sind Dinge, die ich in den Akten jetzt gefun-
den habe. Damals gab es mir gegenüber keine
Aussagen darüber, dass es um illegale Abschalt-
vorrichtungen geht. Übrigens, der Ausschuss - es
gab eine Ausschusssitzung; ich kann nur raten,
dass Protokoll noch mal hinzuzuziehen - von
Umweltausschuss und Verkehrsausschuss, bei
dem die Frage Rußpartikelfilter ganz - - Also es
war sozusagen eine Sondersitzung, und weder
die Grünen noch sonst irgendjemand - die Lin-
ken, die SPD, die CDU/CSU - haben dort zu ille-
galen Abschaltvorrichtungen gefragt, sondern sie
haben gefragt, warum wir so spät gemerkt haben,
dass es dort in übrigens, glaube ich, einem Fall -
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das Unternehmen GAT, meine ich, wäre es gewe-
sen - Nachrüstpartikelfilter gab, die nicht funkti-
onsfähig waren und die, glaube ich, jedenfalls
weit unter den Vorschriften waren.

Und da gab es eine Auseinandersetzung, die
nichts mit illegalen Abschaltvorrichtungen zu
tun hatte, sondern um die Frage, ob die Ände-
rung, die mein Amtsvorgänger vorgesehen hatte
im, ich glaube, § 29 Straßenverkehrs-Ordnung in
einer Anlage, ob die dort vorgesehenen Parameter
für die Zulassung von Nachrüstkatalysatoren -
Partikelfilterminderungssytemen, offenen Parti-
kelminderungssystemen - eigentlich angemessen
sind oder nicht. Der Gesetzgeber und auch mein
Amtsvorgänger fanden die richtig und angemes-
sen in der Güterabwägung; Herr Friedrich vom
UBA fand das nicht, sondern wäre dafür gewe-
sen, geschlossene Katalysatoren gesetzlich festzu-
schreiben. - Das ist in der Amtsperiode vor mir
anders entschieden worden, und dann konnten
wir auch nur eine steuerliche Förderung machen
auf der Grundlage der Gesetzgebung, die vorher
entwickelt worden ist. Aber das hatte nichts mit
illegalen Abschaltvorrichtungen zu tun.

Vorsitzender Herbert Behrens: Aber auch in den
Gesprächen, die Sie geführt haben - und Sie ha-
ben ja gesagt: insbesondere mit Herrn Resch, der
auch ein offenes Wort führt -, war auch zum da-
maligen Zeitpunkt immer wieder darauf hinge-
wiesen worden - so hat er uns das hier erzählt -,
dass dort Abweichungen stattfinden und dass er
dringend darum bittet, hier tätig zu werden. Sie
sind diesen Wünschen nicht nachgekommen.

Zeuge Sigmar Gabriel: Herr Vorsitzender, ich
muss Sie korrigieren: Wenn ich Sie jetzt wörtlich
nehme, dann haben wir exakt das getan. Natür-
lich hat Herr Resch auf Abweichungen hingewie-
sen zwischen NEFZ und der realen Fahrsituation.
Das war auch bekannt; das haben selbst die
Prüfingenieure zugegeben. Und deswegen ist ja
damals begonnen worden, darüber zu diskutie-
ren, einen anderen Fahrzyklus vorzunehmen als
den NEFZ. Wenn Herr Resch hier - ich weiß das
nicht - gesagt haben sollte, er hätte mich auf Ma-
nipulationssoftware hingewiesen, dann hat Herr
Resch eine deutlich andere Erinnerung als ich -
in meiner Erinnerung hat er das nicht getan.

Und übrigens - das kann man ja mal prüfen, ob es
im Umweltministerium ein Schreiben von Herrn
Resch und der DUH gibt, wo sie das konkret dem
Umweltministerium gegenüber anzeigen. Das
fände ich ja spannend, weil Herr Resch jedenfalls
von seinem Charakter her niemand ist, der sich
nicht trauen würde, wenn er dafür Belege hat,
dem Umweltministerium einen entsprechenden
Brief zu schreiben.

Vorsitzender Herbert Behrens: Genau das Thema
mit dem Schreiben hatten wir ja an anderer
Stelle. Darum frage ich da jetzt nicht nach und
möchte mich noch mal auf das Jahr 2016 bezie-
hen, wo Sie im Juni 2016 - es geht um den Kom-
plex des Austausches mit dem VDA - eingeladen
gewesen sind auf einer Sitzung des VDA-Vor-
stands - das ist BMWi-2-1, Ordner 28, Blatt
320 ff. -, und laut Ihrem Redemanuskript hat die
Bundesregierung im Verkehrsministerrat der EU
am 7. Juni folgenden Vorschlag vorgestellt; in
dem Manuskript heißt es:

Die Hersteller werden zur Of-
fenlegung der Steuerung der
Abgassysteme verpflichtet (z. B.
Software-Zugang). Die mit der
Emissionsprüfung beauftragten
Technischen Dienste müssen
regelmäßig wechseln.

Ferner soll die Ausnahmeregelung
zu den Abschalteinrichtungen in
der VO … 715/2007 präziser
formuliert werden …

Und:

Prüfmaßstab für die Gefahr von
Motorschäden soll künftig der
Stand der Technik sein.

Also vier substanzielle Forderungen. - Das ist
BMWi-2-1, Ordner 28, Blatt 329. - Ist es im Unter-
suchungszeitraum zu einer Umsetzung dieser
Vorschläge gekommen, und haben bisher Herstel-
ler ihre Software zur Steuerung der Abgassys-
teme offengelegt?

Zeuge Sigmar Gabriel: Das weiß ich nicht.
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Vorsitzender Herbert Behrens: Sie haben also
diese Forderungen - - Gab es Gegenargumente
gegen diese Forderungen jetzt seitens des VDA?
Die gehen ja sehr weit und weichen schon von
dem ab unserer Kenntnis nach, was der VDA sich
vorstellt.

Zeuge Sigmar Gabriel: Die Debatte im VDA ging
eigentlich dann um eine grundsätzlichere Frage.
Ich habe dem VDA gesagt: Wenn man sich an-
schaut, wie die deutsche Automobilindustrie auf
umweltpolitische Fragen reagiert hat in, sagen
wir mal, der Zeit, in der ich das beurteilen kann,
dann ist das immer der Versuch gewesen, mög-
lichst große Gefahren dafür zu beschreiben und
sich dann in den Abwehrkampf zu begeben, um
am Ende irgendwie etwas rauszuholen, was aus
Sicht der Autoindustrie angemessen oder mög-
lich ist. Also ich sage mal: eher eine defensive
Haltung. Und ich habe dringend dazu geraten,
das zu ändern.

Und ich weiß, dass es im VDA über diese Frage
eine Diskussion gegeben hat. Wie die ausgegan-
gen ist, weiß ich nicht, weil das dann sicherlich
ohne meine Teilnahme stattgefunden hat. Ich
habe denen geraten, ganz grundsätzlich darüber
zu reden, ob eigentlich diese Herangehensweise,
sozusagen immer erst mal in die Abwehrhaltung
zu gehen, eigentlich eine kluge Strategie für den
wichtigsten Zweig der deutschen Industrie ist,
und habe dafür appelliert, eine andere Strategie
zu nehmen, in dem Sinn, sich offensiver solchen
Fragen zu stellen. Das war eigentlich Gegenstand
der dortigen Diskussion. Es wird sicher auch
über Details geredet worden sein, aber das ist mir
jedenfalls nicht konkret mehr in Erinnerung.

Vorsitzender Herbert Behrens: Danke schön. -
Die CDU/CSU-Fraktion ist am Zuge.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU): Vie-
len Dank, Herr Vorsitzender. - Wir hatten ja eben
am Rande die Diskussion zur regelmäßigen Aus-
drucksfähigkeit des Herrn Resch. Herr Resch, da
haben Sie vollkommen die richtige Einschätzung
gehabt, ist eben nicht ängstlich, was zu schreiben -
hat er auch gemacht, interessanterweise aber erst
am 21. September. Teilweise steht im selben
Schreiben - MAT A BMWi-2-1, Ordner 11 von 53 -,

dass das Schreiben am 22. September geschrieben
sei. Also schon bei der Datumsbezeichung des
Schreibens ist Herrn Resch - - ist er nicht ganz kon-
sistent, und im Übrigen sind es auch alles nur mehr
oder weniger Vermutungen und keine Beweise. -
Das wollte ich nur vorab gesagt haben.

Ich habe aber allerdings noch mal zu dem eben
auch angesprochenen Komplex eine kurze Nach-
frage und beziehe mich da auf ein Gespräch mit
dem Vorstand des VDA vom 15. Juni 2016; also
ein knappes halbes Jahr ist das her. In diesem Ge-
spräch ging es um die Angleichung des weltwei-
ten Prüfverfahrens für Kraftstoffverbrauch WLTP
an das bereits vereinbarte Messverfahren, also
diese RDE-Messverfahren, und der Vorberei-
tungsvermerk, der in Ihrem Hause dazu gefertigt
worden ist - das ist MAT A BMWi-2-1, Ordner 37
von 53, Seite 350 bis 362 -, enthält unter anderem
folgende Formulierung:

Am 14.6.16 sollte der technische
Ausschuss TCMV über die
Einführung des neuen WLTP-
Testverfahrens entscheiden.
ACEA/VDA hatte für eine
Verschiebung um ein Jahr auf
September 2019 geworben. TCMV
hat sich nun auf einen
Kompromiss verständigt, dass
WLTP-Genehmigungen für bereits
im Markt befindliche Fahrzeuge
nicht automatisch einen RDE-
Nachweis nach sich ziehen. …

Damit kommt der TCMV den
Belangen der Automobilindustrie
entgegen, ohne den politisch
wichtigen Startzeitpunkt zu
verschieben.

Und dann wird noch weiter ausgeführt:

BMWi hat sich in der Ressort-
abstimmung dafür eingesetzt, den
Vorschlag von VDA und ACEA …
zu unterstützen. … Jedoch fand
sich hierfür keine Mehrheit.

Welche Erwägungen sind in Ihrem Haus ange-
stellt worden, sodass Ihr Haus und Sie sich bei
dieser Frage dieser Messverfahren eher dem
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Standort, Standpunkt der Automobilindustrie an-
genähert haben und den in die Ressortabstim-
mung als Vorschlag eingebracht haben? Was hat
Sie dazu bewogen?

Zeuge Sigmar Gabriel: Wenn meine Erinnerung
nicht täuscht, ging es um folgendes Problem: Wir
hatten die RDE-Entscheidung, und jetzt kommt
eine Entscheidung, die, wenn man sie so getrof-
fen hätte wie vorgesehen, letztlich diese RDE-
Entscheidung zeitlich verändert hätte und damit
die gefundenen Konformitätsfaktoren auf einem
Umweg noch mal reduziert hätte. Ich glaube,
dass das der Zusammenhang der Debatte gewe-
sen ist und wir gesagt haben: Wir sollten das, was
wir auch im Vertrauen anderer Mitgliedstaaten -
übrigens auch der Industrie - verabredet haben,
jetzt nicht sozusagen auf einem Umweg wieder
verändern. Ich glaube, das ist der Zusammen-
hang, der damals existiert hat. - Das mache ich
jetzt aber aus der Erinnerung heraus; ich habe
keine Aktenlage dazu vor mir.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Also, wenn ich Sie jetzt richtig verstanden habe,
war das eher sozusagen eine Motivation aus Ihrer
Sicht mit Rücksicht auf andere Mitgliedstaaten,
mit denen man sich im Gespräch befunden hat,
weniger mit Rücksicht auf die Automobilindus-
trie?

Zeuge Sigmar Gabriel: Nein, beides. Ich finde, ei-
nes der Probleme in Brüssel ist gelegentlich, dass
sich Regulierungen überholen, und das ist für
alle Beteiligten eine etwas größere Herausforde-
rung - allemal, wenn sie in laufende Produktions-
zyklen eingreifen. Aber wir hatten eben mit allen
Beteiligten einen Kompromiss gefunden, und ich
wollte den jetzt nicht irgendwie durch einen
tricky Umgang wieder untertunnelt sehen. Das
hat was mit der Industrie zu tun, die, wie ich fin-
de, sich darauf verlassen können muss, was wir
verabreden, dass das gilt, aber natürlich auch mit
den Mitgliedstaaten, die eigentlich mit dem
Kompromiss am Anfang nicht besonders zufrie-
den waren. - Das, glaube ich, war der Zusammen-
hang dieser Debatte.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Okay.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay, dann wäre
unsere Fraktion am Zuge. - Sie hatten über die
Beziehungen, Kontakte mit den Industrieverbän-
den, sprich mit dem VDA, berichtet. Können Sie
auch schildern, wie Sie im Bundeswirtschaftsmi-
nisterium Kontakte pflegen mit den Umweltver-
bänden?

Zeuge Sigmar Gabriel: Gut, die schreiben uns,
und wir antworten, und gelegentlich treffen wir
uns mit denen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und nach Aufkei-
men und nach Aufkommen und Aufploppen die-
ses Skandals - hat es dort eine engere Zusammen-
arbeit gegeben? Hat es möglicherweise auch noch
mal Hinweise gegeben, dass man unter Umstän-
den mit der Automobilindustrie etwas schärfer
umgehen müsse bezüglich neuer Grenzwerte mit
Kontrollen?

Zeuge Sigmar Gabriel: Wir haben keine besonde-
ren Gespräche zu dem Thema mit den Umwelt-
verbänden geführt, weil die Zuständigkeit für die
Aufklärung und die Konsequenzen nicht bei uns
gelegen hat. Im Übrigen, sagen wir mal, ist es ein
durchaus übliches Verfahren, dass so, wie die
Autoindustrie uns als ihren ersten Ansprechpart-
ner sieht, die Umweltverbände das Umweltmi-
nisterium als ersten Ansprechpartner sehen. Das
ist jetzt, glaube ich, auch nichts, was schlimm ist.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ich frage Sie des-
halb, weil Ihnen zumindest von einem Zeugen,
vom Zeugen Resch, unterstellt worden ist, es
gäbe eine besonders enge Beziehung zur Indus-
trie, aber eine besonders weite oder nicht exis-
tente Beziehung zu den Umweltverbänden. Also
der Hintergrund der Frage ist: um erfassen zu
können, ob es hier beim Aufkommen des Ab-
gasskandals auch strukturelle Mängel gibt, von
denen wir erfahren im Zuge unserer Untersu-
chungsausschussarbeit, um diese strukturellen
Mängel auch abzuschalten. Also insofern sind
manchmal auch ein bisschen abseitig erschei-
nende Fragen durchaus in diesem Sinne zu ver-
stehen. Wir möchten ganz gerne - oder ich
möchte zumindest gerne - erreichen, dass man
nicht nur Hinweisen dann nachgeht, wenn es
entsprechende Beweise, stichhaltige Beweise
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gibt, sondern dass unter Umständen auch eine
sogenannte Amtsermittlung dann auch gemacht
werden muss. Wir hatten es bei der Diskussion
mit dem KBA, wo wir eben darauf hingewiesen
haben: Hätten diese an sie herangetragenen Hin-
weise nicht dazu führen müssen, dass man
selbstständig tätig wird? - Das noch mal zur Er-
läuterung der Hintergründe.

Sie haben ausführlich geschildert, dass es im
Zuge der RDE-Pakete, die wir hatten, dann zu
entsprechenden Abfolgen gekommen ist, dass Sie
intensive Gespräche geführt haben. Wir haben
hier einen Schriftwechsel, den hatten Sie, glaube
ich, auch schon indirekt zitiert zur Entschei-
dungsvorlage eines Briefentwurfs an die Vorsit-
zenden der Socialists-&-Democrats-Fraktion - das
ist BMWi-2-2, Ordner 55, Blatt 105 -, wo Sie da-
rauf hinweisen, dass - wie heißt es hier? -:

Bereits die in der Verordnung
vorgesehenen Werte setzen er-
hebliche Investitionen in For-
schung und Entwicklung voraus.
Sie sind aber erreichbar, ohne die
Fahrzeuge gerade im Bereich
kleinerer und mittlerer Motoren
durch den höheren Preis aus dem
Markt zu drängen. Der Zeitplan
ermöglicht es den Herstellern
zudem, die neuen Motoren bei
Plattformwechsel einzuführen.
Dadurch hat der Dieselmotor eine
Chance, seine positiven Eigen-
schaften hinsichtlich CO2-
Emissionen einzubringen. Im
anderen Fall würden Hersteller in
ganz Europa den für 2020
vorgeschriebenen CO2-
Flottenzielwert von 95 g/km wohl
nur schwer einhalten können.

Sie haben über die Gründe eben geredet, warum
das so aus Ihrem Sinne nötig war zu regeln. Jetzt,
im Rückblick der weiteren Ergebnisse: Meinen
Sie - - Nein, „meinen Sie“ ist falsch. Ist es aus
Ihrer Sicht die richtige Entscheidung gewesen,
oder bedarf es nicht tatsächlich strengerer
Vorgaben, die auch entsprechende
Ausweichbewegungen seitens der
Automobilindustrie zur Folge haben?

Also ich möchte - - Sie haben es ja jetzt, auch zur
Erläuterung noch mal - - Es wird ja immer darauf
verwiesen, die Verordnung sei nicht hinreichend
klar genug und deshalb sei auf jeden Fall eine In-
terpretation erforderlich. Wir sind der Meinung
gewesen, dass diese Verordnung ausreichend klar
und präzise ist. Wenn jetzt gesagt wird, be-
stimmte Sachen seien von der Automobilindus-
trie nicht leistbar, dann stellt sich mir die Frage,
und die möchte ich an Sie weiterreichen: Ist von
der Automobilindustrie sachkundig und überzeu-
gend vorgetragen worden, warum solche strengen
Grenzwerte zu einem früheren Zeitpunkt nicht
doch möglich wären?

Zeuge Sigmar Gabriel: Darf ich am Anfang mal
was zur Behauptung von Herrn Resch sagen, ich
hätte schlechte Beziehungen zu Umweltverbän-
den, weil ich den Eindruck habe, dass Herr Resch
vielleicht ein bisschen der Überzeugung ist, dass
er die Umweltverbände ist?

(Heiterkeit)

Vorsitzender Herbert Behrens: Er hat von beson-
deren Beziehungen zu den Automobilindustrie-
verbänden gesprochen. Er hat nicht gesagt, dass
Sie - -

Zeuge Sigmar Gabriel: Na klar habe ich das; des-
halb bin ich Wirtschaftsminister. Und übrigens:
Bei mir in der Region leben die Leute davon, und
es gäbe übrigens die DUH vermutlich nicht,
wenn nicht dieses Land in der Lage wäre, ökono-
misch solche Ergebnisse zu erzielen, dass wir ei-
nen guten Umweltschutz finanzieren können.
Also, ich finde ja diesen - - Das ist ja ein Schein-
widerspruch zwischen Industrie und dem, was er
sagt.

Ich wollte mal persönlich was zu der Bemerkung
sagen: Wie weit entfernt ich von der DUH bin
und wie groß die Distanz zur DUH ist, mögen Sie
daran sehen, dass ich den Geschäftsführerkolle-
gen von Herrn Resch zu meinem Staatssekretär
gemacht habe - vielleicht überzeugt Sie das. Also
scheinbar ist ja mein Verhältnis zur DUH min-
destens mal nicht so schlecht, dass ich den Kolle-
gen von Herrn Resch - ihn sicher nicht; aber den
Kollegen von Herrn Resch -
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(Heiterkeit)

für einen seriösen und ausgesprochen guten
Staatssekretär halte. Dass ich mit Herrn Resch
auch - man macht ja in seinem Umweltminister-
leben auch Erfahrungen - - Dass ich irgendwann
die Gespräche mit Herrn Resch eingestellt habe,
hat was damit zu tun - ich hätte das hier nicht
vorgetragen, aber wenn solche Aussagen gemacht
werden, dann mache ich es -, weil ich den Um-
gang mit Mitarbeitern des Umweltministeriums
durch Herrn Resch für - ich sage das ganz neutral -
außerordentlich unangemessen empfunden habe
und ich es als meine Pflicht als Minister empfun-
den habe, nicht den Eindruck zu erwecken, ich
würde diesen Umgang durch Kontakte mit Herrn
Resch auch noch decken. Ich kann das gerne
weiter erläutern, ist aber nicht so richtig
Gegenstand Ihres Untersuchungsauftrags. Aber es
macht ein bisschen - - Es geht ja - - Ich bin zwar
nicht vor Gericht, aber ab und zu geht es ja auch
um die Frage von Glaubwürdigkeit von Aussagen -
dazu könnte ich einen großen Beitrag leisten.

Dann zu der Frage. Ich glaube, dass wir mit RDE
und WLTP richtige Entscheidungen getroffen ha-
ben - das war Ihre Frage.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja.

Zeuge Sigmar Gabriel: Dass wir uns als Wirt-
schaftsministerium und als Bundesregierung so-
gar noch einen Konformitätsfaktor in der ersten
Phase unter 2,1 hätten vorstellen können, mögen
Sie daran sehen, dass die Verabredung mit dem
BMUB, zwischen mir und der Kollegin
Hendricks oder auf Fachebene damals, 1,95 ge-
wesen ist, also unter 2. Trotzdem müssen Sie in
der Europäischen Union 28 Mitgliedstaaten hin-
ter sich kriegen, sodass, wenn man in der Abtei-
lung unterwegs ist: „Ich will aber zeigen, dass ich
der Beste bin!“ Sie in der Regel kein Ergebnis
kriegen.

Also müssen Sie sich auf Kompromisse einlas-
sen. Ich halte das für einen vertretbaren Kompro-
miss. Was die Autoindustrie wollte, haben wir
nicht gemacht; die Vorschläge der Autoindustrie
haben wir für falsch gehalten. Die waren nicht
ambitioniert genug. Die Vorschläge, die wir dann

durchgesetzt haben und für die ich in dem
Schreiben gegenüber den EP-Abgeordneten ein-
trete, sind ja nicht die Vorschläge der Autoin-
dustrie, sondern sind die Vorschläge, die geeig-
net sind, die Gesundheit und die Umwelt zu
schützen und gleichzeitig das zu gewährleisten,
was in dem Brief über die Fähigkeiten der Auto-
industrie beschrieben wird. Die Autoindustrie
selbst hat ja immer begründet, man brauche hö-
here Grenzwerte, weil sie das, was ich in dem
Brief beschreibe, angeblich mit den Grenzwerten
nicht leisten könne.

Dem haben wir widersprochen. Wir haben gesagt,
wir waren sogar der Überzeugung: 1,95 als Kon-
formitätswert sei durch die Autoindustrie zu er-
reichen, 2,1 allemal. Die Autoindustrie war der
Überzeugung, dass das, was Sie in dem Brief zi-
tiert haben, gerade nicht möglich sei, weil die
Grenzwerte zu scharf seien. Dieser Argumenta-
tion der Automobilindustrie haben wir uns ganz
bewusst nicht angeschlossen; wir haben sie uns
nicht zu eigen gemacht, weil wir sie für nicht
glaubwürdig gehalten haben.

Vorsitzender Herbert Behrens: Die Kollegen der
SPD-Fraktion haben das Wort.

Kirsten Lühmann (SPD): Der Kollege Behrens hat
festgestellt, worum es in einigen Fragen geht:
Nämlich ihm ging es dadrum, klar zu machen,
dass Ministerien auch hätten selbstständig
handeln können. - Das ist richtig; das haben wir
mehrere Zeugen gefragt. Dann frage ich es jetzt
auch noch mal. Die Ansicht der anderen Zeugen
war, dass wir - ich fasse es mal mit meinen
Worten zusammen - in einem Rechtsstaat leben
und, wenn wir selbstständig tätig werden, das
auch auf Grundlage des geltenden Rechts
stattfinden muss. Und die anderen Zeugen haben
ausgeführt, dass bei den jetzigen Regeln es
schwierig bis unmöglich war, mit der
vorhandenen Datenlage weiter gehende und
tiefer gehende Prüfungen vorzunehmen, und dass
sie darum - das haben nicht alle, aber ein Teil
gesagt - anregen, die Verordnung dahin gehend
zu ändern. - Würden Sie diese Einschätzung
teilen?
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Zeuge Sigmar Gabriel: Welche denn? Welche
Verordnung?

Kirsten Lühmann (SPD): Die Verordnung über
die Feldüberwachung.

Zeuge Sigmar Gabriel: Da ich die Verordnung
nicht kenne, nicht vorliegen habe, kann ich
Ihnen die Frage nicht beantworten. Tatsache ist,
dass in der Tat ein Staat, ein Rechtsstaat, auf der
Basis rechtlicher Grundlagen handeln muss. Des-
wegen, Herr Vorsitzender: Das Umweltministe-
rium jedenfalls kann keine Amtsermittlungen
lostreten für Bereiche, in denen es nicht zustän-
dig ist, sondern wenn, dann hätte das das KBA
oder das BMVI veranlassen müssen. Es gibt an-
dere Fälle, wo das möglicherweise geht, von
Amts wegen zu ermitteln; in dem Fall nicht.

Ob die Verordnung über Feldüberwachungen
verbessert oder angepasst werden muss, dazu
bitte ich Sie - - Ich komme gerne noch mal, dann
lese ich die vor, und dann sage ich Ihnen meine
Meinung, meine politische Auffassung dazu.
Aber ich kann Ihnen das nicht beantworten. Es
ist jedenfalls im Rahmen dessen möglich, was im
Rahmen meiner Fantasie existiert: dass man sol-
che Verordnungen vielleicht auch schärfer ma-
chen kann. Aber ich kenne die Verordnung - - Ich
habe sie nicht vor mir. Ich kann Ihnen nicht sa-
gen, ob die Möglichkeiten zur Amtsermittlung
dort verbessert werden müssen.

Kirsten Lühmann (SPD): Das ist die gleiche Ver-
ordnung, die auch in der Rede vorm VDA zitiert
wurde, wo ja die vier Punkte gesagt wurden, was
man verändern muss. Wenn ich etwas verändere -
so haben es zumindest die anderen Zeugen gesagt -,
wenn ich etwas verändern will, habe ich ja einen
Mangel erkannt. Und das war das, was die anderen
Zeugen gesagt haben: Weil dieser Mangel besteht,
können wir auch nicht anders prüfen, als wir
geprüft haben.

Und wenn Sie sagen - Sie sind ja auch Lehrer
und kein Jurist - - Das haben wir öfter, das Prob-
lem, dass wir Juristen technische Fragen stellen
und dass wir Technikern juristische Fragen stel-
len.

Zeuge Sigmar Gabriel: Ich bin Erfahrungsjurist
nach 27 Jahren Abgeordneter.

(Heiterkeit)

Kirsten Lühmann (SPD): Ich habe noch eine
Frage. Der Untersuchungsauftrag hat einen Teil
III, und darin sollen wir uns beschäftigen mit der
Frage, welche rechtlichen und tatsächlichen Kon-
sequenzen aus dem Untersuchungsgegenstand
wir möglicherweise ziehen sollen zum Schutz
von Leben und Gesundheit und Umwelt. In unse-
rem Fall ist das ja insbesondere auch die Frage
der Abgaswerte in Städten, die uns ja große Sorge
bereitet. Und daher die Frage an Sie: Was können
Sie uns da für Hinweise geben - welche rechtli-
chen und tatsächlichen Konsequenzen sollten
wir aus dieser ganzen Causa ziehen?

Zeuge Sigmar Gabriel: Ich bitte Sie um Verständ-
nis, dass ich Hemmungen habe, Ihnen einen Vor-
schlag darüber zu machen, welche Konsequenzen
Sie am Ende der Arbeit als Untersuchungsaus-
schuss vorschlagen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Genau das ist
auch Aufgabe von uns und nicht des Zeugen.

Kirsten Lühmann (SPD): Gut. - Haben Sie schon
Konsequenzen gezogen? Was haben Sie getan
dazu?

Zeuge Sigmar Gabriel: Ja. Real Driving Emissions
haben wir verabschiedet und WLTP zum Bei-
spiel.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann die Kolle-
gen der Grünen, bitte.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Minister, mich würde noch mal Folgendes
interessieren, jetzt mal losgelöst von illegalen Ab-
schalteinrichtungen und all dem: Wir haben ja
eine Situation, das ist im Handbuch der Emissi-
onsfaktoren des UBA sehr schön zu sehen - das
kennen Sie möglicherweise ja auch aus Ihrer Zeit
als Umweltminister -: dass, obwohl wir strengere
Grenzwerte haben in den Fahrzeugen, die Emissi-
onen steigen. Das wird behördlich dokumentiert
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von einer nachgeordneten Behörde der Bundesre-
gierung.

Wann ist Ihnen - - Also, seit September 2015 ist
uns allen klar, was das Problem ist. Aber ist
Ihnen vorher das mal als Problem beim Thema
Stickoxide untergekommen? Sind Sie mal auf
Studien gestoßen, die es ja gibt, von ICCT, ADAC,
die das Problem sehr klar benennen und ja offen-
sichtlich Fragen aufwerfen, woher das kommt?

Zeuge Sigmar Gabriel: Nicht beim Thema Stick-
oxide, sondern damals im Wesentlichen beim
Thema Rußpartikel. Daher kommt ja die Debatte,
dass es offensichtlich einen Unterschied gibt -
und zwar einen erheblichen - zwischen den Mes-
sungen nach NEFZ und den realen Emissionen.
In meiner Zeit ist im Wesentlichen das Thema
Rußpartikel und dann natürlich beginnend CO2-
Grenzwerte und Verbräuche gewesen, aber NOx
nicht.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also vor September 2015 ist Ihnen das mit Stick-
oxiden nicht klar gewesen?

Zeuge Sigmar Gabriel: Doch. Und zwar gab es
eine Diskussion über den Zusammenhang zwi-
schen Katalysatorenwirkung und Stickoxiden.
Daran kann ich mich erinnern, da gibt es eine - -
Ich glaube, je besser die wirken, desto mehr
Stickoxide haben wir; ich glaube, so war der Zu-
sammenhang. - Ja, ich habe mich mit den The-
men damals befasst. Aber ich kriege das jetzt
nicht sozusagen ins Detail wieder hin.

Es war eine wissenschaftliche Diskussion auch
über die Frage Euro 5 und Euro 6 und welche
Folgen das bei NOx hat und ob man dafür Harn-
stoffzugabe braucht und so. Also das sind in mei-
nen Erinnerungen - - Im Lkw-Bereich hat das ja
dann auch stattgefunden.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Von Euro 4 nach Euro 5 steigen die Emissionen,
obwohl sie eigentlich sinken müssen, und - -

Zeuge Sigmar Gabriel: Ja, Ja.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gut. - Mich würde noch mal das ganze Thema
RDE und Konformitätsfaktoren interessieren,
weil Sie haben eben das so dargestellt - und das
ist ja sicherlich auch so -, dass es da Tschechien
gab und andere Staaten, die noch wesentlich hö-
here Faktoren haben wollen, was mich - - und
dass es Ihnen - so verstehe ich Sie auch - lieber
gewesen wäre, wenn am Ende etwas Besseres, et-
was Niedrigeres als 2,1 dabei rausgekommen
wäre. Was ich aber dann nicht ganz verstehe, ist
ein Vermerk aus Ihrem Haus, Frau Hofmann. Das
ist MAT A BMWi-2-2, Ordner 55, Seite 110. Da
heißt es, dass 2,1 ein Erfolg sei und dass das, was
die Kommission - die hatte ja 1,6 vorgeschlagen -

Zeuge Sigmar Gabriel: Am Anfang.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): -
am Anfang, ja - - dass die 2,1 gegenüber den 1,6
für das BMWi ein Erfolg sei. Ist das dann auch
Ihre Linie gewesen, oder - -

Zeuge Sigmar Gabriel: Also, ich würde das
gerne, wenn Sie das so interpretieren, dass die
Kollegin gesagt hat, gegenüber 1,6 sei 2,1 ein Er-
folg - - da würde ich das gerne sehen, ob das da
wirklich drinsteht. Und nach meinem Kenntnis-
stand haben wir es als Erfolg empfunden, weil
wir wenigstens 2,1 gehalten haben.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Mhm.

Zeuge Sigmar Gabriel: Denn ich kann noch mal
sagen, am Tag davor - - Ich kann mich übrigens
ganz gut an die Situation erinnern, weil wir beim
ersten digitalen Kongress der französischen Re-
gierung und der deutschen Regierung in Paris
waren und es auch Gespräche gegeben hat mit
den beiden Regierungschefs, weil am nächsten
Tag diese Entscheidung, glaube ich, fallen sollte,
dass die Italiener noch versucht haben zu inter-
venieren und, ich sage mal, erst 2,5 versucht ha-
ben und dann mir gesagt haben, 2,2 sei das Maxi-
mum, was Italien akzeptieren könnte. Deswegen
kann ich mich ganz gut daran erinnern. Dass wir
dann 2,1 geschafft haben, ist als Messlatte, glaube
ich, eher die gemeint - es sei denn, da steht was
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anderes drin - - Aber nach meiner Erinnerung ist
die gemeint, die weit oberhalb von 2,1 lag.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Mhm.

Zeuge Sigmar Gabriel: Aber wenn das anders ist,
müsste ich es mal lesen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja,
ich habe hier auch eine Tabelle. Das ist BMWi-2-
1, Ordner 24, Seite 317. Da werden die verschie-
denen Positionen - -

Zeuge Sigmar Gabriel: Ich habe das hier nicht.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja,
ich gebe sie nur wieder. - Da werden die ver-
schiedenen Positionen der Bundesregierung dar-
gestellt. Und da ist die Position des BMWi 2 bis
2,3 Konformitätsfaktor. Das BMVI vertritt unter 2,
also weniger. Und Sie haben ja eben auch gesagt,
der VDA wollte noch was ganz anderes. Der VDA
vertritt aber ungefähr dasselbe, jedenfalls nach
dieser Darstellung, in der Debatte wie das BMWi.
Also, ich kann da jetzt nicht erkennen, wo Ihr
Haus eine Position vertreten hat, dass ein Konfor-
mitätsfaktor deutlich unter - - oder unter 2 ir-
gendwo sein soll.

Zeuge Sigmar Gabriel: Weil das Haus natürlich
nicht ausschließlich von Beamten vertreten wird,
sondern ganz am Ende von mir und dem Staats-
sekretär. Und wir haben - - Da müssten wir Herrn
Machnig - und ich glaube, Herr Flasbarth dürfte
der Kollege gewesen sein - noch mal fragen. Nach
meinem Kenntnisstand ist der Stand zwischen
den beiden Häusern 1,95 gewesen. Übrigens, for-
mal sind wir ohne die Nennung eines Konformi-
tätsfaktors in die Verhandlung gegangen, -

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Mhm.

Zeuge Sigmar Gabriel: - einfach, damit wir uns
nicht sozusagen schon auf die eine oder andere
Seite schlagen. Ich glaube, formal haben wir,
wenn ich das richtig erinnere, gar keinen Vor-
schlag gemacht: weder den, den Sie da zitieren,
noch den, den ich in Erinnerung habe, sondern

wir sind in eine offene Debatte gegangen und ha-
ben bei uns gesagt, unter 2 sollte es liegen. Wir
können - - müssten die beiden Staatssekretäre
noch mal fragen, dass bei uns im Haus mög-
licherweise wer anders was aufgeschrieben hat.
Wie gesagt, ich kenne den Text nicht, weiß auch
nicht mehr, in welchem Zusammenhang das ent-
standen ist. Das ist so. Manchmal nehmen sich
Minister und Staatssekretäre raus, selbst politi-
sche Entscheidung zu - - Ich weiß, das ist - -
Führt zu Unruhe in jedem Ministerium, aber das
passiert manchmal.

(Heiterkeit)

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Flasbarth - Sie haben den gerade angespro-
chen -, der hat hier ausgesagt, in der Tat, es hätte
dann eine Verständigung der drei Häuser gegeben
auf 1,95, dass man das als Position vertritt. Und
er sei aber so ein bisschen, ich kann mich jetzt
nicht - - Die wörtliche Formulierung müsste man
jetzt nachsehen. Ich habe es aber so verstanden,
er sei nicht darüber begeistert gewesen, dass das
Kanzleramt in den Verhandlungen dann aber
eine andere Position, nämlich 2,1, vertreten habe.
Haben Sie - - Ist Ihnen der Vorgang auch bekannt,
dass das Kanzleramt dann noch mal eine andere
Position mit vertreten hat?

Zeuge Sigmar Gabriel: Nicht das Kanzleramt, das
weiß ich nicht. Aber in den Gesprächen, die - -
Deswegen habe ich daran Erinnerungen: Wir hat-
ten gerade den zweiten Digitalgipfel in Berlin.
Der erste war der, den ich eben genannt hatte in
Paris. Ist mir in Erinnerung, dass wir dort am
Rande auch ein Gespräch hatten mit dem franzö-
sischen Staatspräsidenten, der deutschen Bun-
deskanzlerin und mir und dem Kollegen Macron
und dass dabei, glaube ich, uns mitgeteilt wurde,
dass die beiden Regierungschefs sich auf 2,1 ver-
ständigt hätten und es jedenfalls nicht darüber
hinausgehen solle, wie die Italiener das wollten.
Wir haben uns dort auf die Abwehr des italieni-
schen Vorschlags verständigt. Das weiß ich noch.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. - Dann würde ich noch einmal zu den gan-
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zen Themen - - Ach, nein, meine Zeit ist um. Be-
vor ich dann nachher wieder abgewürgt werde,
dann machen wir das in der nächsten Runde.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. - Dann ist
die Reihe an der CDU/CSU-Fraktion. Bitte schön.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU): Ja,
Herr Minister Gabriel, vielleicht noch mal zu
dem Thema Dieseltechnologie, Verbrennungsmo-
toren im Allgemeinen. In einem Informationspa-
pier Ihres Hauses wird am 29. Oktober 2015 be-
tont: Dieselmotoren sind nicht nur sehr sparsam
im Verbrauch, sondern können mit den heutigen
Abgastechnologien auch sauber und umwelt-
freundlich gefahren werden. - Und vielleicht
auch darauf fußend gibt es eine Gesprächsvorbe-
reitung für Sie mit dem - für das Gespräch - VDA-
Präsidenten Wissmann, 15.06., hatten wir eben
schon mal in einem anderen Zusammenhang. Da-
rin wird bestätigt: Der Dieselantrieb ist und bleibt
ein wichtiger Baustein in der umweltfreundli-
chen Mobilität. Gerade für die Einhaltung der
CO2-Ziele spielen Dieselmotoren weiterhin eine
besondere Rolle.

Seitdem ist diese Diskussion immer mal wieder
aufgeflammt. Die eine oder andere Landesregie-
rung beispielsweise hat sich daran auch beteiligt.
Deswegen meine Frage an Sie: Wie bewerten Sie
heute den aktuellen technischen Stand und das
Potenzial der Dieseltechnologie im Hinblick auf
die Reduzierung der Stickoxidemissionen?
Könnte es einen Beitrag zum Klimaschutz dar-
stellen? Sie hatten, glaube ich, in Ihren einleiten-
den Ausführungen dazu schon ganz klein wenig
gesagt: Wenn die neueste Dieseltechnologie den
Markt relativ schnell durchdringen würde. - Was
ist aus Ihrer Sicht relativ schnell, wenn Sie das
teilten? Und wie kann es vor allen Dingen gelin-
gen, Verbraucher zum Wechsel auf Neufahrzeuge
mit dieser dann hochmodernen Dieseltechnolo-
gie und hochmodernen Abgasreinigung zu bewe-
gen?

Zeuge Sigmar Gabriel: Ja, wir müssen aufpassen,
dass ich nicht so tue, als wäre ich Erfahrungsin-
genieur. Also, ich glaube, das, was Sie zitiert ha-
ben, ist ein Schreiben, das wir an ganz viele auch

im Ausland, an diplomatische Vertretungen ge-
schickt haben, weil wir natürlich die große Sorge
hatten, dass durch den VW-Skandal insgesamt
die deutsche Industrie, Dieseltechnik, Automo-
bilindustrie in Verruf geraten. Deswegen habe
das damals gemacht. Das halte ich bis heute für
angemessen und richtig.

Ich glaube auch - das erleben wir ja -, dass die
Elektromobilität langsamer vorankommt als 2009
prognostiziert. 2009 gab es das erste Mal den
Aufschlag zu sagen, 2020 wollen wir, ich glaube,
eine Million Fahrzeuge auf Deutschlands Straßen
haben. Seitdem hat sich dann jährlich der - -
sozusagen das Bündnis Elektromobilität getroffen
und jeweils festgestellt, dass sie nicht vorankom-
men. Am Ende war das so, dass die Treffen, als
die Leute versucht haben, sich vor den Treffen zu
drücken, weil sie nicht schon wieder zum sechs-
ten, siebten, achten Mal feststellen wollten, dass
sie nicht weitergekommen sind - - Ich musste
auch mal dazu gezwungen werden, zum letzten
zu gehen, weil es mir auch langsam peinlich
wurde.

Und dann haben wir die Konsequenz gezogen,
Schritte zu unternehmen, die Sie kennen, die
auch öffentlich debattiert worden sind, zur För-
derung der Elektromobilität, weil wir sehen, dass
die Elektromotoren zu langsam - - Elektromobili-
tät zu langsam vorankommt. Das hat sicher auch
was damit zu tun, dass, sagen wir mal, vielleicht
die Autoindustrie selber insgesamt nicht - - Der
Vorsitzende guckt so, als ob ich wieder aufhören
soll, weil Sie abstimmen gehen wollen. Stimmt
das?

Vorsitzender Herbert Behrens: Nein.

Zeuge Sigmar Gabriel: Er guckt so, als ob ich auf-
hören - -

Vorsitzender Herbert Behrens: Ich habe jetzt
nicht widersprochen. Nein, ich habe nur das wei-
tere Verfahren - - Und die Zulässigkeit der Frage
hatten wir gerade hier diskutiert.

Zeuge Sigmar Gabriel: Ich wollte nicht unhöflich
sein und deshalb nicht die gleiche Frage stellen,
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aber weil ich nicht so richtig sehe, ob alle diese
Teile vom Untersuchungsauftrag erfasst sind - -

Vorsitzender Herbert Behrens: Genau.

Zeuge Sigmar Gabriel: Aber trotzdem will ich
mich nicht um eine Antwort drücken, Herr Kol-
lege, es sei denn, Sie sagen, ich soll den Mund
halten. Das ist auch in Ordnung.

(Heiterkeit)

Das müsst ihr jetzt - -

Vorsitzender Herbert Behrens: Was den Brief an-
betrifft - -

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU): Wir
beziehen uns ja auf ein Schreiben und fragen in-
sofern nach. Wir unterhalten uns ja häufiger mal
über die Frage von Zulässigkeit. Aber dieses
Schreiben liegt den Unterlagen bei. Und da darf
man, glaube ich - - Ich gucke mal in die Runde.
Es zeichnet sich wohl - - Selbst wenn wir abstim-
men wollten - das haben wir beim letzten Mal
prima geübt hier -, werden wir eine gewisse
Mehrheit haben. Insofern habe ich da gar keinen
Zweifel, dass es zulässig ist.

Vorsitzender Herbert Behrens: Aber Sie schauen
mal drauf, dass es präzise bleibt.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU): Es
ist immer präzise. Da erleben Sie nichts anderes
bei mir.

Zeuge Sigmar Gabriel: Also, das war der Hinter-
grund dieses Schreibens. Ich bin sicher, dass wir
nicht klug beraten wären, die Weiterentwicklung
des Diesels für unmöglich zu halten. Und ich
glaube, dass wir auch nicht klug beraten werden,
seinen Beitrag zum Klimaschutz zu unterschät-
zen. Ich vermute, wir werden Verbrennungsmo-
toren - - Es gibt ja auch Leute, die sagen: Otto und
Diesel wachsen eher zueinander, als dass wir auf
einen von beiden verzichten könnten. - Ich
glaube jedenfalls nicht, dass wir gut beraten
wären, den Beitrag zum Klimaschutz zu
unterschätzen.

Ich kann Ihnen nicht sagen - - Ich habe mich auch
in der Debatte um den Klimaschutzplan dagegen
gewehrt, ein Jahresdatum festzulegen, an dem die
Politik beschließt: „Ab jetzt darf kein Verbren-
nungsmotor auf den Markt kommen“, weil ich - -
Solche Maßnahmen finde ich ein bisschen am-
bitioniert. Dass wir in die Richtung müssen, und
zwar nicht nur aus Umwelt- und Gesundheits-
schutzgründen, sondern vor allem aus ökonomi-
schen Gründen, ist für mich unbestritten. Es wird
der Tag kommen, an dem die chinesische Regie-
rung in chinesische Großstädte kein Auto mit ei-
nem Verbrennungsmotor reinlässt. Und wenn wir
dann keine haben oder jedenfalls keine, die auf
dem Markt mit akzeptabler Fähigkeit und Preis
anzubieten sind, dann ist das ein Riesenproblem
für uns, wie wir, glaube ich, überhaupt natürlich
in einer Situation sind - in der Kombination aus
Elektromobilität und Digitalisierung -, dass wir
schon über eine andere Form von Automobilität
und Mobilität reden als vielleicht noch die
letzten 30, 40 Jahre. Trotzdem, meine Über-
zeugung ist: Wir werden noch eine ganze Reihe
von Jahren Verbrennungsmotoren, auch den Die-
sel, haben. Und er leistet auch seinen Beitrag.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gibt es weitere
Fragen von Ihnen?

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Nein.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann würde ich
für meine Fraktion an der Stelle fortsetzen, wo
der Kollege Krischer nach Erläuterung fragte be-
züglich des Verhandlungserfolgs. Wir haben hier
die Vorlage zur Information von Ihnen vorliegen
vom 29. Oktober 2015, BMWi-2-2, Ordner 55,
Seite 110. Sie fragen ja danach: Ist es explizit als
Erfolg bezeichnet worden, dass es nicht 1,6, son-
dern 2,1 geworden sind? - Das bleibt in diesem
Schreiben offen. Das kann ich Ihnen gleich zur
Verfügung stellen.

Ich möchte aber noch weitere Sachen daraus zi-
tieren. Dort heißt es, wie gesagt, es sei ein Ver-
handlungserfolg, und dann schließt sich dem das
an, was der Beschluss vorsieht, nämlich 2,1 ab
2017 und 1,5 ab 2019, was neue Fahrzeuge anbe-
trifft, und dann noch über eine Transferfunktion



Stenografisches Protokoll 18 I

5. Untersuchungsausschuss

18. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 42 von 176

besondere Grenzwerte für dynamische Fahrwei-
sen. Darüber solle 2016 entschieden werden.
Also, das so weit im Zusammenhang als Ver-
handlungserfolg der Bundesregierung. So lese ich
das.

Und Sie hatten hier eben auch in dieser Informa-
tionsvorlage den Hinweis bekommen: EU-Kom-
mission hatte als Konformitätsfaktoren 1,6 und
1,2 für 2017 bzw. 2019 vorgeschlagen. - Insofern
ist dann doch die Frage noch mal an Sie, wie
denn dieser - - auf was sich denn nun dieser Ver-
handlungserfolg bezieht.

Zeuge Sigmar Gabriel: Ich muss Ihnen erst mal
widersprechen. Die Kommission hat nicht 1,6
und 1,2 vorgeschlagen, sondern sie hat in der
Runde, als es zur Entscheidung kam, 2,1 vorge-
schlagen. Ich will noch mal ausdrücklich sagen:
Die Kommission hat einen zweiten Vorschlag ge-
macht. Herr Krischer hat eben schon so getan
und Sie eben auch, als ob die Kommission aus-
schließlich mit 1,6 unterwegs gewesen sei. Das
ist sie nicht.

(Oliver Krischer (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Also

ihre Beamten!)

Vorsitzender Herbert Behrens: Gut. Wir beziehen
uns hier auf die Unterlagen, die uns - -

(Oliver Krischer (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Also
Ihre Ministervorlage ist

das!)

Zeuge Sigmar Gabriel: Ich kann Ihnen nur sagen:
Die Kommission hat dann einen anderen Vor-
schlag mitgemacht. Sie ist von ihrem ersten Vor-
schlag abgewichen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay.

Zeuge Sigmar Gabriel: Zweitens. Der Vorschlag
für die Transferfunktion kommt nicht von
Deutschland, sondern aus der Kommission.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann bezüglich
der Transfer- -

Zeuge Sigmar Gabriel: Und drittens will ich
noch mal ausdrücklich zurückweisen die von
Ihnen zumindest denkbar erachtete Interpreta-
tion, die Kollegin hätte den Sprung von 1,6 auf
2,1 - - das sei sozusagen der - - das sei die Be-
gründung für den Erfolg des BMWi gewesen. Das
ist eine Interpretation - das haben Sie ja eben
auch gesagt -, die Sie vornehmen. Das ist nicht
meine.

Vorsitzender Herbert Behrens: Mhm.

Zeuge Sigmar Gabriel: Das steht da auch nicht
drin, sondern wir haben es als Erfolg betrachtet,
dass wir überhaupt zu einer Regelung kommen,
weil die große Gefahr bestand, dass die gar nicht
kommt, und zweitens, dass wir Bereiche oder
Werte, die weit überhalb dessen lagen, was wir
für angemessen gehalten haben - - dass wir die
verhindert haben. Das, finde ich, ist ganz
offensichtlich, wenn man nachvollzieht, mit
welchen Verhandlungspositionen wir da
reingegangen sind.

Vorsitzender Herbert Behrens: In der gleichen
Information an Sie vom 29. Oktober 2015, am an-
deren Ort: Seite 111, steht eben zur Transferfunk-
tion, wie Sie eben gerade gesagt haben:

... die im Vorschlag der EU-KOM
in den Erwägungsgründen er-
wähnt wurde ...

Dazu steht:

Transferfunktion ... ist jetzt auf
Initiative Deutschlands und auf
besonderen Druck des BMWi ge-
genüber BMUB und BMVI wieder
im Verordnungstext.

Können Sie da erläutern, was die Argumente ge-
wesen sind, dass Sie als BMWi sagen: „Das muss
da rein“?

Zeuge Sigmar Gabriel: Kann ich Ihnen sagen,
weil unter anderem andere Mitgliedstaaten das
auch wollten und für die Kompromissfindung
nötig gewesen ist. Das Rausstreichen zwischen-
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durch - wie gesagt, eingeführt durch die Kommis-
sion, nicht durch uns, dann Rausstreichen - hat
natürlich zu Ärger geführt.

Übrigens in dem Beschlusstext steht ja als Faktor
für die Transferfunktion 1. Das heißt, dass sie
derzeit keine Berücksichtigung findet, weil es
bislang nicht klar ist, ob diese Transferfunktion
erstens kommt und ob man sie auch vernünftig
berechnen kann. Die ist ja entstanden, weil es
sozusagen die Vermutung gibt, dass - - Ich sage
mal, diese RDE-Berechnung ist ja so, dass sie
sozusagen am Anfang und am Ende des Fahrzyk-
lus, also entweder kalt oder warm, nicht berech-
net, dann sozusagen die realen Fahremissionen
berechnet. Aber das ist ja so eine Parabel. Und an
deren Rändern kann man durch ein ganz be-
stimmtes Fahrverhalten - Extremfahrverhalten:
entweder langsam oder schnell bergauf fahren
oder was auch immer, hohe Geschwindigkeiten
bei Überholvorgängen - möglicherweise aus den
Grenzwerten rausfallen.

Und jetzt kann man dazu zwei Auffassungen ha-
ben. Man kann sagen: Ja, dann müsst ihr eben
eure Motorentwicklung und euer Fahrzeug so
konstruieren, dass das nicht passieren kann, da-
mit ihr in jeder der Phasen die Grenzwerte ein-
haltet. - Und man kann die Auffassung vertreten -
das tun einige -: Nein, das sind sozusagen so sel-
ten auftretende Fahrmomente, dass man sie be-
rücksichtigen muss, ohne dass man damit die
Durchschnittswerte verändert.

Diese Frage ist nicht entschieden. Darüber gibt es
keine Entscheidung. Deswegen steht dort der
Faktor 1 drin bislang. Es muss jetzt im vierten
RDE-Paket entschieden werden, entweder sich auf
die eine oder auf die andere Seite der Argumen-
tation zu stellen. Wir fanden, dass es ein kluger
Kompromiss ist denjenigen gegenüber, die die
Transferfunktion wollten, zu zeigen: Pass auf, wir
streichen die nicht, wir lassen die als Platzhalter
in der Verordnung, weil wir gar nicht in der Lage
sind - wir haben ja null Erfahrung damit -, zu be-
urteilen: Ist jetzt das eine Argument oder ist das
andere Argument richtig?

Und wir werden, da wir ja RDE, glaube ich, in
insgesamt vier Abschnitten verabschieden - es ist

ja, glaube ich, derzeit erst im ersten Abschnitt -,
dann hoffentlich ausreichend Erfahrungen haben,
um zu entscheiden: Brauchen wir eine solche
Transferfunktion, ja oder nein? - Derzeit spielt sie
keine Rolle, weil sie mit dem Faktor 1 drinsteht.
Und wir wollten den Platzhalter beibehalten,
weil eben eine Reihe von Mitgliedstaaten gesagt
haben: Wir wollen, dass das nicht vollständig
rausfliegt. - Und das fanden wir einen fairen
Kompromiss. Es hat keine Auswirkung auf die
Werte. Es ist nicht entschieden, ob es dazu
kommt. Und es steht jetzt der Faktor 1 drin. Das
fanden wir eine ziemlich kluge Überlegung.

Vorsitzender Herbert Behrens: Aber es war eine
besondere Initiative des BMWi, dass es reinge-
schrieben wurde.

Zeuge Sigmar Gabriel: Ja, wenn man ein Ergeb-
nis will und Leute hat, die sonst das Ergebnis
verhindern, da ist es klug, wenn man eine Initia-
tive hat.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und BMUB und
BMVI waren dagegen, dass es - -

Zeuge Sigmar Gabriel: Ja, die haben eine andere
Einschätzung über die Mehrheitsverhältnisse ge-
habt.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und Sie sagen
selbst, es sollte auf jeden Fall etwas drinstehen,
auch wenn man noch überhaupt keine Erfahrung
damit hat, ob eine solche Regelung beziffert wer-
den kann und welche Folgen sie hätte.

Zeuge Sigmar Gabriel: Herr Vorsitzender, ich bin
lange genug in der Politik, um zu wissen, was
eine solche Frage intendiert. Ich weise das aus-
drücklich zurück. Ich habe gesagt, aus welchen
Gründen wir das gemacht haben. Und es steht als
Platzhalter drin. Es ist unschädlich, weil der Fak-
tor 1 drinsteht und weil über das vierte Paket
noch gar nicht beraten wurde. Eine Beurteilung
über die Frage, welche Konsequenzen das hat, ob
das richtig oder falsch ist - würde ich vorschla-
gen -, nehmen wir vor, wenn das vierte RDE-Pa-
ket verabschiedet wird und nicht vorher. Sugges-
tivfragen sind, glaube ich, selbst vom Vorsitzen-
den bemerkbar hier.
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Vorsitzender Herbert Behrens: In der Tat, da ha-
ben Sie recht.

(Heiterkeit)

Okay. Dann geht es weiter im Text. Und wir ha-
ben die SPD-Fraktion jetzt an der Reihe.

Kirsten Lühmann (SPD): Ich komme noch mal
auf das Thema eben: Transferfunktion. Der Vor-
sitzende hat hier eine Frage gestellt, die Sie recht
deutlich zurückgewiesen haben, so nach dem
Motto: Man weiß ja gar nicht, was man da gefor-
dert hat. - Wir haben hier einen Zeugen gehabt,
der gesagt hat, dass sehr wohl man sich vorher
darüber informiert hat, was das denn bedeutet
und ob das möglicherweise sinnvoll sein kann,
das zu fordern, und dass es dazu ein Gutachten
gegeben hat. Können Sie uns dazu was sagen?

Zeuge Sigmar Gabriel: Na ja, ich kann Ihnen nur
wiederholen, dass - - Ich glaube, es gab ein Gut-
achten der Automobilindustrie dazu, dass - -

Kirsten Lühmann (SPD): Ja, der Zeuge hat gesagt,
der war aber unter Beteiligung von Ministeriums-
mitarbeitenden.

Zeuge Sigmar Gabriel: Ein Gutachten, das - -

Kirsten Lühmann (SPD): Nein, Entschuldigung,
nicht unter Mitarbeit, sondern die Aussage war -
wir haben gerade eben versucht, die im Protokoll
zu finden -: Das Gutachten ist finanziert worden
von der Industrie. - Allerdings die Frage „Welche
Fragen werden dabei berücksichtigt, und wie ist
das Prüfverfahren?“ wurde in enger Zusammen-
arbeit mit den Ministerien dargelegt.

Zeuge Sigmar Gabriel: Na, das ist ja gut dann.
Also, wenn die das bezahlen und wir sagen, was
auch geforscht werden soll: Ist ja eine schlaue
Idee.

(Heiterkeit)

Ich weiß jetzt nicht, was ich dazu sagen soll, au-
ßer dass die Kommission den Vorschlag gemacht
hat, ihn dann wieder rausgenommen hat, dann
andere Mitgliedstaaten der Überzeugung waren,

wir ja auch, dass das durchaus eine Debatte ist,
der man nachgehen muss. Aber es ist halt nicht
entschieden, ob das - -

Die Automobilindustrie ist ja Vertreterin dieser
Transferfunktion. Man kann aber auch eine an-
dere Auffassung vertreten und kann sagen: Nein,
dann müsst ihr halt eure Fahrzeuge anders kon-
struieren, damit ihr das einhaltet. Wir sind nicht
dazu da, Funktionen zu finden, die es euch er-
leichtern, das einzuhalten. - Diese Debatte muss
man führen jetzt im vierten RDE-Paket. Und bis-
lang ist dazu, wie gesagt, nichts entschieden.

Arno Klare (SPD): Herr Minister, die ganze De-
batte kreist - und das haben wir von Herrn Resch
hier ja auch gehört - um den Begriff „Normal
Use“, also was ist normales Fahren sozusagen.
Ebendieser Tatsache, dass man sich darüber un-
terhalten muss, ist auch die Überlegung dieser
Transferfunktion übrigens geschuldet; denn die-
ses „Aggressive Driving“ - das heißt, den Berg
rauf, Vollgas, überholen; das ist „Aggressive Dri-
ving“ - führt logischerweise zu mehr Emissionen.
Wie ist so Ihrer Wahrnehmung nach in dieser
ganzen Debatte um diese Konformitätswerte und
auch um diese Transferfunktion dieser Begriff
„Normal Use“, also normales Fahrverhalten?
Welche Rolle spielte das, und wie ist das
diskutiert worden?

Zeuge Sigmar Gabriel: Auf meiner Ebene gar
nicht. Ich kann so tun, als sei es so gewesen, ist
aber nicht so.

Arno Klare (SPD): Also, ich will doch gar nicht
irgendetwas von Ihnen wissen, was Sie nicht
wissen wollten. Ich wollte nur noch mal darauf
hinweisen, -

Zeuge Sigmar Gabriel: Überhaupt nicht.

Arno Klare (SPD): - dass wir in dem Zusammen-
hang ganz wichtig diesen Begriff immer verwen-
den müssen: „Normal Use“. Herr Resch hat ihn
selber verwendet und hat gesagt: Es gibt Grenzen
des normalen Fahrverhaltens, jenseits dessen
auch die Abgasreinigungssysteme nicht mehr
funktionieren. - Also insofern der Hinweis, den
wollte ich noch mal unter- -
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Zeuge Sigmar Gabriel: Na ja, ich erwarte jeden-
falls von einer realen Fahrtestsituation, dass die
unterschiedlichsten Fahrverhalten Gegenstand
der Debatte über Grenzwerte sind. Ich meine, es
kann ja nicht sein, dass man irgendwie jetzt wie-
der den Rollenprüfstand als normales Fahrver-
halten nutzt. Sondern übrigens: Auch bei - wenn
ich das richtig weiß - langsamer Fahrt den Berg
rauf gibt es auch mehr Emissionen, als wenn Sie
sehr aggressiv fahren. Ich würde schon erwarten -
das muss jetzt auch im vierten RDE-Paket der
Fall sein -, dass man sich über die Frage aus-
tauscht: Welche Form von Fahrverhalten findet
Eingang? Ich will nur mal - das klingt jetzt viel-
leicht alles zu verteidigend - - aber ich will noch
mal sagen: Wir haben natürlich in Wahrheit noch
überhaupt keine langjährigen Erfahrung damit.

Arno Klare (SPD): Eben.

Zeuge Sigmar Gabriel: Wir fangen jetzt an. Ich
finde, das ist berechtigt, rückwirkend zu sagen:
Warum macht ihr das jetzt erst? - Gar keine Fra-
ge. Sie erinnern sich, dass wir zu dieser Debatte,
als ich Umweltminister war, schon begonnen
haben. Dann ist ein paar Jahre gar nichts passiert.
Jetzt kommt endlich was. Man kann schon die
Frage stellen: Warum ist das eigentlich jetzt erst
der Fall? - Aber das ist halt so.

Jetzt darf man auch nicht so tun, als gäbe es mit
etwas, was gerade erst eingeführt ist, schon jede
Menge Erfahrungen, die dazu führen, dass man
jede Frage technisch beantworten kann. Es ist lei-
der so, dass viel Zeit verloren gegangen ist, ob-
wohl man mit der Frage - - Ich rede jetzt nicht
über illegale Abschaltvorrichtungen, ich rede
jetzt über die Frage nur: Was ist eigentlich die Al-
ternative zu einem Labortest? Darüber ist sehr,
sehr lange beraten worden. Es gab auch relativ
spät erst entsprechende Messvorrichtungen oder
Messverfahren für Pkw, und das führt jetzt dazu,
dass wir nicht zu jeder Frage bereits eine absolut
klare technische Antwort haben.

Arno Klare (SPD): Deshalb ja auch dieser Faktor
1 und die Platzhalterfunktion, nicht? Genau des-
halb.

Zeuge Sigmar Gabriel: Ja.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gibt es weitere
Fragen der SPD-Fraktion?

Arno Klare (SPD): Nein.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann ist die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen an der Reihe.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja,
ich würde noch mal gern zu dem ganzen Thema
Untersuchungskommission und Zusammenarbeit
in der Bundesregierung kommen. Ihr Staatssekre-
tär Machnig hat zusammen mit seinen Kollegen
Flasbarth und Billen ein Schreiben gemacht am
21. April 2016. Das ist BMUB-2-1, Ordner 55,
Seite 263, taucht aber mehrfach in den Unterla-
gen auf. Das wird an einer Stelle auch mal als
Brandbrief bezeichnet. Das ist schon sehr deut-
lich, würde ich jetzt mal sagen, wenn drei Staats-
sekretäre sich zusammentun und so einen Brief
schreiben und sich darüber beschweren, dass
man nicht informiert ist. Das ist schon, finde ich,
eine deutliche Kritik am Umgang der Informati-
onspolitik innerhalb der Bundesregierung. Sie
haben jetzt ebenso gesagt: Nein, das war jetzt
schon alles okay so. - Wieso ist es dann zu die-
sem Schreiben gekommen?

Zeuge Sigmar Gabriel: Weil das einen Zeitablauf
hatte und weil sozusagen wir ja wussten, dass es
demnächst auch Ergebnisse geben wird, bei dem
die Häuser gesagt haben: Wir würden gerne vorab
eine Information haben über den Stand der Un-
tersuchungskommission. - Es ist ja nicht am An-
fang der Untersuchungskommission gewesen,
sondern eher gegen Ende. Ich weiß gar nicht,
wann die dann vorgelegt - -

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Es
ist einen Tag vor der Veröffentlichung.

Zeuge Sigmar Gabriel: Also gegen Ende. - Und
wir haben dann, wenn ich das richtig weiß - -
haben die drei Staatssekretäre eine mündliche
Erläuterung bekommen, und am nächsten Tag
haben wir es in der Zeitung gelesen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gut. - Also, ich würde jetzt mal sagen: Wenn ich
Ihre Äußerungen jetzt interpretiere, heißt das: Es
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hat über den ganzen Zeitraum Untersuchungs-
kommission bis zur Veröffentlichung des Be-
richts keine wirkliche Kommunikation gegeben
über die Inhalte.

Zeuge Sigmar Gabriel: Keine detaillierten Infor-
mationen, ja. Ich kann Ihnen sogar sagen, dass
mir der Kollege Dobrindt dafür mal eine Begrün-
dung genannt hat. Er sagte, er wollte auch dafür
Sorge tragen, dass dort sozusagen in Ruhe und
ohne öffentliche Beteiligung gearbeitet werden
kann. Er hatte offensichtlich die Sorge, dass alles,
was er öffentlich oder an andere Ministerien gibt,
schnell in der Öffentlichkeit landet. Das ist eine
Sorge, die man, wenn man in Berlin Politik
macht, ja verstehen kann.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Klar. Jetzt haben Sie das dann ja auch mehr oder
weniger dann aus der Zeitung gelesen und haben
den Bericht zur Kenntnis genommen. Das Schrei-
ben Ihres Staatssekretärs, von Herrn Machnig und
den anderen zeigt ja: Da gab es jetzt auch ein ho-
hes Interesse. - Entsprach das denn den Erwartun-
gen, was man da sehen wollte, oder hatten Sie - -
Wir haben ja auch hier als Parlament gefragt. Ich
glaube, ich habe zu keinem Thema so viele
Anfragen gestellt.

Zeuge Sigmar Gabriel: Doch. Erneuerbare Ener-
gien.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ach ja, da gibt es noch ein paar andere Baustel-
len. Stimmt.

(Heiterkeit)

Entsprach das denn den Erwartungen, oder ist
das für Sie dann da irgendwie abgeschlossen,
oder - -

Zeuge Sigmar Gabriel: Na ja, ich jedenfalls hatte
keine Kritik an dem, was ich dort gelesen habe.
Dass es nicht abgeschlossen ist, sehen Sie, dass
in diesen Tagen schon wieder Debatten auftau-
chen darüber, ob beispielsweise bei Audi Ähnli-
ches passiert ist. Also abgeschlossen ist es offen-
sichtlich nicht.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Mhm. Aber es war so etwas - - Das war auch das,
was Sie erwartet haben, was der Kollege Dobrindt - -

Zeuge Sigmar Gabriel: Ich hab keine Kritik an
den Ergebnissen dieser Untersuchungskommis-
sion gehabt.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Mhm. Okay. - Sie haben eben, wie ich finde, eine
bemerkenswerte Aussage gemacht. Sie haben ge-
sagt: Wenn das in den USA nicht entdeckt wor-
den wäre mit dem, was Volkswagen gemacht hat,
dann wäre es möglicherweise ja so, dass wir hier
immer noch ganz normal uns wundern würden
über ein bestimmtes Abgasverhalten von Autos
und gar nicht auf die Idee kämen, was da das
Problem ist.

Jetzt in Rückschau, in Retrospektive. Jetzt haben
Sie gesagt: RDE ist ja noch nicht eingeführt. Inso-
fern, das kommt ja erst noch, und dann auch
noch mit einem hohen Konformitätsfaktor. Aber
gut. RDE ist aber - - Wir hatten hier Zeugen, die
haben gesagt: Na ja, da muss man die Software
nur ein bisschen intelligenter machen, dann kann
man das irgendwann auch wieder überlisten und
sich dann auf die Dinge einstellen. - Jetzt in
Rückschau: Gibt es für Sie denn andere Dinge,
die eigentlich jetzt auch mit dem Erfahrungshin-
tergrund Umweltminister, der ja schon mal ver-
sucht hat, etwas anzuschieben - - was eigentlich
strukturell das Problem ist, dass wir es hier nicht
entdeckt haben?

Zeuge Sigmar Gabriel: Noch mal, ich kann es gar
nicht oft genug sagen: Bis zur Aufdeckung hätte
ich mir nicht vorstellen können, dass ein Unter-
nehmen dieser Größenordnung mit dieser Repu-
tation so etwas macht, erstens, weil ich glaube,
dass Unternehmen dieser Größenordnung sich
hoffentlich an Recht und Gesetz halten, und
zweitens, weil es ja auch unsagbar dämlich war.
Es ist ja nicht nur eine Schädigung, sondern es ist
ja auch in einem Maß jenseits dessen, was man
sich unter rationalem Verhalten vorstellen kann.
Und damals hatten wir eben keine Hinweise,
keine Belege dafür, dass es das gibt. Trotzdem ha-
ben meine Beamtinnen und Beamten damals die
Option in die Felduntersuchung reingeschrieben.
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Warum das dann nicht gemacht wurde, weiß ich
nicht. Man kann jetzt hinterher schlau tun und
sagen: Hätte man es damals gemacht. - Aber dann
muss man die fragen, die da Verantwortung hat-
ten, warum sie von der Option, der Untersu-
chung von Cycle Beating, keinen Gebrauch ge-
macht haben. Das kann ich einfach nicht beant-
worten.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Mhm.

Zeuge Sigmar Gabriel: Wenn Sie jetzt sagen, es
gibt Leute, die sagen: Na ja, für jedes Prüfverfah-
ren wird es schon einen geben, der eine neue Be-
trugssoftware entwickelt. - Leider muss man das
ja offensichtlich ernst nehmen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Mhm.

Zeuge Sigmar Gabriel: Das Einzige, was wir tun
können, ist, umgekehrt

(Dr. Valerie Wilms (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):
Software, meinen Sie?)

- bitte? - selber unsere Leute zu bitten, Messver-
fahren zu entwickeln, bei denen wir versuchen
können, so etwas zu verhindern - das ist das
Einzige, was wir machen können -, und ein biss-
chen die Hoffnung zu haben, dass ein Unterneh-
men oder die Unternehmen nicht die Absicht ha-
ben, Selbstmord zu betreiben, weil das erneute
Auftauchen eines solchen Vorgangs wäre, glaube
ich, das Ende des betroffenen Unternehmens. An-
ders kann man das, glaube ich, nicht darstellen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. Danke. Das wäre es für mich.

Vorsitzender Herbert Behrens: So, jetzt ist die
CDU/CSU-Fraktion an der Reihe. Bitte schön.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU): Wir
setzen mal eine Runde aus.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. - Dann
würde ich Sie noch mal ansprechen auf die Ent-
scheidungen zum zweiten RDE-Paket mit den
entsprechenden Grenzwerten und der Transfer-
funktion. Und auch in diesem Schreiben - bereits
erwähnt: BMWi-2-2, Ordner 55, auf dem Blatt
111 - ist auch noch mal vermerkt bei „Weitere
Hintergründe“:

EU: Es zeigte sich eine klare Ab-
lehnung des ursprünglichen Vor-
schlags der EU-KOM im Vorfeld
der Sitzung am 28.10.2015 ab.

Sie hatten es erwähnt.

Im Rahmen der Verhandlungen
war keine Mehrheit für eine zeitli-
che Verschiebung der Verabschie-
dung erkennbar. Letztlich ging
dem Beschluss offenbar ein Ge-
spräch Merkel - Juncker voraus,
mit der Verständigung auf die
Konformitätsfaktoren.

Haben Sie nähere Informationen über das Ge-
spräch zwischen Merkel und Juncker? Hat es ei-
nes gegeben?

Zeuge Sigmar Gabriel: Ich habe dazu keinerlei
Informationen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Danke schön. -
Dann geht es weiter bei der SPD-Fraktion.

Kirsten Lühmann (SPD): Die SPD-Fraktion hat
keine Fragen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Bündnis 90/Die
Grünen?

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein. Wir sind auch durch.

(Arno Klare (SPD): Herbert,
dann musst du weiterma-

chen!)

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. - Gibt es
weitere Fragen an den Zeugen Gabriel? - Das ist
nicht der Fall. Dann können wir die Befragung
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von Ihnen, Herr Gabriel, für heute beenden. Im
Rechtssinne abgeschlossen ist die Vernehmung - -

Zeuge Sigmar Gabriel: Hier liegt noch ein Papier
von Ihnen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja, das holen wir
uns zurück. - Im Rechtssinne abgeschlossen ist
Ihre Vernehmung noch nicht. Vielmehr haben
Sie die Möglichkeit, das Protokoll sich anzuse-
hen. Sie haben dafür zwei Wochen Zeit, die not-
wendigen Korrekturen oder Übertragungen oder
Richtigstellungen vorzunehmen. Und erst danach
beschließt der Ausschuss den Abschluss der Ver-
nehmung.

Ich darf mich bei Ihnen herzlich bedanken für
Ihre Auskünfte, Herr Minister, und wünsche
Ihnen noch einen schönen Tag.

Zeuge Sigmar Gabriel: Ich danke Ihnen auch.
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Vorsitzender Herbert Behrens: Ich darf nun den
nächsten Zeugen, Bundesminister Peter Altmaier,
in den Sitzungssaal bitten, wenn er schon infor-
miert worden war. - Sind die Kollegen damit ein-
verstanden, dass die Presse noch einmal Auftakt-
bilder machen kann mit dem Zeugen Altmaier?

(Carsten Müller (Braun-
schweig) (CDU/CSU): Nur

wenn ich sitze!)

Wenn das so ist - es ist einvernehmlich -, dann
können wir die Presse hereinbitten. - Wenn die
Presse so weit durch ist, dann möchte ich Sie bit-
ten, hier den unmittelbaren Sitzungsbereich zu
verlassen, und wir sehen Sie gerne als Zuschauer
auf der Tribüne. - Darf ich Sie bitten, den Saal
mit den Aufzeichnungsgeräten zu verlassen, da-
mit wir fortfahren können? Herzlichen Dank!

Vernehmung des Zeugen
Peter Altmaier

Herr Minister, ich darf mich herzlich für Ihr Er-
scheinen bedanken und Sie herzlich begrüßen.
Bevor ich mit der Vernehmung beginnen kann -
das wissen Sie -, werde ich Sie über Ihre Rechte
und Pflichten aufklären und Folgendes vortragen:

Als Zeuge vor einem Untersuchungsausschuss
sind Sie verpflichtet, die Wahrheit zu sagen. Das
heißt, Sie müssen richtige und vollständige An-
gaben machen. Sie dürfen nichts hinzufügen, was
der Wahrheit widerspricht, und nichts weglas-
sen, was zur Sache gehört. Und ein vorsätzlicher
Verstoß gegen die Wahrheitspflicht kann zur
Strafbarkeit nach § 162 in Verbindung mit § 153
des Strafgesetzbuches führen. Solch eine uneidli-
che Falschaussage kann eine Geldstrafe oder eine
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jah-
ren nach sich ziehen. Auf bestimmte Fragen dür-
fen Sie allerdings die Auskunft verweigern. Das
gilt zum einen für Fragen, deren Beantwortung
Sie oder einen Ihrer Angehörigen der Gefahr zu-
ziehen würde, einer Untersuchung in einem ge-
setzlich geordneten Verfahren ausgesetzt zu wer-
den. Das können Verfahren wegen einer Straftat
oder Ordnungswidrigkeit sein, aber auch diszip-
linar- oder berufsgerichtliche Verfahren. Zivilge-
richtliche Verfahren gehören dazu nicht.

Darüber hinaus dürfen sogenannte Berufsgeheim-
nisträger und ihre Gehilfen grundsätzlich die
Auskunft in Bezug auf Dinge verweigern, die
ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut oder be-
kannt geworden sind. Dazu zählen auch Mitglie-
der des Deutschen Bundestages, was Sie, Herr
Altmaier, ja auch sind. Sie dürfen daher das
Zeugnis verweigern über Personen, die Ihnen in
Ihrer Eigenschaft als Mitglieder des Bundestages
Tatsachen anvertraut haben oder denen Sie in
dieser Eigenschaft Tatsachen anvertraut haben.
Ferner dürfen Sie über diese anvertrauten Tatsa-
chen selbst das Zeugnis verweigern.

Dann möchte ich Sie noch darauf hinweisen,
dass eine Tonbandaufnahme der Sitzung gefertigt
wird, um die Protokollierung der Sitzung zu er-
leichtern. Deshalb ist es halt wichtig, dass Sie
auch ins Mikrofon sprechen, wenn Sie auf die
Fragen hier antworten. Diese Aufnahme wird im
Anschluss an die Protokollerstellung gelöscht.

Herr Altmaier, bevor wir mit der Vernehmung
zur Sache beginnen, muss ich Sie zunächst zu Ih-
rer Person vernehmen. Ich möchte Sie deshalb
bitten, sich vorzustellen, indem Sie uns Ihren
Vornamen, Ihren Namen, Ihr Alter, Ihren Beruf
und Ihren Wohnort mitteilen. - Bitte.

Zeuge Peter Altmaier: Ja, mein Name ist Peter
Altmaier. Ich bin von Beruf Jurist, derzeitige
Tätigkeit: Chef des Bundeskanzleramtes, Staats-
sekretär der Bundesregierung und Bundesmi-
nister für besondere Aufgaben. Ich wohne in der
Gemeinde Rehlingen-Siersburg im Saarland.

Vorsitzender Herbert Behrens: Danke schön. -
Herr Altmaier, Sie wurden über den Gegenstand
der Vernehmung bereits schriftlich informiert.
Dann kann ich an dieser Stelle, glaube ich, darauf
verzichten, es noch mal zusammenzufassen, und
gleich weitergehen. - Herr Altmaier, falls Sie es
wünschen, können Sie zunächst im Zusammen-
hang darstellen, was Ihnen über den Gegenstand
der Vernehmung bekannt ist.

Zeuge Peter Altmaier: Herr Vorsitzender, vielen
Dank erst einmal für die Vorladung. Wir sind ja
etwas auch schon in zeitlichem Verzug. Deshalb
will ich mich darauf beschränken, zu sagen, dass
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ich hoffe, dass ich Ihren Erwartungen gerecht
werden kann, und würde gerne Ihre Fragen so
präzise beantworten, wie mir das möglich ist.

Vorsitzender Herbert Behrens: Sie wissen: Wenn
Sie während der Vernehmung der Auffassung
sind, dass Sie als VS-Vertraulich oder höher ein-
gestufte Informationen -

Zeuge Peter Altmaier: Ja.

Vorsitzender Herbert Behrens: - oder sonstige
Dinge zur Sprache bringen müssen, dann bitte
ich um einen entsprechenden Hinweis.

Zeuge Peter Altmaier: Mhm.

Vorsitzender Herbert Behrens: Der Ausschuss
hätte dann über den Ausschluss der Öffentlich-
keit sowie den Geheimhaltungsgrad der Sitzung
zu beschließen.

Zunächst möchte ich die Gelegenheit nutzen, als
Ausschussvorsitzender ein paar Fragen an Sie zu
stellen, und habe zunächst ein paar Fragen, Ihre
Amtszeit als Umweltminister betreffend. Und da
interessiert mich: Wann haben Sie in Ihrer Zeit
als Bundesumweltminister erstmals von dem
Problem erfahren, dass die Realemissionen von
Pkw und leichten Nutzfahrzeugen deutlich über
den im Typgenehmigungsverfahren auf dem Rol-
lenprüfstand gemessenen Emissionen liegen?

Zeuge Peter Altmaier: Ich bin ins Amt gekom-
men am 22. Mai des Jahres 2012. Ich habe dann
in einer großen Kraftanstrengung versucht, die
vielen Enden, die zusammenzubringen waren im
Hinblick auf die Reform des EEG, Förderung der
Photovoltaik, das Endlagersuchgesetz, das Asse-
Gesetz, die Einarbeitung in das neue Amt und die
Antrittsbesuche bei den zuständigen Behörden,
Antrittsbesuch beim Deutschen Bundestag im
Umweltausschuss, Gespräche mit Vertretern der
Umweltverbände und der Wirtschaft - - so zu
führen, dass ich meinen Aufgaben gerecht werde.

In dem Zusammenhang hat auch ein Gespräch
mit der Deutschen Umwelthilfe - mit Herrn
Resch, genau genommen - stattgefunden. Dieses

Gespräch war am 11. Juli des Jahres 2012, also re-
lativ kurz nach Amtsantritt. Ich hatte mich mit
den Umweltverbänden bereits getroffen zu ein,
zwei Sitzungen mit mehreren Verbänden gemein-
sam. Aber es lag mir daran, mit wichtigen Um-
weltverbänden auch Antrittsbesuche durchzu-
führen. Deshalb habe ich trotz eines vollen Ter-
minkalenders dieses Gespräch mit der Deutschen
Umwelthilfe gerne gesucht, wie auch mit dem
BUND, mit dem NABU und anderen.

Für dieses Gespräch hat die Deutsche Umwelt-
hilfe meinen Mitarbeitern Themen mitgeteilt. Das
finden Sie in Ihren Akten. Diese Anforderung
habe ich nicht gesehen, sondern die Vorbereitung
zu dem Gespräch. Ich habe mir damals diese Vor-
bereitung sehr genau durchgelesen, weil ich ja
erst seit wenigen Wochen im Amt war. Und aus
der Vorbereitung, die Ihnen auch zugänglich ist,
ergibt sich, dass die Messverfahren, die zu die-
sem Zeitpunkt Anwendung fanden, wohl nicht
mehr mit dem realen Fahrverhalten in Überein-
stimmung standen und dass deshalb an einer eu-
ropäischen Lösung gearbeitet wurde. Das stand in
der Vorbereitung drin. Das hatte ich auch vor
dem Gespräch mit Herrn Resch gelesen.

Es gab dann das Gespräch mit Herrn Resch. Die-
ses Gespräch unterfiel in drei große Themen-
blöcke, zum einen die Vorstellung der Arbeit der
Deutschen Umwelthilfe, zum anderen das damals
sehr intensiv diskutierte Thema der energeti-
schen Gebäudesanierung. Das hat aus meiner
Sicht den größten Teil des Gespräches eingenom-
men, und ich habe es immer als bedauerlich
empfunden, dass dieses wichtige Vorhaben in
mehreren Legislaturperioden nacheinander ge-
scheitert ist aus unterschiedlichen Gründen. Und
das Dritte war die Frage der CO2-Emissionen von
Pkw. Dort hat Herr Resch Ausführungen ge-
macht, zu denen Sie ihn ja auch befragt haben.
Und er hat dann an diese Ausführungen den Vor-
schlag geknüpft, dass das Bundesumweltministe-
rium doch eine Plattform einrichten möge, eine
Plattform, wo sich Bürger, die der Auffassung
sind, dass ihre Verbrauchswerte - es ging weniger
um CO2, es ging vor allen Dingen um Benzinver-
brauch und Dieselverbrauch - nicht den Herstel-
lerangaben entsprechen - - dass man sich dann an
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diese Plattform wenden kann, um eine Überprü-
fung zu veranlassen.

Das Gleiche sollte gelten für den angegebenen
Stromverbrauch von Haushaltsgeräten, weil die
Deutsche Umwelthilfe, soweit ich mich erinnern
kann, auch der Auffassung war, dass die Kenn-
zahl, die Verbrauchskennzeichnungen bei Haus-
haltsgeräten mit Vorsicht zu genießen seien. Ich
kann Ihnen die konkrete Ausformulierung jetzt
nicht sagen, weil wir natürlich nicht protokolliert
haben. Diese Idee einer Plattformregelung habe
ich dann als interessant empfunden und habe die
Mitarbeiter meines Hauses gebeten, sie zu prüfen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und ist in diesem
Gespräch eben auch das Phänomen dieser star-
ken Abweichung bei den Verbräuchen themati-
siert worden? Hat es Erklärungsansätze gegeben
seitens der Umwelthilfe?

Zeuge Peter Altmaier: Also, ich kann mich erin-
nern, dass wir in diesem Gespräch darüber ge-
sprochen haben, dass es auseinanderfällt, zum
Teil erheblich. Ich kann mich auch daran erin-
nern, dass Herr Resch der Auffassung war, dass
dies etwas zu tun hat mit den Testständen, auf
denen das gemessen wird und eben nicht im rea-
len Verkehr.

Ich kann mich nicht daran erinnern, oder - -
Nach meiner Erinnerung ist es so, dass Herr
Resch das weder als strafbar noch als rechtswid-
rig bezeichnet hat. Er hat dieses Problem be-
schrieben, und ich habe ihn darauf hingewiesen,
dass wir vom Umweltbundesamt aus - das ist
eine Geschäftsbereichsbehörde des Bundesum-
weltministeriums - ebenfalls Überprüfungen vor-
nehmen. Diese Überprüfungen, das war immer
auch ein Gegenstand von Diskussionen, ob es in
die Ressortzuständigkeit fällt oder ob es nicht Sa-
che des Kraftfahrt-Bundesamtes ist. Zur Zeit mei-
ner Vorgänger war das Haus immer der Auffas-
sung, auch von mir unterstützt, dass die Ressort-
zuständigkeit des Verkehrsministeriums zwar be-
steht und dass die originäre Zuständigkeit des
Kraftfahrt-Bundesamtes besteht, dass aber dies
nicht ausschließt, dass das Umweltbundesamt
solche Messungen vornimmt.

Mir ist gesagt worden - ich glaube, mündlich -,
dass diese Messungen des UBA ergeben hätten,
dass die Herstellerangaben manchmal zu hoch
und manchmal zu niedrig seien, dass es jeden-
falls zu Abweichungen kommt im Hinblick auf
die Angaben. Es ist aber in allen Vorlagen, die
ich aus dem Hause hatte, nicht von Manipulation
gesprochen worden, sondern nur von einem Aus-
einanderfallen von Messwerten.

Vorsitzender Herbert Behrens: Können Sie den
Zeitraum der Messungen noch benennen? Wann
war das UBA mit eigenen Messungen - -

Zeuge Peter Altmaier: Nein. Ich habe in der Vor-
bereitung auf diese Sitzung hier festgestellt, dass
das UBA offenbar bereits seit Mitte der 90er-Jahre
solche Messungen durchgeführt hat. Ich muss al-
lerdings sagen - und das ist vielleicht auch ganz
wichtig für Sie und für Ihre Einschätzung -, dass
außerhalb dieses Gesprächs mit Herrn Resch, wo
das Thema eine Rolle gespielt hat, aber nicht die
hauptsächliche Rolle gespielt hat, ich in meiner
15 oder 16 Monate dauernden Amtszeit als Um-
weltminister mit diesem Thema nicht mehr kon-
frontiert worden bin. Ich habe auch das
Umweltbundesamt besucht. Wir haben dort über
viele Fragen gesprochen. Es war zu keinem Zeit-
punkt ein Hauptthema der Diskussion. Und wir
haben dann - -

In der zweiten Hälfte meiner Amtszeit im Jahr
2013 ging es dann noch einmal um die Frage der
CO2-Emissionshöchstgrenzen von Pkw und vor
allen Dingen von Kraftfahrzeugflotten von Auto-
mobilherstellern. Das fiel in die Zuständigkeit
des Umweltrates. Darüber ist in Brüssel abge-
stimmt worden. Da ging es aber nicht um Mess-
werte und nicht um Messverfahren, da ging es
um die Frage, welche CO2-Höchstmengen als
Flottenverbrauch verantwortet werden können
und welche nicht. Alle anderen Fragen der Wei-
terentwicklung im Hinblick auf neue europäische
Standards, was dann schließlich zu Real Driving
Emissions geführt hat, alle diese Diskussionen
sind nicht in der Zuständigkeit des Umweltrates
geführt worden und sind deshalb auch nicht an
mich herangetragen worden.
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Vorsitzender Herbert Behrens: Sie haben gesagt,
dass Sie aufgrund der Anregung die Idee, eine
Plattform einzurichten, ganz attraktiv fanden und
das auch in Auftrag gegeben haben. Haben Sie
weitere Maßnahmen ergriffen, um diesem Phäno-
men der Abweichungen bei den Verbräuchen
nachzugehen?

Zeuge Peter Altmaier: Also, ich will zunächst
mal sagen: Ich habe es deshalb als einen interes-
santen Vorschlag empfunden, weil ich selbst der
Auffassung war, dass man im Bereich von Um-
weltstandards und im Bereich von Umweltpolitik
stärker auch mit Plattformen arbeiten müsse. Ich
habe selbst als Umweltminister eine Stromspar-
plattform initiiert, die wir auch im Umweltmi-
nisterium eingerichtet hatten. Das war unsere ori-
ginäre Zuständigkeit.

Im Gespräch mit Herrn Resch habe ich nach mei-
ner Erinnerung bereits darauf hingewiesen, dass
es eine Frage der Zuständigkeit ist innerhalb der
Bundesregierung, wer eine solche Plattform ein-
zurichten hätte. Und das hat sich dann auch - - In
den Unterlagen, die mir vorliegen, ist das auch
von der Mitarbeiterin, die an diesem Gespräch
teilgenommen hat, weitergegeben worden an die
zuständigen Referate und Abteilungen des Bun-
desumweltministeriums, vor allem die Abteilung
IG. Dort ist gesagt worden, dass der Bundesmi-
nister zunächst einmal fragt, ob es Sinn macht,
eine solche Plattform einzurichten nach dem Bei-
spiel einer Lebensmittelplattform, die die Kolle-
gen Aigner im Bundeslandwirtschaftsministe-
rium eingerichtet hat, und zweitens, wer inner-
halb der Bundesregierung für eine solche Platt-
form gegebenenfalls zuständig wäre und wie sie
betrieben werden könnte.

Das ist dann in der zuständigen Abteilung, wie
ich jetzt erfahren habe, auch intensiv geprüft
worden. Es ist auch eine Ministervorlage vorbe-
reitet worden mit einem Brief an Herrn Resch.
Die ist mir allerdings dann - aus welchen Grün-
den, kann ich nicht beurteilen - nicht vorgelegt
worden. Es ist stattdessen zu einem telefonischen
Kontakt mit Herrn Resch gekommen. Über dessen
Inhalt kann ich ebenfalls nichts sagen, weil ich
eben nicht als Zeuge anwesend war, sondern nur

die Abläufe aus den Akten rekonstruiert habe,
wie sie sich mir darstellen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Haben Sie in der
Folge in Ihrem Hause die Diskussionen weiter-
verfolgt und Überlegungen angestellt bezüglich
des Problems?

Zeuge Peter Altmaier: Also, ich hab ja einleitend
gesagt, mit welchen Problemen wir zu tun hatten,
die mich sehr in Anspruch gehalten hatten. Ich
glaube, ich habe in meinem ganzen Leben noch
nie so intensiv und so viel gearbeitet wie in die-
ser Zeit als Bundesumweltminister, weil es mir
sehr darauf ankam, die Energiewende so umzuge-
stalten, dass sie langfristig zum Erfolg führt.

Wir hatten damals eine Explosion der EEG-Um-
lage - Sie erinnern sich vielleicht - im Herbst
2012. Und ich hatte für mich eine ganz klare Ord-
nung der Prioritäten, nämlich dass ich mich in
meiner Arbeit sehr intensiv gekümmert habe um
die Fragen, die originär in die Zuständigkeit des
Bundesumweltministeriums fallen, dass ich dar-
über hinaus auch alle sonstigen Vorlagen, die an
mich herangetragen worden sind, so gut mir das
möglich war, bearbeitet habe.

Ich habe allerdings immer auch darauf hingewie-
sen, wenn ich angesprochen wurde auf Fragen,
die im Bereich der Bundeslandwirtschaftsmi-
nisterin lagen, zum Beispiel Tierhaltung und
Tierhaltungsstandards, oder wenn ich angespro-
chen wurde auf Fragen, die im Bereich des Bun-
deswirtschaftsministers lagen - Herr Rösler da-
mals -, vor allen Dingen Leitungen und ähnliche
Fragen der Energiepolitik, dass das die originäre
Zuständigkeit der übrigen Ressortkollegen ist
und dass die in erster Linie dafür zuständig sind.

Die Deutsche Umwelthilfe hat mich dann aller-
dings auch in der Folge nicht mehr auf dieses
Thema angesprochen. Ich habe die Deutsche Um-
welthilfe noch mehrfach in Besprechungen, zu
denen ich im Bundesumweltministerium eingela-
den hatte, begrüßen dürfen, aber zu anderen The-
men, zum Thema Strompreissparen beispiels-
weise, zum Thema Energieeffizienz, zum Thema
Energiewende. Bei all diesen Themen ist das
Thema nicht wieder aufgerufen worden. Und
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deshalb gab es auch für mich jetzt keinen Anlass,
von mir aus aktiv zu werden.

Vorsitzender Herbert Behrens: Das heißt, Sie ha-
ben es auch nicht abgegeben als Problem an das
Bundesverkehrsministerium?

Zeuge Peter Altmaier: Nein, weil Herr Resch mir
auch berichtet hatte, dass er alle diese Fragen
auch an das Bundesverkehrsministerium heran-
getragen hat.

Vorsitzender Herbert Behrens: Mhm. - Und dar-
über hinaus haben Sie auch in Ihrer Funktion als
Umweltminister bezüglich der CO2-Emissionen
und der hohen Dieselverbräuche auch nicht ir-
gendwie was von Abschalteinrichtungen oder
Manipulationen bei Tests erfahren?

Zeuge Peter Altmaier: Ich will das noch mal wie-
derholen: Es geht ja um die Frage, wenn be-
stimmte Vorgänge stattfinden, inwieweit das ers-
tens strafbar ist, wenn es nicht strafbar ist, ob es
rechtswidrig ist, weil verboten, und wenn es
nicht rechtswidrig ist, ob es problematisch ist,
weil es politisch problematisch ist. So. Ich habe
in meiner Kenntnis der Dinge - ich habe mir noch
mal die Akten angeschaut - keinerlei konkrete
und vor allen Dingen keinerlei verwertbare Hin-
weise erhalten. Ich kann mich daran erinnern,
dass ich in dem Gespräch mit der Deutschen Um-
welthilfe auch darauf hingewiesen habe, dass
selbstverständlich für den Fall, dass irgendetwas
rechtlich oder strafrechtlich problematisch sei,
die zuständigen Behörden informiert werden
müssten. Ich habe allerdings von der Deutschen
Umwelthilfe keinerlei konkreten Unterlagen er-
halten, die ich hätte prüfen können, und, wie ge-
sagt, ich kam auch auf dieses Thema nicht wie-
der zurück.

Ich habe in der Zwischenzeit dann noch mal ein
Gespräch gehabt mit dem Vorstandsvorsitzenden
von Ford, mit Herrn Mattes. Da ging es nicht um
Manipulationen oder um Abschalteinrichtung
oder sonst irgendetwas. Es ging um die Frage,
wie denn die europäischen Arbeiten an diesem
neuen Real-Driving-Emissions-System voranzu-
treiben sind. Und da habe ich sehr großen Wert
darauf gelegt, die Position der Bundesregierung

zu erläutern, dass dies zügig geschehen soll, weil
es einen Bedarf gab, ein genaueres und besseres
System zu haben. Aber darüber hinaus haben wir
über diese Dinge nicht gesprochen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Wie waren denn -
das betrifft jetzt den Fall, wenn es darum geht:
wie werden neue Verfahren entwickelt? - in Ihrer
Zeit als Umweltminister die Zuständigkeiten ver-
teilt zwischen Umweltministerium und Ver-
kehrsministerium in Bezug auf Fragen „Typge-
nehmigungsverfahren“ und „Kontrolle der im
Verkehr befindlichen Fahrzeuge“?

Zeuge Peter Altmaier: Das war die Zuständigkeit
des Bundesverkehrsministeriums. Ich bin jeden-
falls mit diesen Fragen nicht befasst worden.

Vorsitzender Herbert Behrens: Auch bei der Wei-
terentwicklung des Regelungswerks sind Sie
nicht eingebunden worden?

Zeuge Peter Altmaier: Nein, weil es nicht im
Umweltrat behandelt worden ist. Wir hatten im
Umweltrat auch gut zu tun. Wir haben uns da-
mals über das Backloading unterhalten, die Re-
form des ETS unterhalten. Wir haben uns unter-
halten über die CO2-Grenzwerte - das, ja. Und da
habe ich eine aktive Rolle gespielt im Umweltrat.
Aber diese anderen Fragen ressortierten beim
Kollegen von Verkehr.

Vorsitzender Herbert Behrens: Danke schön. -
Dann darf ich die erste Runde eröffnen. Die
CDU/CSU-Fraktion hat das Wort.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja. - Herr Bundesmi-
nister, auch jetzt gerade eben vor der Presse wie-
der das Thema, dass ja hier mit eine zentrale
Rolle spielt, insbesondere der Hinweis oder die
Behauptung der DUH, auch von Herrn Resch,
dass es diese Informationen - darüber wurde ja
gerade im Ansatz schon gesprochen - schon frü-
her gegeben hatte. Für uns ist es deswegen bitte
noch mal wichtig zur Feststellung, ab welchem
Zeitpunkt die DUH, insbesondere auch der hier
schon vernommene Zeuge Resch, sich klar mit
welchen konkreten Vorwürfen, mit welchen kon-
kreten Beweisangeboten geäußert hat, dass es
nicht nur ein Auseinanderfallen von Messwerten
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gibt, sondern dass es einen Einsatz manipulativer
Software geben könnte bzw. wahrscheinlich ge-
ben würde.

Zeuge Peter Altmaier: Also, ich habe ja eben
schon gesagt, dass es zu diesem Thema von mir
aus nur ein einziges Gespräch mit Herrn Resch
gegeben hat, obwohl ich ihm auch noch mehr-
fach danach begegnet bin. Ich habe aus den Aus-
sagen von Herrn Resch, die mir vorliegen, ent-
nehmen können, dass er sagt, er hat diese Proble-
matik auch an meine Vorgänger herangetragen. Er
hat sie an den Verkehrsminister herangetragen.
Ich kann nur berichten aus eigener Kenntnis von
dem Gespräch, das ich hatte, und in diesem Ge-
spräch hatte Herr Resch keinerlei Beweismittel,
auch keine schriftlichen Unterlagen vorgelegt,
die mir hätten als sozusagen Anhaltspunkt die-
nen können, dass hier irgendetwas strafrechtlich
oder rechtsmissbräuchlich geschieht.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Darf ich dann in die-
sem Zusammenhang ganz konkret nachfragen,
wann Ihnen erstmalig von diesen illegalen Ab-
schalteinrichtungen - - wann Sie Kenntnis erlangt
haben? Und nachdem das UBA ja dann relativ
schnell - ich muss jetzt wieder die Fundstelle su-
chen - in einer Sprachregelung festgelegt hat,
dass diese Sprachregelung des UBA im Septem-
ber 2015 - MAT UBA-2-1, Ordner 48, Seite 446,
hier schon mehrfach zitiert - - Da heißt es in der
Formulierung durch das UBA:

Der im Schreiben der EPA an VW
dargestellte technische Sachver-
halt ist dem UBA grundsätzlich
bekannt und wird vom UBA
schon über einen sehr langen Zeit-
raum kritisiert, weil er in ver-
gleichbarer Form auch in der EU
vorzufinden ist.

So das UBA im September 2015. Mit „seit längerem
bekannt“ würde mich noch mal interessieren - Sie
waren ja vor Ihrer jetzigen Tätigkeit Umweltmi-
nister -, ob das UBA in irgendeiner Form auf Sie
zugekommen ist bzw. darüber informiert wurde.

Zeuge Peter Altmaier: Nein, das UBA hat mich
darüber nicht informiert. Ich habe nur die
Gesprächsvorbereitung erhalten zu dem Gespräch

mit Herrn Resch. Inwieweit die Abteilung IG bei
der Erstellung der Gesprächsvorlage mit dem
UBA sich ausgetauscht hat, kann ich Ihnen nicht
sagen. Aber in dieser Gesprächsvorbreitung, die
Ihnen vorliegen müsste, ist das Wort
„Manipulation“ nicht enthalten.

Ich habe dann nach meinem Ausscheiden als
Bundesumweltminister zum ersten Mal um den
18./19. September herum, als es einen Drahtbe-
richt der Botschaft in Washington gegeben hat,
von den Vorwürfen gegen VW erfahren. Und ei-
nen Tag später hat sich, glaube ich, auch VW
dazu geäußert. Seit diesem Zeitpunkt sind mir
diese Vorgänge konkret bekannt.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Danke schön. - Dann
würde ich die erste Runde für uns schon schlie-
ßen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann ist Bündnis
90/Die Grünen an der Reihe. Bitte schön.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank. - Herr Minister, mich würde in-
teressieren - ich frage jetzt gar nicht nach Ab-
schalteinrichtungen oder Illegalem, sondern -: In
Ihrer Zeit als Umweltminister war ja eine nachge-
ordnete Behörde das Umweltbundesamt.

Zeuge Peter Altmaier: Ja.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das führt ein Handbuch für Emissionsfaktoren.
Das ist ein sehr interessantes Handbuch. Wenn
man da reinguckt, sieht man nämlich sehr deut-
lich, dass, obwohl die Grenzwerte bei Pkw immer
strenger werden, die Emissionen teilweise zuneh-
men. Das ist uns hier auch von den Sachverstän-
digen erläutert worden. Der Sachverhalt, glaube
ich, wird auch nicht bestritten. War Ihnen dieses
Thema, dass es da offensichtlich Diskrepanzen
gibt zwischen dem, was Grenzwerte sind oder
sein sollen, und dem, was tatsächlich emittiert
wird, vor dem September in irgendeiner Weise
bekannt? Oder wie waren Sie damit konfrontiert
irgendwo?
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Zeuge Peter Altmaier: Ich habe ja vorhin klar
und deutlich gesagt, dass es sowohl im Bundes-
umweltministerium wie auch ganz offenbar in
anderen Ministerien bekannt war, dass die Mess-
ergebnisse und die Ergebnisse im realen Fahrver-
halten nicht immer deckungsgleich sind. So. Wie
lange das bekannt war und wem das bekannt
war, vermag ich nicht zu sagen. Mir war es bis zu
meinem Amtsantritt als Bundesumweltminister
nicht bekannt, weil ich zuvor als erster Parlamen-
tarischer Geschäftsführer der Fraktion und als
Staatssekretär im Bundesinnenministerium mit
derartigen Fragen nicht befasst war, obwohl mir
die Umweltpolitik immer am Herzen lag und
auch heute noch am Herzen liegt.

Ich bin im Bundesumweltministerium damit ein
einziges Mal konfrontiert worden im Hinblick auf
die Vorbereitung des Gesprächs mit Herrn Resch.
Das ist richtig. Ich habe danach das Umweltbun-
desamt besucht in Dessau und habe mit seinem
Präsidenten und allen Abteilungsleitern inten-
sive Gespräche geführt. Die Auswahl der Themen
habe ich selbstverständlich dabei auch im We-
sentlichen dem Umweltbundesamt überlassen.
Und ich bin mir ziemlich sicher, dass dieses
Thema dort nicht diskutiert worden ist; aber ich
habe auch davon kein Protokoll und beantworte
das jetzt aus dem Gedächtnis, so wie es mir im
Gedächtnis geblieben ist.

Und dass wir darüber hinaus über diese Fragen
im Bundesumweltministerium - es gibt ja oft
auch die Situation, dass bei wichtigen Problemen
das Haus von sich aus Vorlagen macht an den
Minister, um dem Minister bestimmte Dinge zur
Kenntnis zu bringen - - dass dies nicht geschehen
ist, führe ich darauf zurück, dass wir eben res-
sortmäßig dafür nicht zuständig waren und dass
es auch keinen Entscheidungsbedarf gegeben hat
zu dem Zeitpunkt, weder in Brüssel noch hier in
Berlin.

Dann allerdings, als ich als Chef des Bundeskanz-
leramtes davon erfahren habe im September des
letzten Jahres, hat es nicht sehr lange gedauert,
nämlich einige Tage, bis dann auch, am 24. Sep-
tember, eine Vorlage an Chef BK erstellt worden
ist mit Äußerungen und mit Mitteilungen zu den
Vorwürfen, die gegen VW erhoben worden sind.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Aber verstehe ich das jetzt richtig: „in ihrer Zeit
als Umweltminister“? Wir haben ja nicht nur die
Fahrzeugseite, wo emittiert wird, sondern wir ha-
ben ja auch die Luftbelastung in Städten.

Zeuge Peter Altmaier: Ja.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Und wir haben im Moment aktuell ein Vertrags-
verletzungsverfahren. Aber das ist ja kein neues
Thema. Das ist aber ja sehr wohl Ihre Zuständig-
keit als Umweltminister.

Zeuge Peter Altmaier: Ja.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ist
das bei Ihnen aufgeschlagen?

Zeuge Peter Altmaier: Ja, selbstverständlich. Da
habe ich mich auch intensivst darum gekümmert.
Ich habe in vielen Gesprächen, die ich hatte,
auch mit der Automobilindustrie, aber auch mit
anderen Beteiligten, immer wieder darauf hinge-
wiesen, dass es aus meiner Sicht sinnvoll ist, bei
der Einführung der Elektromobilität einen
Schwerpunkt auf den städtischen Verdichtungs-
raum zu legen, weil ich der Auffassung war, dass
dies besonders erfolgreich ist im Hinblick auf die
NOx-Belastung. Mir war auch bekannt, dass wir -
es war auch allgemein bekannt und stand in der
Presse - den europäischen Vorgaben nicht ent-
sprochen haben.

Ich habe mich in meiner Zeit als Umweltminister
übrigens auch in einem Brief an den zuständigen
EU-Kommissar bzw. die Kommissarin gewandt
und vorgeschlagen, dass man auch für Bauma-
schinen und für landwirtschaftliche Maschinen,
also für Maschinen, die man gerade auch im städ-
tischen Ballungsraum einsetzt - da waren jetzt
die Baumaschinen gemeint -, eine Nachrüstung
mit Partikelfiltern vorsieht. Das hat mir einige
Kritik in der Bundesregierung eingebracht, weil
es sozusagen nicht meine alleinige Ressortzustän-
digkeit war. Aber ich habe diesen Brief damals
geschrieben, weil mir die Frage der Umwelt und
der Luftqualität in den Innenstädten ein wichti-
ges Thema war.
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Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie sagten eben, Sie haben da mit der Automobil-
industrie gesprochen. Was habe ich mir da vorzu-
stellen, wenn Sie über Stickoxide und Luftquali-
tät in Städten gesprochen haben, was genau Sie
da mit denen besprochen haben?

Zeuge Peter Altmaier: Nun, wir haben - - Es gab
zwei Foren, in denen ich in besonderer Weise
mit Vertretern der Automobilindustrie ins Ge-
spräch gekommen bin.

Das eine ist ein Forum, wo sich Abgeordnete des
Deutschen Bundestages aller Fraktionen, in deren
Wahlkreis sich ein Werk eines großen Automo-
bilherstellers befindet, einmal im Jahr zu einem
Gedankenaustausch getroffen haben. Ich habe bei
diesen Gesprächen schon lange vor meiner Zeit
als Bundesumweltminister - das ging ungefähr
seit Ende der 90er-Jahre - immer wieder darauf
hingewiesen, dass mir die Entwicklung alternati-
ver Antriebe sehr am Herzen liegt und dass ich
glaube, dass das Thema Elektromobilität lange
Zeit unterschätzt worden ist. Ich glaube auch
nach wie vor, dass es so ist.

Als Umweltminister war ich dann Mitglied oder
nahm ich teil an den Sitzungen der Elektromobi-
litätsplattform, die auf Initiative der Bundeskanz-
lerin gegründet worden ist unter Leitung von
Herrn Kagermann, mit den Vertretern der CEOs
der großen Automobilhersteller. Ich kann mich
an die allererste Sitzung dort noch sehr gut erin-
nern. Ich hatte nämlich kurz zuvor öffentlich in-
frage gestellt, ob das Ziel 1 Million Elektrofahr-
zeuge bis 2020 beim damaligen Entwicklungs-
stand im Jahre 2012 noch realistisch ist. Das hat
dann dazu geführt, dass ich mich mit verschiede-
nen Akteuren zu diesem Thema austauschen
konnte. Und ich habe dann immer wieder dieses
Thema „Innenstädte“ priorisiert.

Ich habe auch in meiner Amtszeit als Bundesum-
weltminister eine Förderentscheidung getroffen
in der Größenordnung, ich glaube, von an die 6
Millionen Euro für die Deutsche Post, die in
Bonn ihre gesamte Paketzustellung auf Elektro-
fahrzeuge umgestellt hat, ein Pilotvorhaben, das
offenbar übrigens erfolgreich war, weil mir jetzt

zu Ohren gekommen ist, dass die Post das bun-
desweit umstellen möchte.

Ich war immer der Auffassung aufgrund meiner
Beschäftigung mit dem Thema Elektromobilität,
dass in der Stadt, wo der Fahrradius der Pkw in
aller Regel pro Tag nicht mehr als 10 oder 12 km
beträgt - es gibt ja da Untersuchungen -, der Ein-
satz von Elektrofahrzeugen die beste Möglichkeit
wäre, um die Stickoxide zu senken. Und das ha-
be ich in unzähligen Gesprächen, Vorträgen usw.
auch immer wieder thematisiert.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. - Meine Zeit ist vorbei. Nächster.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay, die Rede-
zeit ist beendet. - Jetzt ist die SPD-Fraktion an der
Reihe. Bitte schön.

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. - Herr Alt-
maier, ich komme auf Ihre Zeit im Kanzleramt
zurück. Nein, ich komme erstmals da hin. Sie ha-
ben vorhin gesagt, dass Sie zum ersten Mal quasi
unmittelbar vor der Presse von dem Skandal er-
fahren haben und dann aus der Presse. Die Frage
ist: Wie waren Sie in die Aufarbeitung des Skan-
dals, insbesondere in die Untersuchungskommis-
sion, eingebunden?

Zeuge Peter Altmaier: Wir kommen, Herr Vorsit-
zender, in einen Bereich, der sich dem Kernbe-
reich der exekutiven Eigenverantwortung nähert,
aber ich glaube, dass ich so viel sagen kann - das
ist selbstverständlich -: Das Kanzleramt hat ja zu-
nächst einmal eine koordinierende Funktion im-
mer dann, wenn Ministerien unterschiedlicher
Meinung sind, außerdem eine koordinierende
Funktion im Hinblick auf die Bundesländer. Es
ist allerdings auch so, dass selbstverständlich
Themen, die von großer allgemeinpolitischer Be-
deutung sind, dann auch im Kanzleramt behan-
delt werden und Gegenstand von Gesprächen mit
den zuständigen Ministerkollegen sind.

Dieses Thema der Vorwürfe gegenüber VW war
ein Thema von einer ganz enormen Bedeutung,
zum einen, weil die Vorwürfe - ich rede jetzt aus
damaliger Sicht -, soweit sie zutreffend sein soll-
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ten, selbstverständlich völlig unakzeptabel wa-
ren, solche Praktiken, und weil der Erfolg der
deutschen Automobilindustrie auch davon ab-
hängig ist, dass wir im Hinblick auf die Korrekt-
heit unserer Angaben über jeden Zweifel erhaben
sind. Ich habe immer, auch in meiner politischen
Zeit als erster Parlamentarischer Geschäftsführer,
als Chef des Kanzleramtes, ein großes Augenmerk
gehabt auf die deutsche Automobilindustrie, weil
sie erheblich zur Wertschöpfung in Deutschland
beiträgt und ich immer der Auffassung war, dass
dies in Zukunft nur erhalten werden kann, wenn
wir erstens bei der Elektromobilität Fortschritte
machen und aufschließen und wenn wir zum an-
deren auch über solche Manipulationsvorwürfe
erhaben sind.

Und dann, wenn solche Themen, die in die Zu-
ständigkeit vor allen Dingen eines Ressortminis-
ters fallen, bekannt werden, dann ist es ganz
selbstverständlich, dass die Mitglieder der Bun-
desregierung und der Koalition sich darüber auch
austauschen, auch mit dem zuständigen Minister.
Ich kann hier sagen, dass ich die Entscheidung
des Kollegen Dobrindt, eine Untersuchungskom-
mission einzurichten, vom ersten Augenblick an,
wo sie mir bekannt wurde, für richtig gehalten
habe und dass ich das sehr unterstützt habe.

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr. - Nun ist
der Presse zu entnehmen, dass man dem Kanzler-
innenamt vorwirft, dass sie sich einseitig für die
Wirtschaft stark machen würde. Sie haben das in
Ihrer vorherigen Aussage ja schon relativiert, in-
dem Sie gesagt haben, es gibt mehrere Interessen,
die wir im Kanzlerinnenamt da zu berücksichti-
gen haben. Aber vielleicht können Sie etwas zu
diesen Vorwürfen sagen, dass sie sich einseitig
auf die Seite der Automobilherstellenden gestellt
haben solle.

Zeuge Peter Altmaier: Ja, das tun wir. - Das Kanz-
leramt ist nie einseitig - davon dürfen Sie getrost
ausgehen -, sondern wir haben das politische Ge-
samtinteresse dieses Landes im Blick. Und ich
kann - -

Vielleicht erhellt es die Situation, wenn ich noch
einmal zurückkomme auf die damaligen Ent-

scheidungen in Brüssel, die in meiner Zuständig-
keit als Umweltminister zu treffen waren über
die Frage der CO2-Emissionen. Es war damals
auch in Deutschland sehr kontrovers und zum
Teil auch sehr polemisch diskutiert. Ich habe ein-
mal eine Entscheidung im Umweltrat um einige
Wochen verzögert, weil ich der Auffassung war,
dass ein Vorschlag, der auf dem Tisch lag, insbe-
sondere die deutschen Unternehmen benachtei-
ligt hat, weil sie andere Kraftfahrzeugflotten ha-
ben als andere Wettbewerber in Europa, und ich
mich für eine gerechtere Verteilung der Lasten
eingesetzt habe. Das ist dann selbstverständlich
in der Diskussion, der man sich stellen muss, von
Umweltverbänden als einseitig bezeichnet wor-
den und kritisiert worden. Aber das war eine Ent-
scheidung, die die Bundesregierung damals nach
bestem Wissen und Gewissen getroffen hat.

Und in der Frage der Real Driving Emissions lässt
sich, glaube ich, auch aus allen Unterlagen, die
Ihnen vorliegen, ersehen, dass die Bundesregie-
rung diese Arbeiten in Brüssel vorangetrieben
hat. Selbstverständlich hat die Bundesregierung
mit den zuständigen Ressorts dann auch darüber
verhandelt und darüber gesprochen, was im Ein-
zelfall dann an Regelungen vorzusehen ist. Das
ist aber die Zuständigkeit des Bundesverkehrsmi-
nisters. Und deshalb kann ich mich dazu nicht
äußern.

Kirsten Lühmann (SPD): Danke schön. - In der
beruhigenden Gewissheit, dass das Kanzlerin-
nenamt niemals einseitig ist, haben wir in dieser
Runde keine Fragen mehr.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. Völlig be-
eindruckt. - Ich gehe noch einmal zurück in Ihre
Umweltministerzeit. Wir haben eben gerade vom
Zeugen Gabriel erfahren, dass mit großem Enga-
gement seitens des UBA und dann auch der Lei-
tung des Hauses mit der Feldüberwachung ge-
startet worden ist, um Hinweisen nachzugehen:
Woher kommen denn diese gravierenden Abwei-
chungen? Der Zeuge Gabriel konnte an der Stelle
nicht weiter Auskunft geben, weil es dann nicht
mehr sein Zuständigkeitsbereich war, warum es
nicht zu Prüfungen bei Verdachtsfällen gekom-
men ist. Können Sie mir dazu etwas sagen? Es
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hat ja definitiv keine Überprüfungen gegeben.
Und: Sind Sie mit diesem Fall befasst gewesen?

Zeuge Peter Altmaier: Nein, mit diesem Fall war
ich nicht befasst. Deshalb kann ich Ihnen dazu
auch nichts sagen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ist das denn auto-
nom in Ihrem Haus von den entsprechenden Ab-
teilungen weiterverfolgt worden, dieses Feld-
überwachungsprojekt?

Zeuge Peter Altmaier: Das kann ich Ihnen auch
nicht sagen, weil in meiner überschaubaren
Amtszeit als Bundesumweltminister nach allem,
was ich weiß, eine Information zu diesem The-
menkomplex nicht an mich herangetragen wor-
den ist. Und ich konnte auch von mir aus nicht
nachfragen, weil mir dieser Themenkomplex
nicht bekannt war.

Vorsitzender Herbert Behrens: Mhm.

Zeuge Peter Altmaier: Ich kam ins Umweltbun-
desamt und habe mich mit sehr, sehr vielen The-
men beschäftigt. Ich habe auch mit allen Abtei-
lungen Gespräche geführt, nachdem ich unmittel-
bar im Amt war. Aber nach meiner Erinnerung ist
über diesen Themenkomplex nicht gesprochen
worden

Vorsitzender Herbert Behrens: Mhm. - Ich frage
auch deshalb nach, weil es offenbar auch um un-
terschiedliche Herangehensweisen ging. Und da
hätte ich sonst Sie fragen wollen, inwieweit auch
das Bundesverkehrsministerium interveniert
hätte, um bestimmte Überprüfungen eben nicht
vorzunehmen.

Zeuge Peter Altmaier: Ich kann Ihnen - - Mein
damaliger Kollege - - Entschuldigung, ich wollte
Sie nicht unterbrechen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Nein, wenn Sie es
nicht wissen, ist - -

Zeuge Peter Altmaier: Mein damaliger Kollege
war Herr Ramsauer. Ich habe mich mit Herrn
Ramsauer in dieser Zeit ausgetauscht über Fra-
gen, die sich bezogen haben auf den Bau von

Windkraftanlagen im Bereich von Funkfeuern
der Flugsicherung, weil es da konkrete Probleme
gab, die an mich herangetragen worden sind aus
einzelnen Bundesländern.

Und ich habe mich mit Herrn Ramsauer in mei-
ner Amtszeit ausgetauscht zu der Frage des Emis-
sionshandels im Luftverkehr, weil wir dort ein
Problem hatten im Hinblick auf die außereuropä-
ischen Luftfahrtgesellschaften, was dazu geführt
hat, dass wir irgendwann gesagt haben: Wir ver-
suchen, eine Regelung im Bereich der ICAO her-
beizuführen. Das hat sich als sehr langwierig er-
wiesen, ist aber in den letzten Wochen zu einem
guten Abschluss gekommen, was mich sehr freut.

Aber das waren die beiden Themen, die nach
meiner Erinnerung Gegenstand von Gesprächen
mit Herrn Ramsauer waren. Der andere Bereich
war nicht Gegenstand von Gesprächen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Sie hatten davon
berichtet, dass Sie viele Gespräche mit der Auto-
mobilindustrie hatten während Ihrer Amtszeit als
Umweltminister. Und in diesen Gesprächen ging
es um welche Themen, wenn nicht um das
Thema Abweichungen von Verbräuchen?

Zeuge Peter Altmaier: Wenn Sie sagen „viele“ -

Vorsitzender Herbert Behrens: So habe ich Sie
verstanden.

Zeuge Peter Altmaier: - ja -, muss man das ein
bisschen differenzieren: hin und wieder. Es gab
in meiner Zeit als Umweltminister, ich glaube,
zwei Sitzungen der Elektromobilitätsplattform.
Es gab mehrere Veranstaltungen, zu denen ich
eingeladen war, zum Thema Elektromobilität. Ich
hatte dazu auch Gespräche mit dem chinesischen
Forschungsminister Wan Gang.

Ich habe teilgenommen an Veranstaltungen zum
Thema „alternative Antriebe“, die von Umwelt-
verbänden und anderen organisiert waren, und
bin bei dieser Gelegenheit dann auch mehrfach
und häufig mit Vertretern der Automobilindus-
trie ins Gespräch gekommen.
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Und ich habe mich, wie ich Ihnen vorhin sagte,
immer dafür eingesetzt, dass man im Bereich der
alternativen Antriebe sich auf ein gemeinsames
Konzept einigt. Sie wissen vielleicht, dass lange
Zeit darüber diskutiert worden ist, ob man denn
nun auf die Brennstoffzelle setzen soll, auf das
Elektroauto setzen soll, auf gasbetriebene Fahr-
zeuge setzen soll oder auf andere Lösungen.

Das war der Gegenstand dieser Gespräche und
natürlich dann auch die Fragen der CO2-Emissio-
nen im Hinblick auf Grenzwerte, die in Brüssel
festgelegt werden, aber nicht die anderen Fragen,
von denen Sie gesprochen haben, weil sie eben
nur Gegenstand waren in dem Gespräch mit
Herrn Resch von der Deutschen Umwelthilfe. Es
hat sie sonst niemand an mich herangetragen.
Und es hat dazu auch von anderer Seite keine
Initiativen gegeben, die mich in dieser Frage wei-
ter sensibilisiert hätten.

Vorsitzender Herbert Behrens: Sie hatten er-
wähnt, Sie hätten eine Entscheidung des Um-
weltrates mal 14 Tage angehalten - so sagten Sie
es, glaube ich -, und da ging es um CO2-Emissio-
nen.

Zeuge Peter Altmaier: Ja.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ist das Bundesmi-
nisterium eigenständig aktiv geworden, weil
bestimmte Vorstellungen nicht mit Ihren Vorstel-
lungen übereinpassten, oder hat es auch noch
mal zwischenzeitlich Beratungen mit der Auto-
mobilindustrie gegeben, die dann später eine Rol-
le gespielt haben?

Zeuge Peter Altmaier: Ja, es hat selbstverständ-
lich Beratungen mit ganz vielen gegeben. Das ist
ja die Aufgabe der Automobilindustrie, ihre Vor-
stellungen an die Bundesregierung heranzutra-
gen. Es ist allerdings auch Aufgabe und Recht der
Umweltverbände, ihre Vorstellungen zu formu-
lieren. Also, ich kann mich erinnern, dass ich
während dieser Beratungen einmal von einer
Veranstaltung in Berlin ins Ministerium zurück-
gekehrt war. Da hatte Greenpeace die Fassade
meines Ministeriums mit großen Transparenten
geschmückt zu diesem Thema. Ich habe dann so-
fort die Vertreter von Greenpeace eingeladen zu

eilig beschafftem Kaffee und Kuchen, und wir ha-
ben dann bei dieser Gelegenheit die Vorstellun-
gen von Greenpeace diskutiert.

Genau so habe ich selbstverständlich auch sämt-
liche Gespräche geführt, die an mich herangetra-
gen worden sind vonseiten der Wirtschaft. Es gab
übrigens nicht nur das Thema CO2, sondern es
gab viele, viele andere Themen von der Frage der
Strompreisentwicklung über die Diskussionen
zum Thema Fracking, die für die Wirtschaft von
großer Bedeutung waren.

Sie können ja an meinen Vorschlägen ersehen,
dass ich den Vorstellungen der Wirtschaft in vie-
len Fällen nicht gefolgt bin. Ich bin ihnen aber
dann, wenn ich von den Argumenten überzeugt
war, gefolgt. Es gab in diesem Punkt ein Argu-
ment, nämlich dass die Festsetzung eines Flot-
tenausstoßes von CO2 diejenigen Unternehmen
benachteiligt, die in besonders großer Stückzahl
Oberklassewagen produzieren und die in beson-
ders geringer Stückzahl kleinere Automobile pro-
duzieren. Und das ist in Europa eben unter-
schiedlich verteilt. Und ich war der Auffassung,
dass es für das - - dass man diese Unterschiede
berücksichtigen muss. Das war im Übrigen die
Auffassung der Bundesregierung gemeinsam und
nicht nur meine persönliche Auffassung.

Vorsitzender Herbert Behrens: Aber bei der De-
batte um CO2-Höchstwerte war nicht das Thema:
Wie erklären wir uns Verbrauchswerte, die un-
mittelbar mit dem CO2-Ausstoß zusammenhän-
gen?

Zeuge Peter Altmaier: Nein.

Vorsitzender Herbert Behrens: Danke schön. -
Das so weit zu dieser Runde von mir. Dann ist
die Union an der Reihe.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Herr Bundesminister,
ich möchte noch mal auf die von Ihnen schon an-
gesprochenen Verhandlungen zum RDE-Paket,
also RDE-Gesetzgebung, eingehen. In einem
Sachstandsbericht zu den auf der EU-Ebene ver-
handelten RDE-Paketen wird auch bei Ihnen fest-
gehalten, dass eine ausschließliche Federführung
in der Bundesregierung nicht bestehe, MAT A
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BKAmt-2-2, Ordner 8, Seite 51. Können Sie uns
bitte erläutern, wie dann, nachdem eine eindeu-
tige Federführung nicht besteht, das Bundeskanz-
leramt in solchen Fällen und auch in diesem Fall
eine koordinierende Aufgabe oder Wahrnehmung
übernimmt?

Zeuge Peter Altmaier: Das Bundeskanzleramt ist
ja immer dann gefordert, wenn es zwischen den
Ressorts zu unterschiedlichen Positionen kommt.
Das findet so statt, dass sich die Ressorts zu-
nächst einmal versuchen auf Arbeitsebene zu ei-
nigen. Das sind die zuständigen Referenten oder
Referatsleiter. Wenn es denen nicht gelingt, wird
es eskaliert auf Abteilungsebene. Wenn es auch
dort nicht gelingt, auf Staatssekretärsebene. Und
wenn es auch dort nicht gelingt, auf Minister-
ebene. Das ist dann in aller Regel der Augenblick,
wo der Chef des Kanzleramts gefordert ist. Bei
diesen Verhandlungen kann ich mich nicht daran
erinnern - - also, ich kann mich daran erinnern,
dass ich nicht gefordert war, weil es zwischen
den Ressorts ganz offenbar auch schon Einigkeit
gegeben hat, bevor wir auf der Ebene der Minister
angelangt sind. Es hat also keine Besprechung
etwa zwischen Herrn Gabriel oder Herrn
Dobrindt und mir gegeben. Ich weiß nicht, ob es
zwischen Herrn Gabriel und Herrn Dobrindt Be-
sprechungen gegeben hat oder Frau Hendricks
und Herrn Dobrindt. Aber als Kanzleramtsminis-
ter war ich in dieser Frage nicht gefordert, weil
die Bundesregierung eine einheitliche Position in
Brüssel vertreten hat.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Wir hatten jetzt im
Vorfeld mit dem Minister Gabriel relativ lange in
diesem Zusammenhang über das Thema Konfor-
mitätsfaktor gesprochen. Die Bundesregierung
scheint sich ja dann zumindest im Groben inso-
weit einig gewesen zu sein, wobei es ja in Brüssel
zumindest gewisse Schwierigkeiten oder gewisse
unterschiedliche Vorstellungen gegeben hat, wie
der Konformitätsfaktor angenommen werden soll,
MAT A BKAmt-2-1, Ordner 4, Seite 31. Da heißt
es, dass zu dem zu beratenden Kommissionsvor-
schlag ein Prüfvorbehalt eingelegt worden ist und
eine erste Orientierungsdebatte keine klare Stim-
mungslage ergab.

Zeuge Peter Altmaier: In Brüssel?

Ulrich Lange (CDU/CSU): In Brüssel. Ich bin jetzt
in Brüssel. - Ich sage jetzt mal: Hier, auf unserer
Ebene, hat man zumindest eine Basis gefunden,
wie man nach Brüssel geht, auch wenn in der
Kommastelle vielleicht nicht in die letzte, aber
zumindest so, wie man nach Brüssel geht.

Wir haben aber vorhin auch vernommen, dass
die Schwankungsbreiten in Brüssel noch sehr
große, zum damaligen Zeitpunkt, waren und man
sich dann entschlossen habe aufseiten der Bun-
desregierung, die Gespräche mit Frankreich fort-
zusetzen, um eine gemeinsame Position in den
Verhandlungen in Brüssel zu finden. Das ist die
gleiche Stelle, MAT A BKAmt-2-1, Ordner 4,
Seite 31. Können Sie uns über diesen Vorgang
bzw. diese Gespräche mit Frankreich - - haben
Sie da Kenntnis und, zu welchem Ergebnis man
da gekommen ist?

Zeuge Peter Altmaier: Nein. Ich war an diesen
Gesprächen natürlich nicht beteiligt. Aber: Es ist
ein ganz normaler und üblicher Vorgang, dass
wir bei allen Fragen, die in den Brüsseler Gre-
mien zu entscheiden sind, immer wieder Verbün-
dete suchen müssen. Wir suchen Verbündete,
wenn es um unsere Positionen geht, und die fin-
den wir sehr häufig bei unseren französischen
Freunden. Wir finden sie aber auch häufig bei
unseren niederländischen Freunden oder auch
häufig bei unseren polnischen oder tschechi-
schen Freunden. Das ist von Sachgebiet zu Sach-
gebiet sehr unterschiedlich. Und es ist deshalb
notwendig, weil in vielen Fällen mit qualifizier-
ter Mehrheit abgestimmt wird. Da muss man zu-
mindest mal verhindern, dass man überstimmt
wird. Dann braucht man eine Sperrminorität. Das
ist das alltägliche Geschäft unserer Verhandler in
Brüssel.

Ich kann Ihnen aus meiner Zeit als Staatssekretär
im Bundesinnenministerium sagen, dass allein
das Bundesinnenministerium in über 50 Ratsar-
beitsgruppen verhandelt zu allen möglichen The-
men und Vorlagen. Und immer dann, wenn es
ein Thema ist, was nicht sozusagen ausschließ-
lich ein Ressort betrifft, sondern mehrere Res-
sorts und von einer allgemein Bedeutung ist,
dann wird auf der Arbeitsebene in aller Regel
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auch das Bundeskanzleramt informiert und ein-
gebunden, und wir versuchen dann selbstver-
ständlich, die Fachressorts darin zu unterstützen,
ihre Positionen durchzusetzen.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Gut, danke. - Dann
würde ich diesen Bereich verlassen und würde
noch mal kurz auf den von Ihnen eben schon an-
gesprochenen Bericht der Untersuchungskom-
mission des BMVI eingehen, nachdem Sie vorhin
schon ausgeführt hatten, dass Sie die Entschei-
dung des Bundesministers Dobrindt für richtig
und gut erachtet haben, sofort eine solche Kom-
mission einzurichten. Da gab es auch immer wie-
der Diskussionen über, ich sage mal, Informati-
onslagen oder Hinweise, wann wie die Einbin-
dung erfolgt ist. Können Sie uns aus Ihrer Sicht
die Einbindung und Informationslage des Bun-
deskanzleramtes darlegen und, inwiefern Sie die
Information als sachgerecht empfunden haben?

Zeuge Peter Altmaier: Ich habe ja vorher schon
gesagt, dass ich der festen Überzeugung bin, dass
solche Gespräche zwischen einzelnen Mitglie-
dern der Bundesregierung, auch wenn sie nicht
einen offiziellen und förmlichen Charakter ha-
ben, sehr nah an den Kernbereich der exekutiven
Eigenverantwortung heranrühren. Ich kann Ihnen
aber sagen, dass ich mich gut informiert fühlte
und dass ich auch in den inhaltlichen Schlussfol-
gerungen mit Herrn Dobrindt übereinstimmte.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Dann bedanke ich
mich für diese Runde.

Vorsitzender Herbert Behrens: Für die Linksfrak-
tion möchte ich Sie noch mal zurück in das Jahr
2013 setzen. Sie hatten gleich zu Beginn der Ver-
nehmung darauf hingewiesen, dass Sie sehr viel
Informationsarbeit und Aufarbeitung gemacht ha-
ben. Und dabei war auch ein Gespräch mit Ford am
Standort Saarlouis dabei. Da lesen wir in der Mi-
nistervorlage zur Gesprächsvorbereitung, dass Ford
dafür sei, den WLTP nicht vor 2020 gesetzlich ein-
zuführen und man in der CO2-Gesetzgebung le-
diglich verankern soll, den WLTP anzuwenden,
sobald dies technisch und nach Erledigung aller
notwendigen Tests und Anpassungen möglich ist;
das ist BMUB-2-2, Ordner 81, Seite 21, 22.

Zeuge Peter Altmaier: Mhm.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und dazu wurde
Ihnen eine Vorlage, ein Vorschlag, unterbreitet,
doch bitte darauf hinzuweisen, dass die Anwen-
dung des WLTP in den Jahren 2017, 2018 erfol-
gen solle.

Zeuge Peter Altmaier: Ja, Seite 23.

Vorsitzender Herbert Behrens: In den Jahren
2017, 2018.

Zeuge Peter Altmaier: Ja, genau. Das ist richtig,
ja. - Entschuldigung.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und dann ein
Vermerk, der mich interessiert: Sie

darf jedoch nicht zu einer materi-
ellen Verschärfung des CO2-Ziel-
werts führen …

Dazu meine Frage, in welcher Weise Sie dieses
Ziel oder diese Verschärfung dann zurückgewie-
sen haben oder sagen: Es darf nicht zu einer Ver-
schärfung kommen.

Zeuge Peter Altmaier: Na ja, es gab ja einen kla-
ren Fahrplan, was die Zielwerte angeht und in
welchen Abständen diese Zielwerte revidiert und
gegebenenfalls angepasst werden. Und das, was
in dieser Vorlage drinstand, war halt eben, dass
wir erreichen wollen, dass man Testverfahren
entwickelt, die realistische Abbilder des Fahrver-
haltens in der Praxis produzieren. Das war das
Ziel. Und wir haben uns dafür eingesetzt, dass
man es eben nicht verzögert, sondern dass man
es vorantreibt und dass man es 2017, 2018 zum
Abschluss bringt. Das habe ich nach meiner Erin-
nerung auch so kommuniziert in den Gesprä-
chen.

Aber die Frage, ob und wann man Grenzwerte
verschärft, das war eine andere Frage. Und die
haben wir diskutiert im Umweltrat im Hinblick
auf die Entscheidung, die wir dann im Jahre 2013
getroffen haben. Es waren also zwei ganz ver-
schiedene Paar Schuhe. Und deshalb hat das
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Haus es so aufgeschrieben. Das halte ich auch für
sehr nachvollziehbar und sinnvoll.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay, danke
schön. - Dann ein paar Fragen: In Ihrer Amtszeit
als Kanzleramtsminister, auch wenn es sich um
ein Treffen handelt, was vor Ihrem Amtsantritt
gelegen hat, und zwar in Sachen Verkehrsemissi-
onen - - Es hat im Jahr 2010 ein Treffen -

Zeuge Peter Altmaier: 2010, ja?

Vorsitzender Herbert Behrens: - 2010 - der Kanz-
lerin mit dem damaligen Gouverneur Schwar-
zenegger in Los Angeles gegeben. Ich frage Sie
deshalb, weil das im Herbst 2015 noch mal an
Sie gerichtet worden ist und zwar über Pressean-
fragen durch den Weser-Kurier und die Wirt-
schaftswoche. Und in den Presseanfragen heißt
es, dass sich die Kanzlerin in dem Gespräch wie
folgt geäußert haben soll - Zitat -:

Sie sagte, eure Stickoxidgrenz-
werte sind zu strikt, und das scha-
det unseren deutschen Dieseln.

Sie war dort, so schien es, als Sprecherin der Au-
tomobilindustrie, und sie war gut eingewiesen
worden. Das war das erste Thema, das sie an-
sprach. Das steht in unseren Unterlagen BKAmt-
2-1, Ordner 4, Blatt 35. Und Ihre Mitarbeiterin
Frau Vinnai aus dem Referat 323 erarbeitete zu
der Presseanfrage eine Vorlage, die auch an Sie
ging und in der sie vorschlug, sich gegenüber der
Presse im Wesentlichen auf die Vertraulichkeit
des Gesprächs zu berufen. Das ist auch BKAmt-2-
1, Ordner 4, Blatt 28 und 37.

Zeuge Peter Altmaier: Mhm.

Vorsitzender Herbert Behrens: Was wissen Sie
über das Gespräch? Sind Sie über dessen Inhalt
schriftlich oder mündlich informiert worden?

Zeuge Peter Altmaier: Ich weiß über das Ge-
spräch nichts. Ich war dort nicht anwesend. Ich
habe auch keine Gesprächsprotokolle gelesen. Es
ist aber so, dass das Kanzleramt ganz grundsätz-
lich über den Inhalt von solchen Gesprächen

nicht informiert, sofern nicht unmittelbar im An-
schluss an bestimmte Gespräche Pressekommu-
niqués herausgegeben werden oder Pressestate-
ments gemacht werden. Diese Frage hat sich auch
im NSA-Untersuchungsausschuss gestellt im
Hinblick auf Gespräche, die die Bundeskanzlerin
mit ihrem amerikanischen Kollegen geführt hat.
Und auch dort sind die Sprachregelungen auf
entsprechende Anfragen ganz ähnlich. Das ist
eine Praxis, die bei allen Bundeskanzlern dieser
Republik, seit die Republik besteht, beachtet
wurde.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann will ich mal
sehen, wie ich mit einer weiteren Frage weiter-
komme, auch das Jahr 2015 betreffend, aber ei-
nen anderen Gegenstand, und zwar das Gespräch
zwischen der Kanzlerin und Herrn Winterkorn
am 21. September 2015. Das war also der Tag, wo
die Beschuldigungen erhoben worden sind. Die
Kanzlerin sprach in einem kurzfristig anberaum-
ten Telefonat mit Herrn Winterkorn, und die Vor-
bereitung des Telefonats ging auch an Sie.

Zeuge Peter Altmaier: Ja, das ist richtig.

Vorsitzender Herbert Behrens: Das sagt die Un-
terlage BKAmt-2-2, Ordner 9, Blatt 35. In der Ge-
sprächsvorbereitung steht der Satz:

Bedeutender als der finanzielle
Schaden dürfte der Imageschaden
sein, der sich zudem nicht nur auf
VW, sondern auf alle deutschen
Automobilhersteller auswirken
und auch nicht nur auf den US-
Markt beschränken dürfte.

Das ist BKAmt am gleichen Ort, Blatt 36. - Wis-
sen Sie, was Inhalt dieses Gespräches war?

Zeuge Peter Altmaier: Ich war auch bei diesem
Telefonat nicht dabei, weil ich bei den allermeis-
ten Telefonaten der Bundeskanzlerin nicht anwe-
send sein kann. Ich habe ja auch meine eigene
Arbeit im Bundeskanzleramt. Ich habe allerdings
die Vorbereitung selbstverständlich gelesen und
gesehen und auch abgezeichnet. Und die liegt
Ihnen ja auch vor. Und deshalb können Sie dar-
aus unsere Einschätzung der Lage erkennen.
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Ich würde sie an einem Punkt präzisieren, dass
ist die Aussage: „bedeutender als der finanzielle
Schaden“. Es gab zum damaligen Zeitpunkt
selbstverständlich überhaupt gar keine belastba-
ren Angaben darüber, wie hoch der finanzielle
Schaden sein würde, weil dem ja noch Gespräche
folgen mussten zwischen VW und den amerika-
nischen Behörden.

Aber es war aus Sicht des Bundeskanzleramtes -
und das war auch meine Überzeugung - ganz
wichtig, auch gegenüber VW noch einmal darauf
hinzuweisen, dass der Imageschaden eine beacht-
liche Größe ist; denn das Image der deutschen
Automobile, der Ruf der deutschen Automobile,
ist weltweit hervorragend. Das hat zu tun mit der
Qualität der Arbeit und der Fahrzeuge. Und des-
halb waren wir von Anfang an sehr daran interes-
siert, dieses Argument noch einmal mit den Ver-
antwortlichen bei VW zu diskutieren. Das habe
ich auf meiner Ebene, wenn sich die Gelegenheit
ergeben hat, auch getan.

Ich habe auch, ich glaube, in einem Gespräch mit
einem amerikanischen Fernsehsender unmittel-
bar in dieser Zeit, September oder Oktober, noch
mal ausdrücklich darauf hingewiesen, dass wir
alles tun werden und wollen, um Transparenz
herzustellen, um aufzuklären, weil wir der Auf-
fassung sind, dass die Qualität unserer Autos so
gut ist, dass wir eigentlich keinen Vergleich zu
scheuen brauchen und deshalb ein eigenes Inte-
resse daran haben, die erhobenen Vorwürfe zu
klären und aus der Welt zu schaffen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Danke schön. -
Die Kollegen der SPD-Fraktion sind an der Reihe.

Kirsten Lühmann (SPD): Um mit den Worten un-
seres Vorsitzenden etwas abgewandelt zu reden:
Wir glauben nicht, dass wir mit anderen Fragen
weiterkommen. Es ist ausreichend alles gesagt.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann sind die
Kolleginnen und Kollegen der Grünen an der
Reihe. Bitte.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank. - Herr Minister Altmaier, der
Zeuge Staatssekretär Flasbarth hat hier gesagt, es

hat eine Verständigung gegeben zwischen drei
Ressorts - Umwelt, Wirtschaft und Verkehr - hin-
sichtlich der Konformitätsfaktoren für die RDE-
Verhandlungen von 1,95. Und er hat dann ausge-
führt, er habe sehr bedauert, dass das Kanzleramt
sich dann entschieden habe, 2,1 - also ab 2017 -
zu vertreten. Mich würde einfach interessieren:
Wenn das so war, was hat Sie dazu bewogen,
sich über eine Verständigung von drei zuständi-
gen Ressorts hinwegzusetzen und eine andere Po-
sition in Brüssel zu favorisieren?

Zeuge Peter Altmaier: Ich kann das so nicht be-
stätigen, weil ich so - - Nach meiner Erinnerung
gab es Verständigungen der Ressorts in allen Stu-
fen des Verfahrens bis hin zu den abschließenden
Verhandlungen. Ich habe jedenfalls keine Kennt-
nis von irgendetwas anderem. Ich müsste mir die
Aussage des Kollegen Flasbarth noch einmal ge-
nau anschauen. Aber ich kann dazu aus eigenem
Erleben nicht Stellung nehmen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Dann wäre natürlich die Frage: Welche Position
hat denn das Bundeskanzleramt, wenn Sie die
Position vertreten haben in der ja nicht ganz un-
wesentlichen Frage, zumindest für unseren Un-
tersuchungsgegenstand - - welches haben Sie
denn da vertreten? Also das ist mir dann jetzt
nicht klar.

Zeuge Peter Altmaier: Noch einmal: Ich habe
vorhin darauf hingewiesen, dass die Gespräche
zwischen den Ressorts geführt worden sind und
dass wir eine gemeinsame Position in Brüssel
vertreten haben in diesem gesamten Verfahren.
Mir ist nicht bekannt, dass es irgendeine Diver-
genz gegeben hätte, die sozusagen durch Stich-
entscheid des Kanzleramts hätte aufgelöst wer-
den müssen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. - Es gibt in den Unterlagen einen Vermerk,
das ist MAT A BKAmt-2-2, Ordner 8, Seite 75ff.
Da geht es um ein Schreiben der Bayerischen
Staatsregierung an das Bundeskanzleramt.

Zeuge Peter Altmaier: Kann man mir das bitte
mal vorlegen? Ich habe das, glaube ich, nicht in
meinen Akten.
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Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ach so.

Zeuge Peter Altmaier: Meine Mitarbeiter! - Oder
mir zeigen, wo das in meinen Akten drin ist?

Vorsitzender Herbert Behrens: Wir haben die
Akten vorliegen. Wenn Sie die Materialnummer
uns nennen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja,
dann habe ich es aber nicht mehr.

(Heiterkeit - Arno Klare
(SPD): Ich hoffe, es ist jetzt

nicht postfaktisch, die
Akte!)

Gut, dann muss ich jetzt aus dem Kopf Sie fra-
gen. Dann werden wir das so machen.

(Dem Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt)

Zeuge Peter Altmaier: Ja, danke schön.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Da
wird Bezug genommen - wie gesagt, ich habe es
jetzt nicht genau vor Augen, aber Sie sehen es ja
gerade -, dass - - Also, die Bayerische Staatsregie-
rung hat das Bundeskanzleramt angeschrieben
und vertritt die Position der Firma BMW, was die
Frage Konformitätsfaktoren angeht.

Zeuge Peter Altmaier: Mhm.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Mich würde einfach interessieren: Ist das in Ihre
Bewertung dann mit eingeflossen, haben Sie das
irgendwo eingespeist? Wenn da so ein Vermerk
gefertigt wird: Wo ist das am Ende dann - - Wel-
che Bedeutung hatte das für den weiteren Ver-
handlungsprozess?

Zeuge Peter Altmaier: Also, dieser Vermerk ist
ganz offenbar gefertigt worden, aber jedenfalls
nicht als Ministervorlage ausgestaltet. Deshalb
lag er mir auch nicht vor. Das ist ein Vermerk auf
Arbeitsebene; und ich gehe mal davon aus, dass
dieser Vermerk eingeflossen ist in die Gespräche,

die zwischen dem Kanzleramt und den beteilig-
ten Ministerien geführt worden sind. Inwieweit
dann Forderungen von dort übernommen worden
sind, kann ich Ihnen naturgemäß nicht beantwor-
ten, weil das nicht von mir entschieden worden
ist, sondern weil sich die Ministerien auf der Ar-
beitsebene geeinigt haben.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das heißt dann was? Also, wird es dann an die
Ministerien weitergeleitet, -

Zeuge Peter Altmaier: Ich habe doch - -

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): -
oder was ist dann mit diesem Vermerk passiert?

Zeuge Peter Altmaier: Nein. - Ich habe doch vor-
hin - - Dieses ist ein Vermerk, der ganz offenbar
gefertigt worden ist in der Abteilung 3 und der an
den Leiter der Abteilung 3 gerichtet worden ist:
„Sehr geehrter Herr Luft,“ hier „finden Sie“ einen
„Vermerk mit der Haltung der Bayerischen
Staatsregierung“.

Solche Haltungen von Landesregierungen wer-
den ständig an uns herangetragen. Beispielsweise
kann ich mich erinnern, dass in den Endverhand-
lungen über den Klimaschutzplan die rot-rote Re-
gierung in Brandenburg an mich die dringende
Bitte herangetragen hat, darauf zu achten, dass
die Braunkohlekraftwerke nicht unziemlich unter
Druck geraten. Dazu hat Herr Woidke einen Brief
geschrieben an den Chef des Kanzleramtes. Und
das bedeutet dann, dass dieser Brief bewertet
wird und dass er dem Chef des Kanzleramtes vor-
gelegt wird, und dann muss ich als Chef des
Kanzleramtes eine Entscheidung treffen, wie ich
damit umgehe und wie ich das einbringe in
meine Gespräche mit den Ministerkollegen, die
ich dazu führe.

In diesem Fall hat die Bayerische Staatsregierung
ganz offenbar die Sache für nicht so wichtig er-
achtet, dass sie an den Chef des Kanzleramtes
sich wendet, sondern sie hat sich auf der Arbeits-
ebene artikuliert und ihre Position übermittelt.
Und das ist dem Abteilungsleiter dann, wenn ich
die Mail richtig sehe, vorgelegt worden, und der
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hat es möglicherweise dann zur Kenntnis genom-
men und daraus seine Schlüsse gezogen für seine
Gespräche mit seinen Kollegen in den zuständi-
gen Ministerien. Aber das müssen Sie dann die
Beteiligten fragen. Das kann ich aus eigenem Er-
leben nicht beantworten, weil solche Dinge im-
mer dann an mich herangetragen werden, wenn
sie eine übergeordnete politische Bedeutung ha-
ben und eine Entscheidung des Ministers erfor-
derlich ist.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gut. - Es ist nur aus unserer Sicht deshalb inte-
ressant, weil sich hier sonst - - Wenn Sie sagen,
dass das Alltag ist, dass Landesregierungen sich
an Sie wenden, mag das sein. Bei dem Thema
scheint das sonst weniger zu passieren, weil das
ist das Einzige, jedenfalls was wir da so gefunden
haben.

Insofern wäre meine Frage dann auch: Wenn Sie
da reingucken, ist das, was die Bayerische Staats-
regierung dort vorschlägt für BMW, am Ende ge-
nau das, was Ergebnis der Verhandlungen ist. Ich
gehe davon aus, das ist ein reiner Zufall.

Zeuge Peter Altmaier: Das kann ich nicht aus-
schließen.

(Heiterkeit)

Also, noch einmal: Es ist auch schon vorgekom-
men, dass Umweltverbände sich an den Kanzler-
amtsminister gewandt haben und der Kanzler-
amtsminister die Argumente der Umweltver-
bände übernommen hat. Dann finde ich das auch
nicht besonders problematisch. Ich finde es auch
nicht problematisch, wenn man Argumente von
Gewerkschaften übernimmt oder wenn man Ar-
gumente von BDI oder BDA übernimmt. Man
muss sie nur bewerten, und man muss darüber
nachdenken, ob sie berechtigt sind oder nicht.
Das ist in unserer Demokratie, wo die Verbände
zum Mitwirken berufen sind - -

Das ist im Bundestag bei Anhörungen regelmäßig
der Fall, dass Verbände, Unternehmen und an-
dere ihre Position zum Ausdruck bringen. Das ist
auch so in der Arbeit der Bundesregierung. Dann

muss man jeweils darüber nachdenken, was ge-
rechtfertigt ist und was nicht gerechtfertigt ist.
Und dass wir in vielen Fällen auch Wünsche, die
wir als nicht gerechtfertigt erachten, nicht über-
nehmen, das sehen Sie, glaube ich - da habe ich
auch ein paar Beispiele genannt in meinen Aus-
führungen vorhin -, zum Beispiel daran, dass wir
auch das sehr vorangetrieben haben mit den Real
Driving Emissions, obwohl es auch da Befürch-
tungen und Sorgen im Vorfeld gegeben hat.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gibt es jetzt Fra-
gen von der CDU/CSU-Fraktion?

Ulrich Lange (CDU/CSU): Keine Fragen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann würde ich
ganz gern an diesem Punkt für die Linksfraktion
fortsetzen.

Sie haben eben gerade über Wünsche und Anre-
gungen und Briefe gesprochen. Es gibt eine Mail
in unseren Unterlagen von Herrn von Klaeden
von Daimler, der sich am 18. März 2015 in einer
E-Mail an den Leiter der Abteilung 4 „Wirtschaft,
Finanzen und Energiepolitik“ im Bundeskanzler-
amt, Herrn Professor Röller, wendet. Das ist
BKAmt-2-2, Ordner 10, Blatt 28. Abschließend
heißt es in dem Text:

Zur Zeit unterstützt die Bundesre-
gierung leider noch über das fe-
derführende BMUB die Position
der Kommission.

Das bezieht sich auf die 1,6.

Ich wäre Ihnen sehr dankbar,
wenn die Bundesregierung ihre
Haltung angesichts der vorgetrage-
nen Argumente noch einmal über-
denken würde.

Am angegebenen Ort, Blatt 29. - Herr Wetzel aus
dem Referat 421 des Bundeskanzleramts leitete
diese E-Mail noch am selben Tag an verschiedene
Mitarbeiter des Kanzleramts weiter mit dem
Kommentar:

Liebe Kollegen,
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uns erreichen Hilferufe aus der
Automobilindustrie wegen einer
wohl zwischen BMU und BMVI
abgesprochenen Positionierung
für

- das Verfahren -

TCMV …

Ich schlage vor, hier eine kurze
Unterrichtung für ChefBK zu ma-
chen.

Das ist am angegebenen Ort, Blatt 28.

Wurden Sie über diese Versuche der Automobil-
industrie, den deutschen Standpunkt hinsicht-
lich RDE zu beeinflussen, informiert?

Zeuge Peter Altmaier: Haben Sie in Ihren Unter-
lagen diese Unterrichtung für Chef BK?

Vorsitzender Herbert Behrens: Die haben wir da.
Die Fundstelle ist - -

(Hinweis eines Mitarbeiters des
Ausschusssekretariats)

- Haben wir nicht?

Zeuge Peter Altmaier: Können meine Mitarbeiter
mir das mal zeigen?

Vorsitzender Herbert Behrens: Ach so, es han-
delt sich um die Mail. Darum haben wir es - -

(MR Dirk Pung-Jakobsen
(BK): Gibt es nicht!)

Zeuge Peter Altmaier: Ja, also, Herr Pung-Jakob-
sen informiert mich gerade, dass es eine solche
Unterrichtung von Chef BK nicht gegeben hat.

Vorsitzender Herbert Behrens: Aha, okay. - Dann
ist meine Frage: Wurde auf eine Abschwächung
der RDE-Gesetzgebung hingewirkt, damit eine
große Zahl von Dieselfahrzeugen in Deutschland
weiter zugelassen werden kann und in Betrieb
sein darf? Was können Sie mir dazu sagen?

Zeuge Peter Altmaier: Also, wir haben ja eben
festgestellt, dass diese Frage nicht an mich heran-
getragen worden ist. Das hat auch seinen Grund,
nämlich dass in all diesen Gesprächen, die auf
der Arbeitsebene geführt werden, auch im Kanz-
leramt, ja unterschiedliche Abteilungen betroffen
sind, so wie in der Bundesregierung unterschied-
liche Ministerien betroffen sind.

Im Kanzleramt ist das vor allen Dingen die Abtei-
lung 3. In der Abteilung 3 ressortieren insbeson-
dere das Umweltministerium und andere Mini-
sterien. In der Abteilung 4 ressortiert das Wirt-
schaftsministerium. Es kann durchaus vorkom-
men, dass zwischen diesen Abteilungen unter-
schiedliche Auffassungen bestehen. Dann wird
das in aller Regel an mich herangetragen, und
dann muss ich eine Klärung zwischen den Abtei-
lungen herbeiführen. In diesem Punkt ist es nicht
an mich herangetragen worden. Ich vermute, dass
es damit zusammenhängt, dass die Abteilungen
sich verständigt haben untereinander. Aber ich
kann es Ihnen nicht beweisen, weil ich, wie ge-
sagt, diese Unterrichtung nicht hatte.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. - Dann
noch mal eine Nachfrage zu den Zuständigkeiten.
Stimmt es, dass zumindest bis März 2015 das
BMUB federführend beim RDE-Verfahren war?
Können Sie dazu etwas sagen?

Zeuge Peter Altmaier: Nein, dazu kann ich nichts
sagen, weil die - - Das habe ich auch aus Ihren
Vorhaltungen jetzt nicht entnehmen können. Zu
meiner Amtszeit war das BMU dafür nicht feder-
führend.

Vorsitzender Herbert Behrens: Also können Sie
auch nichts darüber sagen, dass es mal einen
Wechsel gegeben hat, was die Zuständigkeiten
betrifft?

Zeuge Peter Altmaier: Nein. Aber solche Wechsel
kommen vor, und das hängt manchmal dann
auch damit zusammen, in welcher Ratsformation
in Brüssel es beraten wird. Auch das wechselt
bisweilen. Und vielleicht hängt es damit zusam-
men - das ist eine Vermutung von mir -, dass wir
2014 eine neue Kommission mit einem neuen
Zuschnitt der Zuständigkeiten hatten und dass
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das dann möglicherweise auch zu einem Wechsel
von Federführungen geführt hat. Aber das ist
jetzt nur eine Vermutung, und die kann ich nicht
belegen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Mhm. - Können
Sie mir etwas sagen, inwieweit Sie in den RDE-
Prozess eingebunden waren, also in die Entwick-
lung der neuen RDE-Verordnung?

Zeuge Peter Altmaier: Ich habe ja vorhin gesagt,
dass ich immer dann eingebunden werde, wenn
bestimmte Dinge streitig sind und auf der Ar-
beitsebene nicht geklärt werden können. Ich
hatte selbstverständlich im Laufe der Zeit immer
mal wieder auch eine Information über den
Stand der Verhandlungen. Das ist richtig. Aber es
war nicht so, dass ich zu irgendeinem Zeitpunkt
persönlich aktiv werden musste.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. - Dann bin
ich erst mal durch damit und gebe das Wort wei-
ter an die SPD-Fraktion.

Kirsten Lühmann (SPD): Wir sind immer noch
wunschlos glücklich.

Vorsitzender Herbert Behrens: Keine Erkenntnis-
interessen entwickelt. - Die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank. - Ich wollte noch mal gerne zu-
rückkommen zum Thema „Untersuchungskom-
mission“. Da gibt es vom 21. April 2016 ein
Schreiben von drei Staatssekretären, Herrn Mach-
nig, Herrn Billen und Herrn Flasbarth, an das
Verkehrsministerium, an den Verkehrsminister,
wo man sich stark beschwert über die Informati-
onspolitik hinsichtlich Sachstand Untersu-
chungskommission und Nichtinformation. Das
findet sich mehrfach in den Unterlagen: BKAmt-
2-1, Ordner 4, Seite 80. Und ich finde das relativ
ungewöhnlich, dass so drei Staatssekretäre dann
einen Brief schreiben und sagen: „Da klappt die
Informationspolitik nicht“, oder: „Wir fühlen uns
da nicht informiert. Wir hätten gerne da auch Er-
kenntnisse, was Ergebnis dieser Untersuchungs-
kommission ist.“ Waren Sie über diese Auseinan-
dersetzung der Häuser informiert? Waren Sie da

eingebunden? Waren Sie da aktiv in irgendeiner
Weise?

Zeuge Peter Altmaier: Nach meiner Erinnerung,
nicht. Der Brief ist auch nicht an mich gerichtet
worden. Ich erhalte bisweilen auch Briefe von
Staatssekretären, die der Auffassung sind, dass
andere Ministerien sich nicht so verhalten, wie
sie sich verhalten sollten. Das ist dann für mich
immer Anlass, mich um diese Vorgänge zu küm-
mern und mich einzuschalten. Wir haben ja auch
jeden Montag eine Staatssekretärsrunde, bei der
wir die Kabinettssitzungen vorbereiten und wo es
immer auch einen Punkt „Verschiedenes“ gibt,
wo solche Klagen vorgebracht werden können.
Nach meiner Erinnerung haben wir darüber in
dieser Runde nicht gesprochen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also die ganze Frage, dass die Bundesregierung
sich außerhalb des Verkehrsministeriums, zu-
mindest in Teilen, schlecht informiert fühlte, ist
bei ihnen nicht aufgeschlagen in irgendeiner
Weise?

Zeuge Peter Altmaier: Nein. Also, ich will noch
mal sagen, es gehört zu meinem täglichen Er-
leben, dass wir Meinungsunterschiede zwischen
Ressorts haben und dass Ressorts der Auffassung
sind, dass sie nicht rechtzeitig irgendwo eingebun-
den sind und dass sie nicht rechtzeitig - - So. Und
das führt dazu, dass ich häufig mit den Kollegen
darüber auch spreche, und zwar jetzt nicht in der
einen Richtung, dass ich sozusagen die Position
der A-Ressorts gegen die Position der B-Ressorts
oder umgekehrt vertrete, sondern ich versuche mir
dann immer ein Bild zu machen. In dieser Frage
ist es weder von Herrn Flasbarth noch von Herrn
Machnig an mich herangetragen worden. Und
deshalb gab es keinen Grund, dass ich dort von
mir aus aktiv geworden bin.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Mhm.

Zeuge Peter Altmaier: Also, die haben sich offen-
bar an ihren Kollegen gewandt, wie Sie ja zitiert
haben, aber sie haben sich nicht an mich ge-
wandt, -
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Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay.

Zeuge Peter Altmaier: - was sie hätten tun kön-
nen jederzeit.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wie ist denn die Information des Bundeskanzler-
amts über die Arbeit dieser Untersuchungskom-
mission erfolgt? Gab es da auch Berichte über
Zwischenstände, also bevor das Ergebnis veröf-
fentlicht wurde? Wir haben eben von Herrn Ga-
briel gehört, dass man die Details dieses Berich-
tes im Grunde genommen aus der Presse erfahren
habe, am 21. April. War das im Kanzleramt an-
ders? Hat es da Information gegeben?

Zeuge Peter Altmaier: Ich glaube, dass der Sinn
von Untersuchungskommissionen darin liegt,
dass sie erst mal unabhängig ihre Arbeit machen
sollen. Das ist aus meiner Sicht immer dann an-
gezeigt, wenn man eine Untersuchungskommis-
sion einberuft und die Arbeit nicht durch Beamte
der Ministerien machen lässt. Ich habe mich da-
mals mit dem Kollegen Dobrindt ausgetauscht,
als die Kommission eingesetzt worden ist. Und
ich habe mich auch mit ihm ausgetauscht, als das
Ergebnis vorlag. Darüber hinaus habe ich jetzt
nicht alle vier Wochen nachgefragt, wie weit die
sind.

Es gab dann allerdings, während die Kommission
noch gearbeitet hat, ja auch eine Reihe von Pres-
severöffentlichungen zu anderen Themen, die
nicht nur auf VW bezogen waren, sondern auch
auf andere Automobilunternehmen, nicht nur
deutsche, sondern auch andere europäische Au-
tomobilunternehmen. Und natürlich war auch
das ein Punkt, der Gegenstand von Gesprächen
war, weil es ein politisch wichtiger und sensibler
Punkt war, und auch darüber haben wir uns aus-
getauscht und sind, jedenfalls ich mit dem Kolle-
gen Dobrindt, zu einer gemeinsamen Auffassung
gekommen, wie man Transparenz herstellt und
wie man vorgehen muss, damit keine Zweifel am
Handeln der Regierung möglich sind.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das müssen Sie jetzt noch mal erläutern. Was wa-
ren denn da die Anlässe? Also, Sie haben eben

gesagt, die Kommission soll arbeiten - gut, das
kann man ja nachvollziehen -, und sagen, die
müssen erst mal ein Ergebnis haben. Und es gab
jetzt Presseberichterstattung. Haben Sie da nach-
gefragt und haben sich dann Informationen da ge-
ben lassen? Also ich kann mir das konkret jetzt
noch nicht vorstellen, was das für Anlässe denn
waren, die diese Notwendigkeit mit sich gebracht
haben, wenn man auf der einen Seite unabhängig
arbeiten lässt, auf der anderen Seite - -

Zeuge Peter Altmaier: Nein. - Ich habe ja gesagt,
dass es Vorwürfe gab gegen VW. Die waren Ge-
genstand dieser Kommission. Und es gab dann,
während die Kommission noch gearbeitet hat,
weitere Darstellungen in der Presse im Hinblick
auf Manipulationsvorwürfe auch gegen andere
Unternehmen, also nicht nur VW und auch nicht
nur deutsche Unternehmen. Diese Vorwürfe
mussten ja auch überprüft werden, und dazu hat
es Stellungnahmen des Bundesverkehrsministeri-
ums gegeben. Darüber habe ich mich mit dem
Kollegen Dobrindt auch ausgetauscht. Die Einzel-
heiten, glaube ich, fallen unter die Rubrik „Regie-
rungshandeln“. Aber ich habe das nur zur Illus-
tration genannt, um zu sagen: In der Frage der
Untersuchungskommission war ich über die Ein-
setzung informiert und über das Ergebnis infor-
miert. - Und in der Zwischenzeit hatte ich keinen
Anlass nachzufragen, wie weit die sind, weil ich
der Meinung war, die sollen ihre Arbeit unabhän-
gig machen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Wir müssen jetzt
die Frage klären: Sie haben gesagt, Einzelheiten
fallen unter das eigentliche Regierungshandeln.
Das heißt, Sie können zu diesen Dingen auf jeden
Fall nichts in einer öffentlichen Sitzung sagen.
Verstehe ich Sie da richtig?

Zeuge Peter Altmaier: Ja, auch nicht in einer ver-
traulichen. Ich habe ja vorhin gesagt, dass, wenn
immer Dinge in einem formalisierten Prozess
zwischen Ressorts diskutiert werden, dann wer-
den sie Ihnen auch mitgeteilt. Wann immer Ent-
scheidungen getroffen werden zwischen Minis-
tern, dann haben Sie einen Anspruch darauf,
diese Entscheidungen zu erfahren, auch dann,
wenn sie mündlich getroffen werden. Darüber
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hinaus gibt es ständig Meinungsaustausch zwi-
schen Mitgliedern der Bundesregierung, der dann
aber sozusagen dem Bereich der internen Wil-
lensbildung der Regierung unterfällt und deshalb
nach langer Tradition der Untersuchungsaus-
schüsse auch nicht öffentlich erörtert werden
muss.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja, dann habe ich
es verstanden. Die Grünen sind weiter am Zug.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Dann würde mich interessieren: Sie haben eben
gesagt - - Noch mal anders rum: Das Einzige, was
von dieser Kommission im Moment öffentlich be-
kannt ist, ist ein Untersuchungsbericht vom 21.
April. Da ist er veröffentlicht worden. Da geht es
gar nicht zuvorderst um VW, sondern da sind 50
Fahrzeuge gemessen worden, was die für Abgas-
werte in bestimmten Fahrsituationen haben, um
es mal ganz allgemein zu sagen. So, und Sie ha-
ben eben gesagt, mit den Schlussfolgerungen von
Herrn Dobrindt aus dieser Kommission seien Sie
im Grundsatz einverstanden. Mir ist jetzt gar
nicht klar, welche Schlussfolgerungen Sie da
meinen. Gibt es da noch andere Dinge, die - -

Zeuge Peter Altmaier: Nein, nein. Dann habe ich
mich falsch ausgedrückt. Ich habe gesagt, ich
habe mit Herrn Dobrindt gesprochen, als er die
Kommission eingesetzt hat, und war mit dem
Vorgehen einverstanden, und die Kommission
hat dann Teile ihrer Arbeit veröffentlicht, und
das haben wir zur Kenntnis genommen, und
auch da hatte ich keinen Grund, gegenüber Herrn
Dobrindt irgendwelche kritischen Nachfragen zu
stellen oder irgendwelche Beschwerde zu führen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das heißt, Sie haben auch nur das Ergebnis zur
Kenntnis genommen?

Zeuge Peter Altmaier: Ja, so ist es.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. - Na ja, meine Zeit auch um.

Vorsitzender Herbert Behrens: Genau, die Frage-
runde ist an dieser Stelle zumindest beendet.
Nun kommen wir in die Situation, dass wir in

die namentliche Abstimmung müssen. Die wird
circa Viertel vor, also 16.45 Uhr, stattfinden.
Dann würde ich an dieser Stelle zunächst eine
Unterbrechung vorschlagen.

(Ulrich Lange (CDU/CSU):
Sind noch Fragen da?)

- Es wird gerade gefragt, ob anschließend noch
Fragen da sind. Ja, meinerseits sind noch Fragen
da, sodass Sie, Herr Altmaier, sich weiter zur
Verfügung stellen möchten, und wir treffen uns
dann wieder direkt nach der namentlichen Ab-
stimmung.

Dann würden wir unter Umständen auch noch
mal darüber reden, ob wir eine Pause machen.
Oder wollen wir uns gleich an dieser Stelle dar-
über verständigen?

(Zurufe)

Zeuge Peter Altmaier: Herr Vorsitzender, darf ich
mal eine Frage stellen oder einen Vorschlag ma-
chen?

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja.

Zeuge Peter Altmaier: Ich bin informiert worden,
dass ich um 14.00 Uhr mich zur Verfügung hal-
ten sollte. Ich war auch um 14.00 Uhr pünktlich
hier. Ich habe für 16.30 Uhr eine Besprechung
von vier Bundesministern zu einem nicht ganz
unwichtigen Thema angesetzt, die ich leiten soll
und bei der ich jetzt nicht anwesend bin. Ich
hätte Ihnen hier weiter zur Verfügung gestanden
und den Herrn Kollegen Gabriel gebeten, die Be-
sprechung zu leiten. Wenn wir uns darauf ver-
ständigen könnten, dass wir es um eine Stunde
verschieben, wäre ich gerne bereit, um 17.30 Uhr
oder 17.45 Uhr wieder bei Ihnen zu sein.

(Zurufe: Ja!)

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja, das ist ein sehr
praktikabler Vorschlag, und dann verfahren wir
so.

Zeuge Peter Altmaier: Okay.



Stenografisches Protokoll 18 I

5. Untersuchungsausschuss

18. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 70 von 176

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann ist das so
beschlossen.

(Ulrich Lange (CDU/CSU):
Dann machen wir jetzt eine
Stunde quasi Pause? - Wei-

tere Zurufe)

- Genau. Der Ausschuss darf jetzt nicht weglau-
fen, weil wir uns über die Ausgestaltung dieser
Unterbrechung jetzt unterhalten müssen. Heißt
das, dass wir uns dann - -

Zeuge Peter Altmaier: Herr Vorsitzender, darf ich
dann gehen?

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja. Sie sind zu-
nächst entlassen.

(Heiterkeit)

Zeuge Peter Altmaier: Danke schön.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und Sie sind
dann zu einem späteren Zeitpunkt wieder da.

Jetzt ist die Frage für uns, ob die nächste Zeugin,
Frau Hendricks, dann nach der Beendigung der
Vernehmung von Herrn Altmaier herankommt
und wir so lange dann auch die Pause machen -
das wäre zumindest für uns vielleicht ganz sinn-
voll - oder ob wir noch mal mit so Bruchstücken
anfangen. Das wäre mir eher unangenehm, muss
ich sagen, und darum würde ich ganz gern die
saubere Lösung machen: Beendigung der Verneh-
mung des Zeugen Altmaier und dann Einstieg in
die Befragung von Frau Hendricks.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ich möchte nur darauf
hinweisen, dass wir noch eine ziemliche Latte
haben, und wir ziehen die durch. Also, wenn wir
jetzt eine Stunde Pause machen - - Oder wir ma-
chen um 17.00 Uhr mit der Bundesministerin
Hendricks weiter.

(Zurufe: Ja! Genau! - Cars-
ten Müller (Braunschweig)

(CDU/CSU): Aber wann
machen wir dann weiter

mit dem Zeugen Altmaier?)

- Der hat jetzt eine Besprechung, dann kommt der
circa 18.00 Uhr oder so dann wieder. Das kann ja
nicht mehr viel sein. Die beiden - -

Vorsitzender Herbert Behrens: Es geht ja um die
Frage: Ich würde ungern die Befragung der Zeu-
gin Hendricks unterbrechen, sondern wenn, dann
würde die Befragung der Umweltministerin an-
stehen in Gänze, und im Anschluss setzen wir
die Befragung von Herrn Altmaier fort.

(Ulli Nissen (SPD): Ja! -
Arno Klare (SPD): So ist

gut! - Weitere Zurufe)

Dann muss das natürlich mit seinem Zeitplan,
der jetzt ein bisschen ein anderer ist als der, den
wir eben besprochen haben - - Dann müssen wir
ihm noch signalisieren, dass wir so verfahren
wollen und er sich zur Verfügung halten muss. -
Herr Pung-Jakobsen, bitte schön.

MR Dirk Pung-Jakobsen (BK): Herr Vorsitzender,
darf ich Sie dann bitten angesichts sozusagen
auch der Rücksichtnahme auf den Arbeitsplan
von Minister Altmaier, dass wir ihm einen rea-
listischen Zeitpunkt mitteilen, wann er wieder
hier zu sein hat. Da wäre ich Ihnen dankbar.

Vorsitzender Herbert Behrens: So machen wir
das, wenn Sie wissen, dass sein Plan es hergibt,
ihn heute Abend noch mal weiter zu hören.

MR Dirk Pung-Jakobsen (BK): Nein, dass Sie
einschätzen, wann Sie ihn wieder brauchen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Mhm.

(Unterbrechung von 16.36
bis 17.07 Uhr)
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Vernehmung der Zeugin
Dr. Barbara Hendricks

Vorsitzender Herbert Behrens: Liebe Kolleginnen
und Kollegen, ist es in Ordnung, wenn wir jetzt,
bevor wir in die Zeugenvernehmung gehen, noch
mal kurz Auftaktbilder für die Presse freigeben
für ein paar Minuten? - Okay. Dann würde ich
die Presse jetzt eben reinbitten.

(Zeugin Dr. Barbara
Hendricks hat ihren Platz
eingenommen - Pressever-
treter machen Film- und

Fotoaufnahmen)

- Sehr schön. Vielen Dank für Ihr Interesse jetzt
mit Kameras hier im Raum. Dann möchte ich Sie
bitten, jetzt den Raum zu verlassen, damit wir
fortfahren können. - So, die Öffentlichkeit ist her-
gestellt. Das ist schön.

Frau Ministerin, ich darf mich herzlich bedanken
für Ihr Erscheinen und Sie herzlich begrüßen,
und zu den Formalitäten des Vorsitzes gehört,
dass ich Sie zunächst auf Ihre Rechte und Pflich-
ten hinzuweisen habe. Als Zeugin vor einem Un-
tersuchungsausschuss Sie sind verpflichtet, die
Wahrheit zu sagen. Das heißt, Sie müssen rich-
tige und vollständige Angaben machen. Sie dür-
fen nichts weglassen, was zur Sache gehört, und
nichts hinzufügen, was der Wahrheit wider-
spricht. Ein vorsätzlicher Verstoß gegen die
Wahrheitspflicht kann zur Strafbarkeit nach
§ 162 in Verbindung mit § 153 des Strafgesetzbu-
ches führen. Solch eine uneidliche Falschaussage
kann eine Geldstrafe oder eine Freiheitsstrafe von
drei Monaten bis zu fünf Jahren nach sich ziehen.

Auf bestimmte Fragen dürfen Sie allerdings die
Auskunft verweigern. Das gilt zum einen für Fra-
gen, deren Beantwortung Sie oder einen Ihrer
Angehörigen der Gefahr aussetzen würde, einer
Untersuchung nach einem gesetzlich geordneten
Verfahren ausgesetzt zu werden. Das können Ver-
fahren wegen einer Straftat oder Ordnungs-
widrigkeit sein, aber auch Disziplinar- und be-
rufsgerichtliche Verfahren. Zivilgerichtliche Ver-
fahren gehören nicht dazu. Darüber hinaus dür-
fen sogenannte Berufsgeheimnisträger und ihre
Gehilfen grundsätzlich die Auskunft in Bezug auf

die Dinge verweigern, die ihnen in dieser Eigen-
schaft anvertraut oder bekannt geworden sind.
Dazu zählen auch die Mitglieder des Deutschen
Bundestages, was Sie, Frau Dr. Hendricks, ja
auch sind. Sie dürfen daher das Zeugnis verwei-
gern über Personen, die Ihnen in Ihrer Eigen-
schaft als Mitglied des Bundestages Tatsachen
anvertraut haben oder denen Sie in dieser Eigen-
schaft Tatsachen anvertraut haben. Ferner dürfen
Sie über diese anvertrauten Tatsachen selbst das
Zeugnis verweigern.

Haben Sie dazu noch Fragen?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Danke schön,
Herr Vorsitzender.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann möchte ich
Sie darauf hinweisen, dass eine Tonbandauf-
nahme der Sitzung gefertigt wird, um die Proto-
kollierung der Sitzung zu erleichtern. Deshalb ist
es wichtig, dass Sie, wie eben schon ausprobiert,
das Mikrofon einschalten. Die Aufnahme wird
nach Abschluss der Protokollerstellung gelöscht.
Das Protokoll wird Ihnen vor seiner endgültigen
Fertigstellung übersandt.

Frau Dr. Hendricks, bevor wir insgesamt mit der
Vernehmung zur Sache beginnen, muss ich Sie
zunächst zur Person vernehmen. Deshalb möchte
ich Sie bitten, kurz Ihren Vornamen, Ihren Nach-
namen, Ihr Alter, Ihren Beruf und Ihren Wohnort
mitzuteilen.

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Danke schön,
Herr Vorsitzender. - Mein Name ist Barbara
Hendricks, ich bin 64 Jahre alt, ich bin Bundes-
ministerin für Umwelt, Naturschutz, Bau und Re-
aktorsicherheit, und ich wohne mit meinem ers-
ten Wohnsitz in Kleve am Niederrhein.

Vorsitzender Herbert Behrens: Vielen Dank. -
Frau Hendricks, Sie wurden über den Gegen-
stand der Vernehmung schriftlich informiert,

(Nicken der Zeugin Dr. Bar-
bara Hendricks)

und dann kann ich darauf verzichten, das noch
mal kurz darzustellen, worum es geht. Dann sind



Stenografisches Protokoll 18 I

5. Untersuchungsausschuss

18. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 72 von 176

Sie voll informiert. Dann können wir gleich in
medias res.

Frau Hendricks, falls Sie es wünschen, haben Sie
die Möglichkeit, zu Beginn, bevor wir in die Be-
fragung gehen, im Zusammenhang darzulegen,
was Ihnen über den Gegenstand der Vernehmung
bekannt ist. Wenn Sie die Möglichkeit nutzen
wollen, dann kann ich Ihnen jetzt das Wort ge-
ben.

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Herzlichen Dank,
Herr Vorsitzender. - Das Thema der erhöhten Ab-
gasemissionen ist mir seit Anfang meiner Dienst-
zeit als Bundesumweltministerin bekannt. Die
dazu laufenden Arbeiten in Brüssel hat mein
Haus aktiv unterstützt. Das betraf die Einführung
des sogenannten WLTP, also dieses neuen welt-
weiten Standards, als neues Messverfahren für
CO2 und auch insbesondere von RDE, also Real
Driving Emissions, für die Schadstoffe, zum Bei-
spiel Stickoxide, auf europäischer Ebene. Das
Bundesumweltministerium hat sich dabei stets
als Treiber des Prozesses und für eine ambitio-
nierte Ausgestaltung der Anforderungen einge-
setzt, weil wir es der Umwelt und vor allem auch
den von hohen Schadstoffkonzentrationen belas-
teten Menschen schuldig sind. Dies wurde uns
auch vom beteiligten Umweltverband Transport
& Environment, T&E, aus Brüssel bestätigt. Die
Arbeiten sind übrigens deutlich vor dem Be-
kanntwerden der Manipulationen im Abgassys-
tem von VW-Dieselfahrzeugen begonnen worden.

Zwischenzeitlich ist RDE auf den Weg gebracht.
RDE stellt einen großen Fortschritt dar. Niedrige
Abgasemissionen für Stickoxide im realen Be-
trieb sollen damit sichergestellt werden. Die An-
forderungen von RDE werden unter anderem
durch die sogenannten Compliance-Faktoren be-
stimmt, also letztlich: Wie hoch dürfen die maxi-
malen Emissionen sein, und zwar in Relation zu
den Emissionen, die auf dem Prüfstand gemessen
werden? Im Resultat sind diese Faktoren nach er-
heblichen und zähen Diskussionen so ausgestal-
tet, dass RDE zu einer deutlichen Minderung der
realen Emissionen führen wird. Das ist gegen er-
hebliche Widerstände vonseiten der Industrie ge-
lungen. Ich würde mir wünschen, dass die Unter-
nehmen verinnerlichen, dass man sich auf Dauer

den Notwendigkeiten des Umweltschutzes nicht
entziehen kann. Das gilt im Übrigen nicht nur für
die Automobilindustrie, aber ganz besonders
dort.

Derzeit werden die Vorgaben für das dritte und
vierte RDE-Paket verhandelt. Darin wird unter
anderem der rechtliche Rahmen für die notwen-
digen Nachkontrollen von Fahrzeugen im realen
Fahrbetrieb festgelegt werden. Im kommenden
Jahr werden die beiden neuen Prüfverfahren RDE
und WLTP den derzeit noch gültigen NEFZ in
der EU-Typengenehmigung ablösen.

Mit dem Bekanntwerden betrügerischer Manipu-
lationen im Abgassystem von VW-Dieselfahrzeu-
gen im letzten Jahr rückte für mich die Frage nach
den Konsequenzen für die Luftreinhaltepolitik in
den Vordergrund. Ich hatte mit einem Neun-Punk-
te-Programm reagiert. Klar war und ist - und das
habe ich bei meinen neun Punkten auch direkt
vorangestellt -, dass die Betrugsvorgänge bei VW
der lückenlosen und schonungslosen Aufklärung
bedürfen. Die Hersteller müssen sicherstellen,
dass die betroffenen Fahrzeuge in Ordnung ge-
bracht werden. Diese Vorgänge zeigen auch, dass
wir zukünftig mehr Kontrolle brauchen. Neben
einer Verbesserung der Prüfbedingungen bei der
Typengenehmigung durch RDE muss auch das
gesamte EU-Typengenehmigungssystem gestärkt
werden. Die Arbeiten dazu sind in Brüssel ange-
laufen. Dabei bedarf es vor allem eines in allen
Mitgliedstaaten harmonisierten Vorgehens bei der
Kontrolle der Abgase, also beim Nachmessen.
Wir benötigen auch durchaus abschreckende
Sanktionen bei Verstößen und eine Stärkung der
Unabhängigkeit der Technischen Dienste, die die
Messungen durchführen.

Auch die realen CO2-Emissionen und damit der
Verbrauch der Fahrzeuge sind deutlich zu hoch.
In den letzten Jahren sind die Unterschiede zwi-
schen den im Labor gemessenen und den im täg-
lichen Betrieb sich zeigenden Verbräuchen wei-
ter gestiegen. Zumindest zeigen dies Untersu-
chungen einiger Institutionen. Die Einführung
des neuen Messzyklusses WLTP stellt sicherlich
einen deutlichen Fortschritt dar. Er soll ja eben-
falls ab 2017 gelten.
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Leider gibt es noch kein normiertes Verfahren zur
Messung der CO2-Emissionen auf der Straße. Da-
rauf sollten wir hinwirken, um die angegebenen
CO2-Emissionen dann noch weiter an die Realität
heranzuführen. Wichtig ist mir aber auch, dass
wir über den unbestreitbaren Skandal betrügeri-
scher Manipulationen bei den Dieselfahrzeugen
hinaus für bessere Luft in den Städten sorgen.
Dazu brauchen wir Maßnahmen, die über Verän-
derungen bei den Verbrennungsmotoren hinaus-
gehen. Eine stärkere Förderung der Elektromobi-
lität und größere Anstrengungen bei der Verlage-
rung des Verkehrs auf umweltfreundliche Ver-
kehrsmittel sind für mich hier zentrale Bausteine.
Beides habe ich in meinem Neun-Punkte-Pro-
gramm ebenfalls angesprochen, und beides wird
auch durch mein Haus auf vielfältige Weise un-
terstützt.

Noch eine Anmerkung zum Thema Abschaltein-
richtungen. Die EU-Abgasvorschriften dienen
nicht dem Motorschutz einzelner Fahrzeugtypen.
Ihr Zweck ist es, unsere Gesundheit zu schützen.
Aus meiner Sicht ist die derzeitige EU-Abgasge-
setzgebung da völlig eindeutig. Die Abgasreini-
gung muss daher funktionieren und sollte nur in
Ausnahmefällen - zum Beispiel wegen des Mo-
torschutzes - abgeschaltet werden dürfen. Ob
diese Ausnahmefälle gegeben sind, muss dann
die Typengenehmigungsbehörde in jedem Einzel-
fall für jeden Fahrzeugtyp gesondert entscheiden.
Es kann aus meiner Sicht jedenfalls nicht Stand
der Technik sein, dass ein Fahrzeug aus angebli-
chen Motorschutzgründen seine Abgasreinigung
bei Temperaturen abschalten muss, die durchaus
durchschnittlichen mitteleuropäischen Verhält-
nissen entsprechen. Hier könnte eine Festlegung
des Standes der Technik helfen. Das könnte noch
in den RDE-Arbeiten erfolgen, und dafür wollen
wir uns auch einsetzen. - Herzlichen Dank.

Vorsitzender Herbert Behrens: Vielen Dank für
die Darstellung.

(Musik ist zu hören - Zuruf:
Das ist das Adventssingen!)

- Ja, ich weiß. Das soll uns nicht irritieren, wenn
weihnachtliche Klänge hier hin und wieder ein-
dringen. Im Gegenteil.

Ich möchte Sie noch drauf hinweisen: Sollten Sie
während der Vernehmung der Auffassung sein,
dass Sie als Vertraulich, VS-vertraulich oder hö-
her eingestufte Informationen oder sonstige
Dinge zur Sprache bringen müssen, deren öffent-
liche Erörterung überwiegend schutzbedürftige
Interessen verletzen würde, dann bitte ich um ei-
nen entsprechenden Hinweis. Dann würde der
Ausschuss über den Ausschluss der Öffentlich-
keit sowie den Geheimhaltungsgrad entscheiden.

Bevor wir in die Fraktionsrunde gehen, habe ich
die Möglichkeit, als Ausschussvorsitzender zu-
nächst ein paar Fragen an Sie zu richten. Das
möchte ich auch tun und frage Sie zunächst, weil
Ihre Tätigkeit als Umweltministerin ja erst quasi
am Ende eines doch langen Prozesses, wo wir
uns mit Abgasemissionen befassen, liegt: Wann
haben Sie denn erstmals von dem Problem erfah-
ren, dass die Real Emissions von Pkw und leich-
ten Nutzfahrzeugen deutlich über den im Typge-
nehmigungsverfahren gemessenen Emissionen
liegen? Zu welchem Zeitpunkt ist Ihnen das be-
kannt geworden?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Recht zu Beginn
meiner Amtszeit. Nach meiner Erinnerung habe
ich dazu eine ausführliche Vorlage im Februar
des Jahres 2017 [sic!] bekommen.

(Dr. Valerie Wilms (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): 17?

Das ist interessant!)

Und da ich erst in der Mitte des Dezember 2013
ernannt worden bin, habe ich dazu sehr bald eine
Vorlage aus der Fachabteilung bekommen, etwa
nachdem ich sechs bis acht Wochen Ministerin
war.

(Oliver Krischer (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): 14? Sie

haben 17 gesagt!)

Vorsitzender Herbert Behrens: Und wie haben
Ihnen Fachleute dieses Phänomen erklärt?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Nein, nein. Real
Driving Emissions, nicht der Abgasskandal. Da-
nach bin ich doch nicht gefragt worden.
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Vorsitzender Herbert Behrens: Nein, nein. Es
geht um das Problem der Abweichung von Real-
emissionen von Pkw -

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ja, genau.

Vorsitzender Herbert Behrens: - gegenüber den
Typgenehmigungsverfahren-Werten.

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Richtig, ja.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und wie haben
Ihnen die Fachleute dieses Phänomen erklärt,
dass es zu diesen Abweichungen kommt?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Nun, die Tatsa-
che, dass bis jetzt ja immer noch ausschließlich
auf einem Rollenprüfstand gemessen wird, be-
deutet ja, dass es schon irgendwie menschlich
normal und selbstverständlich ist, dass tatsächli-
ches Fahrverhalten zu anderen Ergebnissen füh-
ren muss. Das hat im Prinzip jeder gewusst. Mir
war das natürlich vorher nicht in der Weise klar,
weil ich ja nicht tätig war in dem Bereich. Aber
das liegt ja auf der Hand, dass also ein, ich sage
mal, automatisiertes Prüfverfahren auf einem
Rollenprüfstand andere Ergebnisse bringt als, wie
der Name ja sagt, Emissionen im tatsächlichen,
im realen Fahrverhalten. Da haben Menschen un-
terschiedliches Fahrverhalten, manche machen
gerne, weiß ich, Kavalierstarts oder beschleuni-
gen extra schnell und stoppen immer ganz
schnell an der Ampel oder so.

Das hat man ja durchaus auch, wenn man im
Straßenverkehr unterwegs ist - unterschiedliche
Typen von Fahrern in seiner Nachbarschaft. Und
es ist natürlich unterschiedlich, wo Sie fahren.
Also, ich sage mal, in der niedersächsischen Tief-
ebene wird das anders sein als im Mittelgebirge.
Das muss einfach auch aufgrund von geologi-
schen Formationen unterschiedlich sein, wenn
man in Kurven fahren muss und beschleunigen
und wieder bremsen, weil man eben sich zwi-
schen Tälern und Bergen bewegt. Also, auf jeden
Fall muss es ja zu unterschiedlichen Ergebnissen
kommen, ohne dass das verwunderlich wäre.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und spielten bei
diesen Erklärungen auch illegale oder möglicher-
weise illegale Einrichtungen der Fahrzeugherstel-
lung eine Rolle?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Nein, das hat
keine Rolle gespielt. Das war in der Vorlage über-
haupt nicht thematisiert, sondern in der Vorlage
wurde aufgeführt, wie der Stand der Bemühun-
gen des Hauses ist, um eben tatsächlich zu dieser
neuen europäischen Regelung zu kommen, dass
man die Real Driving Emissions auch überhaupt
messen kann und dass das Ministerium sich seit
Jahren darum bemüht hat, und es wurde der
Stand aufgelistet, wie weit man sei.

Zu dem Zeitpunkt hat man noch angenommen,
dass es schneller gehen würde. Nach meiner Er-
innerung - und ich sagte ja, das muss im Februar
gewesen sein, die Vorlage - ging man da noch da-
von aus, dass man so etwa in der zweiten Jahres-
hälfte irgendwann tatsächlich in Brüssel den
Durchbruch würde erreichen können. Aber nach
meiner Erinnerung ist das dann erst im Mai des
Jahres 2015 geschehen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Seit wann sind
Ihnen die Begriffe geläufig und bekannt: Ab-
schalteinrichtungen, Cycle Beating oder auch De-
feat Devices?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Also, „Abschalt-
einrichtung“ habe ich, ehrlich gesagt, nicht ge-
kannt. Und „Cycle Beating“ habe ich überhaupt
noch nie gehört gehabt bis gerade vor - um ehr-
lich zu sein - - als ich das Protokoll gelesen habe
der Befragung, die Sie mit meinem Staatssekretär
gemacht haben. Es liegt auf der Hand, dass ich
mir das durchgelesen habe; wär ja blöd, wenn ich
nicht wüsste, was er hier gesagt hat.

(Unruhe)

Und da haben Sie ihn ja auch danach gefragt,
und in dem Zusammenhang habe ich zum ersten
Mal diesen Begriff überhaupt gehört. Und Ab-
schalteinrichtungen - klar, das habe ich natürlich
wahrgenommen seit dem Herbst des vergangenen
Jahres im Zusammenhang natürlich mit den ille-
galen Abschalteinrichtungen, die eben durch den
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VW-Skandal, wie ich es jetzt mal verkürzt sagen
will, bekannt geworden sind.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und können Sie
mir sagen, wann und auch wie Sie von den Ab-
gasmanipulationen von VW erfahren haben? Öf-
fentlich geworden sind sie im September 2015.
Wann haben Sie davon erfahren?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Genau durch
diese öffentliche Wahrnehmung. Dann habe ich
natürlich relativ kurz danach eine Einschätzung
bekommen von meinem Staatssekretär - nach
meiner Erinnerung zunächst mündlich -, und
dann bin ich - - Ich war dann in den USA in der
zweiten Septemberhälfte, und zwar bei einer
UNO-Konferenz, und da wurde die Frage an
mich gerichtet vom ZDF, ob ich bereit wäre, dazu
in Berlin direkt mich zu äußern, und da habe ich
natürlich zur Vorbereitung dieses Interviews
nach New York auch eine schriftliche Vorlage be-
kommen und habe dann von New York aus tat-
sächlich das Interview gegeben. Das muss unge-
fähr, keine Ahnung, also wenige Tage nach dem
öffentlichen Bekanntwerden gewesen sein - ei-
nige wenige Tage.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. Danke
schön. - Sie haben bereits den Prozess des Real-
Drive-Emissions-Verfahrens angesprochen, und
auf diesen Komplex wollte ich noch ein paar Fra-
gen richten, und zwar veröffentlichte am 14. Ok-
tober 2015 die Süddeutsche Zeitung einen Gast-
beitrag von Ihnen mit den Vorschlägen nach der
Abgasaffäre; so heißt es dort. Das ist die Süddeut-
sche Zeitung vom 14. Oktober 2015, wo Sie eben
die neun Punkte auch vorstellen. Darin begrüßten
Sie das erste RDE-Paket, das im Mai 2015 be-
schlossen worden war. Ferner lobten Sie auch
dann den am 6. Oktober 2015 von der EU-Kom-
mission vorgelegten Entwurf zum zweiten Paket
mit den darin vorgesehenen Konformitätsfakto-
ren 1,6 ab 2017 und 1,2 ab 2019. Zitat:

Das wäre ein Riesenfortschritt,
den wir dringend brauchen, um
die Luftbelastungen durch den
Autoverkehr in den Innenstädten
deutlich zu reduzieren.

So schrieben Sie. Weshalb waren Sie davon über-
zeugt, dass man die RDE-Gesetzgebung dringend
braucht, so wie Sie es schreiben?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Nun ja, ich hatte
ja gerade schon ausgeführt: Ich wurde zum ersten
Mal, als ich vielleicht gerade acht Wochen lang
Ministerin war, auf diesen Sachverhalt aufmerk-
sam gemacht, und meine Fachabteilung hatte
schon in der ersten Vorlage, die ich zu diesem
Thema bekommen habe, etwa Mitte Februar des
Jahres 2014, auf die Dringlichkeit dieser Arbeiten
hingewiesen und auch darauf hingewiesen, wie
engagiert sie schon seit Jahren an diesem Thema
dran war, und hatte ja, wie ich eben sagte, die
Einschätzung, das so in der zweiten Jahreshälfte
2014 zu diesem Punkt zu bringen, der dann in
der Tat aber erst im Mai 2015 war. Und dann gab
es dazwischen das Komitologieverfahren usw.,
und dann kam der Vorschlag von der EU-Kom-
mission im Oktober, den ich hier angesprochen
hatte in diesem Neun-Punkte-Programm.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und es bezieht
sich auch ausdrücklich auf die von der EU-Kom-
mission dann genannten 1,6 bzw. 1,2, die - -

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ja, das habe ich ja
durchaus begrüßt. Also, das kann man sich ja
leicht vorstellen, dass ich als Umweltministerin
natürlich ehrgeizige Vorschläge unterstütze.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und letztendlich
beschlossen sind andere Konformitätsfaktoren,
die deutlich großzügiger für die Automobilin-
dustrie da sind, nämlich die 2,1 ab 2017 und 1,5
ab 2020 für Neufahrzeuge. Wie ist es aus Ihrer
Sicht zu diesen neuen Werten und dem Be-
schluss gekommen?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Nun, die von der
Kommission zunächst vorgeschlagenen Werte ha-
ben in einer Reihe von Mitgliedstaaten durchaus
gar keine Zustimmung gefunden. Das war unter-
schiedlich, aber natürlich haben sich insbeson-
dere Mitgliedstaaten dazu geäußert, die über eine
eigene Automobilindustrie verfügen, und da sind
die Interessenlagen natürlich durchaus unter-
schiedlich. Wir haben dann eine Position abge-
stimmt, zunächst mit dem Verkehrsministerium
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und mit dem Wirtschaftsministerium. Das habe
nicht ich gemacht, sondern das hat Staatssekretär
Flasbarth gemacht. Aber ich bin darüber natür-
lich mündlich unterrichtet worden. Dazu, also
für diesen Abstimmungsprozess, habe ich keine
schriftlichen Vorlagen bekommen, sondern dann
bin ich da mündlich drüber unterrichtet worden,
wie der Stand ist.

Und wir hatten uns, was den Anfangswert anbe-
langt, auf unter 2 verständigt, auch mit dem Wirt-
schaftsministerium. Nach meiner Erinnerung war
damals das Verkehrsministerium damit noch
nicht einverstanden, aber da kann ich mich auch
täuschen, da bin ich nicht ganz sicher. Aber je-
denfalls waren wir mit dem Wirtschaftsministe-
rium auf unter 2. Das war mir symbolhaft sozusa-
gen auch wichtig. Aber es ist natürlich auch sym-
bolhaft. Insofern kann ich letztlich natürlich
auch mit dem leben, was dann hinterher rausge-
kommen ist, nämlich 2,1 für den Anfangswert,
und das ist auf jeden Fall natürlich ein Vorteil.
Das gilt ja auch nur für zwei Jahre, und dann
kommen wir auf den Wert 1,5, und deswegen
habe ich es auch durchaus für verantwortbar ge-
halten, dann doch mit 2,1 zu beginnen, um das
mal so zu sagen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Mich interessiert
auch noch mal die Genese quasi dieser Sache, und
da möchte ich aus einem Schreiben zitieren. - Das
ist die Fundstelle BMUB-2-1, Ordner 46, Seite
304 ff. - Mit Schreiben vom 14. Oktober 2015
wandte sich die bayerische Wirtschaftsministerin
Ilse Aigner direkt an Sie. Das Schreiben betraf die
Vorschläge der EU-Kommission zu RDE und Kon-
sequenzen für die Automobilindustrie, die bis da-
hin, wie gesagt, noch Konformitätsfaktoren von
1,6 und 1,2 vorsahen. In dem Schreiben heißt es -
ich zitiere etwas ausführlicher -:

Die Automobilindustrie hält die
von der Kommission vorgeschla-
genen Konformitätsfaktoren ... für
wirtschaftlich nicht darstellbar.
Sie wären insbesondere für Diesel-
fahrzeuge nur mit großem Mehr-
aufwand einzuhalten. Faktisch
würden damit fast alle Dieselfahr-
zeuge wirtschaftlich unattraktiv.

Ohne einen großen Anteil an Die-
selfahrzeugen können die Auto-
mobilhersteller aber auch die
strengen EU-Grenzwerte für CO2-
Emissionen ab 2020 nicht einhal-
ten und laufen Gefahr, massive
Strafzahlungen leisten zu müssen.
Dies würde den Automobilstand-
ort Deutschland nachhaltig be-
schädigen. ...

Die Automobilindustrie ist kom-
promissbereit. Ihre Vorschläge
stellen eine gute Diskussions-
grundlage für die weiteren Ver-
handlungen in Brüssel dar. Es
wird vorgeschlagen, dass die Bun-
desregierung diese Vorschläge in
den anstehenden Beratungen über
RDE aufgreift und auf ein Ergebnis
hinarbeitet, das das Klima schützt,
die Luftqualitätsziele erfüllt und
die Wettbewerbsfähigkeit der Au-
tomobilindustrie erhält.

Wie haben Sie auf diesen Vorschlag von Frau
Aigner reagiert?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ehrlich gesagt,
kann ich mich an meinen Antwortbrief nicht
mehr erinnern. Ich würde ihn ja wahrscheinlich
in den Akten finden. Aber sicher ist jedenfalls,
dass wir die Vorschläge der Automobilindustrie
nicht nahtlos übernommen haben; denn die gin-
gen ja über das hinaus, was hinterher auch be-
schlossen worden ist und was von der deutschen
Bundesregierung auch in Brüssel vorgetragen
worden ist, auch im Wege des Kompromisses in-
nerhalb der Bundesregierung vorgetragen worden
ist. Denn die Automobilindustrie - da kann ich
mich wohl dran erinnern - hat ja einen Konformi-
tätsfaktor von 2,5 verlangt, und am Ergebnis und
auch an dem, was die Bundesregierung in Brüs-
sel vorgetragen hat, können Sie sehen, dass wir
nicht nahtlos das übernommen haben, was die
deutsche Automobilindustrie sich vorgestellt hat.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dieses Schreiben
von der Wirtschaftsministerin war ja eher allge-
mein gehalten. Hat es im Nachgang noch weitere
Schreiben gegeben, wo die Vorstellungen konkre-
tisiert worden sind? Können Sie sich daran erin-
nern?
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Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Herr Kollege,
wenn die nicht in den Akten sind, dann hat es
ein weiteres Schreiben nicht gegeben.

Vorsitzender Herbert Behrens: In den Akten des
Kanzleramtes findet sich der Entwurf einer Vor-
lage für die Bundeskanzlerin vom 14. Oktober
2015. Das ist die Fundstelle Bundeskanzleramt-2-
2, Ordner 10, Seite 138. Darin geht es um die Po-
sitionierung Deutschlands zum RDE-Vorschlag,
und in der Vorlage heißt es - ich zitiere -:

BMVI und BMWi haben sich aus
[sic!] St-Ebene als gemeinsame Po-
sition darauf verständigt, für die
DEU-Stellungnahme Zeitplan der
KOM zu akzeptieren, halten aber
die vorgeschlagenen Grenzwerte
für nicht akzeptabel und plädieren
als Zwischenwert 2017 für einen
Faktor von 2,2 und in der Endstu-
fe 2018 für einen Faktor von 1,4.
Außerdem soll eine Transferre-
gelung und EU-weit ein neues
Typgenehmigungsverfahren ent-
wickelt werden. BMUB akzeptiert
diesen Vorschlag nicht: BM'in
Hendricks hat in einer Pressever-
öffentlichung die Position der
KOM deutlich unterstützt und die
Konformitätsfaktoren von 1,6 für
2017 und 1,2 für 2018 als „Riesen-
fortschritt“ bezeichnet. Intern hat
das BMUB signalisiert das [sic!]
auch BM‘n Hendricks Faktoren
von 1,9 und 1,4 akzeptieren könn-
te.

Das ist Bundeskanzleramt-2-2, Ordner 10, Sei-
te 138. - Wurden solche internen Signale von
Ihrem Ministerium ausgesendet?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Das muss wohl
so sein. Das wäre ja auch nicht erstaunlich. Ich
hatte Ihnen ja eben schon gesagt, dass dann - das
muss in einem weiteren Schritt kurz danach ge-
wesen sein - mit dem BMWi wir uns auf 1,95 ver-
ständigt hatten. Also haben wir ja ein solches
Signal ausgesandt. Die Vorlage, die Sie da vorle-
gen, kann ich natürlich nicht kommentieren, aber
Sie haben gerade zitiert, dass es da einen Stand
gibt zwischen BMWi und BMVI.

Vorsitzender Herbert Behrens: Genau.

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Und dieser ist je-
denfalls noch höher als 1,95. Also in einem wei-
teren Schritt haben BMWi und wir uns auf einen
Stand von unter 2, nämlich 1,95, verständigt. Das
muss also im Zeitablauf ein bisschen danach ge-
wesen sein. Also sind ja ganz offenbar solche Sig-
nale vom BMUB ausgesandt worden; denn sonst
hätte man sich darauf ja nicht verständigen kön-
nen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und ist dieses
Ausgeben von Signalen in Ihrem Einverständnis
geschehen oder in Ihrem Auftrag?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Das ist nicht in
meinem Auftrag geschehen, aber sicherlich in
meinem - - vielleicht sogar in meinem Auftrag.
Aber Sie müssen sich vorstellen, dass solche Ver-
handlungen, wenn die an dem Punkt angelangt
sind, gewöhnlich von meinen Staatssekretären,
von meinen beamteten Staatssekretären, geführt
werden. Und dann gibt es zwei Möglichkeiten:
Die eine Möglichkeit ist, wir haben die Chance,
vorher miteinander zu sprechen, und sprechen
sozusagen den Weg miteinander ab, und das gibt
dann - - Wenn Sie so wollen, ist das ein Auftrag.
Das kann man dann als Auftrag werten, auch
wenn ich das unter kollegialen Gesichtspunkten
nicht so formalisieren würde, aber natürlich ist
es, hierarchisch betrachtet, dann ein Auftrag.
Aber es kann auch sein, dass es aufgrund der
Verhandlungssituation nicht zu einer Vorabstim-
mung kommt, und selbstverständlich ist in einem
gut geführten Haus es auch durchaus möglich,
sich auf die Loyalität eines Staatssekretärs zu ver-
lassen und zu wissen, dass er jedenfalls ganz
kurz anschließend dann über den Stand der Ver-
handlungen berichtet. Wenn ich dann nicht ein-
verstanden wäre, müsste er es ja wieder zurück-
holen. Aber gewöhnlich würde ich natürlich
mein Einvernehmen signalisieren.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. Damit hat
sich dann halt auch Ihre Position an dieser Stelle
verändert, entnehme ich dem, was Sie sagten.
Was hat Sie dazu bewogen, Ihre Haltung zu revi-
dieren und zu sagen, 1,9 wäre auch in Ordnung,
wie es ja hier geschrieben steht?
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Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Herr Kollege, Re-
gierungshandeln ist natürlich auf Kompromisse
angewiesen, und selbstverständlich hat das Bun-
desumweltministerium zunächst weitergehende
Vorstellungen als andere Ministerien in dem Zu-
sammenhang, was den Umweltschutz anbelangt.
Das liegt auf der Hand. Und dass wir im Wege
der Kompromissfindung dazu kommen müssen,
eine einheitliche Position in Brüssel zu vertreten
oder in einem anderen Zusammenhang halt ei-
nen Kabinettbeschluss herbeizuführen, das ist
normales Regierungshandeln, und das wird auch
in Zukunft nicht anders gehen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann ging es aber
doch sehr schnell nach meinem Eindruck. Also,
es gibt dann eine Kanzlerinvorlage zwei Tage
später, am 16. Oktober 2015, und da heißt es: „im
Lichte der Einigung der Ressorts überarbeitet“.
Und wie es in einer Begleit-E-Mail heißt - das ist
die Fundstelle Bundeskanzleramt-2-2, Ordner 10,
Seite 141 - - dass die Passage, die ich eben zitiert
hatte, jetzt dann anders heißt:

BMUB, BMWi und BMVI haben
sich am 15. 10. auf St-Ebene als
gemeinsame Position darauf ver-
ständigt, für die DEU-Stellungnah-
me (Frist 16. 10.) Zeitplan der
KOM und den für die zweite Stufe
vorgeschlagenen Konformitäts-
faktor von 1,4 für das Jahr
2019/2020 zu akzeptieren. In der
ersten Stufe 2017/2018 fordert
DEU von der KOM Klärung der
technischen Machbarkeit und Kri-
terien

Da heißt es in Klammern:

(Grenzwert in Stufe 1 müsse auf
der Zeitschiene für alle Fahrzeug-
typen technisch machbar sein und
gewährleisten, dass Diesel im
Massenmarkt als Antriebsvariante
erhalten bleibt).

Klammer zu.

Außerdem haben sich Ressorts da-
rauf verständigt, dass sich DEU
für die Anwendung der sog.

„Transferfunktion“ ausspricht.
Zusätzlich solle das europäische
Typengenehmigungsverfahren
grundsätzlich auf den Prüfstand
gestellt werden.

Heißt es am anderen Ort und auf der Seite 142.
Hat Ihr Staatssekretär mit Ihnen Rücksprache ge-
halten, bevor er sich denn doch auf diese weitge-
hend veränderte gemeinsame Position eingelas-
sen hat?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ja, wir haben dar-
über gesprochen, und es ist mir auch in Erinne-
rung, dass sozusagen keine Einigkeit über die
kurze Frist im Ressortkreis erzielt werden konnte
und dass wir sozusagen mit einer etwas offenen
Position, wenn Sie denn lediglich den Faktor be-
trachten, nach Brüssel gegangen sind. Im Übrigen
war die Position natürlich gut abgestimmt. Das
haben Sie ja alles vorgetragen. Und für die län-
gere Frist war ja auch ein Einvernehmen erzielt
worden. Das heißt also wirklich, dass noch ein
gewisser Spielraum bestand in der Abstimmung
in Brüssel, was die kurze Frist anbelangt.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann weiter im
Verfahren sind wir dann beim 28. Oktober 2015.
Da wurde das zweite RDE-Paket dann im Techni-
schen Ausschuss beschlossen, und das Ergebnis,
was dann auch von Deutschland mitgetragen
wurde, sah eine Transferfunktion und die Kon-
formitätsfaktoren vor, die dann anschließend
auch rechtsverbindlich geworden sind, nämlich
2,1 ab 2017 und 1,5 ab 2020. Und damit lag der
Ausschussbeschluss ja noch mal deutlich näher
an den ursprünglichen Vorstellungen von BMVI
und Bundeswirtschaftsministerium als an dem,
den Sie zunächst zwischen Ihren Ressorts als ge-
meinsame Position vereinbart hatten. Wie wurde
Ihnen oder wie haben Sie sich dieses Ergebnis er-
klärt, und wie haben Sie es bewertet an der
Stelle?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Natürlich, es ist
ja klar, dass ich mir, ich sage mal, einen niedrige-
ren Faktor gewünscht hätte, also unter 2, das
sagte ich ja auch eben schon, war ja auch mit
dem Wirtschaftsministerium schon verabredet.
Aber natürlich hat der Technische Ausschuss
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auch Rücksicht genommen auf die Belange von
anderen Ländern im Technischen Ausschuss. Ich
kann jetzt nicht sagen, wer genau, weil ich war in
dem Technischen Ausschuss ja nicht dabei. Aber
natürlich waren die Interessenlagen auch inner-
halb der Mitgliedstaaten unterschiedlich, und
das war das Ergebnis. Das mussten wir letztlich
akzeptieren; denn wir sind ja auch in Europa
nicht allein, sondern haben natürlich auch an-
dere Interessenlagen, die dort letztlich aufeinan-
dertreffen, wie das immer so ist, und im Ergebnis
ist es gleichwohl deutlich besser als alles, was
wir noch bis jetzt haben. Also, es fängt ja erst ab
dem nächsten Jahr an zu wirken.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ich frage eben aus
dem Grund auch nach, um so die Genese dann
nachvollziehen zu können, und da gibt es ver-
schiedene Dokumente, die auf Einflussnahme
hindeuten, und darum möchte Sie noch mal kon-
frontieren mit einer Unterrichtungsvorlage für
den Wirtschaftsminister vom 29. Oktober 2015,
in dem er über den am Vortag gefassten RDE-Be-
schluss des TCMV informiert wird. Darin heißt
es:

Letztlich ging dem Beschluss
offenbar ein Gespräch Merkel -
Juncker voraus, mit der Verstän-
digung auf die Konformitätsfak-
toren.

Das ist BMWi-2-2, Ordner 55, Seite 110. Was
wissen Sie über ein solches Gespräch und
sonstige Bemühungen Deutschlands, die dann zu
einer Verständigung hinsichtlich des
Konformitätsfaktors führten?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Also, eine solche
Vorlage, wie Sie sie aus dem Bundeswirtschafts-
ministerium zitieren, hat es bei mir nicht gege-
ben. Aber ich erinnere mich daran, dass mir auch
gesprächsweise mitgeteilt wurde, dass es so ein
Telefonat gegeben haben soll. Aber das weiß ich
nicht aus eigener Kenntnis.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann gab es noch
ein weiteres Schreiben in Form einer Unterrich-
tungsvorlage für den Wirtschaftsminister vom 29.
Oktober 2015 bezüglich der Transferfunktionen,

und dazu noch mal eine Frage. Das ist aus der ge-
nannten Vorlage an anderen Orten:

Transferfunktion, die im Vor-
schlag der EU-KOM in den Erwä-
gungsgründen erwähnt wurde, ist
jetzt auf Initiative Deutschlands
und

- unterstrichen -

auf besonderen Druck des BMWi
gegenüber BMUB und BMVI wie-
der im Verordnungstext. ...

BMWi hat im Verhandlungsver-
lauf gegenüber BMVI und BMUB
besonderen Wert auf die zeitliche
Streckung sowie auf die Veranke-
rung der Transferfunktion in Ver-
ordnungstext gelegt und hat dies
auch umgesetzt.

Was haben Sie von dem hier geschilderten beson-
deren Druck des BMWi mitbekommen?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Das ist mir nicht
erinnerlich.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann habe ich zu-
nächst keine weiteren Fragen. Ich steige jetzt in
die Befragungsrunde ein, und die CDU/CSU hat
das Wort.

Veronika Bellmann (CDU/CSU): Frau Ministerin
Hendricks, ich möchte zunächst einsteigen in
den Fragenkomplex, was die Gesundheitsbeein-
trächtigungen betrifft. Aus gegebenem Anlass:
Heute Morgen war überall in den Medien darüber
zu lesen, dass von Umweltverbänden nach wie
vor behauptet wird, dass es gesicherte lineare
Kausalbeziehungen gibt zwischen Stickoxidemis-
sionen und Erkrankungen und Erhöhung der
Sterblichkeit, also Mortalität und Morbidität. Wir
hatten in einer der ersten Sachverständigenanhö-
rungen die Frau Professor Dr. Peters vom Helm-
holtz Zentrum München hier, die das klar als Be-
standteil einer sogenannten oxidativen Stresssi-
tuation darstellte und also widerlegt hat, dass es
schon gesicherte Kenntnisse gäbe, dass das tat-
sächlich zu einer erhöhten Erkrankungshäufig-
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keit und auch zu Sterbefällen beiträgt. Wie be-
wertet Ihr Haus die gesundheitliche Wirkung von
NO2, und wie belastbar sind gegebenenfalls Ihnen
vorliegende Studien als Grundlage für umweltpo-
litische Entscheidungen?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Es ist ja ganz si-
cher so, dass Stickoxide zu Feinstaubbildungen
führen und dass Feinstaub die Atemwegserkran-
kungen beeinträchtigt [sic!]. Das ist gesicherte Er-
kenntnis, und da müssen wir, glaube ich, auch
nicht anderer Auffassung sein. Allerdings habe
ich natürlich keine Kenntnis darüber, wie sozu-
sagen monokausal das denn zu zum Beispiel To-
desfällen führt. Weder habe ich da eigene Kennt-
nis, noch hat mein Haus dazu Kenntnisse, weil
das auch nicht unsere Aufgabe ist, sondern das
wäre Aufgabe des Gesundheitsministeriums, dem
nachzugehen. Aber selbstverständlich sind wir
auch, wenn wir nicht sagen können: „Da sind
dann soundso viele vorzeitige Todesfälle im Jahr
zu beklagen“, gleichwohl verpflichtet, für eine
Minimierung der Risiken zu sorgen.

Veronika Bellmann (CDU/CSU): Dann haben Sie
eingangs gesagt, dass Sie von Beginn Ihrer Amts-
zeit an mit dem Thema Schadstoffemissionen
sich natürlich befasst haben und auch deutlich
festzustellen war - oder dass es eine logische
Schlussfolgerung ist -, dass man, wenn man nur
auf der Rolle testet, vermutlich andere Werte be-
kommt, als wenn man auf der Straße testet. Ha-
ben Sie seit Ihrem Amtsantritt Untersuchungen
veranlasst, also nicht nur die Feststellung und
daraufhin die Zuarbeiten zu den RDE-Paketen,
sondern haben Sie seit ihrem Amtsantritt Unter-
suchungen veranlasst, um diese Abweichungen
näher zu erklären?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Nein, das haben
wir nicht gemacht. Das ist auch nicht unsere Auf-
gabe. Das ist weder in dem Bereich meines Mi-
nisteriums, noch wäre das Aufgabe des UBA,
sondern das wäre Aufgabe des Kraftfahrt-Bundes-
amtes.

Veronika Bellmann (CDU/CSU): Wann haben Sie
das erste Mal Kenntnis erhalten oder die Vermu-
tung gehabt, dass es sich um verbotene Abschalt-
einrichtungen handeln könnte?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Also, verbotene
Abschalteinrichtungen sind mir tatsächlich erst
im September im Zusammenhang mit dem VW-
Konzern bekannt geworden, aber indem eben aus
den Vereinigten Staaten letztlich die Nachrichten
zu uns nach Europa gekommen sind. Vorher habe
ich von verbotenen Abschalteinrichtungen keine
Kenntnis gehabt.

Ich muss auch sagen, ich habe von Abschaltein-
richtungen, die erlaubt sind - ich habe ja vorhin
vom Schutz des Motors gesprochen; wenn ich
das vielleicht jetzt noch ergänzen darf in dem Zu-
sammenhang -, eigentlich auch mehr zufällig er-
fahren, und zwar durch den Staatssekretär Oden-
wald. Ich war nämlich in dem sogenannten Ka-
mintreffen der Umweltministerkonferenz im Ap-
ril dieses Jahres. Da hat Staatssekretär Odenwald
Grundzüge des Berichtes der Untersuchungskom-
mission der Umweltministerkonferenz darge-
stellt, und in dem Zusammenhang habe ich dann
zum ersten Mal davon gehört, dass es eben Ab-
schalteinrichtungen - erlaubt - gibt für Zwecke
des Motorschutzes. Allerdings ist wohl auch in
diesen Untersuchungen der Kommission zum
ersten Mal deutlich geworden, wie häufig denn
diese Abschalteinrichtungen genutzt wurden.
Deswegen habe ich ja eben gesagt: „im Prinzip
bei normalen mitteleuropäischen Temperaturen“,
und das halte ich für eine missbräuchliche Nut-
zung der Erlaubnis der Abschalteinrichtungen für
den Motorschutz.

Veronika Bellmann (CDU/CSU): In der Tat, also
bei 17 Grad. Das kann man ja nun nicht gerade
begründen, warum dann Motorschutz einsetzen
muss.

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Das ist sozusagen
das normale Wetter. Ja. Wir haben in Deutsch-
land - - Ich habe das dann gegoogelt, als der
Staatssekretär Odenwald das vorgetragen hatte,
und wenn ich mich richtig erinnere, haben wir in
Deutschland eine Durchschnittstemperatur von
10,1. Ist ja klar, wenn man Sommer und Winter
und alles zusammenführt. Und dann könnte man
wegen Motorschutz immer abschalten. Also das
kann ja nicht sinnvoll sein.
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Veronika Bellmann (CDU/CSU): Zu dem Motor-
schutz komme ich gleich noch mal. - Ich möchte
noch mal nachfragen, was das Thema „Manipula-
tion“ oder „Verdacht auf Manipulation“ betrifft.
Die Deutsche Umwelthilfe behauptet, dass sie
das BMUB auf Manipulation aufmerksam ge-
macht hätte, und zwar zu einem relativ frühen
Zeitpunkt. Welche Hinweise haben Sie jetzt oder
Ihr Geschäftsbereich erhalten, und haben Sie da
möglicherweise Veranlassungen getroffen im An-
schluss?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Nach meiner Er-
innerung hat die Deutsche Umwelthilfe, wie Sie
sagen, das zu einem recht frühen Zeitpunkt ge-
tan, also vor meiner Verantwortungszeit als Mi-
nisterin. Aber auch da muss man noch mal unter-
scheiden: Da hat auch die Deutsche Umwelthilfe
nicht gesagt: „Da wird manipulativ gearbeitet“,
sondern die Deutsche Umwelthilfe hat darauf
hingewiesen, dass im tatsächlichen Fahrverhal-
ten die Emissionen höher sind als auf dem Rol-
lenprüfstand. Das allerdings ist etwas, was ja na-
türlich in meinem Haus auch bekannt war zu je-
dem Zeitpunkt.

Veronika Bellmann (CDU/CSU): Ich komme zu-
rück auf einen Vermerk Ihres Hauses, BMUB-2-1,
Ordner 56 von 60, Seite 60 ff. Dort haben Sie zu
der Bewertung des Verbots von Abschalteinrich-
tungen - - wird ausgeführt, dass die Verordnung -
die berühmte 715/2007 - festlegt, dass Abschalt-
einrichtungen nur in bestimmten und eng be-
grenzten Ausnahmefällen zur Anwendung kom-
men und nicht zur Regel werden dürfen. Das hat-
ten wir ja schon angesprochen, was den Motor-
schutz betrifft. Weiter wird darin festgehalten:

Ohne entsprechende konkreti-
sierende Vorgaben hat die Typ-
genehmigungsbehörde bzw. die
Rechtsprechung ... nach Art. 5(2)
der Basisverordnung ... auszule-
gen.

Immer im Hintergrund auch noch die
Binnenmarktharmonisierung und Gesundheits-
und Umweltschutz. Teilen Sie die Einschätzung,
dass die einzelnen nationalen Typengenehmi-
gungsbehörden der Mitgliedstaaten nicht
detaillierte Anforderungen unbestimmter

Rechtsbegriffe auszulegen haben? Also müsste
das quasi schon in der Basisverordnung festge-
halten werden, um entsprechend die Typenge-
nehmigungsbehörden und auch die Rechtspre-
chung zu entsprechenden Schlussfolgerungen
und gegebenenfalls Sanktionen zu veranlassen?

Vorsitzender Herbert Behrens: Sagen Sie noch
mal eben konkret die Kenntnis, die die Bundes-
ministerin jetzt haben soll. Das ging so ein biss-
chen in die Einschätzung, hatte ich den Ein-
druck.

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Von wann ist das
Dokument, das Sie vortragen?

Veronika Bellmann (CDU/CSU): Der Vermerk ist
im Ordner 56 von 60. Ich kann Ihnen jetzt nicht
genau sagen, von welchem Zeitpunkt das ist. Das
habe ich leider jetzt nicht hier vorliegen. Das
müssten wir vielleicht noch mal nachschauen.

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ich kann mich an
ein solches Dokument nicht erinnern.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gut. - Dann wäre
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen an der
Reihe.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank. - Frau Ministerin, Sie haben
eben gesagt, in Ihrer Amtszeit hatten Sie quasi zu
jeder Zeit oder von Anfang an, jedenfalls unmit-
telbar nach Amtsübernahme, Kenntnis darüber,
dass reale Stickoxidemissionen erheblich von
dem abweichen, was auf den Rollentestständen
gemessen wird. Zu welchen politischen Konse-
quenzen oder Handlungen hat das denn dann ge-
führt, ich sage mal jetzt: vor Bekanntwerden des
Abgasskandals im September 2015?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ja, dass wir die
Arbeiten zu den Real Driving Emissions in Eu-
ropa seit Jahren wirklich mit aller Kraft vorange-
trieben haben. Ich bin ja im Februar des Jahres
2014 über den Stand der Arbeiten unterrichtet
worden, die zu dem Zeitpunkt aber schon seit
mehreren Jahren im Gange waren. Und das deut-
sche Umweltministerium hat auf der europäi-
schen Ebene - im Übrigen aber auch parallel auf
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der internationalen Ebene in Genf wegen dieses
WLTP-Standards - immer wirklich, ich sage mal,
mit aller Kraft gearbeitet, dass wir da vorankom-
men. Es war auch, nachdem ich unterrichtet
wurde im Februar des Jahres 2014, natürlich
keine andere Maßgabe zu fassen als: Wir machen
mit aller Kraft weiter, und wir versuchen, das so
schnell wie eben möglich umzusetzen. - Und das
ist auch so geschehen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Aber wir hatten eben Herrn Minister Gabriel hier,
der damals ja Ihr Amtsvorgänger war, Vorvorvor-
gänger. „Einer Ihrer Amtsvorgänger“, so muss
man es formulieren. Der hat in einer solchen Si-
tuation damals versucht, ein Messprogramm an-
zuschieben. Er hat gesagt: Wir müssen da mal gu-
cken, dass wir irgendwie - - Da ging es zwar - -
Der Anlass war ein anderer, aber das Problem
war ähnlich. Gab es in Ihrem Haus zu Ihrer Zeit
auch solche Überlegungen, oder konzentrierte
sich das dann allein auf die Debatte RDE?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Also, wir haben
in meiner Verantwortungszeit keine neuen Mess-
programme angestoßen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. - In den Unterlagen findet sich ein Schrei-
ben - das ist BMUB-2-1, Ordner 45, Seite 295; das
ist eine Presseanfrage des Spiegel -, und da heißt
es - da bezieht er sich auf einen Brief an die DHU -:

Ministerin Hendricks schrieb
noch am 19. März an die DUH,
dass „nach hiesigem Kenntnis-
stand“ die Hersteller die „Anfor-
derungen der EU-Abgasvorschrif-
ten einhalten“.

Also 19. März 2015. War das damals Ihr Kennt-
nisstand? Haben Sie das so dann auch öffentlich
dargestellt, oder - -

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Woraus zitieren
Sie diese Antwort? - Entschuldigung, nein, der
Spiegel. Darf ich noch mal nachfragen: Anfrage
des Spiegel vom …

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das ist eine Anfrage des Spiegel, dass Sie das der
DUH mitgeteilt haben. Der Spiegel fragt nach, ob
das zutrifft, dass Sie diese Position vertreten,
dass die Hersteller alle die EU-Abgasvorschriften
einhalten.

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Und wann soll
ich das der DUH geantwortet haben?

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Am 19. März 2015.

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Das kann ich mir
nicht vorstellen, weil da war ja schon längst klar,
dass VW es nicht getan hat.

(Unruhe)

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein, das war vorher. Also VW ist - -

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ach so, 2015.
Ach ja, sicher, im März 2015. Ja, ja, klar. Ja, na-
türlich, dann habe ich das so geantwortet. Ja,
selbstverständlich. Natürlich hatten wir keine an-
dere Kenntnis. März 2015 hatten wir keine an-
dere Kenntnis.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Die Frage ist aber ja die: Sie haben eben gesagt,
Sie hatten schon die Kenntnis, dass da einiges
nicht stimmt, dass das auseinanderfällt, aber Sie
sagen hier - wenn das stimmt so -, dass Sie auf je-
den Fall sicher wissen, dass die Vorschriften alle
eingehalten werden. Woher hatten Sie die Er-
kenntnis?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Es wurden ja - -
Nach unserer Erkenntnis waren ja keine Vor-
schriften verletzt, sondern nach unserer Kenntnis
war es offenbar, dass auf den Rollenprüfständen
andere Messergebnisse zu gewärtigen waren und
sind, als im tatsächlichen Fahrverhalten zu ge-
wärtigen waren und sind. Das ist aber kein Ver-
stoß, sondern das ist eine Abweichung zwischen
Labor und Wirklichkeit, aber kein Verstoß gegen
europäische oder sonstige Vorschriften.
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Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Aber Sie kennen doch sicherlich aus dem Um-
weltbundesamt, Ihrer nachgeordneten Behörde,
das Handbuch für Emissionsfaktoren, und da
kann man nachlesen - das haben auch die Zeugen
und Sachverständigen hier bestätigt -, dass von
Euro 4 nach Euro 5 die Emissionen sogar steigen,
obwohl eigentlich die Grenzwerte niedriger sind.
Stellt man sich da nicht die Frage: „Da stimmt
doch irgendetwas nicht“? Dass man nicht so ei-
nen Satz schreibt: Es wird alles eingehalten.

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ehrlich gesagt,
ich kenne das Handbuch nicht.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ach so, Sie kennen das nicht.

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Nein, ich finde
auch nicht, dass ich das kennen muss.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. Gut. - Das hätte ich jetzt gedacht, dass Sie
das an der Stelle - -

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ich weiß, dass es
das gibt, aber ich habe es nicht gelesen.

(Arno Klare (SPD): Kann
man so auch nicht, gibt es

nur online!)

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Der
Herr Kollege sagt: Das gibt es nur online. - Man
kann es aber auch ausdrucken, also insofern - -

(Heiterkeit - Arno Klare
(SPD): Riesentabellen!)

Dann würde mich interessieren: Sie haben eben
gesagt, diese Thermofenster, wenn dann unter 17
Grad die Abgasreinigungsregelung ausgeschaltet
wird, wenn das eingesetzt wird zum Zwecke des
Motorschutzes, dann finden Sie das missbräuch-
lich. Können Sie mir erklären, was Sie mit dem
Begriff „missbräuchlich“ meinen?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ja, ich will damit
zum Ausdruck bringen: Wenn es in Ausnahme-
fällen erlaubt ist, für Zwecke des Motorschutzes

eine Abschalteinrichtung zu nutzen, dies dann
aber faktisch ständig geschieht, dann wird jeden-
falls die Ausnahme zur Regel, und das ist miss-
bräuchlich.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. - Sie haben auch eben gesagt, dass Sie ei-
gentlich die EU-Verordnung eindeutig finden
und auch das, was Sie gerade gesagt haben, dar-
aus dann ableiten. Ich sehe das genauso. Ist das
oder war das bisher die Auffassung der Bundes-
regierung, oder ist das Ihre Einschätzung als Res-
sortministerin oder Ihre private Einschätzung,
wie auch immer?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Darüber hat es
keine Abstimmung in der Bundesregierung gege-
ben.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Al-
so das ist eine Einschätzung, die Sie haben als - -

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ja, die Einschät-
zung habe ich gewonnen nach dem Vortrag von
Staatssekretär Odenwald im Rahmen der Um-
weltministerkonferenz im April, weswegen ich
davon ausgehe, dass eine vergleichbare Erkennt-
nis im Verkehrsministerium auch vorherrscht.
Aber es hat keine Abstimmung in der Bundesre-
gierung darüber gegeben nach meinem Kenntnis-
stand.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. - Wir hatten nur - - Ich sage mal, hier sind
schon andere Positionen zu diesem Thema ver-
treten worden. Also insofern ist das dann interes-
sant. Das reicht, glaube ich, für die nächste
Runde, weil meine Zeit ist vorbei.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. - Dann ist
das Wort bei der SPD-Fraktion.

Kirsten Lühmann (SPD): Dann mach ich da mal
weiter. Da ich bei fast allen Vernehmungen dabei
war, vermute ich zu wissen, wo der Kollege Kri-
scher hin will.

(Dr. Valerie Wilms (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): Das

ist interessant!)
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Bei Ihrem Eingangsstatement haben Sie unter an-
derem gesagt, dass Sie zwar dieser Auffassung
sind, dass so ein Thermofenster, wenn es denn so
einen breiten Temperaturbereich abdeckt, nicht
im Sinne der Verordnung ist. Aber Sie haben
auch gesagt, Ihrer Meinung nach - zumindestens
habe ich das so verstanden - wäre das eben nicht
rechtssicher und klar formuliert und Sie würden
sich dafür einsetzen - und nicht nur Sie, sondern
die gesamte Bundesregierung -, dass in diesem
Punkt die Verordnung klarer gefasst wird und der
Terminus - der ja woanders schon eingeführt ist -
„Stand der Technik“ eingeführt wird.

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Richtig.

Kirsten Lühmann (SPD): Also dass diese Aussage
„missbräuchlich“, dass das der gesunde Men-
schenverstand ist, den, glaube ich, ganz, ganz
viele hier haben, aber dass der eben, der gesunde
Menschenverstand - alle Juristen mögen bitte
weghören -, nicht justiziabel ist, und um den ge-
sunden Menschenverstand justiziabel zu ma-
chen, dass das - - Habe ich das so richtig verstan-
den? Vielleicht können Sie dazu noch ein paar
Ausführungen machen.

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ja, Frau Kollegin,
das haben Sie vollkommen richtig verstanden.
Ich habe ja eben in dem Zusammenhang ver-
sucht, zu erläutern, was ich in diesem Zusam-
menhang als missbräuchlich, sage ich wirklich
jetzt mal, empfinde, weil das ist natürlich auch
nicht justiziabel. Aber wenn, ich sage mal, die
Ausnahme zur Regel wird, dann scheint es miss-
bräuchlich zu sein. Das bedeutet - - Das habe ich
ja gerade so sinngemäß gesagt. Aber das bedeutet
natürlich nicht, dass es justiziabel ist. Das ist
vollkommen richtig, und deswegen sind wir auch
der Auffassung, soweit ich weiß, auch in der gan-
zen Bundesregierung mittlerweile: Wir jedenfalls
wollen uns dafür einsetzen, durch den Terminus
„Stand der Technik“ tatsächlich, ich sage mal, ei-
nen einklagbaren Sachverhalt zu haben. Ja.

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. - Ich komme auf
einen weiteren Punkt, der hier schon mal ange-
sprochen wurde. Das ist der Kontakt mit der
Deutschen Umwelthilfe. Sie hatten oder logi-
scherweise hat Ihr Ministerium - - Wir haben hier

verschiedene Kollegen gehört, denen nachgesagt
wurde, eher Kontakt zur Wirtschaft zu haben,
und ich glaube, bei Ihnen wird es dann eher der
Kontakt zu den Umweltverbänden sein. Also
gehe ich davon aus, dass Ihr Haus auch regelmä-
ßigen Kontakt mit der Deutschen Umwelthilfe
hatte. Richtig?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ja, selbstver-
ständlich. Mein Ministerium hat regelmäßig Kon-
takt mit allen Umweltschutzverbänden, aber Sie
dürfen durchaus auch davon ausgehen, dass wir
auch mit Wirtschaftsverbänden oder einzelnen
Industrieunternehmen durchaus Kontakte haben.
Ja.

Kirsten Lühmann (SPD): Es soll ein Schreiben ge-
geben haben der Deutschen Umwelthilfe, wo die
auf erhöhte Emissionen von Stadtbussen hinwei-
sen. Können Sie sich daran erinnern?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ja, die Debatte
war sogar noch etwas anders. Wir haben - - Es
gab ein Gesp- - Also, ich kann mich jetzt wieder
erinnern, weil ich natürlich mir dann auch ein
bisschen die Akten angesehen habe, sonst hätte
ich das auch nicht mehr auf dem Schirm gehabt.
Es gab ein Gespräch mit der Deutschen Umwelt-
hilfe, und in dem Gespräch hat mich der Ge-
schäftsführer der Deutschen Umwelthilfe, Herr
Resch, gebeten, wegen von ihm angenommener
Probleme, sag ich jetzt mal vereinfacht, mit Stadt-
bussen an die Herstellerfirma heranzutreten - -
und ob ich mich nicht dafür verwenden könnte,
dass - - usw. Das habe ich zugesagt, das habe ich
aber hinterher nicht getan, weil meine Fachabtei-
lung mir mit Gründen sozusagen davon abgeraten
hat, ein solches Schreiben denn tatsächlich an
den Hersteller von diesen Stadtbussen zu richten.
Meine Fachabteilung hat mir aus fachlichen
Gründen davon abgeraten, und deswegen habe
ich die Zusage, die ich Herrn Resch gegeben
habe, nicht eingehalten.

Kirsten Lühmann (SPD): Fachlich-technische
oder fachlich-rechtliche Gründe?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Fachlich-tech-
nisch.
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Kirsten Lühmann (SPD): Danke schön. - Wir ha-
ben schon über die Verhandlungen zu RDE ge-
sprochen und uns über die Konformitätsfaktoren
unterhalten, und der Kollege Krischer hat gefragt,
ob Sie in Ihrer Zeit Untersuchungen, Messreihen
in Auftrag gegeben haben. Ich habe die Frage
nicht ganz verstanden, und ich stelle sie noch
mal an Sie. Wenn ich das richtig verstanden
habe: Als Sie ins Amt gingen, waren die Ver-
handlungen zu RDE ja schon im Gange. Also, hat-
ten Sie denn - -

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Seit mehreren
Jahren, soweit ich weiß.

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. - Hatten Sie denn
alle Daten, die Sie für diese Verhandlungen benö-
tigten, oder gab es da irgendwo noch eine Sache,
die man hätte vielleicht noch erhellen können,
um diese Verhandlungen noch nach vorne zu
bringen oder mit mehr Substanz zu füllen?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Nach meinem
Kenntnisstand war das nicht nötig. Natürlich gibt
es auch regelmäßige Erhebungen des Umwelt-
bundesamtes sowieso, jetzt nicht wegen speziel-
ler Probleme, sondern das Umweltbundesamt
macht ja regelmäßige Erhebungen über die Luft-
qualität zum Beispiel, und die Daten werden, ich
glaube, alle zwei Jahre, also wirklich sehr regel-
mäßig, erhoben, und insofern liegen die natürlich
auch meinem Haus vor - aber jetzt nicht bezogen
wegen RDE, sondern ganz allgemein wegen des
Zustandes von Umwelt und Natur.

Kirsten Lühmann (SPD): Ich habe noch eine
Frage in dieser Runde, eine letzte, zu dem Thema
„Aufarbeitung des Skandals“. Inwiefern hat Ihr
Haus etwas mit der Aufarbeitung, mit der Unter-
suchungskommission, mit anderen Teilen außer-
halb der Untersuchungskommission zur Aufar-
beitung zu tun gehabt?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Das Bundesver-
kehrsministerium hat sich entschieden, die allei-
nige Verantwortung dafür zu übernehmen.

Kirsten Lühmann (SPD): Danke.

Arno Klare (SPD): Frau Ministerin, Sie haben das
Neun-Punkte-Programm bereits erwähnt. Unter
Punkt 2 schreiben Sie unter anderem, dass Sie
begrüßen, dass Deutschland die Grundsatzent-
scheidung zu RDE massiv herbeigeführt hat und
dafür gesorgt hat, dass es herbeigeführt wurde. In
dieser gesamten RDE-Debatte scheint es ja um
diese Konformitätsfaktoren - am Anfang „Com-
pliance-Faktoren“ von Ihnen genannt; ist aber
dasselbe, was wir damit meinen - zu gehen. Kön-
nen Sie vielleicht ein paar Ausführungen dazu
machen, wie die Bandbreite war?

Also, es gab Forderungen der Automobilin-
dustrie, es gab Forderungen von anderen Staaten
in der Europäischen Union, und es gab die For-
derungen, die in einem ursprünglichen Entwurf
der EU standen - 1,2; 1,6 -, und dann hat man
sich hier zwischen den Ministerien in einer Ab-
stimmung auf 1,95 geeinigt. Das hat Herr Flas-
barth hier ausgeführt, dass man zu diesem Kom-
promiss gefunden hat. Wie war die Bandbreite,
und wie war dieser Einigungsprozess?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Also, die Band-
breite, Herr Kollege, haben Sie schon richtig dar-
gestellt. Letztlich die ehrgeizigsten Daten waren
die, die von der Kommission vorgeschlagen wa-
ren und die, wie Sie richtig zitiert haben, ich ja
in meinem Neun-Punkte-Programm positiv ge-
wertet habe. Dass wir da nicht ausgekommen
sind, das hatten wir ja eben schon ausgeführt. Da
muss ich mich nicht wiederholen.

Ich habe keine Kenntnis davon, wie in andern
europäischen Ländern die Bandbreite war. So
sehr bin ich da nicht in die Tiefe gegangen. Also,
das hat ja sicherlich im Technischen Ausschuss
eine Rolle gespielt, da musste auf der europäi-
schen Ebene natürlich auch ein Einvernehmen
hergestellt werden. Aber was welches Land dort
vertreten hat, weiß ich im Einzelnen nicht. Dass
es unterschiedliche Interessenlagen gab natürlich
bei den Herstellern von Automobilen, das weiß
ich. Ich erinnere mich, glaube ich, dass Italien
sehr zögerlich war. Davon habe ich gehört - aber
mehr weiß ich auch nicht -, dass die also sozusa-
gen vorsichtig sein wollten, um es mal so zu sa-
gen.
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Was die deutsche - - Ja, „die Automobilindustrie“
kann ich nicht sagen, aber der Verband der deut-
schen Automobilindustrie - - Ich habe ja nicht
mit einzelnen Automobilherstellern darüber ge-
sprochen. Der Verband der deutschen Automo-
bilindustrie hat nach meiner Erinnerung, ich sage
mal, vorgetragen, dass, wenn es über 2,5 gehen
würde, dann die Lichter ausgehen, sage ich jetzt
mal etwas flapsig. Das war so die Bandbreite.
Also, wenn es unter 2,5 gehen würde - Entschul-
digung, falsch herum -, also, wenn es unter 2,5
gehen würde.

Arno Klare (SPD): Bei diesen Werten, die dann
zustande - - oder die erst mal erhoben wurden
von der Europäischen Kommission als sozusagen
der äußere Eckpunkt - 1,2; 1,6 -: War da diese
Fehlertoleranz - „Error Margin“ genannt - von
0,5, die immer eingerechnet wird, weil diese Ge-
räte, mit denen auf der Straße gemessen wird, die
sind nicht so genau wie auf der Rolle, da muss
man eine Fehlertoleranz von 0,5 einrechnen - -
war das schon drin Ihres Wissens?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Das weiß ich
nicht.

Stellvertretender Vorsitzender Oliver Krischer:
Okay. - Dann wäre jetzt die Fraktion Die Linke
dran. Herr Kollege Zdebel.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Danke, Herr Vor-
sitzender. - Frau Ministerin, in den von Ihrem
Ministerium übermittelten Akten findet sich ein
an Sie gerichtetes Schreiben der Sozialdemokrati-
schen Fraktion des Europäischen Parlaments
vom 16. November 2015. Das ist in den Akten
MAT A BMUB-2-1, Ordner 51 von 60, Seite 18 f.
Es ist vom Vorsitzenden der Fraktion Gianni Pit-
tella unterzeichnet sowie von Kathleen Van
Brempt, der stellvertretenden Vorsitzenden für
den Bereich „Nachhaltige Entwicklung“. In die-
sem Schreiben werden die vom TCVM [sic!] am
28. Oktober beschlossenen Konformitätsfaktoren
kritisiert. Es wird die Befürchtung geäußert, dass
die neuen Regelungen von den europäischen
Bürgern als das angesehen würden, was sie
wirklich seien, ein erneuter Beweis für die
Fähigkeit der Automobilindustrie, erfolgreich die
Umsetzung von EU-Umweltregelungen zu

verzögern und abzuschwächen. Sie, Frau
Hendricks, werden aufgefordert, zu veranlassen,
dass beim nächsten Umweltministerrat über die
RDE-Regelungen diskutiert wird mit dem Ziel,
diese substanziell zu modifizieren. Sollten die
vom TCVM [sic!] beschlossenen Regelungen
hingegen unverändert den Rat passieren, behalte
sich die S-&-D-Fraktion vor, sich dafür einzu-
setzen, dass das Europäische Parlament von
seinem Vetorecht Gebrauch macht. Wie haben
Sie auf dieses Schreiben reagiert?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ehrlich gesagt, da
müsste ich in die Akten gucken. Ich erinnere
mich im Moment nicht.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Oder vielleicht
können Sie sich erinnern - Zusatzfrage direkt -:
Haben Sie Versuche dann daraufhin möglicher-
weise unternommen, dass die vom TCVM [sic!]
beschlossenen Faktorenregelungen noch mal zur
Sprache kommen?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Nein, da habe ich
keine erneuten Versuche unternommen - nach
meiner Erinnerung nicht -, weil mir, wenn ich
mich recht erinnere, klar war, dass man von dem
dort gefundenen Kompromiss nicht mehr würde
abrücken können auf der europäischen Ebene.
Aber das ist meine Erinnerung, die kann ich jetzt
also im Moment nicht durch Akten belegen.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Okay. - Dann habe
ich noch eine Frage zur Zusammenarbeit mit
dem Verkehrsministerium und anderen Ressorts.
In einem Artikel aus der Süddeutschen Zeitung
vom 1. Oktober 2016 wird im Zusammenhang
mit möglichen unzulässigen Abschalteinrichtun-
gen darüber berichtet, dass sich das Verkehrsmi-
nisterium über Gesetzeslücken beklage, die das
KBA daran hinderten, gegen ausländische Auto-
konzerne vorzugehen, die ihre Typgenehmigung
in einem anderen EU-Mitgliedstaat erhalten ha-
ben. Zu der Frage, wer für die Gesetzeslücke ver-
antwortlich sei, heißt es in dem Artikel, dass im
Verkehrsministerium - Zitat -

an das Umweltministerium ver-
wiesen wird, das sei wohl der bes-
sere Ansprechpartner. Schließlich
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gehe es um eine Lücke beim
Schutz der Umwelt.

- Zitat Ende. - Trifft diese in dem Artikel geschil-
derte Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen
Umwelt- und Verkehrsministerium zu aus Ihrer
Sicht?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Das sehe ich
nicht so. Der Normalfall ist ja eigentlich eher,
dass andere Ressorts zu mir sagen, ich soll mich
nicht so viel einmischen.

(Heiterkeit)

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Gut. - Weiter zu
Medienberichten: Laut Medienberichten sollen
Sie sich ursprünglich gewünscht haben, dass das
Umweltministerium in der Untersuchungskom-
mission „Volkswagen“ vertreten ist. Das ist zum
Beispiel von der Tagesschau berichtet worden
am 2. August 2016. Trifft das zu, und, wenn ja,
weshalb kam es trotz Ihres Wunsches nicht zu ei-
ner Beteiligung Ihres Hauses?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: In der Tat, das
hat Staatssekretär Flasbarth gegenüber seinem
Kollegen vorgetragen, und es gibt eben zwei Mög-
lichkeiten: Entweder man macht eine solche Un-
tersuchungskommission und baut sie breit auf
mit allen, die eben auch, ich sage mal, mitbetei-
ligt sind. Es gibt ja immer die Frage von Feder-
führung und Beteiligung, und selbstverständlich
wäre auch in einem anderen Fall das Verkehrs-
ministerium federführend gewesen - keine Frage.
Aber man hätte natürlich andere Ressorts beteili-
gen können, selbstverständlich. Und, wie gesagt,
mein Staatssekretär hat ja auch gegenüber seinem
Kollegen in der Hinsicht interveniert.

Sicherlich wäre auch das Umweltbundesamt in
der Lage gewesen, durchaus mit viel Expertise
beizutragen. Aber das Verkehrsministerium hat
sich anders entschieden und hat in seiner Verant-
wortung diese Kommission eingesetzt. Das kann
man natürlich so machen. Dagegen habe ich zu-
nächst auch gar nichts einzuwenden. Das ist
durchaus möglich. Das ist ja nicht formalisiert in
einem solchen Fall. Also, wenn wir ein parla-
mentarisches Beratungsverfahren haben, dann

wissen wir, wer federführend ist und wer mitbe-
ratend ist. Aber bei einer solchen Kommission
gibt es ja kein formalisiertes Verfahren. Also
konnte sich das Verkehrsministerium auch an-
ders entscheiden, so, wie es sich entschieden hat.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Ja, aber haben Sie
sich nicht darüber geärgert oder da noch mal ver-
sucht, etwas zu unternehmen?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Nach meiner Er-
innerung ist durchaus durch Staatssekretär Flas-
barth nicht nur einmal interveniert worden, aber
ich sage mal, wie förmlich. Ich glaube, einmal ge-
schrieben und vielleicht noch mal telefoniert
oder so, also bestimmt nicht beim ersten Mal die
Fahnen eingerollt, aber im Ergebnis ist es dann
so, dass diejenigen, die es gemacht haben, es
dann auch zu verantworten haben.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Wurden Sie denn
aus Ihrer Sicht vom BMVI hinreichend über den
jeweiligen Sachstand bei der Aufklärung des Die-
selskandals informiert?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Nein, ich wurde
zwischendurch gar nicht informiert. Also, ich
habe wirklich die erste Kenntnis davon erhalten,
als ich in der Sitzung der Umweltministerkonfe-
renz - - Das war hier in Berlin, weil das Vorsitz-
land Berlin war, deswegen hat das im Roten Rat-
haus stattgefunden. Da kann ich mich gut dran
erinnern. Ich habe nicht an der Umweltminister-
konferenz an dem Tag tagsüber teilnehmen kön-
nen, weil ich eine andere dienstliche Verpflich-
tung hatte. Ich weiß nicht mehr genau, welche,
aber ich kann mich erinnern, dass ich, glaube
ich, aus Hamburg zurückkam, und am Abend war
die sogenannte Kaminsitzung. Und da hat der
Staatssekretär Odenwald vorgetragen, und da bin
ich dabei gewesen während des gesamten Vortra-
ges und auch während der Diskussion, die da-
nach stattgefunden hat, und da bin ich zum ers-
ten Mal über den Stand unterrichtet worden. Das
war im April, wie gesagt, und recht kurz danach,
also vielleicht innerhalb von ein, zwei Wochen
danach, ist der Abschlussbericht dann auch ver-
öffentlicht worden.
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Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Wie bewerten Sie
das denn? Oder haben Sie danach noch mal ver-
sucht, dann direkt an Informationen zu kommen,
wenn Sie den Eindruck hatten, dass Sie nicht
hinreichend informiert worden sind?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Sehen Sie, auch
da - - Es gibt auch hier zwei Möglichkeiten.
Wenn man nicht informiert wird, kann man auch
keine Verantwortung übernehmen.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Okay. - Weitere
Frage: Einige Zeugenaussagen haben bei mir den
Eindruck erweckt, dass das Umweltministerium
eher Treiber war, wenn es um strengere Kontrol-
len oder Regelungen zur Reduzierung von Ver-
kehrsemissionen ging, während das Wirtschafts-
ministerium und das Verkehrsministerium hier
eher verhalten waren. War das auch Ihr Eindruck
damals als Umweltministerin?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ja, Herr Kollege
Zdebel, das liegt auf der Hand. Das bleibt auch
so. Ich bin vor kurzem in anderem Zusammen-
hang von einer Journalistin gefragt worden, ob
ich mich nicht manchmal einsam fühle. Also, ich
will das mal als Aperçu hier sagen. Das ist so,
dass man als Umweltministerin vorangehen muss
und dass die Interessenlagen woanders anders
sind, und irgendwann sind die Interessenlagen
dann doch wieder gleich, wenn alle gesehen ha-
ben, dass es eben doch auch ökonomisch ver-
nünftig ist, was wir vorschlagen.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Meine Fragezeit
ist um.

Vorsitzender Herbert Behrens: Die Fragerunde
ist an dieser Stelle beendet. - Wir gehen weiter
zur zweiten Runde, zur CDU/CSU-Fraktion.

Veronika Bellmann (CDU/CSU): Frau Ministerin,
ich möchte gern noch mal auf den Themenkom-
plex Konformitätsfaktoren zurückkommen. Die
Deutsche Umwelthilfe behauptet in einem
Schreiben an Sie im Dezember 2015 - jetzt habe
ich mal das Datum -, dass die nun beschlossenen
Konformitätsfaktoren eine deutliche Abschwä-
chung des Euro-6-Grenzwertes darstellen. In ei-
ner vorangegangenen Sachverständigenanhörung

hat der Sachverständige Professor Beidl gesagt:
Das RDE führt de facto bei Gleichbleiben der
Grenzwerte zu einer deutlichen Verschärfung der
Abgasgesetzgebung. - Meine Frage jetzt an der
Stelle: Wie wurde diese Frage von Ihrem Haus
bewertet, also auch diese Grenzabstände quasi,
und ist der geltende Konformitätsfaktor geeignet,
Messunsicherheiten auszugleichen, ohne die
Grenzwerte in ihrer emissionsmindernden Wir-
kung zu beeinflussen?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Also, der jetzt
vorgesehene Faktor, der ja ab dem nächsten Jahr
gilt, ist auf jeden Fall natürlich ein Fortschritt im
Verhältnis zum jetzt geltenden Recht, weil wir
haben ja bis jetzt gar keine Möglichkeiten, im rea-
len Fahrverhalten zu messen. Das werden wir ab
dem nächsten Jahr haben, und insofern ist es auf
jeden Fall als Fortschritt zu werten. Und deswe-
gen will ich mich auch nicht auf eine Debatte
einlassen, die da lautet: Das ist jetzt irgendwie
noch schlechter als Euro-Norm 6 oder so. - Das
kann ich auch technisch gar nicht beurteilen. Das
mag so sein, aber das kann ich technisch gar
nicht beurteilen. Da will ich nichts zu sagen.
Dass wir insgesamt vorankommen damit, das ist
nicht zu bestreiten.

Veronika Bellmann (CDU/CSU): Zum Thema
Feldüberwachung noch eins: Das UBA hat eine
Feldüberwachung durchgeführt - das wissen wir
ja -, im Zusammenhang auch, als Auftrag quasi
aus der Zusammenarbeit mit dem BMVI. Daraus
abzuleiten war, dass eine Selbstüberwachungs-
verpflichtung der Hersteller bisher als nicht ziel-
führend angesehen werden kann und dass in den
Zuarbeiten und in den Verbesserungsvorschlägen
für das RDE-Paket quasi also verbindliche
Rechtsvorschriften im Sinne auch einer Markt-
überwachung eingeführt werden sollten. Wurden
seit der gemeinsamen Feldüberwachung von
BMU und BMVB, die 2007 initiiert worden ist,
CO2-Messungen vom UBA durchgeführt? Haben
Sie Kenntnis davon?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Das UBA ermit-
telt regelmäßig die Luftqualität in Deutschland,
aber ich bin nicht sicher, wie und auf welche Art
und Weise die das ermitteln. Das hat natürlich
auch - - Also, die messen an bestimmten Stellen
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und extrapolieren dann. Also, die messen nicht
die ganze Bundesrepublik Deutschland, aber das
machen sie regelmäßig. Aber die von Ihnen ange-
sprochene Felduntersuchung ist vor meiner Ver-
antwortungszeit in Auftrag gegeben und durchge-
führt worden.

Vorsitzender Herbert Behrens: So, jetzt sind wir
wieder in der misslichen Situation, dass wir die
Sitzung unterbrechen müssen wegen einer na-
mentlichen Abstimmung. Dann würden wir so-
fort nach dem Ende der namentlichen Abstim-
mung noch mal auf die letzten Fragen an Sie ein-
gehen wollen. Das wird in ungefähr 15 bis 20 Mi-
nuten der Fall sein.

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ja, okay.

(Unterbrechung von 18.20
bis 18.43 Uhr)

Vorsitzender Herbert Behrens: Kolleginnen und
Kollegen, wir würden dann ganz gern fortsetzen
wollen - wir werden gleich sicherlich komplett
sein -, damit wir die Zeugin nicht unnötig warten
lassen müssen und auch die weitere Zeugenein-
vernahme von Kanzleramtschef Altmaier alsbald
fortgesetzt werden kann.

Dann lassen Sie uns wieder einsteigen in die Sit-
zung, die ich hiermit eröffne, und die Kollegin
Bellmann war als letzte Rednerin an der Reihe,
und Sie haben das Wort.

(Zuruf)

- Keine weiteren Fragen seitens der CDU/CSU. -
Dann würde ich unseren Beitrag auch erst mal so
an mir vorüberziehen lassen. Die SPD wäre an
der Reihe und winkt ab.

(Arno Klare (SPD): Würde
ebenso vorüberziehen las-

sen!)

Dann wären wir bei der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen. Kollege Krischer, bitte.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Ministerin, ich möchte noch mal zurückkom-
men auf Ihren Neun-Punkte-Plan, und zwar finde

ich da unter Punkt 4 - deshalb habe ich eben auch
schon mal so ein bisschen nachgefragt - die
Aussage:

4. Neben einer Verbesserung der
Prüfbedingungen bei der Typge-
nehmigung

- das zielt wahrscheinlich auf RDE ab; das ist
Punkt 2 in Ihrer Liste -

brauchen wir mehr unabhängige
Kontrolle bei den Fahrzeugen, um
sicher zu stellen, dass die Fahr-
zeuge so gebaut wurden, dass sie
niedrige Emissionen auf der
Straße einhalten. Solche Kontrol-
len sollten unabhängig durch Be-
hörden erfolgen. Die Kosten für
das Kontrollsystem müssen von
den Herstellern getragen werden.

Da würde mich jetzt interessieren: Gab es da Ak-
tivitäten, die genau - weil das ist ja eine sehr we-
sentliche Forderung - - wo jetzt etwas geschehen
ist, wo etwas umgesetzt worden ist? Wie ist der
Stand da?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ja, das ist noch
nicht umgesetzt. Wir arbeiten daran. Das wird im
sogenannten vierten RDE-Paket umgesetzt werden.
Dazu wird die Kommission im nächsten Jahr - da-
von gehen wir aus - einen Vorschlag vorlegen, und
da bringen wir natürlich unsere Positionen ein,
wie üblich. Also, das ist jetzt noch nicht umge-
setzt, aber das steht an.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gut. - Also, es gibt aber jetzt keinerlei Aktivitäten
oder gab keinerlei Aktivitäten vonseiten der Bun-
desregierung, das auf nationaler Ebene zu imple-
mentieren - oder Ihres Hauses -, weil RDE - - ha-
ben Sie eigentlich vorher alles - - Da taucht das
alles auf. Deshalb klingt das für mich so, als ob
das eine zusätzliche Aktivität vonseiten der Bun-
desregierung sein sollte.

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ja, das ist es ja
auch. Also, ich meine - - Zu dem Zeitpunkt, als
ich diesen Neun-Punkte-Plan veröffentlicht habe,
da waren wir ja sozusagen mittendrin im RDE,
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aber noch nicht im dritten und vierten Teil von
RDE, und das kommt ja jetzt erst. Und da setzen
wir uns natürlich dafür ein und bringen auch alle
unsere Vorschläge dort ein. Das wird in diesem
vierten Paket - ich gehe davon aus, im nächsten
Jahr - von der EU-Kommission vorgeschlagen
werden. Wir arbeiten natürlich daran. Die EU-
Kommission macht das ja nie so ganz allein. Aber
es kann natürlich nicht sinnvoll sein, das natio-
nal zu machen. Das ist ja völlig klar. Wenn wir in
Deutschland andere Prüfungs- und Kontroll-
systeme hätten als zum Beispiel in Luxemburg,
dann würden die natürlich alle wieder ihre Typ-
genehmigung in Luxemburg sich geben lassen
und würden dem entgehen. Also, das müssen wir
schon auf der europäischen Ebene regeln.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Jetzt habe ich nun gelesen, dass der Verkehrsmi-
nister Dopingtests plant. Ist darüber mit Ihnen ge-
sprochen worden in diesem Zusammenhang,
weil das klingt ja so, als ob das genau das wäre
auf nationaler Ebene?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Mit mir persön-
lich nicht, aber ich will nicht ausschließen, dass
mit meinem Haus da Kommunikation besteht.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Aber Sie wissen nicht, was sich dahinter verbirgt
oder was das sein könnte konkret?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Ich persönlich
weiß das nicht. Nein.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. - Dann haben Sie in diesem Plan, wie ich
finde, eine sehr interessante Aussage, dass Sie sa-
gen: Diesel macht Sinn aus Klimaschutzgründen,
weil er weniger CO2 emittiert. - Ich würde da ein
bisschen ein Fragezeichen dahinter machen, aber
das muss nicht der Gegenstand sein. Sie sagen
aber dann: Ein abnehmender Anteil von Diesel
gefährdet nicht die Klimaschutzziele. - Ist das
Ihre persönliche Auffassung, oder ist das auch
eine Linie, die die Bundesregierung in der Ver-
gangenheit vertreten hat?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Das ist die Posi-
tion meines Hauses.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay, aber nicht die der Bundesregierung?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Das ist insoweit
nicht abgestimmt.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. - Dann hätte ich noch eine letzte Frage zu
dem ganzen Thema „Untersuchungsbericht und
Untersuchungskommission“. Da habe ich Sie
eben so verstanden - Sie müssten mich dann kor-
rigieren, wenn ich Sie falsch verstanden habe -:
Die Untersuchungskommission wurde eingesetzt
vom Kollegen Dobrindt, und es hat in der Zeit bis
zur Vorstellung des ersten Berichtes, wo ja die
Messungen veröffentlicht werden, keinen Aus-
tausch mit Ihnen oder Ihren Behörden in irgend-
einer Weise gegeben.

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Nach meinem
Kenntnisstand nicht.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also, das Umweltministerium und nachgeordne-
ter Bereich sind in die Arbeit dieser Untersu-
chungskommission nicht eingebunden?

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: So ist es.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. Danke.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gibt es weitere
Fragen an die Zeugin Hendricks Ihrerseits,
CDU/CSU-Fraktion?

(Zuruf von der CDU/CSU:
Nein!)

Unsererseits auch nicht. SPD-Fraktion?

(Kirsten Lühmann (SPD):
Nein!)

- Nicht. Grüne? - Dann weiter auch nicht.

Dann können wir die Befragung von Frau Hend-
ricks für heute beenden. - Im Rechtssinne abge-
schlossen wird die Vernehmung aber erst dann
sein, nachdem Sie die Gelegenheit hatten, das
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Protokoll einzusehen. Dann haben Sie 14 Tage
Zeit, um mögliche Korrekturen vornehmen zu
können. Erst danach würde dann der Ausschuss
den Abschluss der Vernehmung beschließen. -
Herzlichen Dank für Ihr Erscheinen, und ich
wünsche Ihnen noch einen schönen Abend und
alles Gute für die nächsten Tage. Dann wären wir
am Ende Ihrer Befragung. Danke schön.

Zeugin Dr. Barbara Hendricks: Herzlichen Dank
auch.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann hatte ich
zwar ein Signal gegeben, dass der Zeuge Altmaier
um 19.00 Uhr hier wieder erscheinen kann. Jetzt
haben wir aber noch zehn Minuten Luft, wenn er
denn um 19.00 Uhr erscheinen kann, und könn-
ten uns noch mal versorgen oder verpflegen.

(Kirsten Lühmann (SPD):
Oder entsorgen!)

Gut. Ich unterbreche die Sitzung für 10 Minuten
oder bis zum Eintreffen des Zeugen Altmaier.

(Unterbrechung von 18.50
bis 18.53 Uhr)
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Fortsetzung der Verneh-
mung des Zeugen Peter

Altmaier

Vorsitzender Herbert Behrens: Liebe Kolleginnen
und Kollegen, wir können mit der Vernehmung
von Bundesminister Altmaier jetzt fortsetzen.
Vielen Dank für Ihr Verständnis und Ihre Flexibi-
lität, aber auch der Ausschuss hat eine große Fle-
xibilität an den Tag gelegt; insofern passt das
wunderbar zusammen.

Nach meiner Kenntnis oder meiner Rückfrage
waren die Grünen als Letztes in der Runde dran,
aber durch, und dann würden wir halt in die
nächste Befragungsrunde reingehen. - Dann hat
das Wort die CDU/CSU-Fraktion.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Da sind keine Fragen
dazugekommen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann möchte ich
für die Linke den Komplex gerne aufrufen, wo
wir den Einfluss, den möglichen Einfluss der Au-
tomobilindustrie auf das Verhalten der Bundesre-
gierung noch mal erörtern. Wie in manchen vo-
rangegangenen Fragen, Herr Minister, ging es uns
ja auch immer darum, zu erfahren: Wie und auf
welchem Wege hat es die Kontakte gegeben? Und
wir hatten nach verschiedenen Anlässen gefragt,
und Sie hatten ja auch darauf dann eine entspre-
chende Auskunft gegeben.

Ich frage jetzt nicht weiter nach den telefoni-
schen Kontakten. Das hatten Sie ja auch schon
gesagt, dass Sie da in Einzelfällen oft nicht infor-
miert sind. Dann möchte ich Sie danach fragen:
Wann und wie oft haben sich Kanzlerin oder Sie
seit Bekanntwerden der Manipulationsvorwürfe
bei Abgasemissionen mit Vertretern von Umwelt-
verbänden getroffen, um sich mit diesen über den
Umgang bzw. mit den Konsequenzen aus dem
Abgasskandal auszutauschen?

Zeuge Peter Altmaier: Also, ich bitte erst mal um
Verständnis, dass ich jetzt nicht den Terminplan
der Kanzlerin vorliegen habe.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann bitte die
Auskunft von Ihnen.

Zeuge Peter Altmaier: Ich kann nur für mich ant-
worten, -

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay.

Zeuge Peter Altmaier: - dass ich mich mit sehr
vielen Verbänden und Verbandsvertretern treffe
und in aller Regel solche Anfragen auch nicht ab-
lehne, sondern großen Wert darauf lege, auch als
Chef des Kanzleramtes mit denen zu reden, die
auf mich zukommen. Ich kann Ihnen das gerne
nachliefern, ob aus dem Bereich der Umweltver-
bände jemand in dieser Zeit Gesprächswünsche
geäußert hat. Ich kann es aus dem Gedächtnis
nicht memorieren, aber wenn sie geäußert wor-
den wären, hätte ich sie garantiert nicht abge-
lehnt.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. Danke.
Dann kriegen wir da noch möglicherweise wei-
tere Informationen. - Der weitere Verlauf bei der
RDE-Gesetzgebung und mögliche Einflussnah-
men auf das BMUB ist meine nächste Frage. Wir
hatten schon Teile davon vorhin thematisiert,
aber ich will noch mal konkret nachfragen, ob
und in welcher Weise es Einflussnahmen auf das
BMUB gegeben hat, damit die Bundesregierung
eine industriefreundlichere Position einnehmen
kann bei den Werten.

Zeuge Peter Altmaier: Ich kann auch hier nur
noch mal das wiederholen, was ich gesagt habe,
dass ich persönlich keinerlei Einfluss auf das
BMUB ausgeübt habe, auch keinen Einfluss auf
das BMVI oder das BMWi in dieser Frage. Das
unterscheidet meine Tätigkeit zum Beispiel von
den Gesprächen über den Klimaschutzplan, wo
ich sehr intensiv mit dem Wirtschaftsministe-
rium und dem Umweltministerium auch in der
abschließenden Phase der Ressortabstimmung ge-
sprochen habe, um rechtzeitig zu dem Klimagip-
fel in Marrakesch eine abgestimmte Haltung der
Bundesregierung herzustellen. In diesem Falle
hat es sich als nicht notwendig erwiesen, und
deshalb habe ich keinen Einfluss ausgeübt.

Vorsitzender Herbert Behrens: Am 20. Oktober
2015 wendete sich der bayerische Ministerpräsi-
dent Horst Seehofer mit einem Schreiben zu den
RDE-Vorschlägen der EU-Kommission und den
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damit aus seiner Sicht verbundenen Konsequen-
zen für die Automobilindustrie an die Bundes-
kanzlerin. Er schrieb - das ist Bundeskanzleramt-
2-1, Ordner 4, Blatt 22 ff. - Zitat -:

Die bisher bekannten Pläne der
EU-Kommission bergen jedoch
große Risiken für unsere Automo-
bilindustrie. Faktisch würden da-
mit fast alle Dieselfahrzeuge öko-
nomisch unattraktiv. Ohne einen
großen Anteil an Dieselfahrzeugen
können unsere Automobilherstel-
ler aber auch die strengen EU-
Grenzwerte für CO2-Emissionen
ab dem Jahr 2020 nicht einhalten
und laufen Gefahr, massive Straf-
zahlungen leisten zu müssen. Dies
würde den Automobilstandort
Deutschland nachhaltig beschädi-
gen. Das nicht akzeptable Fehlver-
halten von VW darf nicht als He-
bel dafür benutzt werden, um die
deutsche Automobilindustrie ins-
gesamt zu diskreditieren und ihr
jetzt zu hohe Auflagen aufzubür-
den.
Die Automobilindustrie ist kom-
promissbereit. Ihre Vorschläge zur
Reform der Messung des Schad-
stoffausstoßes stellen eine gute
Diskussionsgrundlage für die wei-
teren Verhandlungen in Brüssel
dar. Ich bitte Dich daher, dass die
Bundesregierung diese Vorschläge
in den anstehenden Beratungen
aufgreift und auf ein Ergebnis hin-
arbeitet, das das Klima schützt,
die Luftqualitätsziele erfüllt und
die Wettbewerbsfähigkeit der Au-
tomobilindustrie erhält.

Ist Ihnen dieses Schreiben bekannt?

Zeuge Peter Altmaier: Ja.

Vorsitzender Herbert Behrens: Wissen Sie, wel-
che Reaktion es seitens der Kanzlerin auf dieses
Schreiben gab?

Zeuge Peter Altmaier: Erst mal ist es so, dass wir
solche Schreiben zu fast allen politischen Fragen,
die sich auf die Interessen der Bundesländer be-

ziehen, regelmäßig erhalten, und zwar von Mi-
nisterpräsidenten aller politischer Couleur, von
Herrn Ramelow ebenso wie von Herrn Seehofer
und von Herrn Albig ebenso wie von Frau Kraft.
Alle diese Schreiben werden bei uns im Kanzler-
amt nach Eingang von den zuständigen Referaten
und Abteilungen geprüft. Sie werden in Kopie an
diejenigen auch weitergeleitet, die Sie auf dem
Eingangsstempel sehen können. Das ist in aller
Regel auch der Chef des Kanzleramtes.

Es hat dann einen Antwortentwurf gegeben und
ein Antwortschreiben der Bundeskanzlerin aus
dem November, und zwar zu einem Zeitpunkt,
wo die Entscheidung in Brüssel bereits gefallen
war. Ich weiß nicht, ob Ihnen dieses Antwort-
schreiben vorliegt oder ob es als nicht untersu-
chungsgegenständlich bezeichnet worden ist. Es
ist jedenfalls in diesem Schreiben darauf hinge-
wiesen worden, wie das Ergebnis aussieht und
dass die Bundesregierung der Auffassung ist,
dass dieses sowohl einen erheblichen Fortschritt
zur Verbesserung der Luftreinhaltung bedeutet
als auch für die Automobilindustrie wirtschaft-
lich tragbar ist. Das ist ein ganz normaler Vor-
gang, und auch dieses Schreiben war mir be-
kannt.

Vorsitzender Herbert Behrens: Aber ich will
noch mal einen Zeitraum vor diesem Antwort-
schreiben aufgreifen, weil es da einen Zusam-
menhang gibt zwischen dem, was die Bayerische
Staatsregierung schreibt und auch der Automo-
bilhersteller BMW. Nach diesem Schreiben vom
20. Oktober, was wir eben gerade besprochen hat-
ten, gab es am 27. Oktober dann ein weiteres
Schreiben, übermittelt von der Bayerischen
Staatskanzlei an das Bundeskanzleramt, ein Ver-
merk mit der Haltung der Bayerischen Staatsre-
gierung zum Thema RDE mit der Bitte um eine
vertrauliche Behandlung. Das ist Bundeskanzler-
amt-2-2, Ordner 8, Blatt 74. Anlass dieses Schrei-
bens war die geplante Verabschiedung des zwei-
ten RDE-Paketes am folgenden Tag, dem 28. Ok-
tober, welche laut Schreiben eine wesentliche
Weichenstellung war. Das ist im gleichen Ordner,
Blatt 75. Zur Position der Bayerischen Staatsre-
gierung heißt es in dem Schreiben:
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 Die EU-KOM ist mit ihrem Vor-
schlag hinsichtlich eines sog.
„RDE-Messverfahrens“, das
sich künftig an realen Fahrsi-
tuationen orientiert, über alle
zuvor diskutierten und verein-
barten Eckpunkte hinausge-
gangen. Die Automobilin-
dustrie ist nicht imstande,
diese Vorgaben umzusetzen.

 Die BReg wird deshalb ein-
dringlich gebeten, den Vor-
schlag abzulehnen und ge-
meinsam mit den anderen EU-
Mitgliedstaaten einen tragfä-
higen Kompromiss auszuloten.

 Die Kombination eines extrem
ambitionierten Zeitplans mit
sehr niedrigen Toleranzen bei
gleichzeitiger Unklarheit vieler
Rahmenbedingungen macht
den KOM-Vorschlag für die
Automobilindustrie
unerreichbar.

Das ist im gleichen Ordner, Blatt 75.

Und im Anschluss daran nimmt die Bayerische
Staatsregierung in ihr Schreiben die wichtigsten
Forderungen der BMW-Group im Einzelnen auf
und stellt diesen die ambitionierten Vorschläge
der EU-Kommission gegenüber. Das ist am ande-
ren Ort, Seite 76. Ist Ihnen dieses Schreiben be-
kannt vom 27. Oktober?

(Ein Mitarbeiter des Bun-
deskanzleramts legt dem
Zeugen Unterlagen vor)

Zeuge Peter Altmaier: Kann ich von meinem Mit-
arbeiter diesen Vermerk haben vom 27. Oktober?
Ich muss ihn im Original sehen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Mhm. - Das ist
Ordner 8.

Zeuge Peter Altmaier: War das der Vermerk an
Herrn Luft?

Vorsitzender Herbert Behrens: Nein, das ist ein
Schreiben der Bayerischen Staatskanzlei.

Zeuge Peter Altmaier: An wen?

(Zurufe)

Vorsitzender Herbert Behrens: Ach so, der Au-
tor, der ist hier bei mir nicht notiert. Aber Sie be-
kommen das Papier, bitte.

Zeuge Peter Altmaier: Ich bekomme es.

(Dem Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt)

- Danke schön. - Ja, das ist - - Das hatten wir vor
der Unterbrechung bereits diskutiert, und zwar
ist das eine Vorlage gewesen, ein Schreiben ge-
wesen von Herrn Hartmuth in der Staatskanzlei
an Herrn Luft - das ist der Leiter der Abteilung 3
im Bundeskanzleramt -, und ich hatte vorhin
schon gesagt, dass mir dieses Schreiben nicht be-
kannt war. Das hatte ich bereits klipp und klar
beantwortet.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gut. - Da hatte ich
die Abteilung 4 in Erinnerung.

Zeuge Peter Altmaier: Weil dieses Schreiben we-
der an die Kanzlerin noch an mich gerichtet war,
sondern ein Schreiben war, was an die Arbeits-
ebene gerichtet war, und zwar von der bayeri-
schen Arbeitsebene. Auch solche Schreiben kom-
men häufig vor, weil es auf allen Ebenen des
Bundeskanzleramtes Kontakte gibt mit den je-
weils zuständigen Ansprechpartnern auf der ver-
gleichbaren Ebene in anderen Bundesländern, in
anderen Ministerien, und Sie werden verstehen
können, dass ich bei der großen Zahl dieser Kon-
takte und auch der Schreiben, die dort ausge-
tauscht werden - - dass nicht jedes einzelne von
der Kanzlerin dann, was von einem Referenten,
einem Referatsleiter gemacht oder empfangen
wird - - zur Kenntnis nehmen kann, sondern sie
werden dann an uns vorgelegt, wenn die politi-
sche Bedeutung es notwendig macht, und dann
kann man in aller Regel auch sehen, dass wir das
abgezeichnet haben. Manchmal vergisst man die
Abzeichnung, aber man kann sich daran erin-
nern. Aber in diesem Fall habe ich klipp und klar
gesagt: Dieses Schreiben ist mir nicht bekannt.
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Vorsitzender Herbert Behrens: Ich danke Ihnen. -
Jetzt geht es weiter in der Runde. - Bei der SPD
ist weiterhin kein Fragebedarf. Dann sind wir bei
Bündnis 90/Die Grünen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich hätte noch zwei Punkte. Zum einen ist ja die
Situation die, dass Volkswagen gegenüber der
Bundesregierung oder in dem speziellen Fall ge-
genüber dem Bundesverkehrsministerium die Po-
sition vertritt, dass das, was dort an Abschaltein-
richtungen eingebaut ist, nach deutschem Recht
nicht illegal sei. Das Verkehrsministerium oder
das Kraftfahrt-Bundesamt hat aber ja eine Rechts-
position eingenommen, dass diese Abschaltein-
richtungen illegal sind. Ist das mit Ihnen abge-
stimmt worden, oder haben Sie das auch nur zur
Kenntnis genommen?

Zeuge Peter Altmaier: Nein, das - - Also, jeden-
falls ich persönlich habe mir dazu keine eigene
Meinung gebildet. Ich bin zwar von Hause aus Ju-
rist und glaube auch, dass ich meine juristischen
Arbeiten in der Vergangenheit nicht ganz
schlecht gemacht habe, aber die Frage, wie ein
bestimmter Vorgang juristisch einzuordnen ist,
ist zunächst mal Sache des zuständigen Ministe-
riums und im Endergebnis möglicherweise auch
der Gerichte, wenn einer der Beteiligten darauf
besteht, die Dinge gerichtlich klären zu lassen.
Aber es ist nicht meine Aufgabe, juristische Ein-
schätzungen vorzugeben.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Meine Frage war aber einfach: Hat es darüber
eine Abstimmung mit dem Kanzleramt, mit
Ihnen gegeben vonseiten des Verkehrsministeri-
ums über diese Frage, weil die ist ja von sehr
grundsätzlicher Art?

Zeuge Peter Altmaier: Nein, mir war bekannt,
dass es zu der Frage der Rechtmäßigkeit - es geht
nicht um die Strafbarkeit, es geht um die Recht-
mäßigkeit; das sind zwei unterschiedliche Paar
Schuhe - zwischen den Beteiligten unterschiedli-
che Auffassungen gab. Ja.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Und das ist Ihnen nur mitgeteilt worden?

Zeuge Peter Altmaier: Ja.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Oder hat es keinen Austausch oder sonst ir-
gendetwas darüber gegeben?

Zeuge Peter Altmaier: Wissen Sie: Natürlich, es
muss ja nicht den Austausch geben dann unmit-
telbar zwischen den Ministern, und es ist mir be-
kannt geworden. Ich weiß jetzt nicht, ob es mir
bekannt geworden ist durch ein Gespräch mit
dem Minister selbst oder durch ein Gespräch mit
meinem zuständigen Abteilungsleiter, der dann
wiederum mit seinem Kollegen im BMVI gespro-
chen hat. Es ist mir jedenfalls bekannt gewesen,
und ich habe auch keinen Anlass gesehen, zu in-
tervenieren; denn die Intervention hätte ja nur
darin bestehen können, dass ich sage: VW hat
recht, und der Verkehrsminister hat unrecht. -
Und dafür sah ich überhaupt gar keinen Grund
und keinen Anlass, und deshalb war das eine
Frage der Ressortzuständigkeit, wo das Kanzler-
amt, jedenfalls in meiner Person, nicht interve-
niert hat.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Dann hätte ich noch eine weitere Frage. VW hat
ja zu Beginn des Abgasskandals - Oktober, No-
vember - auch mitgeteilt, dass bei CO2-Werten
Manipulationen festgestellt worden seien, und
hat das nachher wieder etwas relativiert oder zu-
rückgenommen. In dem Zusammenhang hat es
Gespräche gegeben mit dem Finanzministerium,
weil das auch Steuerfragen betrifft. Sind Sie dar-
über informiert worden oder in irgendeiner
Weise beteiligt worden?

Zeuge Peter Altmaier: Bei den Gesprächen über
Steuerfragen war ich nach meiner Kenntnis nicht
beteiligt, und das ist auch ganz folgerichtig, weil
ich auch nicht über jede Frage als Umweltminis-
ter, die in meine Ressortzuständigkeit fiel, sofort
den Chef des Kanzleramtes informiert habe. Das
sind ganz normale Gespräche, und deshalb finde
ich es auch ganz normal, dass sie jedenfalls nicht
alle und in epischer Breite mit dem Kanzleramts-
minister besprochen werden. Das wäre anders ge-
wesen, wenn es sich um eine problematische
Fallgestaltung gehandelt hätte oder wenn das
Bundesfinanzministerium der Meinung gewesen
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wäre, dass man Rechtsänderungen braucht oder
für wünschenswert erachtet. Das war aber, soweit
ich das sehe, nicht der Fall.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Na
ja, problematisch ist diese Fallgestaltung, glaube
ich, schon, wenn CO2-Werte nachher geändert
werden müssen und darauf völlig neue Steuerbe-
scheide für längst zugelassene Fahrzeuge - - Aber
ich wollte - -

Zeuge Peter Altmaier: Aber das Kanzleramt ist
nicht das Finanzamt. Ich bitte da herzlich um
Verständnis. Über diese Fragen sprechen die
Fachressorts mit den Betroffenen, und es kann
dann bisweilen mal sein, wenn sich Fachressorts
nicht mit den Betroffenen einigen, dass dann ei-
ner der Beteiligten sich an das Kanzleramt wen-
det, aber in diesem Fall war es nicht der Fall.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Mir ging es ja auch nur darum, zu hören, ob Sie
beteiligt waren.

Zeuge Peter Altmaier: Ja. - Nein, bin ich ganz of-
fen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. Danke.

Vorsitzender Herbert Behrens: Weitere Fragen in
der Runde hier? - Dann würde ich ganz gern noch
einen letzten Punkt einbringen; da noch mal wie-
der zurück zu den Gesprächen vor Verabschie-
dung der RDE. Da finden wir in den Akten unter
dem Datum 16. Oktober 2015 einen von Herrn
Pung-Jakobsen angefertigten Sprechzettel für
Bundeskanzlerin - über Chef BK - zu „Grenzwerte
bei Testverfahren von Stickoxid-Emissionen bei
PKW - Real Driving Emissions (RDE)“, Bundes-
kanzleramt-2-2, Ordner 10, Blatt 142 ff.

Zeuge Peter Altmaier: Wenn Sie erlauben, dass
meine Mitarbeiter mir das Ding raussuchen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja, sehr gern.
Selbstverständlich.

Zeuge Peter Altmaier: Dann haben wir den ver-
gleichbaren Informationsstand.

Vorsitzender Herbert Behrens: So ist es auch ge-
dacht.

(Ein Mitarbeiter des Bun-
deskanzleramts legt dem
Zeugen Unterlagen vor)

Zeuge Peter Altmaier: Ja. Danke schön.

Vorsitzender Herbert Behrens: Darin wird zu-
nächst ausführlich dargestellt die Position des
VDA.

Zeuge Peter Altmaier: Ja.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und dann wird
auch unter dem Punkt „Darstellung der Position
der verschiedenen Mitgliedstaaten“ aufgeführt:

FRA (Federführung Umweltmi-
nisterium) plädiert für restrikti-
vere Grenzwerte, auch Elysée hat
Skepsis zu Grenzwerten über 2
signalisiert.

Das ist an gleichem Ort, Blatt 144. Und unter
dem Punkt „Bewertung“ heißt es dann - gleiche
Seite -, die von der Kommission vorgeschlagenen
Grenzwerte sind äußerst restriktiv und würden
die Hersteller von Dieselfahrzeugen unter erheb-
lichen wirtschaftlichen Druck bringen. Ein Kon-
formitätsfaktor von über 2 in der ersten Stufe
usw. dürfte allerdings kaum eine qualifizierte
Mehrheit unter den Mitgliedstaaten finden bzw.
die Kommission überzeugen.

Zeuge Peter Altmaier: Ja

Vorsitzender Herbert Behrens: Mich interessiert
an dieser Stelle, ob Deutschland Einfluss auf
Frankreich ausgeübt hat, um dessen Position zu
den - in Gänsefüßchen gesprochen - restriktiven
Grenzwerten zu ändern.

Zeuge Peter Altmaier: Ich habe ja vorhin schon
gesagt, dass wir uns ständig bei einer Vielzahl
von Fällen, auch bei wichtigen Fällen, um eine
gemeinsame deutsch-französische Position bemü-
hen. Das hat auch etwas damit zu tun, dass wir
eine ganz besondere Beziehung zu unserem fran-
zösischen Partner haben, und das führt dazu,
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dass wir fast alle wesentlichen Fragen mit Frank-
reich besprechen. Im Übrigen gibt es auch Situa-
tionen, wo Frankreich auf Deutschland zukommt.
Diese Gespräche sind nicht immer ganz einfach,
aber sie sind sachorientiert. Es ist bisweilen auch
so, dass diese Gespräche auf Ebene von Abtei-
lungsleitern unterschiedlicher Abteilungen ge-
führt werden. Ich habe persönlich auch eine sehr
gute Arbeitsbeziehung zu meinem französischen
Kollegen, dem Generalsekretär des Élysée. Das ist
im Interesse Deutschlands, weil es uns ermög-
licht - - Im Falle einer Einigung mit Frankreich
wachsen die Wahrscheinlichkeit und die Chance,
dass man dafür auch zumindest eine Sperrmino-
rität bekommt und manchmal auch eine Mehr-
heit in den Ratsformationen.

Und diese Gespräche sind - - Der Vorschlag in
dem Votum war, dass die Gespräche mit Frank-
reich intensiviert werden. Das hat die Kanzlerin
gebilligt. Ich habe das auch gesehen, und ich
gehe mal davon aus, dass diese Gespräche auch
geführt worden sind; denn am Ende haben wir ja
doch noch einige Verbesserungen durchsetzen
können.

Vorsitzender Herbert Behrens: Also, Sie selber
waren an diesen Gesprächen nicht beteiligt?

Zeuge Peter Altmaier: Nein, nein.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und Sie können
auch nicht sagen, wer diese Gespräche geführt
hat?

Zeuge Peter Altmaier: Das ist auf der Arbeitsebene
geführt worden. Es gibt auch da Eskalations-
möglichkeiten. Es war zum Beispiel so, dass - -
Also, in meiner kurzen Amtszeit als Bundesum-
weltminister hatte ich drei französische Kollegin-
nen und Kollegen in dem Amt - Nicole Bricq,
Delphine Batho und Monsieur Philippe Martin.
Ich habe immer versucht, über meine Abteilungs-
leiter im Umweltministerium in den relevanten
Fragen, die im Rat behandelt wurden, eine ge-
meinsame Position herzustellen. Bisweilen habe
ich auch das gemeinsam mit meiner Ministerkol-
legin oder meinem Ministerkollegen getan, und
es gab auch Fälle, wo auch die Kanzlerämter und
der Élysée mit beteiligt waren. Das entspricht der

jahrzehntelang geübten Praxis zwischen Ministe-
rien und Regierungen, und das hat auch in die-
sem Fall stattgefunden, und deshalb glaube ich,
dass wir da also ein ganz normales Verfahren ha-
ben wie in vielen anderen Fällen auch.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ich fragte deshalb
nach, weil es ja doch Mails und Briefe auf höchs-
ter Ebene gegeben hat, wo eben beispielsweise
die Bayerische Staatskanzlei sich ans Kanzleramt
über Sie gewandt hat.

Zeuge Peter Altmaier: Ja, Sie müssen - - Also, wir
sind - - Bei uns werden in aller Regel Entschei-
dungen nicht par ordre de mufti gefällt vom zu-
ständigen Minister. Das kann er gar nicht, weil er
für das, was er möchte, entweder auf europäi-
scher Ebene eine Mehrheit braucht oder weil er
für das, was er möchte, eine Mehrheit im Bun-
desrat braucht - mit den Bundesländern - oder
weil er eine Mehrheit braucht in der Koalition
mit dem Koalitionspartner und anderen mitbera-
tenden Ministerien. So, und an dieser Koordinie-
rungsarbeit ist eine große Zahl von Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern unserer zuständigen Häu-
ser und auch des Bundeskanzleramtes je nach
Zuständigkeit und je nach Fallgestaltung betei-
ligt.

Und auch der Chef des Bundeskanzleramtes ist
in diese Fragen in vielfältigster Weise mit einge-
bunden. In diesem Fall - RDE - hat es sich nicht
als notwendig erwiesen, dass der Chef des Bun-
deskanzleramtes persönlich sich in diese Gesprä-
che auf europäischer Ebene einschaltet, weil sie
auf der Ebene, auf der sie geführt worden sind,
zu einem vernünftigen Ergebnis beigetragen ha-
ben.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann danke ich
Ihnen. - Gibt es weitere Fragen aus der Runde? -
Das ist nicht der Fall.

Dann können wir die Befragung von Ihnen, Herr
Minister Altmaier, für heute beenden. Sie wissen,
im Rechtssinne abgeschlossen ist die Verneh-
mung erst dann, wenn Sie nach der Kontrolle des
Protokolls noch mal die Möglichkeit hatten, dazu
mögliche Korrekturen vorzunehmen. Erst danach
würde der Ausschuss dann den Abschluss der
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Vernehmung beschließen. Ich darf mich herzlich
bei Ihnen bedanken und Ihnen für den weiteren
Abend noch alles Gute wünschen - und auch für
die kommenden Wochen angenehme Feiertage,
einen guten Rutsch ins neue Jahr.

Zeuge Peter Altmaier: Ich darf mich den guten
Wünschen anschließen.
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Vorsitzender Herbert Behrens: Danke schön.

Dann darf ich unsere letzten drei Zeugen in den
Sitzungssaal bitten. Das sind die Herren Stephan
Redmann, Torsten Meier und Dirk Bremer.

Meine Herren, ich darf mich herzlich bedanken
für Ihr Erscheinen und Sie herzlich begrüßen. Be-
vor wir mit der Vernehmung beginnen können,
möchte ich Sie drei über Ihre Rechte und Pflich-
ten aufklären. Als Zeugen vor einem Untersu-
chungsausschuss sind Sie verpflichtet, die Wahr-
heit zu sagen, das heißt, Sie müssen richtige und
vollständige Angaben machen. Sie dürfen nichts
weglassen, was zur Sache gehört, und nichts hin-
zufügen, was der Wahrheit widerspricht. Ein vor-
sätzlicher Verstoß gegen die Wahrheitspflicht
kann zur Strafbarkeit nach § 162 in Verbindung
mit § 153 Strafgesetzbuch führen. Solch eine un-
eidliche Falschaussage kann eine Geldstrafe oder
eine Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf
Jahren nach sich ziehen.

Auf bestimmte Fragen dürfen Sie allerdings die
Auskunft verweigern. Das sind Fragen, deren Be-
antwortung Sie oder einen Ihrer Angehörigen der
Gefahr zuziehen würde, einer Untersuchung nach
einem gesetzlich geordneten Verfahren ausgesetzt
zu werden. Das können Verfahren wegen einer
Straftat oder Ordnungswidrigkeit sein, aber auch
Disziplinar- und berufsgerichtliche Verfahren.
Zivilgerichtliche Verfahren gehören nicht dazu.

Darüber hinaus dürfen sogenannte Berufsgeheim-
nisträger und ihre Gehilfen grundsätzlich die Aus-
kunft in Bezug auf die Dinge verweigern, die ih-
nen in dieser Eigenschaft anvertraut und bekannt
geworden sind. Haben Sie dazu Fragen? - Das ist
nicht der Fall.

Dann möchte ich Sie darauf hinweisen, dass eine
Tonbandaufnahme der Sitzung gefertigt wird, um
die Protokollierung der Sitzung zu erleichtern.
Deshalb ist es wichtig, dass wir nachher bei der
Vernehmung das Mikrofon auch entsprechend
nutzen und die Tonbandaufnahme funktioniert.
Diese Aufnahme wird auf jeden Fall nach dem
Abschluss der Protokollerstellung gelöscht. Das
Protokoll wird Ihnen dann vor seiner endgültigen

Fertigstellung übersandt. Dazu noch Fragen Ihrer-
seits? - Das ist nicht der Fall.

Wir werden Sie getrennt voneinander entspre-
chend der aus der Tagesordnung ersichtlichen
Reihenfolge vernehmen. Die Vernehmungen wer-
den so ablaufen, dass ich die Zeugen zunächst
zur Person vernehmen werde. Dann haben Sie als
Zeugen Gelegenheit, das, was Ihnen über den Ge-
genstand Ihrer Vernehmung bekannt ist, im Zu-
sammenhang darzulegen, und danach werde ich
weitere Fragen an Sie richten, und dann sind die
übrigen Ausschussmitglieder an der Reihe.

Werden Ihnen Vorhalte aus Akten gemacht, wird
Ihnen der Fragesteller auf Wunsch hin die ent-
sprechende Unterlage vorlegen. In diesem Zu-
sammenhang noch mal der Hinweis: Immer da-
rauf achten, dass wir die Quelle benennen.

Ein letzter Hinweis: Sollten Sie während Ihrer
Vernehmung der Auffassung sein, dass Sie als
VS-Vertraulich oder höher eingestufte Informati-
onen oder sonstige Dinge zur Sprache bringen
müssen, deren öffentliche Erörterung überwie-
gende schutzwürdige Interessen verletzen würde,
dann bitte ich um einen entsprechenden Hin-
weis. Der Ausschuss würde dann nämlich über
den Ausschluss der Öffentlichkeit sowie den Ge-
heimhaltungsgrad der Sitzung beschließen. Das
wäre die Belehrung und Erklärung für alle.

Dann beginnen wir mit Herrn Redmann, und ich
darf Sie, Herr Meier und Herr Bremer, bitten, den
Saal zu verlassen. Sie werden dann in den Zeu-
genraum gebracht.
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Vernehmung des Zeugen
Stephan Redmann

Vorsitzender Herbert Behrens: Herr Redmann,
bevor wir mit der Vernehmung zur Sache
beginnen, wie gesagt, zunächst zur Person. Ich
möchte Sie deshalb bitten, kurz Ihren Vornamen,
Nachnamen, Ihr Alter, Ihren Beruf und Ihren
Wohnort zu nennen. Bitte.

Zeuge Stephan Redmann: Vielen Dank, Herr Vor-
sitzender, und guten Abend zusammen. - Mein
Name ist Stephan Redmann, ich bin 45 Jahre alt,
Referent im Bundesverkehrsministerium, also
Bundesministerium für Verkehr und digitale In-
frastruktur, im Referat Kraftfahrzeugtechnik (Um-
weltschutz), und ich bin wohnhaft in Bonn. -
Kurze Frage zur Technik: Immer wieder ausdrü-
cken oder anlassen?

Vorsitzender Herbert Behrens: Das können Sie
anlassen. Das hat sich nicht als störend erwiesen,
und dann kann es auch nicht vergessen werden. -
Herr Redmann, Sie wurden bereits über den Ge-
genstand der Vernehmung schriftlich informiert.
Dann kann ich darauf verzichten, das noch mal
zusammenfassend darzustellen. Dann ist das so
in Ordnung. Vielen Dank.

Sie haben jetzt die Möglichkeit, Herr Redmann,
im Zusammenhang darzulegen, was Ihnen über
den Gegenstand der Vernehmung bekannt ist.
Wenn Sie das wünschten, hätten Sie jetzt das
Wort.

Zeuge Stephan Redmann: Ich habe also keine
Stellungnahme vorbereitet. Ich bin nicht derje-
nige, der immer gerne große, lange Reden hält.
Insofern würde ich gerne dann sofort mit den
Fragen beginnen. Danke.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gut, dann werden
wir jetzt einsteigen. Dann möchte ich Sie zu-
nächst danach fragen, wie Sie sich auf die heu-
tige Vernehmung vorbereitet haben. Mit wem ha-
ben Sie gesprochen, und wie haben Sie sich ins-
gesamt vorbereitet?

Zeuge Stephan Redmann: Also, es gab gestern
ein Vorbereitungsgespräch bei uns im Ministe-
rium, wo dann das, was Sie eben in Kurzform
vorgetragen haben, noch mal intensiver bespro-
chen worden ist, also die Rechte und Pflichten
für mich als Zeugen und wie auch die Abläufe
sind, also wo ich mich hier vor Ort einfinden
muss usw. Ansonsten vorbereitungsmäßig: Ich
hatte nur meine Möglichkeit in Anspruch genom-
men, dass ich in die Akten noch mal reinschaue.
Das ist ja immerhin ein Zeitraum von zehn Jah-
ren, der hier abgedeckt wird. Das heißt, ein biss-
chen Erinnerungsauffrischung habe ich, soweit
die Dienstgeschäfte das erlaubt haben, schon vor-
genommen, damit ich nicht hier in die Verlegen-
heit komme, auf jede zweite Frage mit: „Ich kann
mich leider nicht erinnern“ zu antworten. Das
wäre, denke ich, für die Aufklärung nicht sonder-
lich hilfreich.

Vorsitzender Herbert Behrens: Das stimmt, das
soll auch ganz in unserem Sinne sein. Vielen
Dank. - Können Sie kurz Ihren beruflichen Zu-
gang oder Ihre berufliche Tätigkeit im Verkehrs-
ministerium im Zusammenhang mit den Pkw-
Emissionen darstellen?

Zeuge Stephan Redmann: Ja. - Also, von der Aus-
bildung her bin ich Diplom-Physiker. Ich habe
Diplom-Physik in Bonn studiert, war zunächst in
der Geophysik tätig, und ab 2011 hatte ich dann
erstmalig den Bezug zur Kraftfahrzeugtechnik.
Nein, Entschuldigung, 2001. Ab 2001 erstmalig
den Bezug zur Kraftfahrzeugtechnik bei der Bun-
desanstalt für Straßenwesen, und seit 2003 bin
ich im Referat Kraftfahrzeugtechnik (Umwelt-
schutz) im Bundesverkehrsministerium tätig,
dort auch zuständig für die Abgasthemen, das
heißt für die Typgenehmigungsvorschriften so-
wohl auf Brüsseler Bereich - das heißt EG - als
auch UNECE-Bereich, das heißt bei den Verein-
ten Nationen. Insbesondere auch die kraftfahr-
zeugtechnischen Vorschriften für die Pkw und
schweren Nutzfahrzeuge waren in meinem Vor-
schriftenbereich. Hier ist natürlich insbesondere
auch der Schwerpunkt RDE - Real Driving Emis-
sions - und auch WLTP zu nennen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Der Untersu-
chungszeitraum, um den wir uns hier bemühen,
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hat ja ein Anfangsdatum, nämlich den Juli 2007.
Es geht um den Erlass der Verordnung 715/2007.
Haben Sie im Untersuchungszeitraum vor Be-
kanntwerden des Abgasskandals Unsicherheiten
oder Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der
Einführung der Verordnung und der Richtlinie
46/2007 und deren Umsetzungsvorschriften
wahrgenommen, zum Beispiel durch Rückfragen
vom KBA oder der Hersteller?

Zeuge Stephan Redmann: Nein, sind mir jetzt
keine präsent, nein.

Vorsitzender Herbert Behrens: Seitens der Her-
steller und auch der Bundesregierung wird seit
dem Abgasskandal, also September 2015, ange-
führt, dass verschiedene Tatbestandsmerkmale
des Regelwerks, zum Beispiel Normalbetrieb,
Motorschutz usw., nicht klar genug definiert
seien und gegebenenfalls Regelungslücken be-
stünden. Gab es vor Bekanntwerden der Manipu-
lationsvorwürfe diesbezügliche Rückfragen oder
Kritik seitens der Hersteller? Können Sie sich da-
ran erinnern?

Zeuge Stephan Redmann: Nein, also seitens der
Hersteller kann ich mich definitiv nicht daran er-
innern, dass es dort Rückfragen gegeben hätte,
und auch insgesamt habe ich jetzt keine Erinne-
rung daran, dass es irgendeinmal in dem von
Ihnen angesprochenen Zeitraum - - dass die Re-
gelungslücken thematisiert worden wären.

Vorsitzender Herbert Behrens: Entschuldigung,
das Letzte hatte ich eben akustisch nicht verstan-
den.

Zeuge Stephan Redmann: In dem von Ihnen an-
gegebenen Zeitraum habe ich auch insgesamt
keine Erinnerungen, dass diese Regelungslücken,
Auslegungsschwierigkeiten irgendeinmal thema-
tisiert worden wären.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. - Wir wis-
sen aus den bisherigen Zeugenvernehmungen,
dass spätestens seit dem Jahr 2010 bekannt war,
dass die auf der Rolle gemessenen NOx-Werte,
bei den Herstellern, im Realbetrieb nicht einge-
halten werden. Und Zeugen in unserem Aus-

schuss haben ausgesagt, dass bis zum Bekannt-
werden der Manipulationsvorwürfe vor allem die
Unzulänglichkeiten des NEFZ dafür ursächlich
angesehen wurden. Würden Sie diese Einschät-
zung bezogen auf Ihren damaligen Standpunkt
bestätigen?

Zeuge Stephan Redmann: Also, wenn Ihre vor-
hergehende Frage sich auch auf diesen Tatbe-
stand bezog, würde ich es dann gerne revidieren,
was ich eben gesagt habe. Natürlich, die erhöhten
Realemissionen waren bekannt, wie Sie schon
richtigerweise sagten, spätestens ab 2010. Da gab
es auch den entsprechenden Workshop der Euro-
päischen Kommission mit den Mitgliedstaaten
zum New Emission Approach, wo man sich exakt
dieser Tatsache gewidmet hat, dass die Realemis-
sionen höher sind. Als Ursache wurde hier der
unzulängliche NEFZ angesehen, der halt nicht in
der Lage ist, repräsentativ die normalen Betriebs-
bedingungen abzubilden und als Prüfmodus
dann eben auch entsprechend zielführend einge-
setzt werden zu können. Das war dann der Start-
schuss für die RDE-Entwicklung bzw., wenn wir
zum Thema CO2 übergehen, zur WLTP-Entwick-
lung auf der Genfer Ebene.

Vorsitzender Herbert Behrens: Es gab also nie-
mals vor dem Abgasskandal im BMVI die Vermu-
tung, dass auch Manipulationen der Hersteller
zumindest mitursächlich sein könnten für die
Überschreitungen?

Zeuge Stephan Redmann: Nein, also die Thema-
tik „erhöhte Emissionen“, wie Sie ja schon sag-
ten, spätestens seit 2010. Es gab vorher auch
schon Erkenntnisse, dass die Emissionen höher
sind. Das ist zwar nicht in meinem Zuständig-
keitsbereich, das waren insbesondere auch Stu-
dien, die im Bereich des Umweltbundesamtes an-
gesiedelt waren im Zusammenhang mit dem
Handbuch der Emissionen. Dort hat man auch
schon festgestellt, dass es eine Diskrepanz gibt
zwischen den Typgenehmigungswerten und den
realen Werten - in Anführungsstriche setze ich
das mal -, das heißt also mit Werten, die in ande-
ren Zyklen gemessen werden. Das ist aber durch-
aus verständlich gewesen in den technischen
Diskussionen damals, dass halt Parameter wie
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Fahrzeugdynamik oder andere Randbedingun-
gen, die halt nicht im NEFZ festgelegt werden,
Auswirkungen auf die Emissionen haben. Das
heißt, diese Diskrepanz war technisch erklärbar
damals. Man hat dort nicht auf Manipulationen
geschlossen, zumindest nicht, dass mir das be-
kannt wäre. Das muss ich immer einschränken.

Vorsitzender Herbert Behrens: Technisch erklär-
bar, sagten Sie.

Zeuge Stephan Redmann: Ja.

Vorsitzender Herbert Behrens: Nun heißt es in
einer von Christoph Albus entworfenen Sprach-
regelung zur Sitzung des Technischen Komitees -
TCMV - vom 17. September 2010 - das ist BMVI-
2-1, Aktenzeichen LA 27/7353.5/3-2-RDE, Ordner
60, Blatt 2 ff. - - Also, ich fange lieber noch mal
von vorne an: In einer von Christoph Albus ent-
worfenen Sprachregelung zur Sitzung des TCMV,
die Sie gegengezeichnet haben, werden mehrere
Möglichkeiten zur Senkung der Realemissionen
im Verkehr genannt, unter anderem „technische
Überwachung“ und - auch in Anführungszeichen
gesetzt - Anti-Manipulation. Wie ist das zu ver-
stehen?

Zeuge Stephan Redmann: Da müsste ich jetzt
vielleicht den gesamten Vorgang noch mal sehen.
Also, jetzt so aus dem Zusammenhang heraus
kann ich es nicht unmittelbar beurteilen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja.

Zeuge Stephan Redmann: Vielleicht hilft es,
wenn ich den Vorgang gesamt noch mal sehe.

Vorsitzender Herbert Behrens: Genau. - Das wird
Ihnen jetzt vorgelegt. Das ist ja auch schon ein
paar Jahre her.

(Dem Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt)

Zeuge Stephan Redmann: Entschuldigung, mit
45 - sind leider 1,5 Dioptrien - - Ich muss leider
kurz erst mal die Brille - -

Vorsitzender Herbert Behrens: Also, mir geht es
da um die Begriffe „Technische Überwachung“
und „Anti-Manipulation“.

Zeuge Stephan Redmann: Gut, unter der techni-
schen Überwachung würde ich jetzt schon die
Abgasuntersuchung verstehen. Könnte ich jetzt
aber, ehrlich gesagt, nichts weiter zu ausführen,
was damals das Verständnis war, warum es hier
zu Papier gebracht worden ist.

„Verkehrskontrollen“: Würde ich ebenso nichts
zu sagen können im Moment. Und „Anti-Mani-
pulation“: Habe ich leider auch keine Erinne-
rung, was damals die Motivation war, dieses hier
in diese Auflistung mit aufzunehmen.

Alle anderen Punkte, muss ich sagen, sind
Punkte, die auch in den Folgejahren thematisiert
worden sind, -

Vorsitzender Herbert Behrens: Genau.

Zeuge Stephan Redmann: - aufgegriffen worden
sind, weiterentwickelt worden sind. Aber die
drei letzten Punkte - oder die vier letzten Punkte,
muss man sagen -: Habe ich jetzt keine Erinne-
rung, was die Ursache war, dass es hier in der
Auflistung genannt wurde.

Vorsitzender Herbert Behrens: Mhm. - Aber Soft-
ware der Motorsteuerung kann unter Umständen
auch Gegenstand dieser technischen Überwa-
chung sein?

Zeuge Stephan Redmann: Das weiß ich nicht.
Wie gesagt, ich habe keine Erinnerung, was die
Motivation war, warum Herr Albus das in den
Entwurf damals reingeschrieben hat.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gab es im Zusam-
menhang mit der Abschaffung der Endrohrmes-
sung - das war ja die Umstellung dann zur OBD -
nie die Vermutung, ob Hersteller versucht sein
könnten, Optimierungsmaßnahmen in der Soft-
ware zu verlegen, und Überlegungen, verstärkt
auch in der Software nachzuschauen, ihrerseits?



Stenografisches Protokoll 18 I

5. Untersuchungsausschuss

18. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 103 von 176

Zeuge Stephan Redmann: Also, das ist mir per-
sönlich nicht bekannt. Ich muss aber auch ein-
schränkend dazu sagen, dass wenn, ich nur Er-
fahrungen dort hätte machen können über Ge-
spräche mit Dritten, weil ich für das Thema „Ab-
gasuntersuchungen/Technische Überwachung“
selber nicht zuständig bin.

Vorsitzender Herbert Behrens: Aber trotz dieser
Distanz zum Eigentlichen: Wäre es nach ihrer da-
maligen Einschätzung möglich gewesen, und
wurde davon Ihrer Einschätzung nach - nach ih-
rer Kenntnis - auch Gebrauch gemacht? Also, in
der Software auch.

Zeuge Stephan Redmann: Also, wie gesagt, ich
habe keinerlei Kenntnisse dazu.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gar keine?

Zeuge Stephan Redmann: Das kann ich ganz klar
sagen. - Und Ihre erste Frage ist relativ hypothe-
tisch. Möchte ich eigentlich - - Da würde ich in
den Bereich der Mutmaßungen gehen. Insbeson-
dere da es auch nicht mein Fachgebiet ist,
möchte ich da eigentlich gar keine Aussage zu tä-
tigen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay, dann ist
das so in Ordnung. - Noch einen weiteren Fall
hier: Anfang 2013 versendete Herr Gerd Billen in
seiner damaligen Funktion bei der Verbraucher-
zentrale Bundesverband ein Positionspapier an
den damaligen Umweltminister Altmaier, den
damaligen Verkehrsminister Ramsauer und den
damaligen Wirtschaftsminister Rösler und die da-
malige Bundesministerin für Ernährung und
Landwirtschaft Aigner, in dem er sich klar gegen
die Mehrfachanrechnung von Elektroautos bei
der Erfüllung des Zielwerts von 95 g CO2/km - so-
genannte Supercredits - ausspricht, und sie sogar
für kontraproduktiv hält.

Er führt aus, dass durch eine solche Supercredits-
Regelung das 95-g-Ziel nicht erreicht werden
kann oder - nein - außer Kraft gesetzt wird. Er
trägt weiter vor, dass die Abweichungen zwischen
dem Normverbrauch und dem tatsächlichen Ver-
brauch von Kraftstoff ständig weiter zunehmen
und ein Drittel bis die Hälfte der zwischen 2002

und 2010 gemessenen CO2-Reduktionen bei Neu-
wagen gar nicht real eingetreten sind - BMVI-2-3,
Referat LA 27, Ordner 8-1, Blatt 102 und 103. Kön-
nen Sie sich an dieses Schreiben von Herrn Bil-
len erinnern?

Zeuge Stephan Redmann: Nein, an das Schreiben
selber erinnere ich mich nicht. Ich könnte etwas
zu den zunehmenden Diskrepanzen der Norm-
verbräuche sagen, wenn es erwünscht ist, aber
das Schreiben selber -

Vorsitzender Herbert Behrens: Es geht um den
Schriftwechsel.

Zeuge Stephan Redmann: - ist mir nicht bekannt,
nein.

Vorsitzender Herbert Behrens: Nein. - Weil Sie ja
mit der Beantwortung des Schreibens beauftragt
waren, und meine Frage ist: Warum wurden Sie
mit der Beantwortung des Schreibens beauftragt,
wenn Ihrem Antwortenentwurf zumindest zu
entnehmen ist, dass das Bundesministerium für
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit fe-
derführend sei?

Zeuge Stephan Redmann: Das wäre jetzt auch
meine Antwort gewesen, -

Vorsitzender Herbert Behrens: Ah, okay.

Zeuge Stephan Redmann: - die ich ihm gegeben
hätte, dass für insbesondere die CO2-Verordnung
- Sie hatten ja das Thema Supercredits genannt -
das Bundesumweltministerium zuständig ist in-
nerhalb der Bundesregierung, und innerhalb un-
seres Hauses ist auch ein anderes Referat zustän-
dig. Insofern verwundert es mich schon, weil die
einzige Zuständigkeit bei uns im Referat liegt halt
bei dieser zunehmenden Diskrepanz der Norm-
verbräuche und eben der Abhilfemaßnahme, die
Entwicklung des WLTP, die wir geschaffen ha-
ben.

Das wäre für mich das einzig Nachvollziehbare,
dass ich deswegen damals - - Also, ich kann mich
auch nicht dran erinnern, dass ich da überhaupt
einen Antwortentwurf erstellt habe; das Schrei-
ben sagt mir gerade nichts.
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Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. Ich muss
aber da die Quelle noch nennen, aus der ich ge-
rade zitiert habe: Ihr Antwortentwurf ist geführt
unter der Materialnummer BMVI-2-3 - also eben
am anderen Ort -, Blatt Nummer 90 ff.

Habe ich Sie eben richtig verstanden? Sie können
sich an den Inhalt so jetzt auch nicht erinnern?

Zeuge Stephan Redmann: Nein, genau.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann kann ich zu
den darin aufgeführten Fragen jetzt auch nicht
weiter fragen. An einer - - Aber Sie kennen dieses
Schreiben, hatten Sie gesagt.

Zeuge Stephan Redmann: Nein, also selbst das
Schreiben ist mir nicht bekannt, und ich glaube,
es hat auch keinen Sinn, -

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja.

Zeuge Stephan Redmann: - es mir bringen zu las-
sen, weil es mir wirklich sehr unbekannt vor-
kommt.

Vorsitzender Herbert Behrens: Wir können es
Ihnen vorlegen; dann kann ich meine Fragen, die
sich daraus ergeben - - Also, es trägt nicht Ihre
Unterschrift, aber Sie haben daran mitgewirkt; so
sind unsere Angaben. Und es sind Begriffe aufge-
führt wie beispielsweise „fiktive CO2-Reduktio-
nen“, und da hätte ich Sie gerne nach gefragt.
Wenn Sie mir dazu etwas sagen könnten!

Zeuge Stephan Redmann: Also, das ist mit ziem-
licher Sicherheit kein Wording, was ich in dieses
Schreiben eingeführt habe, wenn ich mitgewirkt
habe. Insofern kann ich da leider nichts zu sagen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. - Dann bin
ich mit dieser Runde, der Einleitungsrunde, erst
mal am Ende und gebe das Wort an die Kollegen
der CDU/CSU.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, danke. - Herr Red-
mann, von unserer Seite möchte ich zunächst
mal beginnen mit dem Themenkomplex des ge-
meinsamen Forschungsprojektes des BMU und
BMVBS zur Felduntersuchung. Wir hatten schon

mehrfach das Thema der Zuständigkeit und der
Verteilung. Ich glaube, das brauchen wir nicht
noch mal aufrollen; das ist insoweit abgedeckt.

Uns würde interessieren: Nachdem in einem
Sprechzettel für ein Gespräch zwischen Staats-
sekretär von Randow aus dem Verkehrsministe-
rium - also damals - und dem UBA-Präsidenten,
dem Dr. Troge, am 07.10.2008 am Rande der Ver-
kehrsministerkonferenz von Ihnen geschrieben
wird - - Das ist MAT A BMVI-2-3, Referat LA 27,
Ordner 15-1, Seiten 89 bis 91:

BMVBS befürwortet eine ein-
malige ergänzende Feldunter-
suchung als gemeinsame Aktion ...
mit dem Ziel, frühzeitig und aktiv
potentielle „Problemfälle“ zu
detektieren ...

Im Weiteren wird als gemeinsames Interesse fest-
gehalten, „zukünftige ‚Minenfelder‘ frühzeitig zu
erkennen“.

Was uns jetzt natürlich interessiert, das ist Ihnen
schon klar: Welche Problemfälle bzw. Minenfel-
der galt es da zu detektieren, und wie sollte dann
die Felduntersuchung, nachdem es ein einmali-
ges Projekt - so zumindest laut diesem Vermerk -
sein sollte, ausgerichtet sein?

Zeuge Stephan Redmann: Ja, vielen Dank, Herr
Abgeordneter. Sie sahen mich schon ein wenig
schmunzeln, als ich das Wort „Minenfelder“
hörte. Das liegt sicherlich auch ein bisschen da-
ran, dass es ja einen Zeitungsartikel gab, wo der
Kollege des Umweltministeriums wohl mit „Tret-
minen“ zitiert war.

Der Begriff „Minenfelder“ wurde, ich glaube, in
mehreren Schriftstücken im Rahmen der Feldun-
tersuchung verwendet von mir - bzw. das war im
Sprachgebrauch damals bei der Festlegung des
Konzeptes der Felduntersuchung durch die
BASt. Es ging hier drum - - Also, ein Bestandteil
der Felduntersuchung war ja die Überprüfung
nach Typ 1, also nach den EG-Vorschriften, dass
man eine Felduntersuchung bei Pkw vornimmt.
Ergänzend dazu sollten aber auch noch - das war
vonseiten des BMUB eingebracht werden - - Die
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Austauschkatalysatoren bzw. auch die Nachrüst-
teile sollten betrachtet werden. Der Begriff „Mi-
nenfelder“ ist damals entstanden, weil da hatten
wir, ich glaube, 2000 - - Wann war es denn? Ich
weiß die Jahreszahlen nicht mehr, wann wir die - -

Ulrich Lange (CDU/CSU): 07.10.2008 war das.

Zeuge Stephan Redmann: Nein, wann wir den
sogenannten Dieselpartikelfilterskandal hatten.
Das hat uns damals doch sehr in Mitleidenschaft
gezogen, und man wollte einfach vermeiden,
dass man so ein Minenfeld - - dass man von so ei-
ner Sache noch mal überrascht wird, dass das
noch mal passiert, und deswegen hatte man sich
darauf verständigt, dass man die Austauschkata-
lysatoren, die Dauerhaltbarkeitsaspekte, hier
auch untersucht, weil hier hatten wir damals re-
lativ klare Hinweise gehabt vonseiten der Deut-
schen Umwelthilfe, dass es hier zu Problemen ge-
kommen ist. Wir hatten hier auch entsprechende
Gespräche mit der Deutschen Umwelthilfe ge-
führt, und vor diesem Hintergrund ist das zu se-
hen, der Begriff „Minenfelder“.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ich sehe schon, dass
ich Sie damit jetzt nicht überrascht habe.

Zeuge Stephan Redmann: Also, wie gesagt, ich
habe Erinnerungsauffrischung gemacht. Der Be-
griff ist mir natürlich auch über den Weg gelau-
fen. Und, wie gesagt - - Ja.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Gut. - Ich bleibe in die-
sem Komplex. Zu einem Abstimmungsgespräch der
beteiligten Ressorts auf Arbeitsebene am 12. Sep-
tember 2008 - MAT A BMVI-2-3, Referat LA 27,
Ordner 15-1, Seiten 128 bis 130; exakt ist es die
Seite 129 - wurde vermerkt, dass „UBA-Überwa-
chungsprogramme ... in der Vergangenheit auch
Auffälligkeiten bei KBA-genehmigten Fahrzeugen
gezeigt“ haben, „die vom KBA im Rahmen des vor-
geschriebenen Hersteller-Audits nicht erkannt wur-
den“. - Hierzu ist als Klammerzusatz der Hinweis
vermerkt - noch mal wörtlich -: „mögliche
Schwachstelle der Typgenehmigungsvorschrift“.

Jetzt interessiert uns natürlich: Sind Ihnen die Er-
gebnisse der Feldüberwachung des UBA an die-
ser Stelle bekannt, und können Sie uns sagen,

von welchen Auffälligkeiten hier gesprochen
wird und wie sich diese auf eine Schwachstelle
in der Typgenehmigungsvorschrift zurückführen
lassen?

Zeuge Stephan Redmann: Ja, ich versuche mal,
so anzufangen: Mir sind - - Also, das Umweltbun-
desamt hatte in der Vergangenheit mehrere soge-
nannte Feldüberwachungsprogramme durchge-
führt. Das letzte wurde, glaube ich, abgeschlos-
sen, bevor der Untersuchungszeitraum hier be-
ginnt. Ich habe mir die Ergebnisse auch nicht
mehr noch mal konkret angeguckt. Aber ja, dort
waren damals bei verschiedenen Fahrzeugen
Auffälligkeiten festgestellt worden. Es wurden
damals - nach meiner Kenntnis auch vom dama-
ligen Abteilungsleiter, Herrn Friedrich - dann
entsprechend die Hersteller auch eingeladen. Es
wurden Gespräche mit den Herstellern geführt.

Und meiner Erkenntnis nach: Zumindest das
letzte Programm des Umweltbundesamtes - da
war ich schon im Dienst im Bundesverkehrsmi-
nisterium - hatte zwar Auffälligkeiten bei Fahr-
zeugtypen gezeigt, aber im Sinne der Vorschrift -
nämlich die Stichprobe, die abgeschlossen wer-
den muss - waren alle Fahrzeuge positiv, das
heißt, es wurde kein serienrelevanter Fehler er-
kannt. Gleichwohl war eben dieses eine Motiva-
tion für das Bundesumweltministerium - und üb-
rigens auch für uns, für das Bundesverkehrsmi-
nisterium -, solche unabhängigen Felduntersu-
chungen durchzuführen, weil die Typgenehmi-
gungsvorschriften, die In-Service-Conformity-
Vorschriften - also die Kontrolle in Betrieb be-
findlicher Fahrzeuge -, sehen ein sogenanntes
Hersteller-Audit vor. Das heißt, der Hersteller sel-
ber nimmt die Stichproben aus dem Feld, unter-
sucht die Fahrzeuge im Labor, und das Ganze
wird an die Typgenehmigungsbehörde übermit-
telt.

Es wird natürlich gegengeprüft, ob alles konsis-
tent ist. Es kann auch die Typgenehmigungsbe-
hörde anwesend sein bei der entsprechenden
Prüfung. Aber in der Regel findet dann die zweite
Stufe im Typgenehmigungsverfahren nicht statt,
nämlich dass die Typgenehmigungsbehörde im
Verdachtsfall dann auch noch mal unabhängige
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Prüfungen durchführt. Da kommen dann insbe-
sondere auf Umweltseite natürlich immer sehr
gerne - - der Verdacht auf: Na ja, gut, da kontrol-
liert sich der Hersteller selber.

Deswegen sind vier Mitgliedstaaten - unter an-
derem Deutschland - hingegangen und haben ei-
gentlich seit sehr langer Zeit unabhängige Feld-
untersuchungen auch durchgeführt. Das heißt, da
ist auch der Typ-1-Test nach Vorschrift durchge-
führt worden, aber eben nicht durch den Herstel-
ler, um zu schauen: Legt - ich äußere jetzt mal
den Verdacht, der durchaus damals auch öfters
mal in den europäischen Diskussionen in den
Raum gestellt worden ist - der Hersteller unter
Umständen geschönte Ergebnisse vor?

Und alle Felduntersuchungsergebnisse, die ich
kenne - inklusive auch des Umweltbundesamtes -,
haben eigentlich gezeigt, dass das Instrument In-
Service Conformity durchaus funktioniert. Das
heißt, es waren alle Stichproben, die gezogen
worden sind - für das BASt-Projekt kann ich das
auf jeden Fall sagen -, am Ende positiv. Das heißt,
es war nicht die Diskrepanz, die oftmals befürch-
tet worden ist: Der Hersteller legt geschönte Da-
ten vor, und wenn wir dann mal unabhängig
nachprüfen, dann haben wir halt nur negative
Stichproben. - Dieser Fall ist nicht eingetreten.

Gleichwohl - weil Sie es in Ihrer Einleitung ge-
sagt hatten, Herr Abgeordneter -: Auffälligkeiten
bei einzelnen Fahrzeugen: Ja, die gab es immer.
Allerdings das Ziel der In-Service Conformity
darf man dabei auch nicht außer Acht lassen. Es
gilt nämlich, serienrelevante Fehler aufzudecken,
das heißt, wenn ein einzelnes Fahrzeug den
Grenzwert nicht einhält, dann ist das erst mal
nicht erheblich. Deswegen: Es muss immer eine
Fahrzeugstatistik, also eine Stichprobe, gezogen
werden, und erst nach dem statistischen Verfah-
ren wird am Ende entschieden, ob das Fahrzeug
einen serienrelevanten Fehler hat oder ob es
wirklich nur Einzelfälle gewesen sind.

Wir sehen - jetzt bin ich doch eine Rede am Hal-
ten; Entschuldigung; ich hatte eingangs gesagt,
dass das eigentlich nicht meine Art ist - aller-
dings dieses Stichprobenverfahren, um das kurz

noch einzuwerfen, vonseiten der Bundesregie-
rung durchaus als Schwachstelle. Das heißt näm-
lich für unabhängige Prüfungen, dass man bis zu
21 Fahrzeuge testen muss, um überhaupt zu einer
Aussage zu kommen, ob es ein serienrelevanter
Fehler ist, ja oder nein.

Das würde jetzt aber schon einen Ausblick in die
Zukunft geben, und ich denke, das sollte dann
jetzt hier nicht thematisiert werden.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, danke schön. - Auf-
grund der Rede haben Sie mir jetzt hier eine
ganze Reihe von Nachfragen erst mal erspart,
weil ich Sie jetzt sonst gefragt hätte noch über die
In-Service Conformity. Aber das haben Sie, ich
denke, soweit damit beantwortet.

Ich bleibe im gleichen Themenfeld. - Als Arbeits-
grundlage wurde dem BMVBS am 25.07.2008 ein
Konzept des UBA - MAT A BMVI-2-3, Referat LA
27, Ordner 15-1, Seite 102 f. - vorgelegt, das als
Ziel der Feldüberwachung unter anderem vorsah,
in Verdachtsfällen zu überprüfen, „ob Einrich-
tungen zur Zykluserkennung vorhanden sind“.

Jetzt möchte ich als Erstes wissen, wie Sie „Zyk-
luserkennung“ definieren. Dann würde interes-
sieren - nachdem wir solches hier schon gehört
haben -, ob eine Zykluserkennung für den rei-
bungslosen Ablauf des Prüfverfahrens dienlich,
notwendig, erforderlich ist und, wenn ja, worin
diese technische - ich bin jetzt Jurist und kein
Techniker; das unterscheidet uns - - technisch
notwendig ist und ob eine reine Zykluserken-
nung aus Ihrer Sicht legal ist, soweit sie nicht zu-
gleich auch die Abgasnachbehandlung manipu-
liert.

Zeuge Stephan Redmann: Gut. - Ja, vielen Dank,
Herr Abgeordneter. Dieses Konzeptpapier, was
Sie angesprochen haben: Ja, das ist mir bekannt.
Das wurde - das Datum kann ich jetzt auch nicht
mehr benennen - aber vonseiten des Bundesum-
weltministeriums damals an meine Abteilungs-
leitung bzw., ich glaube, sogar auf Staatssekre-
tärebene übermittelt. Der Passus, dass in Ver-
dachtsfällen nach Einrichtungen gesucht worden
ist: Ja, der ist dort auch drin.
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Ihre konkrete erste Frage war, wie ich „Zykluser-
kennung“ definiere. Zykluserkennung - ich ma-
che es jetzt auch mal sehr untechnisch - ist natür-
lich: Das Fahrzeug erkennt, dass es sich in einer
Prüfsituation auf dem Rollenprüfstand befindet.
Das ist - das war Ihre zweite Frage - in vielen Fäl-
len - bei fast allen modernen Fahrzeugen, muss
man mittlerweile wohl sagen - sogar zwingend
erforderlich, dass dieser Zyklus erkannt wird
oder dass die Prüfstandssituation erkannt wird.

Wir haben sogar - - Also, sagen wir es - - Ich ver-
suche mal, so einzuleiten: Die Zykluserkennung
hat natürlich im - - befindet sich immer in so ei-
ner etwas graudunklen Ecke, wird oftmals - dazu
kommen wir ja bei Ihrer nächsten Frage dann - in
dem Bereich des Illegalen angesiedelt. Wir haben
bei der Entwicklung des WLTP - da haben wir ja
auch unter anderen neben dem Fahrzyklus auch
die Prüfprozeduren überarbeitet - uns auch mit
diesem Thema auseinandergesetzt, und wir ha-
ben die Zykluserkennung quasi ans Tageslicht
geholt, indem wir nämlich in den Prüfvorschrif-
ten einen sogenannten „Dyno Operation Mode“
definiert haben. Der ist notwendig, weil eben die
Hersteller - - bzw. weil das Fahrzeug erkennen
muss: „Es ist in einer Prüfsituation“, zum Bei-
spiel, um dann Antiblockiersystem oder EPS
oder Ähnliches zu deaktivieren. Ansonsten wäre
das Fahrzeug auf der Rolle gar nicht betreibbar.

Das ist in der Vergangenheit gemacht worden, und
in Absprache mit dem Technischen Dienst - - Ja,
gut, das Fahrzeug muss den Zyklus erkennen,
bzw. man hat diverse Schalter, die man halt schal-
tet, damit es in diesen Operationsmodus reingeht,
um auf der Rolle betrieben werden zu können.
Wir haben im WLTP-Prozess genau dieses, wie
gesagt, ans Tageslicht geholt. Das heißt, der
Hersteller muss zukünftig, wenn er eine ent-
sprechende Genehmigung holt, diese Zykluser-
kennung oder diesen Dyno Operation Mode an-
melden, er muss ihn dokumentieren, er muss
auch zeigen und nachweisen, dass dieser Opera-
tion Mode keine negativen Auswirkungen auf
CO2 oder sonstige Abgasemissionen hat. Und das
Ganze, wie gesagt, muss dokumentiert werden.

Das ist im Prinzip schon ein halber Vorgriff auf
das, was mit RDE, mit dem zweiten Verordnungs-
paket, auch eingeführt worden ist: dass der Her-
steller die Emissionsstrategien offenlegen muss.

Ihre letzte Frage war, wenn ich es richtig notiert
habe, ob eine reine Zykluserkennung legal ist. -
Ja; ansonsten, wie gesagt, hätten wir den Dyno
Operation Mode gar nicht festlegen können im
Rahmen WLTP. Aus meiner Sicht wird die Zyk-
luserkennung auch erst dann illegal, wenn sie
eben in Verbindung steht - so wie es auch in Arti-
kel 5 der Verordnung 715/2007 definiert ist - mit
einer Abschaltung der Emissionsnachbehand-
lung. Das heißt, erst wenn die Zykluserkennung
zum Zweck der illegalen Emissionsbeeinflussung
eingesetzt wird, dann ist sie illegal im Sinne der
Vorschrift.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Damit halte ich jetzt
mal als Zwischenergebnis an der Stelle fest, dass
sich aus dieser Zykluserkennung noch kein Ver-
dacht auf eine Manipulation, wenn ich das jetzt
auch richtig verstanden habe, ergeben kann und
muss.

Zeuge Stephan Redmann: So würde ich das ein-
schätzen, ja.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, okay. - Hätte sich
ein solcher - ich frage das jetzt trotzdem - Um-
stand aufgrund ja auch dieser bekannten Abwei-
chungen - dass es derartige Möglichkeiten ab-
strakt geben könnte - irgendwie an dieser Stelle
schon aufdrängen müssen?

Zeuge Stephan Redmann: Also, dass es sie ab-
strakt hätte geben können: Ja, das ist natürlich
der Fall, sonst hätte man den Artikel 5 nicht fest-
legen müssen. Aber ein Verdacht aufdrängen:
Nein, dazu liegen mir keinerlei Erkenntnisse vor.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Nach einer Chronologie
des Abgasskandals hat die Deutsche Umwelthilfe
in einem Gespräch mit dem Bundesverkehrsmi-
nisterium am 10. Februar 2011 - jetzt zitiere ich
MAT A BMUB-2-1, Ordner 45, Seite 268 f. - „die
zu starke Beeinflussung des Messzyklus bei der
Typzulassung, die sogenannte Zykluserkennung
(= Abschalteinrichtung)“ angesprochen, also die



Stenografisches Protokoll 18 I

5. Untersuchungsausschuss

18. Wahlperiode Deutscher Bundestag - Stenografischer Dienst Seite 108 von 176

DUH - 2011. Welche eindeutigen Indizien auf
Abschalteinrichtungen, die gleichzeitig die Ab-
gasanlage manipulieren, wurden dem BMVI in
dem Gespräch vorgetragen?

Zeuge Stephan Redmann: Gut, dann möchte ich
zunächst vielleicht mal kommentieren „Zykluser-
kennung gleich Abschalteinrichtung“: Wie ich
vorher bereits ausgeführt habe - -

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ich weiß, aber so steht
es im Vermerk; deswegen muss ich ihn so zitie-
ren.

Zeuge Stephan Redmann: Gut. - Wie gesagt,
diese Ansicht teile ich definitiv nicht. So ist es
auch nie in den entsprechenden Expertengrup-
pen diskutiert worden.

Das Gespräch am 10. Februar 2011 mit der Deut-
schen Umwelthilfe: Ja, der Termin ist mir natür-
lich bekannt, weil auch das - - Wir hatten auch
entsprechende Presseanfragen dazu gehabt im
letzten Jahr. Insofern habe ich mir da natürlich
auch unsere Unterlagen noch mal zu angeschaut.

Vielleicht grundsätzlich: Wir haben mit der Deut-
schen Umwelthilfe damals - - Wir waren damals
noch in der Abteilung UI; die war für Umweltan-
gelegenheiten. Das heißt, wir hatten mit Verbän-
den regelmäßige Gespräche - so auch mit der
Deutschen Umwelthilfe. Das war eines der Ge-
spräche, an denen ich auch teilgenommen habe
damals, im Februar 2011. Das waren in der Regel
immer größere Runden: mein Unterabteilungslei-
ter, mehrere Fachreferate.

Es war auch eine Agenda, die eigentlich relativ
querbeet gewesen ist. Ich glaube, Stuttgart 21 war
sogar darauf, diverse Themen zu Partikelfilter-
nachrüstung, und ein Thema, weswegen ich auch
zu dieser Sitzung geladen war, war das Thema -
ich versuche, mich gerade zu erinnern, wie es ge-
nau von der Deutschen Umwelthilfe vorgeschla-
gen war -, ich glaube, „Wirkkontrollen im
Bereich CO2 und Abgasemissionen“.

Da konnten wir uns zunächst mal nicht sonder-
lich viel drunter vorstellen. Mein Verdacht war
damals, dass wir ein - - dass Gesprächsinhalt

werden sollte die Felduntersuchung, die damals
bei der BASt bereits lief, weil ich hatte ja bereits
eben angedeutet, dass wir zu einem der Projekt-
teile auch Vorgespräche mit der Deutschen Um-
welthilfe hatten. Insofern war meine Annahme,
dass wir uns dort dann auch über dieses Thema
unterhalten.

Das Gespräch war über eine Videokonferenz. An-
wesend waren, glaube ich, der Herr Resch, der
Herr Dr. Friedrich und auch die Frau Saar von
der Deutschen Umwelthilfe. Herr Resch hatte da-
mals eingeleitet, hatte - - Thema war dann nicht
die Felduntersuchung. Er hatte eingeleitet allge-
mein zu dem Umstand der erhöhten Realemissio-
nen, sowohl bei CO2, Kraftstoffverbrauch, als
auch dann bei den Stickoxiden. Er hatte dann re-
lativ schnell an den Herrn Dr. Friedrich überge-
ben. Ich kann mich noch relativ gut erinnern,
dass es dann einen relativ technischen Sachaus-
tausch gegeben hatte zwischen mir und Herrn
Friedrich über die Videokonferenz.

Wir sind, glaube ich, über viele Themen gesprun-
gen. Es fing an, wie gesagt, bei CO2, das heißt, das
war dann die entsprechende WLTP-Entwicklung,
die zu dem Zeitpunkt ja bereits initiiert war. Es
ging natürlich um Realemissionen im Bereich
Stickoxide - hier dann auch der Sprung zu den
schweren Nutzfahrzeugen, weil dort PEMS, also
das portable Messinstrumentarium, ja bereits ein-
geführt war. Es wurden also sehr viele Dinge vom
Herrn Friedrich vorgebracht damals, soweit ich
mich erinnere, wo er halt Regelungsbedarf sah,
wo ich dann eben in der Regel immer entgegnet
habe: Ja, diese Sachen sind bereits alle initiiert,
da laufen bereits die entsprechenden Arbeiten
auf Brüsseler oder auf Ebene der Vereinten Natio-
nen.

In dem Zusammenhang wurden auch meines
Wissens damals Messergebnisse vorgestellt von
einem VW Passat, Euro 6. Das war damals in den
Zusammenhang gestellt - - Euro-6-Fahrzeuge:
Muss man dazu sagen: 2011, da kamen gerade
mal die ersten ja auf den Markt, die überhaupt
die Euro-6-Grenzwerte einhalten konnten. Und
ich weiß noch, dass das ein Beispiel gewesen ist
vonseiten der Deutschen Umwelthilfe, dass die
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Realemissionen immer noch nicht besser gewor-
den sind.

Das heißt, wir haben zwar Euro 6 - - Man hat ja
eigentlich immer von der Politikseite aus erwar-
tet: Na gut, dann kriegen wir auch den Diesel
nicht nur bei den Partikeln, sondern auch stick-
oxidseitig auf die saubere Seite. - Und die Mess-
ergebnisse zeigten halt: Wir haben hier auch ent-
sprechend erhöhte Emissionen.

Das war allerdings vollkommen im Rahmen des-
sen, was wir auch in Brüssel diskutiert hatten zu
erhöhten Emissionen von Stickoxiden. Das war ja
auch der Grund, warum wir dann begonnen hat-
ten, RDE zu entwickeln. Ich weiß noch, dass
auch der Herr Friedrich oder der Herr Resch da-
mals auch noch angekündigt hatten, dass noch
weitere Untersuchungen laufen vonseiten der
Deutschen Umwelthilfe, dass zwei weitere Fahr-
zeugtypen gerade in der Messung sind. Ich glau-
be, im Zusammenhang mit dem - - in Zusammen-
arbeit mit dem ADAC wurden die Fahrzeuge ver-
messen. Dazu gab es dann im Juli des gleichen
Jahres auch eine entsprechende Pressemitteilung.

Also, Herr Friedrich hatte uns die Ergebnisse
dann auch vorab vor der Pressemitteilung zuge-
leitet, und im Juli 2011 gab es eine Pressemittei-
lung der Deutschen Umwelthilfe zu diesen bei-
den Fahrzeugen - nicht zum VW Passat, aber
eben zu dem VW Golf und zu einem BMW; das
Modell weiß ich jetzt leider nicht mehr. Und da
waren der Hauptkritikpunkt die erhöhten Emis-
sionen. Von unzulässigen Abschalteinrichtungen
war in dieser Pressemitteilung nicht die Rede -
und war auch definitiv nicht die Rede in dem Ge-
spräch, was wir mit der Deutschen Umwelthilfe
am 10. Februar 2011 hatten.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, danke. - Wir wollen
jetzt ja auch nicht Stuttgart 21 aufrollen.

(Dr. Valerie Wilms
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Können wir auch

machen!)

- Valerie, das machen wir wann anders wieder.

Den VW Golf hatten Sie schon angesprochen. Das
wäre jetzt mein nächster Komplex gewesen. Ich
halte dazu einfach fest: Es gab weder Hinweise
noch auf Ihrer Seite deswegen Verdachtsmo-
mente für eine Manipulation, wenn ich das jetzt
richtig verstanden habe.

Zeuge Stephan Redmann: Ja. Ja.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja. - Sie hatten auch
angesprochen, dass in dem Zusammenhang über
das Thema - - dass Gegenstand der Feldüberwa-
chung auch die CO2-Emissionsmessungen waren.
Können Sie vielleicht noch zwei Sätze ergänzen,
warum man diese Messungen auch in das Leis-
tungsspektrum dieser Feldüberwachung aufge-
nommen hatte?

Zeuge Stephan Redmann: Jetzt habe ich den
Sprung leider nicht ganz mitbekommen, weil der
VW Golf - -

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ich schaue auf meine
Zeit und würde sonst in die nächste Runde ge-
hen, weil das ist dann, glaube ich, einfacher.

Zeuge Stephan Redmann: Gut, ja.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Machen wir in der
nächsten Runde weiter, okay.

Zeuge Stephan Redmann: Stellen wir zurück, ja.
Danke.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay, dann ma-
chen wir es so. - Und dann ist die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen an der Reihe.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, vielen Dank. - Herr Redmann, ich möchte
noch mal zurückkommen auf diese Felduntersu-
chung BASt, die da von der BASt mit dem UBA
gemacht worden ist.

Da gab es ja ursprünglich auch ein UBA-Konzept
und den Vorschlag auch zur aktiven Suche nach
einer Zykluserkennung, wenn ich das richtig ver-
standen habe. Das steckt ja da in dem UBA-Kon-
zept mit drin; das haben Sie ja auch schon eben
mal so gesagt. Können Sie sich noch erinnern,
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aus welchem Grund dieser Aspekt nachher im
verabschiedeten BASt-Konzept fehlte?

Zeuge Stephan Redmann: Ja, wie gesagt, das
UBA-Konzept, was übermittelt worden ist an un-
sere Unterabteilungsleiter bzw. auf Staatssekre-
tärebene, war ein relativ breit gefasstes Konzept.
Es umfasste nicht nur die Überwachung von
Pkw, was ja am Ende dann auch durchgeführt
worden ist und was auch in der Vergangenheit
vonseiten des Umweltbundesamtes durchgeführt
worden ist, sondern es war sehr breit aufgestellt,
auch über schwere Nutzfahrzeuge, über Motorrä-
der; ich glaube, mobile Maschinen waren sogar
auch mit abgedeckt.

Das Problem, vor dem wir damals standen, ist ei-
gentlich ein relativ paradoxes Problem, weil - -
Ich hatte ja eben schon erwähnt: Deutschland
war einer der vier Mitgliedstaaten, die solche
freiwilligen Überwachungsprogramme überhaupt
in Europa durchgeführt haben, neben dem, was
in der Typgenehmigungsvorschrift vorgeschrie-
ben ist, einfach um zu schauen: Reicht das aus,
was die Typgenehmigungsvorschrift hier macht,
bzw. reicht das Herstelleraudit aus? Das heißt,
auf Fachebene war es von uns immer relativ klar
kommuniziert: Ja, wir sind für solche unabhängi-
gen Überwachungen.

Wir waren auch der Mitgliedstaat, der sich dafür
eingesetzt hat, dass in der Euro-5-Verordnung, in
der 715/2007, der Begriff „nationale Überwa-
chungsprogramme“ überhaupt Erwähnung gefun-
den hat. Das wurde dann in der Euro-6-Verord-
nung für die schweren Nutzfahrzeuge sogar aus-
geweitet, dass dann sogar eine Typgenehmi-
gungsbehörde ganz klare Handlungsanweisungen
hat, wenn so ein nationales Überwachungspro-
gramm entsprechende Erkenntnisse bringt, wie
sie damit umzugehen hat, wie sie das nachzuver-
folgen hat. Das haben wir bei Euro 5 noch nicht.

So, jetzt habe ich, glaube ich, den Faden verlo-
ren. Entschuldigung!

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Na, dann frage ich mal gleich weiter, nicht?

(Heiterkeit)

Zeuge Stephan Redmann: Gut. - Nein, also - - Ja,
genau, die paradoxe Situation. Entschuldigung! -
Also, wir haben uns immer von deutscher Seite
aus dafür eingesetzt. So. Und jetzt ging es aber
darum: Das Umweltministerium ist im Jahre, ich
glaube, 2008 oder 2009 - korrigieren Sie mich
bitte - auf uns zugekommen und hat gesagt: Das
Umweltbundesamt hat in der Vergangenheit sol-
che Untersuchungen immer durchgeführt. Sie se-
hen das eigentlich im Zuständigkeitsbereich des
Bundesverkehrsministeriums bzw. des Kraftfahrt-
Bundesamtes. Das heißt, dort war dann - - Der ei-
gentliche Dissens, der vorlag, ist: Wo liegt wirk-
lich die Zuständigkeit für ein solches Programm?

Das Umweltbundesamt, muss man dazu sagen,
hat in der Vergangenheit eigentlich diese Typ-1-
Überprüfungen nur immer als Beiprodukt sozusa-
gen gehabt. Das heißt, die haben die Untersu-
chungen insbesondere fürs Handbuch der Emis-
sionen gemacht. Wenn sie die Fahrzeuge ohnehin
schon im Labor hatten, musste ohnehin der Typ-
1-Test mit durchgeführt werden. Also haben sie
die entsprechende Statistik angewendet und ha-
ben dann auch nach In-Service-Conformity-Vor-
schrift geprüft.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gut, okay.

Zeuge Stephan Redmann: Das Problem, vor dem
wir als Bundesverkehrsministerium - - oder unser
gesamter Geschäftsbereich gestanden hatte, war:
Wir können nur auf Basis des geltenden Rechts
entsprechende Prüfungen durchführen, das heißt,
das Kraftfahrt-Bundesamt kann nur das machen,
was entsprechend hinterlegt ist in den Typgeneh-
migungsvorschriften. Und so eine Nebenbei-Feld-
untersuchung - wie gesagt, das nationale Überwa-
chungsprogramm war ja erwähnt in der Vor-
schrift - ist aber nicht vorgesehen gewesen für die
Typgenehmigungsbehörde.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Aber Sie haben doch jetzt - -

Zeuge Stephan Redmann: Das heißt, es war ein
Zuständigkeitsstreit, wenn man so will, der
dort - -
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Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gut, aber Sie haben doch jetzt gesagt: Das ist
nicht das, was standardmäßig zur Überprüfung
der Automobilhersteller vorgesehen war, sondern
das war jetzt noch ein Programm sozusagen, das
obendrauf gesetzt war. - Und da - -

Zeuge Stephan Redmann: Genau, das war eine
Kontrolle dessen, was in der Typgenehmigung da
gemacht wird.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Und da tue ich mich natürlich schwer. Das müs-
sen Sie mir noch mal erläutern, warum Sie nicht
da zumindest den einen oder anderen Punkt mal
abweichend von dem, was unmittelbar im
Prüfzyklus ist, mal ausprobiert haben. Das kann
ich nicht verstehen. Das müssen Sie noch mal er-
läutern.

Zeuge Stephan Redmann: Also, das, was - - Also,
wir hatten ja - -

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Weil Sie ja gerade über das hinausgehen wollten,
wie Sie es eben gesagt haben.

Zeuge Stephan Redmann: Wir hatten relativ
schnell Klarheit im Ressortbereich, dass wir uns
darauf verständigen, dass die Basis nur das sein
kann - wenn die Verantwortung von unserem Ver-
kehrsministerium bzw. KBA genommen wird -,
was in den Typgenehmigungsvorschriften hin-
terlegt ist. Das war relativ schnell Einvernehmen
gewesen.

Wir haben auch relativ schnell uns darauf ver-
ständigt, dass wir uns nur zunächst mal auf die
Pkw beschränken. Wie gesagt, das Konzept des
UBA umfasste auch Motorräder, was sehr
schwierig ist bei In-Service Conformity, und mo-
bile Maschinen.

Wir haben auch diskutiert, welche ergänzenden
Messungen wir noch machen, weil wir haben im
Endeffekt ja entschieden, dass das bei der Bun-
desanstalt für Straßenwesen durchgeführt wird.
Es stand zeitweilig auch im Raum, dass man
nicht nur den Typ-1-Test macht, sondern dass
man auch zum Beispiel den Typ-4-Test macht,

die Verdunstungsemissionen - oder eben, dass
man die CO2-Werte mitmisst. Man hat sich dann
verständigt auf die CO2-Werte - dass die auf jeden
Fall auch mitgemessen werden.

Wie gesagt, der WLTP-Prozess war damals auch
in den, ja, Anfängen, das heißt, man konnte unter
Umständen hier auch noch zusätzliche Erkennt-
nisse gewinnen, indem man diese Zusatzmessun-
gen macht. Aber den Aspekt, den Sie angespro-
chen haben, was ja auch im UBA-Konzept drin
stand, dass in Verdachtsfällen - das muss man
hier auch betonen; im Konzept stand ja, in Ver-
dachtsfällen soll danach überprüft werden - -
Also, mir ist einmal nicht bekannt, dass das UBA
in seinen eigenen Projekten wirklich aktiv selber
nach Abschalteinrichtungen oder Zykluserken-
nungen geschaut hätte, und, ja, es ist nicht in
dem Konzept der BASt am Ende in der Leistungs-
beschreibung gewesen; da haben Sie vollkommen
recht. Es ist aber nie der Fakt gewesen, dass wir
es rausgestrichen haben. Wir haben diesen Punkt
einfach nie diskutiert.

Es wurden immer andere Dinge diskutiert, und
ich muss auch ganz klar sagen: Wir haben immer
Finanzreserven gehabt im Rahmen des Projektes.
Wir haben relativ spät erst die letzte, ja, Charge
der Pkw, die wir in die Felduntersuchung schie-
ben, festgelegt, das heißt, es war immer eine
Geldreserve während des Projektes da. Wenn ein
entsprechender Verdachtsfall aufgetaucht wäre,
wäre definitiv in der Lenkungsgruppe beschlos-
sen worden: Ja, bitte, lieber Technischer Dienst,
schaut da mal genauer nach. Das sieht doch so
aus, als wenn es hier eine unzulässige Abschalt-
einrichtung gäbe. - Aber dieser Verdacht ist nie
aufgekommen.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Können Sie uns mal kurz erklären - Sie haben ja
schon zu den Prüfzykluserkennungen was gesagt -:
Warum kann man dem Fahrzeug nicht sagen, es
steht jetzt auf einem Prüf- - ist jetzt in einer
Prüfsituation? Warum muss das das Fahrzeug
selber erkennen?

Zeuge Stephan Redmann: Also, ob das - - Ich
hatte ja eben schon das Beispiel genannt. Also, es
gibt - - Zumindest ist mir bekannt, dass es auch
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Fahrzeuge gibt, wo man gewisse Schalterkombi-
nationen machen muss, und dann wird dem
Fahrzeug das darüber quasi aktiv manuell gesagt.
Aber aus meiner Kenntnis heraus, ja, gibt es auch
die Zykluserkennung, die automatisch funktio-
niert.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also das ist nicht zwingend erforderlich. Es
könnte auch über irgendeine Tastenkombination
oder wie auch immer - -

Zeuge Stephan Redmann: Kann ich jetzt - - Wie
gesagt, also, das ist mir definitiv bekannt, dass es
in der Vergangenheit - das ist damals auch disku-
tiert worden - diese Tastenkombinationen gab.
Mehr kann ich da aber aus meiner Erfahrung her-
aus nicht zu sagen.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. - Weiteres in der nächsten Runde.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann hat das
Wort die SPD-Fraktion.

Kirsten Lühmann (SPD): Die Stimme wird immer
weniger; ich versuche es, solange sie noch funk-
tioniert einigermaßen.

Herr Redmann, Sie haben vorhin gesprochen
über das neue RDE, und ich habe mich hier noch
einmal versichert, dass uns das neu ist. Wir ha-
ben bei allen anderen Zeugen immer gehört, dass
RDE lediglich ein Prüfverfahren ist. Sie haben
jetzt gesagt, Teil von RDE wäre auch die Ver-
pflichtung der Offenlegung des Abgasreinigungs-
systems. Alle anderen Zeugen haben immer ge-
sagt: Das ist zwar unser Ziel, dass die Motorsteu-
erungssoftware offengelegt werden muss, aber
das haben wir noch nicht erreicht, weil wir da
europäisch noch keine Mehrheit für haben. - Wo
habe ich Sie falsch verstanden? Oder haben wir
alle anderen Zeugen falsch verstanden?

Zeuge Stephan Redmann: Nein, nein. Also, ich
denke, das ist ein Missverständnis, das ich auf-
klären kann. - Also, ich habe definitiv davon
gesprochen, dass das im zweiten RDE-Paket mit

eingeführt worden ist. Dass die Emissionsstrate-
gien offengelegt werden müssen: Das, denke ich,
ist der missverständliche Umstand hier.

Wir haben natürlich im zweiten Paket zu RDE
insbesondere die Konformitätsfaktoren und die
Einführungszeitpunkte und auch gewisse dyna-
mische Randbedingungen festgelegt für das RDE-
Verfahren selber. Allerdings wurde zusätzlich
noch eingeführt, dass der Hersteller seine Emis-
sionsstrategien offenlegen muss und begründen
muss. Das ist etwas, was wir in den US-Vor-
schriften heute schon haben für die Pkw, was wir
derzeit aktuell nach Richtlinienstand halt in Eu-
ropa noch nicht haben. Das ist sozusagen so eine
Art Beweisumkehr, die dann stattfindet. Der Her-
steller muss begründen, welche Strategien er ver-
wendet. Das ist heute leider nicht der Fall.

Also, das hat zusätzlich - - ist eigentlich unabhän-
gig von RDE. Man hat das Verordnungspaket II
von RDE genutzt, um diese Anforderungen mit
einzuführen. So ist es vielleicht korrekter darge-
stellt.

Kirsten Lühmann (SPD): Wenn ich Sie richtig
verstehe, ist das das, was der Verkehrsminister ja
auch schon gesagt hat, dass er das national jetzt
sofort machen wird.

Zeuge Stephan Redmann: Genau. - Das hat Herr
Minister Dobrindt im Vorgriff auf die Anwen-
dung dieser Vorschrift angeordnet gegenüber
dem KBA, ja.

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. - Dann haben
Sie mehrfach davon geredet, dass bei der jetzt
gültigen Verordnung eben es nicht möglich ist -
Sie hatten es, glaube ich, „Nebenbei-Kontrollen“
- - zu machen. Aus Ihrer Sicht: Wäre das erforder-
lich, dass man also die Kontrollbefugnisse so aus-
weitet, dass man nicht so eng gebunden ist, son-
dern eventuell auch mal ein Stück rechts oder
links, wie die Kollegin Wilms es formuliert hat - -
zu gucken? Oder sind Sie der Meinung, dass mit
Einführung von RDE das erschlagen ist und wir
dann damit alle Möglichkeiten, Prüfmöglichkei-
ten haben, um eventuelle Manipulationen aufde-
cken zu können?
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Zeuge Stephan Redmann: Ich bitte um Verständ-
nis, Frau Abgeordnete. Ich schaue gerade mal
zum Vorsitzenden, ob das eine in die Zukunft ge-
wandte Frage ist. Also, so fasse ich sie zumindest
auf. Vielleicht habe ich Sie missverstanden. Ent-
schuldigung!

Kirsten Lühmann (SPD): Ja, wir haben im Unter-
suchungsauftrag einen Punkt III. Sie haben von
Ihren Erfahrungen berichtet der Kollegin Wilms,
und da haben Sie gesagt: Es ist schwierig, wir
dürfen nur das machen, was in den Typgenehmi-
gungs- - So. Das ist eine Tatsache, dass Sie das
nur dürfen.

Und ich habe Sie jetzt gefragt: Aus Ihrer fachli-
chen Sicht: Reicht das aus Ihrer Sicht aus, dass
das so ist? - Das war ja erst mal nur eine Feststel-
lung, die Sie bei der Kollegin Wilms getroffen ha-
ben. Und diese Feststellung kann beinhalten die
Einschätzung: „Das reicht auch so aus, mehr
brauchen wir nicht, wir haben das gemacht, was
wir dürfen, und das ist auch okay so“, oder nach
Ihrer fachlichen Einschätzung müsste man diese
Möglichkeiten ausweiten, um zukünftig Manipu-
lationen, wenn sie denn auftreten, erkennen zu
können.

Vorsitzender Herbert Behrens: Kirsten, hier geht
es an zwei Stellen um die Frage nach Einschät-
zungen. Dann würde ich dich, wenn du an dieser
Stelle weitermachen möchtest - - gern konkret die
Tatsachenfrage hören wollen.

Kirsten Lühmann (SPD): Ich muss mir das für
das nächste Mal überlegen, wie ich das formu-
liere.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay.

Kirsten Lühmann (SPD): Aber irgendwie müssen
wir an unseren III mal rankommen, weil das ist
auch ein Teil dieses Untersuchungsauftrages,
dass wir uns überlegen, wie wir das zukünftig
machen wollen. Und wenn wir einen Zeugen ha-
ben, der es jetzt durchführt, der uns sagen kann,
was hat er für Erfahrungen mit der jetzigen
Durchführung und wo ist die jetzige Durchfüh-
rung mangelhaft - - Wenn ich ihn nicht fragen
darf, ob die jetzige Durchführung mangelhaft ist,

dann kann ich auch hinterher bei III nicht sagen,
was wir zukünftig ändern sollen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja, aber die Sach-
verständigenanhörungen hatten wir, und da wäre
es um solche Fragen gegangen, und jetzt müssen
wir sehen, wie mit den Ergebnissen umgegangen
worden ist bzw. welche konkreten Anhalts-
punkte wir vom Zeugen erwarten.

Kirsten Lühmann (SPD): Herr Redmann macht
aber den Eindruck eines sachverständigen Zeu-
gen, und darum frage ich ihn.

(Heiterkeit)

Vorsitzender Herbert Behrens: Das habe ich da-
mit nicht ausgeschlossen.

(Ulrich Lange (CDU/CU):
Der war zwar gut, aber

bleibt trotzdem unzuläs-
sig!)

Zeuge Stephan Redmann: Trotzdem vielen Dank.

Kirsten Lühmann (SPD): Herr Redmann, wir ha-
ben in einer Vorbereitung zu einer Sitzung des
TCMV - das ist MAT A BMVI-2-1, Ordner 60,
Seite 6 f. - - Da geht es darum, dass die Nieder-
lande darauf hinweisen, dass bei der Einführung
von Euro V es eben nicht - wir haben das auch
schon mehrfach gehört vom Kollegen Krischer -
zu diesen Absenkungen der Schadstoffbelastung
der Luft in toto, also in Gänze - - ging, wie man
hätte erwarten können, und dass die Niederlande
jetzt fragen, was man da machen könnte.

Und da ist unter anderem in dieser Vorbereitung
dargelegt, dass also weitere Verschärfungen da
auch nichts bringen würden, schließlich von III
auf V hätte das auch keinen - - weil auch der Ge-
samtverkehr ansteigt. - Und da sind also mehrere
Dinge angeführt, was man machen könnte, um
dann die Realemissionen, also die gesamte Real-
emission, zu senken.

Und da bin ich über einen - - zwei Wörter gestol-
pert. Da steht: „Feldüberwachung (Konformitäts-
überprüfung, PEMS, NTE etc.)“. - Das heißt, das
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war damals, 2010; das ist eine Vorbereitung einer
Sitzung für 2010, also augenscheinlich neu, und
danach steht: „Technische Überwachung, Anti-
Manipulation“. Gehört das zusammen, oder ist
das was Spezielles, weil es das erste Mal ist, dass
ich so was gelesen habe? „Technische - -

Zeuge Stephan Redmann: Ich kann da leider nur
die gleiche Antwort drauf geben - weil das ist das
gleiche Dokument -, -

Kirsten Lühmann (SPD): Ja.

Zeuge Stephan Redmann: - die ich anfangs schon
gegeben hatte. - Also, mir ist nicht bekannt, vor
welchem Hintergrund das damals in das Papier
reingeschrieben worden ist, und mir ist auch
nicht bekannt, dass das danach noch weiterver-
folgt worden ist. Wie gesagt, auf die anderen
Punkte hat man sich danach -

Kirsten Lühmann (SPD): Geeinigt.

Zeuge Stephan Redmann: - auch bei der Vor-
schriftenentwicklung entsprechend fokussiert.
Aber das ist zum einen teilweise nicht meine
Zuständigkeit, und, wie gesagt, ich habe auch
keine Erinnerungen mehr dran, was der Beweg-
grund war, dass das in dieser Auflistung mit auf-
genommen worden ist.

Kirsten Lühmann (SPD): Dann kommen wir zur
Untersuchungskommission. Waren Sie an der
Untersuchungskommission beteiligt? Also, wir
springen jetzt so ein bisschen.

Zeuge Stephan Redmann: Also, ich bin Mitglied
der Untersuchungskommission des BMVI; das ist
richtig, ja.

Kirsten Lühmann (SPD): Können Sie einmal
schildern, was dort Ihre Aufgabe ist und wie die
Arbeit der Kommission abgelaufen ist?

Zeuge Stephan Redmann: Also, die Untersu-
chungskommission ist ja - unter dem Vorsitz von
Herrn Staatssekretär Odenwald - besetzt unter an-
derem aus Mitarbeitern des Kraftfahrt-Bundesam-
tes, aber auch natürlich des BMVI - unter ande-
rem aus dem Referat LA 23 und LA 27 -, und wir

hatten auch eine wissenschaftliche Begleitung,
die uns entsprechend in technischen Fragen be-
raten hat.

Das Referat LA 27, muss man dazu sagen, war
seit Oktober 2015 das Koordinationsreferat des -
ich verwende diesen Begriff ungern, aber ich
denke, der hat ja auch hier Einzug gehalten - Ab-
gasskandals, und die Hauptaufgabe unseres Refe-
rates war es definitiv, alle parlamentarischen An-
fragen, alle Presseanfragen, alle Vorbereitungen
der Hausleitung vorzunehmen. Und ich war dann
sozusagen auch Bindeglied in der Untersu-
chungskommission zum Koordinationsreferat.

Ich selber - - Ich habe mir vor dieser Sitzung auch
noch einmal angeschaut, bei wie vielen Untersu-
chungskommissionssitzungen ich überhaupt teil-
genommen habe. Das war relativ begrenzt.

Kirsten Lühmann (SPD): Sie sagten, es war be-
grenzt. Die Frage ist aber: Gab es irgendwelche
Einflüsse von außen auf Sie, Ihre Arbeit in der
Untersuchungskommission betreffend - - „Ein-
flüsse von außen“ meine ich natürlich: entweder
die Akteure, die wir hier alle schon hatten, die
Deutsche Umwelthilfe oder die Automobilher-
steller.

Zeuge Stephan Redmann: Nein, also für mich
kann ich das definitiv ausschließen. Also, ich
wüsste auch nicht, dass überhaupt jemand im
Rahmen meiner Arbeit in der Untersuchungs-
kommission an mich herangetreten wäre, und ich
habe auch keine Wahrnehmungen, dass das bei
anderen Beteiligten der Untersuchungskommis-
sion der Fall war. Aber wie gesagt, das be-
schränkt sich natürlich auf meinen Wahrneh-
mungsbereich. Ich bin halt nicht jeden Tag mit
jedem zusammen.

Kirsten Lühmann (SPD): Selbstverständlich. -
Das Ergebnis dieser Untersuchungskommission
war ja durchaus, dass es auch bei anderen Fahr-
zeugherstellern zu Auffälligkeiten gekommen ist.
Da gab es ja dann diese Diskussion um die soge-
nannten Thermofenster. Wie ist die Auswahl der
Fahrzeuge - wissen Sie das? - zustande gekom-
men? Also ganz platt gefragt - zum Beispiel Opel;
da hat ja auch die Deutsche Umwelthilfe vorher
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schon Hinweise gegeben -: Haben Sie jetzt Opel
nur aufgenommen, um die Deutsche Umwelthilfe
zu befrieden, oder gab es da wirklich ein anderes
Kriterium, um die Fahrzeuge auszuwählen?

Zeuge Stephan Redmann: Da kann ich in dem
konkreten Fall leider nichts zu sagen. Ich war bei
der Fahrzeugauswahl selber nicht beteiligt.

Ja, es ist zum einen so, dass man geschaut hat,
dass man eine möglichst große Marktabdeckung
mit der Fahrzeugauswahl hat, das heißt, sowohl
aber auch deutsche als auch ausländische Her-
steller sollten überprüft werden. Und man ist,
wie Sie schon richtig angesprochen haben, wenn
man konkrete Hinweise hatte von Dritten - in
dem Fall der Deutschen Umwelthilfe, die Messer-
gebnisse vorgelegt hatten, die zumindest einen
begründeten Zweifel nahegelegt haben, dass hier
unter Umständen auch etwas nicht in Ordnung
ist - - Ich kann es nicht beschwören, aber nach
meinem Kenntnisstand - wir haben diese Unter-
suchungsergebnisse ja auch alle immer weiterge-
leitet an das Kraftfahrt-Bundesamt - sind, glaube
ich, auch einige der Fahrzeugtypen daraufhin
auch ausgewählt worden, um sie nochmals zu
untersuchen. Aber, wie gesagt, das kann ich
leider nicht beschwören, aber das müsste man
dann jemand anderes noch mal fragen.

Kirsten Lühmann (SPD): Ich habe noch eine
Frage. - Sie haben ja gesagt, Sie hatten auch wis-
senschaftliche Hilfe in Form von Herrn Professor
Wachtmeister. Wissen Sie, warum Sie diese ex-
terne wissenschaftliche - - Weil auch das KBA
hat ja nun entsprechende Fachleute; also insofern
hätten Sie ja auch den Sachverstand so gehabt.

Zeuge Stephan Redmann: Also, das ist jetzt
schwierig, darauf zu antworten.

Kirsten Lühmann (SPD): Wenn Sie es nicht wis-
sen, ist okay. Es war einfach nur eine Frage: Wis-
sen Sie es? - Und wenn Sie es nicht wissen, kön-
nen Sie es nicht sagen.

Zeuge Stephan Redmann: Dann würde ich sagen:
Ich weiß es nicht, nein. - Das ist, glaube ich, in
dem Fall einfacher, ja.

Arno Klare (SPD): Sie haben gerade, Herr Red-
mann, sehr richtig ausgeführt, dass in dieser
RDE-II-Regelung die Emissionsstrategien offenge-
legt werden müssen. Da wird ja unterschieden
zwischen der Standard-Emissionsstrategie und
der zusätzlichen. Jetzt bin ich ja Laie, Sie nicht;
Sie sind ja der sachverständige durchaus Zeuge.
Was ist jetzt damit gemeint? Weil das ist ja schon
bestehendes Recht, sozusagen. Was ist damit ge-
meint, was muss da offengelegt werden, und was
lesen Sie dann, wenn das offengelegt ist?

Zeuge Stephan Redmann: Da enden dann jetzt,
glaube ich, meine Vorschusslorbeeren, die ich er-
halten habe von der Frau Abgeordneten. Dazu
kann ich leider im Moment nichts sagen.

Wir haben das damals unterstützt, dass es mit
reinkam. Es sind, wie gesagt, exakt die gleichen
Vorschriften, die in den USA bereits Anwendung
finden. Insofern: Ich habe das damals, muss ich,
ehrlich gesagt, zugeben - das war Oktober 2015;
da hatten wir neben RDE-Verabschiedung halt
auch noch die Großbaustelle VW -, inhaltlich
nicht im Detail geprüft. Deswegen kann ich Ihnen
da auch keine näheren Erläuterungen zu geben.

Arno Klare (SPD): Sie können wahrscheinlich
allgemein dazu sagen: Das ist in der Tat Offenle-
gung von Steuerung, sprich: Software.

Zeuge Stephan Redmann: Das kann ich nicht be-
zeugen, ob das auch Bestandteil ist. Es müssen
auf jeden Fall alle Emissionsstrategien, die ver-
wendet werden, angegeben werden, erläutert
werden - und werden dann natürlich auch über-
prüft, ob sie entsprechend schlüssig sind, ja.
Wenn das im Bedarfsfall, so wie es ja auch von
unserem Minister angeordnet worden ist, bedeu-
tet, dass in eine Software Einsicht genommen
werden muss, gehe ich davon aus, dass das auch
abgedeckt ist. Das kann ich aber, wie gesagt, weil
ich das Detail nicht geprüft habe, nicht mit Si-
cherheit aussagen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gibt es noch wei-
tere Fragen von eurer Seite? - Dann möchte ich
noch mal wiederum ein Jahr zurückspringen -
vor den Abgasskandal - und beziehe mich auf ei-
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nen Artikel in der Auto Bild zum Thema „Irre-
führende Verbrauchsangaben“. Und da mussten
Sie eine Stellungnahme für Ihre Abteilungsleite-
rin abgeben, und darin heißt es, dass die Diskre-
panz zwischen den in der Typengenehmigung er-
mittelten Werten und den realen Kraftstoffver-
bräuchen „nicht vorrangig auf den NEFZ zurück-
zuführen ist“. Und an anderer Stelle:

Deutschland setzte sich daher
stets dafür ein, dass insbesondere
die zugehörigen Prüfprozeduren
mit dem Ziel der Erhöhung der
Realitätsnähe der Kraftstoffver-
brauchsangaben überarbeitet wer-
den und Toleranzen im Verfahren
eingeschränkt werden (Stichwort:
„Schlupflöcher“).

Das ist die Fundstelle BMVI-2-3, LA 27, Ordner
8, Blatt 122.

Weshalb waren Sie der Auffassung, dass die Dis-
krepanzen zwischen Prüfstandwerten und Real-
werten nicht vorrangig auf den NEFZ zurückzu-
führen sind?

Zeuge Stephan Redmann: Also, als in die Ver-
ordnung 715/2007 der Auftrag reingeschrieben
worden ist, dass der NEFZ zu überprüfen ist - -
Also, meine Erinnerung an die damalige Zeit ist,
dass dort eigentlich vorrangig der Fahrzyklus sel-
ber in der Kritik stand. Das ist, denke ich, auch
relativ offenkundig, wenn man sieht, dass der
wie mit dem Lineal gezogen ist. Das ist auch für
einen Laien, denke ich, sehr anschaulich zu se-
hen, dass der einfach die Fahrdynamiken, die im
realen Fahrzeugbetrieb auftreten, nicht abbilden
kann. Das war eigentlich der Startpunkt, dass
man gesagt hat: Der Fahrzyklus muss ersetzt wer-
den.

Wir haben uns von deutscher Seite aus sehr früh
in den Verhandlungen in Genf dafür eingesetzt,
dass das nicht das Ende der Fahnenstange sein
kann. Wir hatten damals - - Beim Umweltbundes-
amt gab es schon mit dem TÜV Nord zusammen
entsprechende Untersuchungen, es gab aber auch
eine Relevanzanalyse, die im Auftrag der Bun-
desanstalt für Straßenwesen durchgeführt wor-

den ist, wo einmal die verschiedenen Einflusspa-
rameter näher beleuchtet worden sind. Das ist na-
türlich der Zyklus, der eine Rolle spielte, was die
Diskrepanz angeht, es ist aber insbesondere auch
- das hat sich dann herausgestellt - die Testproze-
dur. Da hatte Deutschland, wie gesagt, bei den
Vereinten Nationen sehr frühzeitig darauf ge-
drängt, dass wir auch die Testprozedur überar-
beiten im Rahmen der WLTP-Arbeiten.

Und die Korrelationsarbeiten zur Einführung des
WLTP in Europa haben eigentlich auch genau
dieses bestätigt, dass wir nämlich durch den Zyk-
lus interessanterweise - das war für alle überra-
schend - gar nicht so viel Effekte erzielen, was
CO2 angeht. Was Stickoxide angeht, sieht das
Ganze natürlich anders aus, aber bezüglich CO2

haben wir gar nicht so viel Diskrepanzlücke, die
wir schließen. Das machen wir hauptsächlich
durch die Testprozedur, indem wir ein repräsen-
tativeres Fahrzeug in Zukunft testen werden,
zum Beispiel.

Beim NEFZ ist es noch so: Das ist quasi das leich-
teste Fahrzeug, was Sie sich vorstellen können,
ohne jegliche Sonderausstattung. Während beim
WLTP halt zum Beispiel zukünftig das Fahrzeug
beladen getestet wird, mit allen Ausstattungs-
merkmalen! Das heißt, wir werden einen indivi-
duellen CO2-Wert erhalten mit WLTP, wirklich
so, wie das Fahrzeug vom Band rollt, mit der
Ausstattung. Ob Sie da jetzt Ledersitze drin ha-
ben, die 5 Kilo mehr wiegen und einen Einfluss
auf CO2 haben: Das wird alles berücksichtigt zu-
künftig mit dem WLTP. Darauf ist zurückzufüh-
ren, dass wir gesagt haben: Es ist nicht nur der
Zyklus.

Man muss hier aber auch direkt erwähnen: Da
hat sich Deutschland auch zusammen mit Frank-
reich sehr früh im europäischen Prozess dann für
eingesetzt, dass wir da eigentlich auch nicht ste-
hen bleiben dürfen, bei der Zyklusüberarbeitung
und der Testprozedur, sondern dass die admi-
nistrativen Vorschriften insbesondere auch über-
arbeitet werden müssen, um die Schlupflöcher -
Sie hatten es eben erwähnt - zu schließen, das
heißt, Toleranzbereiche, die von Herstellern legal
ausgenutzt werden können, zu schließen und den
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CO2-Wert auch näher an die Realität heranzufüh-
ren.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und was habe ich
mir unter dem Begriff, der von Ihnen verwendet
worden war, der Schlupflöcher dann - - zu ver-
stehen?

Zeuge Stephan Redmann: „Schlupflöcher“ ist in
dem Zusammenhang, wie ich es gerade schon an-
gedeutet hatte, dass es eben Auslegungsspiel-
räume in der Vorschrift gibt; die sind eklatant
beim NEFZ. Das hat sich dann insbesondere auch
im Rahmen der WLTP-Arbeiten herausgestellt.
Mir haben sogar einige Hersteller gesagt, dass da
noch Auslegungsspielräume waren, die ihnen
selber noch nicht bekannt waren, die dann im
Rahmen der Überarbeitung der Prüfvorschriften
aufgefallen sind, Dinge wie, dass die Bremsbeläge
zurückgestellt werden können während der Aus-
rollung.

Sind alles Dinge, die Möglichkeiten sind, weil sie
nicht verboten sind, und die wir aber - - Diese
Lücken oder diese Schlupflöcher haben wir im
Rahmen des WLTP jetzt geschlossen, in der Hoff-
nung, dass wir fast alle geschlossen haben. Voll-
kommene Sicherheit werden wir sicherlich nie
haben.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja. - Sie hatten
eben grad den neuen WLTP angesprochen. Hat-
ten Sie sich auch Gedanken darüber gemacht,
welche Toleranzen im neuen WLTP-Verfahren le-
gal zulässig sind, und wie haben Sie das begrün-
det?

Zeuge Stephan Redmann: Also, wir haben ver-
sucht, die Toleranzen, weil wir ja gerade den Be-
griff „Schlupflöcher“ hatten, soweit es irgendwie
geht, einzuschränken. Toleranzbereiche muss
man immer haben; das geht gar nicht anders,
wenn man aus technischer, wissenschaftlicher
Sicht da rangeht, so eine Prüfprozedur festzule-
gen, weil einen exakten Wert wird man nie ein-
stellen oder prüfen können; das wird nicht funk-
tionieren.

Aber wir haben versucht, die Toleranzen, die das
Verfahren hat - - Zum Beispiel im Temperaturbe-
reich oder bei der Ausrollung der Fahrzeuge gab
es sehr viele Möglichkeiten für die Hersteller, das
in ihrem Sinne zu optimieren, noch im legalen
Bereich zu sein. Das, wie gesagt, haben wir ent-
sprechend versucht einzuschränken, sowohl bei
dem Messequipment - hier haben wir auch auf
die US-Vorschriften entsprechend zurückgegrif-
fen - als auch insbesondere bei den anderen, ja,
Toleranzbereichen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann würde ich
schon mal einsteigen in den nächsten Themen-
komplex. Aber dann wird es erst mal zunächst
für eine Frage nur reichen, und zwar die Verab-
schiedung des ersten Verordnungspakets zu
Euro 6/RDE und die Lobbyarbeit. In den Akten
findet sich ein von Ihnen verfasster Sachstands-
bericht vom 18. März 2015 an Staatssekretär
Odenwald zur Abstimmung des ersten RDE-Pa-
kets am 24. März 2015. Und darin heißt es:

… der europäische Automobilher-
stellerverband (ACEA) [betreibt]
weiterhin intensive Lobbyarbeit
und drängt auf nicht mehrheitsfä-
hige Detailänderungen sowie noch
nicht diskutierte Vorfestlegungen
bzgl. Inhalten des 2. Verordnungs-
pakets …

Das ist die Fundstelle BMVI-2-1, Aktenzeichen
LA 27/7353.5/3-2-RDE, Ordner 67, Blatt 16. Was
ist unter dem Begriff „intensive Lobbyarbeit“ des
ACEA zu verstehen?

Zeuge Stephan Redmann: Also, die intensive
Lobbyarbeit, die ich damals wahrgenommen
habe, ist, dass Positionspapiere von ACEA, dem
europäischen Automobilherstellerverband, ver-
schickt worden sind. Die Positionen, die darin
vertreten worden sind - wie Sie ja schon hier zi-
tiert haben - waren quasi diametral, zumindest in
einigen Aspekten, zu dem, was wir als Bundesre-
gierung für Vorstellungen hatten. Nichtsdesto-
trotz waren wir in einer Situation, als die Diskus-
sionen im TCMV anfingen - - Man muss sich ja
vergegenwärtigen: Die Diskussionen zu RDE fan-
den zunächst einmal in einer technischen Ar-
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beitsgruppe statt. Das Verfahren musste entwi-
ckelt werden. Irgendwann wurde das Ganze auf
die politischere Ebene gehoben, das heißt: Kom-
missionen mit den Mitgliedstaaten in dem Aus-
schuss TCMV. Und dort waren dann Mitglied-
staaten auch vertreten, die halt die technischen
Vordiskussionen nicht mitbekommen haben. Das
heißt, es gab zum einen erst mal sehr viele Fra-
gen, die gestellt worden sind, sehr viele Vorbe-
halte, weil einfach das Wissen aus der Entwick-
lungsarbeit der letzten zwei/zweieinhalb Jahre
fehlte. Zum anderen sind dort aber natürlich
auch sehr viele Mitgliedstaaten, die Hersteller-
standorte haben. Das sind natürlich die Mitglied-
staaten, die dann natürlich vorrangig auch von
ACEA angesprochen werden. Und jeder Mitglied-
staat muss natürlich, wenn er sich im TCMV po-
sitioniert, einen eigenen Abwägungsprozess vor-
nehmen, was den Kommissionsvorschlag angeht,
ob man eher in Richtung Umwelt tendiert, in
dem Fall halt Luftqualität und Gesundheit der
Mitbürger, oder ob man eher in Richtung Schüt-
zen des Wirtschaftsstandortes geht. Bei uns in
Deutschland war die Ausrichtung relativ klar. Es
gab allerdings sehr viele Mitgliedstaaten, die
dann doch Positionen eingenommen haben - ich
sagte ja schon: unsere Position war relativ dia-
metral in sehr vielen Aspekten zur ACEA-Posi-
tion -, die die Vorbehalte bzw. Bedenken von
ACEA aufgegriffen haben im TCMV. Das verstehe
ich unter Lobbyarbeit. Und das war das Problem,
dem man sich auch stellte. Das ist kein Vorwurf
an diese Mitgliedstaaten, nicht, dass ich da falsch
verstanden werde. Aber das war halt die Situa-
tion, der man sich da stellen musste, dass ein
Kommissionsvorschlag, von dem wir von deut-
scher Seite aus eigentlich nie weit entfernt wa-
ren, nicht mehrheitsfähig sein könnte im TCMV.
Das war so der Grundtenor, den ich versucht
habe meinem Staatssekretär in diesem Vermerk
damals zu übermitteln, ja.

Vorsitzender Herbert Behrens: Danke schön. -
Das Wort ist bei der CDU/CSU-Fraktion.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, Herr Redmann,
dann setze ich jetzt doch auch an diesem Punkt -
Einfluss oder Beteiligung oder Gespräche mit der
Automobilindustrie - fort. In einem Hintergrund-
vermerk vom 2. September 2014 - MAT A BMVI-

2-3, Referat LA 27, Ordner 34, Seite 166 - führen
Sie aus, dass die Automobilindustrie bei den Ar-
beiten zur Entwicklung eines Prüfverfahrens mit
portabler Messtechnik, PEMS, dem ersten RDE-
Paket, RDE-LDV, von Beginn an eng eingebunden
war, sowohl auf EU- als auch auf nationaler
Ebene. Da würde uns natürlich schon interessie-
ren, wie diese Einbindung konkret erfolgte, auch,
wer von der Automobilindustrie da eingebunden
war, ob Sie bei diesen Gesprächen selber regel-
mäßig teilgenommen haben und ob bei diesen
Gesprächen quasi - ja, wie soll ich sagen? - eine
Art von Vereinbarung getroffen wurde oder ob
die Gespräche lediglich ein Informationsaus-
tausch oder die Beschaffung einer - ja, wie soll
ich sagen? - Informationshintergrundbasis waren?

Zeuge Stephan Redmann: Gut, ich versuche mal,
zu beginnen. Ich denke, es wird darauf hinaus-
laufen, Herr Abgeordneter, dass Sie wahrschein-
lich am Ende noch mal Nachfragen stellen, weil
ich es wahrscheinlich nicht in der Komplexität
komplett beantworten werde.

Wie war die Automobilindustrie eingebunden?
Also, im europäischen Kontext - das hatte ich ja
bereits erwähnt - gab es eine Expertengruppe der
Europäischen Kommission, die sogenannte RDE-
LDV. Das war eine offene Gruppe, das heißt, dort
war natürlich auch Automobilindustrie vertreten,
es waren aber auch Trans & Environment, andere
Organisationen und eben auch Mitgliedstaaten
vertreten. Das darüber liegende Gremium TCMV,
wie gesagt, ist nur der Kommission und den Mit-
gliedstaaten vorbehalten; hier sind keine Dritten
anwesend.

Auf nationaler Ebene haben wir natürlich auch
Fachgespräche mit der Automobilindustrie ge-
führt, haben entsprechende Anhörungen - - wo-
bei nein, das hatte eigentlich weniger Anhö-
rungscharakter, auch wenn das der formelle Be-
griff ist. Man hört ja, dass eigentlich auch Fakt
ist, dass wir die Positionen der Industrie ange-
hört haben; aber man hat sich schon unterhalten
über die technischen Fachkomplexe. Das hat ein-
mal stattgefunden. Das war eher auf Fachebene,
das heißt ich und meine entsprechenden Kolle-
gen aus den Ressorts plus noch die nachgeordne-
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ten Behörden oder Technischen Dienste - es wa-
ren, glaube ich, unterschiedliche Besetzungen -,
und von Automobilherstellerseite waren, glaube
ich, fast alle deutschen Automobilhersteller und
in der Regel auch der VDA mit vertreten. Das war
dann ab einem gewissen Punkt, wo es dann auch
entsprechend politischer geworden ist, wo auch
diese entsprechende Blockadesituation, die ich
eben geschildert hatte, obwohl ich den Begriff
noch nicht benutzt hatte, eintrat. Auf Brüsseler
Ebene fanden dann auch Gespräche Automobil-
hersteller bzw. VDA mit dem BMVI und den Res-
sorts auf höherer Ebene statt. Es gab damals wohl
Kontakte auf Staatssekretärsebene, das Übliche,
was man macht, wenn man sich mit der Thema-
tik vielleicht noch nicht ganz auseinandersetzen
will: Man delegiert es erst mal so weit runter, wie
es möglich ist. Fachebene ging nicht; insofern
hatten damals, so war zumindest mein Verständ-
nis, dann auf Unterabteilungsleiterebene die ent-
sprechenden Gespräche stattgefunden.

Gab es dort Vereinbarungen? Da müsste man viel-
leicht noch mal konkrete Sitzungen benennen.
Ich würde es jetzt erst mal verneinen. Natürlich
haben wir in diesen Runden, wenn ich jetzt auf
der höheren Ebene bin - das waren Gespräche mit
Herrn Dr. Eichhorn, mit dem technischen Ge-
schäftsführer vom VDA -, die Positionen ausge-
tauscht. Die Positionen der Bundesregierung wa-
ren hier eigentlich immer relativ klar. Insofern
gab es hier eigentlich keine Vereinbarungen zu
treffen. Der VDA hat auch seine Positionen klar-
gemacht. Gleichwohl haben wir natürlich auch
unsere Position deutlich gemacht, dass wir an ei-
ner schnellen Verabschiedung in Brüssel interes-
siert sind. Insofern war eigentlich beiden Seiten
daran gelegen, dass man relativ schnell in techni-
schen Details zur Einigung kommt - das sind
dann vielleicht solche Vereinbarungen, die man
treffen kann -, um eben ein Gesamtpaket zu ha-
ben, was in Brüssel mehrheitsfähig ist, ja. Aber
ich würde hier nicht wirklich von Vereinbarun-
gen in dem Sinne sprechen, wie man es vielleicht
üblicherweise benutzt.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Gut, vielleicht ist das
Wort „Vereinbarungen“ ja auch bewusst sehr
scharf gewählt, sondern nennen wir es mal eine
lose Abstimmung dessen, was möglich oder nicht

möglich ist. Bei den Erfordernissen, die die Auto-
mobilindustrie als ihre Position, also Position der
Automobilindustrie, benannt hat: Konnten Sie
die auf die tatsächliche Notwendigkeit oder Plau-
sibilität überhaupt überprüfen, bzw. mit welchen
Kriterien oder mit welchen Möglichkeiten haben
Sie hier Hinterfragungen, Prüfungen vorgenom-
men? Und inwiefern - ja, vielleicht eine gewisse
Abschätzungsfrage; aber ich glaube, man kann sie
schon im Kontext stellen - war das dann auch im
Zusammenhang mit der Prüfung sachdienlich?

Zeuge Stephan Redmann: Es gab ja verschiedene,
ich hatte ja schon angedeutet: teils diametrale,
Forderungen seitens der Automobilindustrie oder
Vorstellungen, wie denn das RDE-Paket aussehen
muss. Das fing an damit, dass unsere Vorstellung
war, um möglichst schnell vorwärtszukommen,
dass wir zunächst die Testprozedur verabschie-
den, im zweiten Schritt dann die Konformitäts-
faktoren entsprechend festlegen, während ACEA
zu dem Zeitpunkt noch, auch mit der Unterstüt-
zung vom VDA, in die Richtung ging, man sollte
ein komplettes RDE-Paket festlegen, was bereits
alle Elemente enthält. Das haben wir damals defi-
nitiv nicht unterstützt, das hätte den gesamten
Prozess verzögert. Das war so ein Punkt, den wir
vermittelt haben, wo dann auch eine Vereinba-
rung getroffen worden ist, wenn man das so nen-
nen darf, indem der technische Geschäftsführer
damals in dem Gespräch mit den Ressorts gesagt
hat: Ja, das würde von VDA-Seite aus - ich be-
nutze mal das Wording - mitgetragen werden.

Es gibt sicherlich auch andere Punkte diametral,
wo man dann eher auch eine technische Einschät-
zung braucht, weil Sie das ja angesprochen hatten,
Herr Abgeordneter. Das ist zum Beispiel der Tem-
peraturbereich - wobei Temperaturbereich, da
sind wir, glaube ich, im technischen, aber auch im
politischen Bereich bereits. Hier hatten wir auch
relativ diametrale Ansichten, Automobilindustrie
und Bundesregierung. Wir hatten uns von vorn-
herein immer dafür eingesetzt, dass ein möglichst
breiter Temperaturbereich durch RDE abgedeckt
wird, bis minus 7 Grad. Es gab Vorstellungen
seitens der Automobilindustrie - ich weiß nicht
mehr, ob es VDA oder ACEA vorgebracht hatte -,
dass der Bereich, in dem kontrolliert werden soll,
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erst über 0 Grad beginnt. Der sogenannte modera-
te Temperaturbereich sollte sogar bei 9°C liegen.
Das war also für uns überhaupt nicht verhandel-
bar. Das ist dann sicherlich eine Sache, die man
technisch auch noch mal rückkoppelt. Vielleicht
beantwortet das jetzt Ihre Frage: Welche Rück-
kopplungen hat man vorgenommen? - Indem
man natürlich in die RDE-LDV-Gruppe geht. Das
war eigentlich für uns die maßstäbliche Gruppe.
Wir haben natürlich die Expertise uns national
dazu geholt, von Technischen Diensten, von un-
seren nachgeordneten Behörden; aber für uns war
es immer wesentlich, dass wir auch ein gemein-
sames Verständnis mit den Experten der europäi-
schen Ebene, zum Beispiel der Niederlande, von
JRC, also dem Institut der Europäischen Kommis-
sion, auch haben. Das heißt, wenn dort ein tech-
nischer Vorschlag war vonseiten der Automobil-
industrie, dann war diese Rückkopplung - ist es
ein vernünftiger Vorschlag, ja oder nein? - aus
unserer Sicht immer erforderlich. Und, wie ge-
sagt, der Bereich Temperaturen war definitiv
auch ein politischer Aspekt, weil es nicht akzep-
tabel war, dass wir den Minustemperaturbereich
aussparen werden.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Sie haben ja schon ge-
sagt: Es kam dann der politische Bereich bzw. das
Verlagern auf höhere Ebene. - Haben diese Gesprä-
che dann auf dieser höheren Ebene zu einer Neu-
oder anderen Bewertung geführt als das, was Sie
in dem Sinne eingebracht hatten, bzw. blieben die
unterschiedlichen Auffassungen - wie soll ich sa-
gen? - letztlich bestehen?

Zeuge Stephan Redmann: Also, in den fachli-
chen Details, nein, gab es keinerlei neue Bewer-
tungen. Es gab auch keinerlei Vorgaben der Haus-
leitung, dass wir uns dort bewegen sollten. Die
deutschen Positionen, so wie wir sie von Anfang
an eingebracht hatten in den europäischen Pro-
zess, sind hier eigentlich aus meiner Sicht nahezu
komplett aufrechterhalten worden. Die Tatsache,
der man sich allerdings natürlich stellen musste,
sind die Diskussionen, die halt im TCMV statt-
gefunden haben. Das heißt, am Ende hilft es
nichts, wenn wir als Deutschland unsere Vorstel-
lungen einbringen im TCMV, finden dafür aber
keinerlei Mehrheiten. Ich hatte eben schon gesagt,

dass es durchaus Mitgliedstaaten gab, die im Ab-
wägungsprozess des Verordnungsvorschlages
nicht unbedingt zu sonderlich umweltfreundli-
chen Ansichten gekommen sind. Das ist diesen
Mitgliedstaaten natürlich unbenommen. Aber
dieser Tatsache muss man sich natürlich stellen.
Das waren dann die einzigen Punkte, wo Deutsch-
land dann im Verlauf der Verhandlungen - Europa
auch - mit dem Ziel, Mehrheiten zu finden, mit
dem Ziel, RDE überhaupt abstimmungsfähig zu
machen - - Es gab teilweise wirklich Momente, wo
ich befürchtet hatte, dass uns das ganze Vehikel
vor die Wand fährt, was dann zu Verzögerungen
von mehreren Jahren geführt hätte bei der RDE-
Einführung. Das waren dann Kompromisse, die
man eingehen musste. Ich würde aber nicht
sagen, dass das Kompromisse waren - zumindest
war das nicht meine Wahrnehmung -, die
aufgrund von Interventionen direkt bei unserem
Hause stattgefunden haben, sondern man musste
sich einfach den Realitäten in Brüssel auch
stellen.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Also, dann fasse ich
das an der Stelle zusammen, dass die Bewegung
über Europa im TCMV kam, und nicht durch die
Hausleitung, durch diese Gespräche, durch die
Automobilindustrie direkt?

Zeuge Stephan Redmann: Ist zumindest meine
Wahrnehmung, ja.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Dann gebe ich nach
dieser Runde weiter und bin dann nachher wie-
der dran.

Stellvertretender Vorsitzender Oliver Krischer:
Okay, dann als Nächste die Linksfraktion. Her-
bert.

Herbert Behrens (DIE LINKE): Ja, Herr Redmann,
Sie hatten vorhin eingeführt auf meine Frage,
was unter intensiver Lobbyarbeit zu verstehen
war, dass es insbesondere darum ging, Positions-
papiere einzubringen und Stellungnahmen abzu-
geben. Habe ich Sie da richtig verstanden?

Zeuge Stephan Redmann: Ja.
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Herbert Behrens (DIE LINKE): Können Sie sich
noch erinnern, was Gegenstand dieser Positions-
papiere gewesen war? Welche Gründe trug der
ACEA vor für Detailänderungen, die dort gefor-
dert worden sind?

Zeuge Stephan Redmann: Ich muss ehrlich geste-
hen, dass ich die ACEA-Papiere quasi nie im De-
tail gelesen habe, insbesondere nicht, wenn sie
einen Tag vor dem TCMV verteilt worden sind.
Wo eine deutsche Position schon entsprechend
abgestimmt war, hat mich das ACEA-Papier, ehr-
lich gesagt, nicht mehr interessiert. Der zweite
Aspekt Ihrer Frage, Entschuldigung, den habe ich
jetzt gerade - -

Herbert Behrens (DIE LINKE): Das bezog sich auf
die Gründe, die dort vorgetragen worden waren.

Zeuge Stephan Redmann: Ja, gut.

Herbert Behrens (DIE LINKE): Und war es nach
Ihrem damaligen Wissensstand so, dass es einem
Hersteller nach dem aktuellen Stand der Technik
möglich war, den Vorgaben des neuen Prüfver-
fahrens zu entsprechen, diesen neuen Vorgaben
nachzukommen?

Zeuge Stephan Redmann: Dazu kann ich leider
nach meiner Expertise keine Einschätzung abge-
ben. Also, im Vorfeld einer Verordnung, muss
man sagen, wird ja immer ein sogenanntes Im-
pact Assessment erstellt. Das ist für die Verord-
nung 2007, denke ich, irgendwann im Jahr 2005
erstellt worden. Das heißt, dort hat man entspre-
chende Abwägungen vonseiten der Kommission
getroffen. Man hat geschaut, welche Technolo-
gien verfügbar sind. Die Kommission muss sich
natürlich rechtfertigen, ob die Grenzwerte, die sie
vorschlägt, technisch überhaupt machbar sind in
dem Zeitraum, den sie vorschlägt. Ich habe die-
ses Impact Assessment selber nicht mehr in Erin-
nerung. Aber wie gesagt, das wird üblicherweise
im Vorfeld eines Verordnungsvorschlages vonsei-
ten der Kommission geprüft und vorgelegt.

Herbert Behrens (DIE LINKE): Dann beziehe ich
mich auf das Material BMVI-2-1, Aktenzeichen
LA 27/7353.5/3-2-RDE, Ordner 67, Blatt 16. Da

geht es darum, dass dynamische Randbedingun-
gen in das erste RDE-Paket aufgenommen worden
sind. Warum war das so? Können Sie sich daran
erinnern?

Zeuge Stephan Redmann: Das muss in dem Fall
entweder ein Missverständnis in der Akte sein, -

Herbert Behrens (DIE LINKE): Okay.

Zeuge Stephan Redmann: - weil die dynami-
schen Randbedingungen sind in das erste RDE-
Paket definitiv nicht aufgenommen worden. Das
war einer der Streitpunkte mit dem VDA gewe-
sen. Die Automobilhersteller hatten darauf ge-
drängt, dass das bereits in das erste Papier aufge-
nommen wird. Das war unstrittig in der Exper-
tengruppe RDE-LDV, dass wir die dynamischen
Randbedingungen noch mal etwas anpassen müs-
sen, um ganz extreme Situationen halt auszu-
schließen. Allerdings war die Position der Bun-
desregierung hier ganz klar, dass das dann im
zweiten Verordnungspaket, nämlich zusammen
mit der Festlegung der Einführungszeiträume und
mit der Festlegung der Konformitätsfaktoren - -
weil das sind sozusagen so eine Art kommuni-
zierende Röhren. Wenn ich nämlich die dynami-
schen Randbedingungen zu stark anziehe bzw.
weniger dynamische Randbedingungen erlaube,
müsste ich natürlich auch den Konformitätsfak-
tor entsprechend schärfer machen. Deswegen war
unsere Begründung, dass wir das nur im Zusam-
menhang diskutieren wollen. So ist es dann im
Endeffekt auch verabschiedet worden. Es gab ein
Bekenntnis der Europäischen Kommission inner-
halb der Verabschiedung des ersten Paketes, dass
im zweiten Paket die dynamischen Randbedin-
gungen eingeführt werden sollen. Das ist unter
anderem Steigung, das heißt kumulierte Höhen-
meter; darüber ist das abgebildet worden, um
eben zu vermeiden, dass als RDE-Teststrecke un-
repräsentative, extreme Strecken ausgewählt wer-
den, die halt nur Steigungen beinhalten.

Herbert Behrens (DIE LINKE): Ja, ich lese hier in
meinen Unterlagen, dass da die Aufnahme pas-
siert sei. Wir können noch mal eben schauen, ob
das tatsächlich das erste Paket war. Hier ist er-
wähnt, dass es ein ausgesprochenes Missfallen
des BMVI gegeben habe. Das ergibt sich aus der
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Akte, die ich eben zitiert hatte, auf Blatt 16 und
Blatt 23 und 24, wo eben auch, neben den dyna-
mischen Randbedingungen, die Höhe der Konfor-
mitätsfaktoren in das Paket aufgenommen wor-
den ist.

Zeuge Stephan Redmann: Dann würde ich jetzt
doch darum bitten, dass man mir das Papier viel-
leicht vorlegt, weil es passt für mich immer noch
nicht zusammen. Irgendein Missverständnis
scheint da zu sein.

Herbert Behrens (DIE LINKE): Okay, dann müs-
sen wir das Original vorlegen, ja. - Ist noch nicht
das richtige? - Gut, wir schauen eben, ob das das
Papier ist, auf das ich mich beziehe.

(Dem Zeugen werden Un-
terlagen vorgelegt)

Zeuge Stephan Redmann: Ich habe jetzt beide
Dokumente vor mir. Wenn Sie jetzt vielleicht
noch mal die Frage vortragen könnten, dass ich
es direkt abgleichen kann.

Herbert Behrens (DIE LINKE): Ja. - Also, es geht
darum, zu erfahren, warum dynamische Randbe-
dingungen und auch die Höhe der Konformitäts-
faktoren in das erste RDE-Paket aufgenommen
worden sind, obwohl es ausgesprochenes Miss-
fallen des BMVI gegeben hat. So sind hier meine
Notizen.

Zeuge Stephan Redmann: Also, die dynamischen
Randbedingungen sind - - Ich habe die Seite jetzt
hier gerade offenliegen, das ist ja die Seite 12 aus
der Amtsblattverlautbarung vom 31.03.2016. Da
gibt es den Punkt 5.3: „Dynamische Bedingun-
gen“. Hier sind die dynamischen Bedingungen
allerdings noch nicht näher spezifiziert. Also, die
Festlegung der dynamischen Bedingungen heißt
zum Beispiel, dass für die kumulierte Höhe wirk-
lich eine konkrete Zahl festgelegt worden ist,
dass die Beschleunigungswerte konkret festgelegt
worden sind. Das ist alles dann erst im zweiten
RDE-Verordnungspaket passiert. Das heißt, hier
ist im ersten Paket diese Willensbekundung pas-
siert, die ich eben auch ansprach, dass die Euro-
päische Kommission sich bereit erklärt hat, weil

es auch allseits anerkannt war, dass das notwen-
dig ist und dass das gemacht werden muss, die-
ses im zweiten RDE-Paket zu regeln. Aber die
konkrete Festlegung der dynamischen Randbe-
dingungen hat dann erst im zweiten RDE-Paket
stattgefunden.

Herbert Behrens (DIE LINKE): Jetzt wird Ihnen
noch mal das richtige Papier vorgelegt.

(Dem Zeugen werden er-
neut Unterlagen vorgelegt)

Zeuge Stephan Redmann: Ach so.

(Heiterkeit)

Herbert Behrens (DIE LINKE): Dann kommen wir
der Sache vielleicht näher. - Nein, dann ist das
doch nicht - - Gut, Sie hatten eben erwähnt, dass
dort nicht aufgenommen waren die richtigen
Bedingungen, sondern diese erst im zweiten
RDE-Paket aufgenommen worden sind. Aber da
hat es keinen Dissens gegeben, diese Dinge aufzu-
nehmen?

Zeuge Stephan Redmann: Nein, also das wurde,
wie gesagt, in der technischen Gruppe diskutiert;
da gab es auch keinen Dissens vonseiten Trans-
port & Environment zum Beispiel. Das waren
Punkte, die waren unstrittig nach meiner Wahr-
nehmung, dass diese noch festgelegt werden.
Aber wie gesagt, es stand halt im Zusammenhang
auch mit der Höhe der Konformitätsfaktoren. In-
sofern hatten wir uns dafür ausgesprochen, dass
eine Festlegung erst im zweiten Verordnungspa-
ket erfolgen sollte.

Stellvertretender Vorsitzender Oliver Krischer:
Okay, danke. - Dann ist jetzt die SPD dran. -
Keine Fragen? - Dann - - Die Kollegin ist jetzt
gerade draußen, sich etwas zu essen holen.

(Ulrich Lange (CDU/CSU):
Die Schlange ist lang da

draußen!)

Zeuge Stephan Redmann: Ich könnte auch anbie-
ten, bis die Abgeordnete Frau Wilms wieder da
ist, kurz die Toilette aufzusuchen, wenn das zur
Überbrückung helfen würde.
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Stellvertretender Vorsitzender Oliver Krischer:
Dann machen wir eine kurze Pause. Also fünf
Minuten Pause, Toilettenbesuche und aufessen.

(Unterbrechung von 20.53
bis 20.59 Uhr)

Vorsitzender Herbert Behrens: Sind wir wieder
so weit komplett, dass wir fortsetzen können? -
Ja.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Dann fange ich mal an. Herr Redmann, ich kom-
me noch mal auf diese ganze RDE-Gesetzgebung
zurück. Da finden wir in den Akten irgendwie
den Begriff „Temperaturkontrollbereich“. Was
steckt da eigentlich hinter? Können Sie uns das
mal kurz, aber wirklich kurz, erläutern, und
warum sich eine Einigung da so als schwierig
oder zumindest zeitintensiv herausstellte?

Zeuge Stephan Redmann: Ja, vielen Dank für die
Frage. Ich versuche es diesmal wirklich kürzer.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wirklich kurz, sonst würge ich Sie ab.

Zeuge Stephan Redmann: Ja, ich weiß. Ich habe
Ihnen leider eben zu viel Ihrer Fragezeit ge-
stohlen. Entschuldigung! - Temperaturkontrollbe-
reich: Das Anliegen über RDE ist ja, dass wir die
normalen Betriebsbedingungen spezifizieren, wie
sie überprüft werden sollen. Der Temperaturbe-
reich, der vorgesehen ist, ist hier von 35 Grad bis
minus 7 Grad. Wie ich eben schon sagte: Die Vor-
stellungen seitens der Automobilindustrie waren
hier definitiv andere gewesen. Aber auch in den
Verhandlungen in Brüssel muss man natürlich
berücksichtigen, dass wir nordische Länder ha-
ben, für die die tiefen Temperaturen sicherlich
wichtiger sind, und doch dann eher die am Mit-
telmeer angesiedelten Länder, die halt sagen:
Also minus 7 Grad, Entschuldigung, da müssen
wir nichts mehr kontrollieren; da haben wir
keine Luftqualitätsprobleme mit diesen Randbe-
dingungen. - Das war die Schwierigkeit, sich dort
irgendwo auf einen entsprechenden Bereich zu
verständigen, einfach die unterschiedlichen An-
sichten auch im Rahmen des TCMV der verschie-

denen Mitgliedstaaten. Aber ich denke, wir ha-
ben hier einen sehr guten, tragfähigen Kompro-
miss gefunden, der die tieferen Temperaturen ab-
deckt, aber zunächst in einer Zwischenstufe den
mediterranen Ländern entgegenkommt und noch
nicht bis minus 7 Grad runtergeht, sondern das
erst in der finalen Stufe macht. Ich glaube, das
war Ihre Frage.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke. - Dann komme ich mal zu einem anderen
Punkt, den wir auch schon bei anderen Zeugen-
befragungen heute hatten: Transferfunktion, auch
in Zusammenhang mit RDE. Da wartete der VDA
ja Mitte 2015 mit einem Vorschlag zur Transfer-
funktion auf. Haben Sie diesen Vorschlag irgend-
wie in die Hausleitung transportiert? Ist das über
Sie gelangt, haben Sie den in die Hausleitung
transportiert? Wie ist das gekommen? Sind die
direkt an die Hausleitung rangegangen?

Zeuge Stephan Redmann: Also, es müsste defini-
tiv in den Akten hinterlegt sein. Ich kann im Mo-
ment nicht sagen, ob das erstmalig in einem der
Fachgespräche, die ich eben angesprochen hatte,
erwähnt worden ist oder ob das an die Hauslei-
tung herangetragen worden ist. Das kann ich im
Moment leider nicht sagen; das müsste aber in
den Akten hinterlegt sein.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke. - Dann habe ich noch eine andere Frage;
da kommen wir jetzt mal auf eine E-Mail, die Sie
schreiben. Am 22.10.2015 schreiben Sie eine
Mail an Herrn Zielke - das ist MAT A, BMVI-2-1,
Ordner 75 von 79, Seite 213. In der heißt es - ich
zitiere mal -:

So langsam werde ich echt
sauer…

Originalzitat. - Da äußern Sie sich verärgert dar-
über, was der VDA da will, nämlich die Einbezie-
hung von Partikelanzahl in Realemissionen zu
verhindern. Wie ist das eigentlich ausgegangen
mit Herrn Zielke? Wie hat Herr Zielke darauf rea-
giert?

(Heiterkeit)
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Zeuge Stephan Redmann: Also, die Antwort von
Herrn Zielke kann ich leider nicht mehr wieder-
geben. Wie das Verfahren ausgegangen ist, dazu
kann ich - -

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Die war so heftig, dass Sie es nicht mehr können
oder auch nicht wollen hier zu Protokoll?

Zeuge Stephan Redmann: Nein, nein, nein. Das
ist sicherlich eine Sprache, die ich im normalen
Amtsgebrauch nicht verwende. Dass das jetzt in
den Akten war, verwundert mich auch gerade ein
wenig, aber gut. Also, mit Herrn Zielke ist alles
gut ausgegangen, mit meinem direkten Vorgesetz-
ten, und was das Verfahren angeht: Das steht jetzt
halt in Brüssel erst zur Abstimmung. Insofern
kann ich da leider nichts weiter zu sagen.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gibt es eigentlich eine klare Position innerhalb
des BMVI, wie mit solchen Ersuchen von Herstel-
lern umzugehen ist? Wie gehen Sie damit um,
wenn so was in solchen Verhandlungen in
Europa in Gang kommt?

Zeuge Stephan Redmann: Also, eine klare Rege-
lung gibt es hier nicht, nein, also zumindest
nicht, dass es mir bekannt wäre. Das entscheide
ich immer. Wenn ein Hersteller an mich heran-
tritt, entscheide ich das immer nach eigenem Er-
messen, dass ich die Ressortkollegen involviere
oder dass man eben, wie ich eben schon sagte, an
die Brüsseler Gruppe herantritt und das auch
noch mal mit Kollegen im Ausland, mit anderen
Experten eruiert, was von den Vorschlägen zu
halten ist, oder ob das für mich ein Vorschlag ist,
wo ich schon abschätzen kann, dass der in dem
politischen Willensfindungsprozess am Ende auf
europäischer Ebene zu Problemen führen kann.
Dann ist das der Punkt, wo ich entscheide, ent-
weder meinen Unterabteilungsleiter oder zum
Beispiel auch den Herrn Staatssekretär zu infor-
mieren über eine Vorlage.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wenn Sie den Herstellern antworten müssten,
muss so etwas mit Ihrem Vorgesetzten abgespro-
chen werden? Wie läuft das? Wie ist da der Weg?

Zeuge Stephan Redmann: Wie ich gerade schon
versucht habe, anzudeuten: Das ist natürlich vom
jeweiligen Fall abhängig. Wenn es eine rein tech-
nische Diskussion ist, wo wir zum Beispiel auch
eine bereits abgestimmte Haltung innerhalb des
Ressorts haben, wie wir damit umgehen, dann
antworte ich dem Hersteller unmittelbar. Wenn
es allerdings, wie gesagt, eine höhere Tragweite
hat, dann würde ich das von meinem Vorgesetz-
ten - - Wie gesagt, es hängt dann vom jeweiligen
Sachverhalt ab, bis zu welcher Stufe ich mir das
zeichnen lassen würde, ob Unterabteilungslei-
tung, Abteilungsleitung, Staatssekretär oder sogar
Minister; oftmals muss man ja auch Dinge vom
Minister sich freigeben lassen. Aber das kann
man so pauschal nicht sagen.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Hier geht es ja jetzt um die Einbeziehung von
Partikelmessungen in die RDE-Pakete - insbeson-
dere beim Benziner, nicht? -, -

Zeuge Stephan Redmann: Otto, Direkteinspritzer,
ja.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
- wo diese Mail von Ihnen kam. Wir finden aber
irgendwie nichts in den Akten weiter dazu. Wie
können Sie sich das erklären?

Zeuge Stephan Redmann: Na, es gab auch nichts
weiter, was in den Akten hätte - - Also, es war ja
kein Vorgang initiiert, wo irgendein Schriftwech-
sel von mir erforderlich gewesen wäre. Also, wir
waren nicht zu einem Antwortschreiben zum
Beispiel aufgefordert bei diesem Vorgang, den Sie
hier zitieren. Insofern musste da auch nichts wei-
ter veraktet werden. Das, was ich damals - zu-
mindest soweit ich mich erinnere - in dieser Mail
an Herrn Zielke niedergelegt habe, war die Auf-
fassung, die wir als Ressort oder auch als Bun-
desregierung im Laufe des Prozesses eingenom-
men hatten. Den Sachstand habe ich meinem Un-
terabteilungsleiter geschildert. Es gab keine Rück-
meldung, weder positiv noch negativ vonseiten
meines Unterabteilungsleiters. Insofern war der
Vorgang damals für mich erledigt, also es musste
kein Antwortschreiben erstellt werden.
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Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie haben es auch nicht berücksichtigt weiter,
was da an Sie herangetragen wurde?

Zeuge Stephan Redmann: Nein.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Dann reicht das erst mal. Die Zeit ist so gut wie
abgelaufen. Beim nächsten Mal geht es weiter,
Herr Redmann.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann gebe ich das
Wort weiter an die Kollegen der CDU/CSU. Bitte
schön.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, Herr Redmann, ich
will noch mal zum Thema Grenzwertüberschrei-
tungen kommen. In den USA lagen die im Regel-
betrieb gemessenen Stickoxidwerte um einen
Faktor 20, 30 höher als der gesetzliche Labor-
grenzwert. Trotz der alarmierenden Messwertab-
weichungen konnte die EPA den Beweis für den
Einsatz einer unzulässigen Abschalteinrichtung
selber ja auch nicht führen. Hätte aber - ich
meine, da bleibt ja irgendwo so ein Gefühl - nicht
bereits die Größenordnung der Grenzwertüber-
schreitungen unzweifelhaft auf den Einsatz einer
unzulässigen Abschalteinrichtung schließen las-
sen müssen? Wenn Sie der Meinung sind: „Nein,
eigentlich nicht zwingend“, dann würde uns na-
türlich auch ein bisschen interessieren, warum
Sie das so sehen.

Zeuge Stephan Redmann: Also, eine fachliche
Einschätzung kann ich leider dazu nicht abgeben.
Die Werte, die üblicherweise in den Studien er-
mittelt worden sind, zum Beispiel auch von ICCT
im Jahre 2014, waren im Durchschnitt, was na-
türlich auch heißt: Es gab höhere Emissionsüber-
schreitungen und niedrigere. Aber im Durch-
schnitt wurde dort bei, ich glaube, 15 Fahrzeu-
gen, die ICCT untersucht hatte, ein Faktor 7 fest-
gestellt. Das habe ich damals nicht näher hinter-
fragt. Wir waren mitten in der RDE-Entwicklung.
Unser vorrangiges Ziel war, RDE-Arbeiten abzu-
schließen, die entsprechenden Conformity-Fakto-
ren einzuführen. Aus unserer Sicht hat sich dann
auch das Problem - egal ob es Faktor 4, 5 oder 30
über den Grenzwerten ist - mit der RDE-Einfüh-

rung erledigt. Insofern lag da unser Fokus der Ar-
beiten. Und ich habe mich, wie gesagt, nicht
fachlich mit solchen Einzelwerten-Studien aus-
einandergesetzt.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Kann ich das quasi in-
soweit zusammenfassen, dass mit RDE, also mit
den dann bestehenden Messverfahren, zukünftig
eine derartige Manipulation hätte auffallen müs-
sen bzw. so nicht vorkommen kann?

Zeuge Stephan Redmann: Die Frage - - Ja, jetzt
muss man vorsichtig sein. Allein aufgrund - - Ich
habe, wie gesagt, keine Erkenntnisse, dass ich sa-
gen könnte: Aufgrund einer sehr hohen Emissi-
onsüberhöhung kann ich auf eine Unzulässigkeit
schließen. - Die Erkenntnisse habe ich nicht. Das,
was ich gesagt habe: Wenn wir RDE einführen,
egal wie weit die Emissionen drüber sind, entwe-
der, weil es technisch begründet war, einfach
aufgrund der Fahrzeugkonzipierung, dass unter
den gewissen Randbedingungen Dynamik und
Temperaturrandbedingungen usw. das Fahrzeug
einfach höhere Emissionen hat, oder ob eine Un-
zulässigkeit der Auslöser war, wie es im Fall
Volkswagen in den USA ja dann eingeräumt wor-
den ist, das kann man aufgrund einer RDE-Mes-
sung nicht feststellen.

Das hat auch ICCT, deren Messergebnisse ja von
der US-EPA berücksichtigt worden sind, ganz
klar gesagt. Als der VW-Skandal da war, wurde
ICCT gefragt: Konnte man denn aufgrund der Re-
alerhöhungen, die festgestellt worden sind von
ICCT, Rückschlüsse ziehen auf eine unzulässige
Abschalteinrichtung? - Die ganz klare Aussage,
die auch auf der Homepage niedergelegt war von
ICCT, war: Nein, darüber gab es keine Erkennt-
nisse. - Also, diesen Rückschluss kann man ein-
fach nicht ziehen. Zumindest ist das die Meinung
der Experten, mit denen ich mich in den letzten
Jahren bzw. auch vor allen Dingen seit dem VW-
Skandal unterhalten habe - - sich damit deckt, ja.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, danke. - Dann will
ich einfach mal mit der Aufklärungs- oder Aufar-
beitungsarbeit mit der Untersuchungskommis-
sion weitermachen. Im Rahmen der Felduntersu-
chung, also der Untersuchung des KBA wurden
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Gruppen gebildet. Die Gruppe II umfasst Fahr-
zeuge mit auffällig hohen NOx-Werten, die tech-
nisch nicht ausreichend erklärbar sind. Waren
die in den Herstellergesprächen erläuterten Emis-
sionsstrategien ausnahmslos auf einen legalen
Ausnahmetatbestand zurückzuführen? - Ja, ich
fange jetzt mal an der Stelle so an, und dann geht
es natürlich weiter.

Zeuge Stephan Redmann: Also, bei den Herstel-
lergesprächen war ich nur zum Teil mit anwe-
send. Das Kraftfahrt-Bundesamt hat mit allen
Herstellern, die in der von Ihnen genannten
Gruppe II waren, zunächst eigene Fachgespräche
geführt, und danach wurden die Hersteller dann
auch vorgeladen von der Untersuchungskommis-
sion unter der Leitung von Herrn Staatssekretär
Odenwald. Da war ich bei einigen der Gespräche
auch mit dabei. Die hatten allerdings dann natür-
lich nicht mehr diesen technischen Detaillie-
rungsgrad, der Ihrer Fragestellung gerade zu-
grunde liegt. Insofern kann ich da relativ wenig
zu sagen, muss ich leider hier erklären.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Können Sie vielleicht
noch ein bisschen Ausführungen machen, bei
welchen Modellen der Verdacht auf diese unzu-
lässige Abschalteinrichtung nicht wirklich ausge-
räumt wurde oder warum es bei dem Verdacht
blieb oder wie man das dann behandelt hat? Ich
versuche, das einmal ganz neutral auszudrücken.

Zeuge Stephan Redmann: Grundsätzlich waren
alle Fahrzeuge der Gruppe II die Fahrzeuge, wo
wir berechtigte Zweifel hatten bzw. wo die be-
rechtigten Zweifel nicht ausgeräumt waren, ob es
sich um eine unzulässige Abschalteinrichtung
oder um eine zulässige handelt. Zulässig wird sie
ja erst ab dem Punkt, wo einer der drei Ausnah-
metatbestände, die in der Verordnung niederge-
legt sind im Artikel 5, zur Geltung kommt, insbe-
sondere natürlich der Motorschutz. Auf den ha-
ben sich eigentlich - - Meines Wissens - das kann
ich jetzt aber nicht bezeugen; da müsste man
noch mal nachschauen im Untersuchungskom-
missionsbericht - haben, glaube ich, alle Fahr-
zeughersteller bei den Abschalteinrichtungen,
die sie verwendet haben, die sie erklärt haben -
das konnte man auch wiederum nicht aufgrund
der Messergebnisse schlussfolgern, dass es eine

Abschalteinrichtung war -, erklärt, dass welche
genutzt werden - ähnlich wie es auch in den USA
war bei Volkswagen -, und haben halt erklärt, wa-
rum sie diese Abschalteinrichtung aus Motor-
schutzgründen entsprechend parametrisiert ha-
ben, dass sie unter gewissen Randparametern
zum Beispiel temperaturabhängig bereits zum
Einsatz kommt.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Okay. - Jetzt gab es ja
über den Bericht auch schon viel Presse, um das
mal ganz vorsichtig auszudrücken. Die Presse zu
zitieren, das wären mindestens so viele Ordner
wahrscheinlich, wie die eine oder andere sons-
tige Sachaufklärung. In der Presse wurde eine
Protokollnotiz des KBA im Januar 2016 mit fol-
gender Vorgabe von Staatssekretär Odenwald auf-
gegriffen:

Es werde mit den Herstellern zu-
vor konkret besprochen, was ver-
öffentlicht werde.

Zudem heißt es in einer E-Mail von Volkswagen:
Anbei erhalten Sie den diskutierten Stand des
Wirksamkeitsnachweises in der Thermofenster-
diskussion. - Wie bewerten Sie die Vorgehens-
weise bzw. natürlich auch diese öffentliche Kri-
tik, dass man auch hier, wie wir es ja vorhin auch
schon mal hatten, in direkter Verbindung mit den
Automobilherstellern steht?

Zeuge Stephan Redmann: Also, zu den konkre-
ten Vorwürfen, also dem Zeitungsartikel, den Sie
gerade zitiert haben: Ich kenne ihn jetzt explizit
nicht. Ich weiß, dass die Kritik in den Medien
vorgebracht worden ist. Ich kann jetzt nur meine
persönliche Wahrnehmung dazu auch schildern.
Ich weiß auch, dass teilweise den Herstellern im
Rahmen der Erstellung des Untersuchungskom-
missionsberichtes Teile des Untersuchungskom-
missionsberichtes vorgelegt worden sind. Das
hatte ich in einem Telefonat mit dem KBA-Mitar-
beiter erfahren. Das ist für mich allerdings nicht
verwunderlich, und zwar - - Solange es sich da-
rauf beschränkt, dass - - Ich fange mal so an: Die
Hersteller haben ja technische Begründungen
vorgelegt, warum sie der Meinung sind, dass die
Abschalteinrichtungen aus ihrer Sicht zulässig
sind, weil Motorschutzgründe greifen. Sie haben
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sehr detaillierte technische Erklärungen abgege-
ben, die dann auch - - die Bewertungen der Her-
steller dann auch Einfluss finden in unserem Un-
tersuchungskommissionsbericht, dort auch dann
wiedergegeben werden, welche Gründe sie denn
vorgebracht haben. Dann ist es für mich selbst-
verständlich, dass man dem Hersteller den Part
vorlegt - „übrigens, das sind die Aussagen von
dir, die im Untersuchungskommissionsbericht
veröffentlicht werden“ -, dass man das noch mal
gegenlesen lässt und nicht etwas veröffentlicht
und dann nachträglich zu hören kriegt vom Her-
steller: Entschuldigung, aber das haben wir nie so
gesagt. Bitte den Bericht zurückziehen. - Das
heißt, natürlich lässt man das vorher noch mal
gegenlesen. Das ist aber natürlich vollkommen
unabhängig von den Schlussfolgerungen, die eine
Untersuchungskommission aus diesen Darstel-
lungen der Hersteller zieht. Das heißt, es ging
nach meinem Verständnis - wie gesagt, ich habe
mit dem Kollegen telefoniert gehabt damals - le-
diglich um diese Passagen, wo die Hersteller ei-
gene Ausführungen gemacht haben, dass da noch
mal bestätigt wird: Ja, wir geben diese Ausfüh-
rungen richtig wieder. - Alles andere wäre auch,
muss ich ganz ehrlich sagen, ein Skandal. Aber
darüber habe ich definitiv keine Erkenntnisse.
Das ist auch nicht mein Wissensstand.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Okay, dann bedanke
ich mich an dieser Stelle.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ich finde es sinn-
voll, jetzt an der Stelle Untersuchungskommis-
sion weiterzumachen, damit wir gedanklich dann
auch drinbleiben. Ich würde dann später noch
mal, in einer weiteren Runde, auf das Thema der
RDE-Entwicklung zurückkommen.

Es wurde eben darauf abgezielt, was in dem Be-
richt veröffentlicht worden ist und mit wem ab-
gestimmt worden ist. Es gibt einen weiteren Arti-
kel von Spiegel Online, der am 9. Dezember 2016
unter dem Titel „Kritische Passagen aus Untersu-
chungsbericht getilgt“ veröffentlicht worden ist.
Darin wird auf einen Berichtsentwurf der Unter-
suchungskommission „Volkswagen“ Bezug ge-
nommen, der im Januar und Februar im BMVI er-
stellt worden sein soll. Dieser habe in Bezug auf
einige konkrete Fahrzeugtypen die Feststellung

enthalten, dass der, so wörtlich, Verdacht auf
eine unzulässige Abschalteinrichtung nicht aus-
geräumt habe werden können. Diese Feststellung
suche man im veröffentlichten Untersuchungsbe-
richt vergebens. Als Beispiel werden dort der Da-
cia Sandero und der Renault Kadjar genannt. - In
der Tat heißt es zu diesen Fahrzeugtypen in der
Endfassung des Untersuchungsberichts lediglich:

Diese von der Außentemperatur
abhängige Abgasminderungsstra-
tegie reduziert die Wirksamkeit
des Emissionskontrollsystems un-
ter Bedingungen, die bei norma-
lem Fahrzeugbetrieb zu erwarten
sind. Hinsichtlich der Zulässigkeit
der weiten Auslegung des Tempe-
raturbereiches für den Motor-
schutz wird vom Hersteller ange-
führt und begründet, dass diese
notwendig ist, um den Motor vor
Beschädigung zu schützen.

Das ist der Bericht der Untersuchungskommis-
sion „Volkswagen“ - Seite 76 zu Dacia und Seite
104 Renault.

Im Falle von Renault Kadjar wird noch zusätzlich
darauf hingewiesen, dass bei RDE-Fahrten der
NOx-Grenzwert um das 14-Fache überschritten
worden sei und der Hersteller bereits Verbesse-
rungen seiner Emissionsminderungsstrategie an-
gekündigt habe; das ist am anderen Ort, 104.
Während im ursprünglichen Berichtsentwurf laut
Spiegel noch von einem nicht ausgeräumten Ver-
dacht auf eine unzulässige Abschalteinrichtung
die Rede war, wird in der Endfassung einfach nur
die Einlassung des Herstellers wiedergegeben.

Können Sie die geschilderten Streichungen im
Untersuchungsbericht bestätigen und gegebenen-
falls erklären?

Zeuge Stephan Redmann: Zu den dezidierten
Streichungen kann ich keinen Kommentar abge-
ben; da war ich nicht mit involviert, habe ich
keine Tatsachenwahrnehmung, wie es immer so
schön heißt. Ich könnte natürlich grundsätzlich
etwas dazu sagen, wie Berichte - jetzt nicht unbe-
dingt nur der Untersuchungskommissionsbericht -
allgemein entstehen, dass es durchaus üblich ist,
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dass natürlich im Bearbeitungsfluss in den ver-
schiedenen Entwurfsfassungen sich auch noch
mal Inhalte ändern, weil ja auch parallel Diskus-
sionen weitergeführt werden. Insofern: Meine
Wahrnehmung ist, es ist nichts Ungewöhnliches,
wenn das so wäre. Aber wie gesagt, ich habe keine
Tatsachenwahrnehmung, ob die Streichungen,
die Sie gerade zitiert haben, vorgenommen
worden sind oder nicht.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ich frage deshalb
nach, weil natürlich dann die Schlüsselwörter
aufgetaucht sind, nämlich die unzulässigen Ab-
schalteinrichtungen, die zumindest nach Spiegel-
Informationen im Berichtsentwurf dringestanden
haben, aber nicht mehr im Endbericht.

Zeuge Stephan Redmann: Ihre Frage ist vollkom-
men verständlich; aber, wie gesagt, ich habe
keine eigene Tatsachenwahrnehmung.

Vorsitzender Herbert Behrens: Der Berichtsent-
wurf ist Ihnen auch nicht bekannt gewesen, der
vom Januar 2016?

Zeuge Stephan Redmann: Nein. Wir haben so
viele Entwurfsfassungen gehabt seitens der Un-
tersuchungskommission - das ist ja doch ein län-
gerer Entstehungsprozess, bis so ein entsprechen-
der - - Sie müssen sich vorstellen, so ein Untersu-
chungskommissionsbericht ist fast - nicht ganz -
vergleichbar mit einer Verordnung, die entsteht;
aber da werden Textpassagen wirklich perma-
nent geändert, weil neue Erkenntnisse da sind. Es
werden Umformulierungen vorgenommen, weil
man doch eine Idee hat, wie man es besser for-
muliert. Also, wie gesagt, ich sehe es nicht als
ungewöhnlich an, kann aber zu den dezidierten
Streichungen nichts sagen, weil ich keine Wahr-
nehmung habe.

Vorsitzender Herbert Behrens: Haben Sie Er-
kenntnisse darüber, dass aufgrund der Interven-
tion von betroffenen Herstellern bestimmte Teile
des Berichts verändert wurden oder unterschied-
liche Entwürfe - -

Zeuge Stephan Redmann: Nein, zumindest in
meiner eigenen Wahrnehmung definitiv nein,

habe ich zu keinem Zeitpunkt eine entspre-
chende Intervention wahrgenommen und dass
daraufhin dann auch eine entsprechende Strei-
chung wahrgenommen worden ist.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ist Ihnen bekannt,
dass Textteile von Herstellern geliefert worden
sind und dann Gegenstand des Berichts gewor-
den sind?

Zeuge Stephan Redmann: Nein, also das nicht.
Wie gesagt, ich hatte ja eben gesagt: Mein Ver-
ständnis nach dem Telefonat mit dem KBA-Kol-
legen war, dass Textentwürfe, die sich halt da-
rauf bezogen, was der Hersteller in den Gesprä-
chen angegeben hat, noch mal zum Gegenlesen
entsprechend dem Hersteller übergeben worden
sind. Aber dass eigene Entwürfe vom Hersteller
kamen, ist mir nicht bekannt, nein.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und wenn es Kri-
tik von Herstellern gab, dann bezog die sich eher
auf technische Daten? Oder hat es überhaupt im
Abgleich oder im Austausch der Informationen
mit den Herstellern Veränderungen gegeben, an
die Sie sich erinnern können?

Zeuge Stephan Redmann: Da war ich leider nicht
involviert, nein.

Vorsitzender Herbert Behrens: In einer Presse-
konferenz vom 22. April wurde der Bericht ja
vorgestellt; das ist Material BMVI-2-1, Aktenzei-
chen LA 27/7357.1/3, Ordner 6, 340 ff. In den
Hintergrundinformationen des KBA findet sich
dazu auch die Pressemitteilung der französischen
Untersuchungskommission. In dieser wird aus-
drücklich auf die gemessenen CO2-Auffälligkei-
ten eingegangen. Das findet sich an anderem Ort,
Blatt 362 und 363. Und im deutschen Bericht
fehlen die CO2-Messwerte vollständig. Können
Sie mir sagen, wieso eine Veröffentlichung der
CO2-Werte bei der Pressekonferenz am 22. April
2016 unterblieb?

Zeuge Stephan Redmann: Ja, der Untersuchungs-
kommissionsbericht zielte ja zunächst einmal da-
rauf ab, zu untersuchen, ob bei anderen Herstel-
lern auch, vergleichbar wie bei VW, Abschaltein-
richtungen verwendet worden sind. Das war der
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Hauptfokus. Deswegen fokussierte man sich in
diesem Bericht auch auf diesen Tatbestand.
Gleichwohl wurden ja bei, ich glaube, 29 Fahr-
zeugmodellen auffällige CO2-Werte festgestellt,
und Herr Bundesminister Dobrindt hatte dann ja
auch beim KBA angeordnet, dass bezüglich CO2

für diese Fahrzeugtypen noch mal eine geson-
derte Untersuchung stattfinden soll. Das wird
dann in einem gesonderten Bericht auch gesche-
hen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann noch eine
Nachfrage zum Inhalt des Berichts der Untersu-
chungskommission oder eine weitere Frage zu
dem Inhalt. Hatten eigentlich alle Mitglieder der
Untersuchungskommission gleichberechtigte
Mitspracherechte, was die Fassung des Berichts
betrifft, oder gab es da eine bestimmte Hierar-
chie?

Zeuge Stephan Redmann: Also, eine Hierarchie
habe ich jetzt bewusst nicht wahrgenommen,
nein. Es gab sicherlich Mitarbeiter, die tenden-
ziell eher sich auf den einen oder anderen Be-
richtsteil fokussiert haben, wobei die editorielle
Überarbeitung dann eigentlich immer über alle
Teile hinwegging. Das heißt, ich habe mir natür-
lich auch angeschaut, was zu irgendwelchen
Messungen geschrieben worden ist, genauso wie,
wenn ich einen Einleitungsteil konzipiert habe,
da auch alle anderen Kollegen drübergeschaut
haben. Eine Hierarchie habe ich nicht festgestellt,
nein. Er ist gemeinschaftlich als Untersuchungs-
kommission erstellt worden, und gemeinschaft-
lich war dann am Ende das Verständnis: Ja, so
wie die Fassung jetzt ist, ist es richtig.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay, dann ist
meine Fragezeit beendet. - Ich gebe das Wort wei-
ter an die Kollegen der SPD. - Keine Fragen?

Arno Klare (SPD): Doch, ich habe eine Frage. Ich
höre mir das alles hier so schon mehrfach stun-
denlang an und bin auch hochinteressiert an den
ganzen Themen. Wenn ich Autohersteller wäre,
dann hätte ich auch versucht, zu intervenieren
beim WLTP. Denn wenn ich mir das anschaue,
was da alles jetzt geregelt ist: Selbst bei den Aus-
rollversuchen, wo der Widerstand gemessen
wird, muss der Fahrer 75 Kilo wiegen und der

Tank muss 95 Prozent voll sein und die Reifen
dürfen maximal zwei Jahre alt sein; das ist alles
geregelt. Und im Windkanal darf die Düsenab-
weichung nur 1 Prozent von der Mitte sein, und
die Temperatur des Windes ist vorgeschrieben
auf ein Zehntelgrad. Das ist ja irre. Und gerade
da, weil ja die Prüfstände bei WLTP genau nach
diesen Werten kalibriert werden, die vorher ge-
messen werden, ist ja unheimlich gepfuscht
worden, in Anführungsstrichen. Ich habe nie ver-
nommen, dass die Automobilindustrie da in ir-
gendeiner Weise interveniert hätte, oder habe ich
da jetzt irgendwie geschlafen?

Zeuge Stephan Redmann: Nein, nein. Das ist
vollkommen richtig. Also, Ihre Verwunderung
kann ich auch nachvollziehen. Ich kann mal frei
zitieren den Mitarbeiter von Transport & En-
vironment, der auch sehr aktiv in der Arbeits-
gruppe WLTP, wo ich ja den Vorsitz hatte, gewe-
sen ist. Er hat am Ende des Prozesses auch festge-
stellt - - Mit dieser Erwartungshaltung, die Sie,
Herr Abgeordneter, gerade geäußert haben, ist der
Kollege von Transport & Environment auch in
die Verhandlungen reingegangen. Er war sehr
überrascht, wie offen und konstruktiv dort die
Verhandlungen und auch die Gespräche mit den
Automobilherstellern waren. Der Hintergrund,
warum hier keine Proteste vonseiten der Auto-
mobilhersteller kamen - im Gegenteil, die haben
wirklich sehr konstruktiv mitgearbeitet, haben
auch wirklich sehr viele der Toleranzen, die
heute ausgenutzt werden, die wir selber nicht
kannten, aufgedeckt, um diese Lücken zukünftig
zu schließen - - Das Interesse der Automobilher-
steller ist ganz einfach gewesen: Man wollte ein-
mal aus diesem Negativimage rauskommen, dass
eben der Vorwurf da ist: Na ja, der CO2-Wert
stimmt ja nicht, und es werden alle möglichen
Schlupflöcher ausgenutzt. - Zum anderen sollte
durch den WLTP dann auch wieder Marktgerech-
tigkeit eigentlich herrschen. Beim NEFZ ist es
halt so: Der Hersteller, der mehr Schlupflöcher
findet, hat einen etwas besseren CO2-Wert. Das
wird beim WLTP nicht mehr der Fall sein. Das
heißt, alle kämpfen sozusagen wieder mit glei-
chen Waffen auf dem Markt.

Vorsitzender Herbert Behrens: Jetzt die Grünen,
bitte.
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Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, vielen Dank, Herr Vorsitzender. - Herr
Redmann, dann greife ich doch mal das auf, was
eben auch schon unser Vorsitzender gefragt hatte
mit dieser CO2-Ermittlung, die ja auch in Ihrer
Untersuchungskommission noch zusätzlich lief.
Neben der nicht validen
Kraftstoffverbrauchsangabe führt ja eine
fehlerhafte Ermittlung von CO2-Werten
gegebenenfalls zu einer Differenz in der Er-
mittlung der Kfz-Steuer. Ist diese Problematik in
der Untersuchungskommission diskutiert wor-
den?

(MR Lothar Neuhoff
(BMVI): Herr Vorsitzender!)

Zeuge Stephan Redmann: Deswegen zögerte ich
gerade, ja.

(MR Lothar Neuhoff
(BMVI): Herr Vorsitzender!)

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja, bitte?

MR Lothar Neuhoff (BMVI): Der Zeuge Redmann
hatte ja eben schon zu Recht erwähnt, dass die
ganze CO2-Problematik oder -Thematik Gegen-
stand eines weiteren Abschnitts der Untersu-
chungskommission ist. Die Untersuchungskom-
mission hat ja noch nicht insgesamt ihre Arbeit
abgeschlossen, sondern sie hat einen Bericht
jetzt, im Grunde einen Zwischenbericht vorge-
legt, und der ist auch insoweit zulässigerweise
Gegenstand unserer hiesigen Erörterungen. Das
gilt aber nicht für das Thema CO2.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay, dann ist
der noch offene Berichtsteil „CO2“ erst mal zu-
rückgestellt. - Valerie?

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also, ich habe eine gezielte Frage gestellt, ob da
diskutiert worden ist. Ich habe nicht gefragt nach
dem Inhalt des Berichtes. - Diese Antwort hätte
ich gerne.

(MR Lothar Neuhoff
(BMVI): Nein, nein! Das
geht auf gar keinen Fall!)

- Doch, natürlich geht das. Natürlich geht das.

(MR Lothar Neuhoff
(BMVI): Nein!)

- Aber ganz klar.

Vorsitzender Herbert Behrens: Die Frage ist, aus
welchen Gründen oder mit welchen Gründen die
CO2-Thematik -

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, klar. Ich habe nicht nach einem Bericht ge-
fragt.

Vorsitzender Herbert Behrens: - ausgenommen
worden ist. So verstehe ich die Frage. Sie ist zu-
lässig.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also, Sie wollen uns nicht antworten, Herr
Zeuge? Interessant.

Zeuge Stephan Redmann: Nein, Entschuldigung,
ich habe jetzt erst abgewartet, -

(Zuruf von MR Lothar Neu-
hoff (BMVI))

Vorsitzender Herbert Behrens: Frau Wilms hat
das Wort.

Zeuge Stephan Redmann: - ob jetzt Einverständ-
nis, Einvernehmen war. - Ja, diskutiert worden ist
das, ja.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, gut. Das wollte ich wissen. Also, warum nicht
gleich so?

(Heiterkeit)

Dann kommen wir noch mal weiter auf dieses
Thema, und da können wir jetzt - - Vielleicht
kann ja dann der Vertreter des BMVI wieder ein-
greifen. Schauen wir mal. Sind da auch Lösungs-
vorschläge erörtert worden, ja oder nein?

(Kirsten Lühmann (SPD):
Nein, das geht jetzt nicht!)
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MR Lothar Neuhoff (BMVI): Nein, wir müssen
jetzt schon einen klaren Schlussstrich ziehen. Ich
glaube, um das noch mal richtig zu verstehen:
Wenn ein Berichts- -, eine Untersuchung noch
läuft wie jetzt die VW-Untersuchungskommission
zum Thema CO2 -

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Jetzt muss aber die Uhr angehalten werden, wenn
die da zu stark die - -

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja. Wir diskutie-
ren eben den Einwand.

MR Lothar Neuhoff (BMVI): - und die Untersu-
chungskommission Volkswagen zum Thema CO2

noch nicht zum Abschluss gekommen ist, dann
gilt der Ausschluss dieses Erörterungsgegenstan-
des nicht nur für Dinge, die in der Zukunft lie-
gen, sondern auch für Dinge, die in der Vergan-
genheit angefangen haben, aber eben noch nicht
abgeschlossen sind. Und deswegen ist die CO2-
Thematik hier kein zulässiger Erörterungsgegen-
stand.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das sehe ich anders. Und dann müssen wir das
mal diskutieren. Natürlich ist das dabei.

Vorsitzender Herbert Behrens: Das sehe ich an-
ders, weil CO2 ausdrücklich bei den Nachprüfun-
gen dann auch Gegenstand war. Wenn es da die
Wünsche gibt, das jetzt zu klären, müssen wir die
Sitzung zunächst unterbrechen und dann in einer
Beratungssitzung klären, ob wir auf diesen The-
menbereich zugreifen dürfen.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ich stelle den Antrag
auf interne Sitzung.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann möchte ich
die Öffentlichkeit bitten, den Raum zu verlassen,
und die Nichtöffentlichkeit herstellen. Und dann
werden wir in geschlossener Sitzung darüber be-
raten, wie wir mit der Thematik CO2 umgehen.

(Unterbrechung des Sit-
zungsteils Zeugenverneh-
mung, Öffentlich: 21.32

Uhr - Folgt Sitzungsteil Be-
ratung)

(Wiederbeginn des Sit-
zungsteils Zeugenverneh-
mung, Öffentlich: 21.49

Uhr)

Fortsetzung der Verneh-
mung des Zeugen Stephan

Redmann

Vorsitzender Herbert Behrens: Die Öffentlichkeit
oben auf der Tribüne ist auch wiederhergestellt?

(Kirsten Lühmann (SPD):
Die wollen jetzt nicht

mehr, wenn es keine Aus-
sagegenehmigung gibt!)

- Die wollen nicht mehr, haben keine Lust.

(Heiterkeit)

Okay. - Gleichwohl: Wir müssen keine Öffent-
lichkeit herbeizitieren. Wir setzen die öffentliche
Sitzung fort. Und die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen ist weiterhin an der Reihe. Valerie Wilms
hat das Wort.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Vorsitzender. - Ich werde
meine Frage etwas anders formulieren, Herr Red-
mann.

(Arno Klare (SPD): Ach
was!)

Waren Sie bei der Arbeit, die Sie ausüben, mit
der Steuerproblematik befasst, und welche Lö-
sungsmöglichkeiten sehen Sie dazu?

Zeuge Stephan Redmann: Wenn die Frage eben
gestellt worden wäre, ich glaube, dann hätte ich
noch ganz schnell „Nein“ darauf antworten kön-
nen. Dann hätten wir uns vielleicht den nichtöf-
fentlichen Teil ersparen können.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, aber das andere wäre noch interessanter gewe-
sen für uns. - Dann gehe ich noch mal zurück auf
das, was der Kollege Behrens schon mal gefragt
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hat. Er hat ja mal den Spiegel-Artikel herangezo-
gen zu dieser CO2-Problematik. Da haben Sie ge-
sagt, da wäre Ihnen so weit nicht bekannt, wer da
eingebunden ist. Wer ist denn da überhaupt jetzt
im BMVI in irgendeiner Form mit eingebunden?

Zeuge Stephan Redmann: Insgesamt bei der Un-
tersuchungskommission?

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein, die gesamte Untersuchungskommission.

Zeuge Stephan Redmann: Ja, wie gesagt, der Herr
Staatssekretär Odenwald. Er ist der Vorsitzende
in der Untersuchungskommission.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also auch in Hinblick auf diese CO2-Problema-
tik?

Zeuge Stephan Redmann: Also, er hat den Vor-
sitz der Untersuchungskommission. Das heißt,
alle Themen, die in der Untersuchungskommis-
sion diskutiert werden, besprochen werden, wer-
den natürlich auch mit dem Vorsitzenden be-
sprochen, ja.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, nicht dass Herr Neuhoff schon wieder gleich
den Finger da kriegt, dass er irgendwo draufdrü-
cken muss. - Gut, dann gehe ich noch weiter. Wir
machen in der Untersuchungskommission noch
mal weiter. Gab es eigentlich jemals schriftliche
Mitteilungen Ihres Ministers zur Arbeit der Un-
tersuchungskommission?

Zeuge Stephan Redmann: Also, es gibt den Un-
tersuchungskommissionsbericht. Ob es weitere
schriftliche Mitteilungen darüber hinaus gibt?
Habe ich jetzt keine präsent, muss ich ganz ehr-
lich sagen.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wer erteilt da denn überhaupt solche Anweisun-
gen, was dort gehandhabt werden sollte? Wie
wurde die Kommission geleitet? Wurde das alles
nur mündlich gemacht?

Zeuge Stephan Redmann: Also, wie gesagt, der
Vorsitz ist beim Herrn Staatssekretär Odenwald.

Es haben Sitzungen stattgefunden, offizielle Sit-
zungen der Untersuchungskommission, die auch
entsprechend protokolliert worden sind. Und es
hat natürlich nebenbei auch die entsprechende
Facharbeit stattgefunden, zum Beispiel die Be-
richtserstellung bzw. das KBA in seiner Funktion
als Typgenehmigungsbehörde mit den Gesprä-
chen der Hersteller usw. Das lief natürlich paral-
lel. Aber der formelle Aspekt ist halt über die Un-
tersuchungskommissionssitzungen abgedeckt,
die vom Herrn Staatssekretär Odenwald, dem
Vorsitzenden, geleitet werden.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Welche Vorgaben gab es zum Inhalt, Umfang und
der zeitlichen Dimension der Untersuchung?

Zeuge Stephan Redmann: Der zeitliche Umfang,
meiner Kenntnis nach, ist - zumindest nicht, dass
ich davon Kenntnisse habe - irgendwann mal the-
matisiert worden. Herr Staats- - Ach, ja, Minister
Dobrindt hatte dann ja gesagt auf der Pressekon-
ferenz, als der Untersuchungskommissionsbe-
richt vorgestellt worden ist, dass die Arbeiten
weitergehen. Die Untersuchungskommission be-
steht auch noch. Mir ist nicht bekannt, dass das
irgendwo zeitlich limitiert wäre. - Entschuldi-
gung, die erste Frage von Ihnen war?

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ist das in irgendeiner Form auch mal schriftlich
fixiert worden in dieser Arbeit? Und vor allen
Dingen: Gab es zum Inhalt und Umfang der Auf-
gaben irgendwo eine schriftliche Anweisung?

Zeuge Stephan Redmann: Also, es gab keine
schriftliche Anweisung. Ich bin quasi mündlich
zum Mitglied der Untersuchungskommission be-
stimmt worden. Da habe ich nie irgendwie ein
Schriftstück erhalten: Sie sind jetzt Mitglied der
Untersuchungskommission.

Die Inhalte der Untersuchungskommission sind -
gehe ich davon aus, ich bin aber da kein Zeuge
bzw. habe da keinerlei eigene Wahrnehmungen
zu -, denke ich mal, vom Herrn Minister mit
Herrn Staatssekretär Odenwald, dem Vorsitzen-
den, besprochen worden. Und wir haben sie nie-
dergelegt, auch in dem Untersuchungskommissi-
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onsbericht, was die Aufgaben der Untersu-
chungskommission sind. Darüber hinaus: Es ist
also jetzt kein Leitbild oder Sonstiges der Unter-
suchungskommission irgendwann mal verfasst
worden.

Man muss sich ja auch vorstellen: Oktober 2015,
das waren doch die hektischsten Zeiten, die ich,
glaube ich, in meinen gesamten zehn Jahren bis
jetzt erlebt habe. Wir haben ja auch unmittelbar
als Untersuchungskommission direkt die ersten
Termine gehabt nach der Einrichtung mit Volks-
wagen. Also, über eine Geschäftsordnung und
sonstige Formalitäten hat da damals, ehrlich ge-
sagt, keiner nachgedacht, zumindest ich nicht.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Dann eine weitere Frage zu dieser Untersu-
chungskommission: Ist Ihnen bekannt, ob andere
Häuser mit eingebunden waren in diese Arbeit
der Untersuchungskommission? Fanden da auch
regelmäßige Unterrichtungen über Arbeitsergeb-
nisse statt zu anderen Häusern hin?

Zeuge Stephan Redmann: Also, die anderen Häu-
ser waren nicht in dem Sinne eingebunden, dass
sie Mitglied der Untersuchungskommission wa-
ren bzw. auch an Sitzungen teilgenommen ha-
ben. Nein, das definitiv nicht.

Es gab Sachstandsberichte an die jeweiligen Mi-
nisterien, nach meiner Kenntnis, zum Fall VW.
Die wurden natürlich auch abgefragt vonseiten
der anderen Ministerien, weil dort natürlich auch
Presseanfragen und Sonstiges aufliefen. Aber
eine konkrete Einbindung, dass man sich abge-
stimmt hätte mit den Ressorts: Nein, habe ich zu-
mindest nicht - - Ich kann aber natürlich nicht
ausschließen, dass zum Beispiel auf Staatssekre-
tärebene sich zu der Thematik ausgetauscht
wurde.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Und das war nur zu VW, also nicht zu den ande-
ren, die da mit Gegenstand der Untersuchung wa-
ren?

Zeuge Stephan Redmann: Es wurde immer ein
Sachstandsbericht von uns verteilt, der dann na-
türlich auch allgemeine Ausführungen machte

zum Thema, dass wir auch eine Felduntersu-
chung haben, wo wir auch andere in- und auslän-
dische Hersteller überprüfen.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
An welchen Verteiler ging der? Nur bei Ihnen im
BMVI-Haus, oder ging der auch mal an andere?

Zeuge Stephan Redmann: Nein, nein, nein. Wie
gesagt, das waren die Ressorts. Das heißt -

Vorsitzender Herbert Behrens: Valerie, du - -

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Aber ihr habt mir doch erst was geklaut.

Vorsitzender Herbert Behrens: Nein, wir hatten
gestoppt hier.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein, aber erst zu spät. - Die Antwort noch, und
dann höre ich auf.

Zeuge Stephan Redmann: - also Wirtschaftsmi-
nisterium, Umweltministerium, ich glaube, das
Verbraucherschutz-/Justizministerium. Das müss-
ten sie - - Finanzministerium, bin ich mir jetzt
nicht sicher, ob die dann auch immer mit infor-
miert worden sind.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Alles Weitere hinterher, in der nächsten Runde.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. - Dann sind
die Kollegen rechts von mir am Zuge.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Die Kollegen haben
momentan keine Fragen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann meine
frühere Frage bezüglich der Untersuchungskom-
mission, eine andere Entscheidung betreffend: Es
hat die Gruppenbildung gegeben: I, II und III.
Herr Redmann, können Sie sagen, auf welcher
Grundlage sich die Untersuchungskommission
für diese Gruppenbildung nach Faktoren der
Grenzwertüberschreitung entschieden hat?
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Zeuge Stephan Redmann: Ich glaube, ich hatte es
eingangs schon mal kurz erwähnt in einem ande-
ren Zusammenhang: Da war ich nicht mit einge-
bunden. Der Vorschlag kam meines Wissens vom
Kraftfahrt-Bundesamt und ist dann auch entspre-
chend besprochen worden in der Untersuchungs-
kommission bzw. auch im Rahmen des Untersu-
chungskommissionsberichtes dann als entspre-
chend richtig, zielführend, auch „agreed“ gewe-
sen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja, Sie hatten
zwar gesagt, dass Sie direkt an den einzelnen
Themen dann nicht beteiligt gewesen sind.
Gleichwohl hatten Sie gesagt: Bei der Formulie-
rung des Untersuchungsberichts war es quasi ein
Gemeinschaftswerk. Das heißt, nun gehe ich da-
von aus, dass Sie auch von anderen Grundlagen
Kenntnis hatten. Und darum fragte ich eben da-
nach, nach den Gründen für diese Gruppenbil-
dung. Es wurde also bei der Diskussion des Ab-
schlussberichts oder bei der Formulierung insge-
samt nicht weiter zu Ihrer Kenntnis noch mal er-
läutert, warum es zu dieser Gruppenbildung ge-
kommen ist?

Zeuge Stephan Redmann: Nein, also außer dem,
was im Bericht der Untersuchungskommission
niedergelegt ist, habe ich auch keine weiteren Er-
läuterungen, zumindest keine, an die ich mich
erinnere. Es kann natürlich sein, dass ich mit ir-
gendwelchen KBA-Mitarbeitern zwischenzeitlich
gesprochen hatte, mir das habe erläutern lassen.
Aber da habe ich zumindest keine konkreten Er-
innerungen mehr dran.

Vorsitzender Herbert Behrens: Wurde dann im
Zuge der Gesamtdiskussion auch noch mal erör-
tert, warum Prüfungen auf Abschalteinrichtun-
gen nur für Gruppe III, aber für Gruppe I und
Gruppe II - - bei Gruppe I ausgeschlossen war
und bei Gruppe II eingeschränkt? Und bei III
wurde ja geprüft.

Zeuge Stephan Redmann: Genau. - Also, Gruppe
III, das ist ja, muss man sagen, die einfachste
Gruppe gewesen: Das waren ja die VW-Fahrzeuge,
wo bereits das Eingeständnis seitens VW da war.
Das wurde über die Messungen des KBA ja auch

noch mal nachvollzogen, dass hier nun unzu-
lässige Abschalteinrichtungen zum Einsatz kamen,
bzw. die Wirkungsweise wurde auch noch mal
nachvollzogen. Die Gruppe-II-Fahrzeuge, wie wir
ja bereits besprochen hatten, waren die, die hohe
Emissionen hatten, wo man gesagt hat: Da
hinterfragen wir jetzt mal, was denn - - wo dann -

Vorsitzender Herbert Behrens: Berechtigte Zwei-
fel.

Zeuge Stephan Redmann: - aber auch noch nach
den Erläuterungen der Hersteller weiterhin be-
gründete Zweifel waren. Das waren ja die Her-
steller, insbesondere die deutschen halt, wo dann
auch die entsprechenden Serviceaktionen veran-
lasst worden sind.

Vorsitzender Herbert Behrens: Wurde noch mal
darüber diskutiert, warum auch dann gerade bei
der Gruppe I halt nur eingeschränkt nachgeprüft
werden sollte? Warum nicht das volle Programm,
um sie wirklich auf Herz und Nieren dann zu
prüfen?

Zeuge Stephan Redmann: Was meinen Sie jetzt
mit „eingeschränkt überprüft“? Da habe ich jetzt
gerade - -

Vorsitzender Herbert Behrens: Es gibt ja die Ab-
stufung der unterschiedlichen Gruppen. Da ist
auch die Gruppe II, wo eben zunächst mit dem
Hersteller dann kommuniziert worden ist: „Wie
lässt sich das erklären?“, weil man seitens der
Untersuchungskommission den Eindruck hatte,
es bleiben berechtigte Zweifel. Es wurde nicht ge-
prüft, sondern es gab dann den Hinweis mit Er-
läuterungen, warum es dort zu erhöhten Abgas-
werten gekommen ist.

Zeuge Stephan Redmann: Ja, gut, es wurde im
Vorhinein geprüft. Das war ja der Auslöser, wa-
rum man die in die Gruppe II entsprechend ein-
gestuft hat. Und man hatte - -

Vorsitzender Herbert Behrens: Und die Erläute-
rung war dann ausreichend an der Stelle?

Zeuge Stephan Redmann: Ja, ausreichend eben
nicht. Das sind alles noch nicht abgeschlossene
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Fälle, muss man ganz ehrlich sagen. Die Gruppe-
II-Fahrzeughersteller sind welche, die entweder
eine Typgenehmigung in Deutschland beim KBA
haben oder bei ausländischen Genehmigungsbe-
hörden. Alle Fälle ausländischer Typgenehmi-
gungsbehörden - - Also, den ausländischen Typ-
genehmigungsbehörden wurden die entsprechen-
den Informationen zugeleitet, weil dort muss
jetzt eine Entscheidung getroffen werden für die
Typgenehmigungen, für die sie zuständig sind:
War es eine zulässige oder unzulässige? Die kön-
nen wir gar nicht von deutscher Seite aus fällen.

Und bei den Herstellern, wo das KBA die Geneh-
migung hat, da muss auch das KBA als Typge-
nehmigungsbehörde irgendwann die Entschei-
dung treffen: „Das war unzulässig“ - im Zweifels-
fall, im Extremfall wird die Typgenehmigung ent-
zogen -, oder: Wir erachten das noch als zufällig. -
Noch ist diese Entscheidung nicht getroffen. Wir
gehen davon aus, wenn die Serviceaktionen er-
folgreich sind, das wirklich auf ein Mindestmaß
begrenzt wird, das Argument des Motorschutzes,
dass man dann zur Einschätzung kommen wird:
Man kann es noch als zulässig deklarieren. Aber
wir sind da halt im Graubereich - aber das wurde
ja anfangs in der Sitzung auch schon mal ange-
sprochen -, was das Argument des Motorschutzes
angeht. Das ist halt leider nicht klar definiert.
Und mit RDE und hoffentlich auch anderen wei-
teren Maßnahmen werden wir da in Zukunft hof-
fentlich etwas mehr Klarheit haben, ja.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja, danke. - Nun
zu den eindeutigen Ergebnissen der Gruppe III.
Da heißt es im Untersuchungskommissionsbe-
richt auf Seite 119:

Bei den Fahrzeugen des VW-Kon-
zerns mit Euro 5-Konzepten (Mo-
toren EA 189) konnte die unzuläs-
sige Abschalteinrichtung in ihrer
Wirkung … nachvollzogen wer-
den. Die unzulässige Abschaltein-
richtung bewirkt …

Usw. usf., das ist uns allen bekannt. - Und meine
Frage geht dahin, wodurch genau nachvollzogen
werden konnte, dass es sich um eine unzulässige

Abschalteinrichtung handelt. Wenn nachvollzo-
gen worden ist, dann muss es ja mehr sein als
nur das Geständnis von VW.

Zeuge Stephan Redmann: Also das Wording
„nachvollzogen“ ist hier ja schon sehr bewusst
gewählt worden in dem Bericht. Hätten wir die
Erkenntnisse nicht gehabt, dass VW die unzuläs-
sige Abschalteinrichtung benutzt, so wie sie sie
eingesetzt haben, hätte man mit den Messungen,
die gemacht worden sind, aus meiner Sicht zu-
mindest, keinen rechtssicheren Nachweis einer
unzulässigen Abschalteinrichtung führen kön-
nen. Vor dem gleichen Problem standen ja übri-
gens auch die USA: Wie ich ja bereits erwähnt
hatte, die ICCT-Ergebnisse haben keinerlei Rück-
schlüsse allein aufgrund der Emissionsergebnisse
erlaubt, ob es eine unzulässige Abschaltungsein-
richtung ist.

Hier wussten wir halt, es fand eine Zykluserken-
nung über Weg-Zeit-Erfassung - - Das heißt im
Prinzip, der Fahrzyklus wurde erkannt bzw. Ab-
weichungen vom Fahrzyklus, und das löst dann
eine entsprechende Abschalteinrichtung aus. Das
war in dem Fall bekannt. Es wurde überprüft: Ja,
genau so reagiert das. - Es ist unzulässig, wie die
Emissionsstrategie bedatet bzw. gesteuert wird.
Aber mehr als ein Nachvollziehen aus meiner
Sicht ist es nicht gewesen, also, wie gesagt, das
gleiche Problem, vor dem die US-EPA gestanden
hat.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja, also dann wur-
de jetzt nicht die Software noch mal ausgelesen,
um an der Stelle, wo geschaltet wurde, nachvoll-
ziehen zu können - -

Zeuge Stephan Redmann: Habe ich jetzt keine
Erkenntnisse zu. Also, es ist mir nicht bekannt,
dass die Software bei VW auch noch mal explizit
ausgelesen wurde, nein.

Vorsitzender Herbert Behrens: Wurde das erör-
tert, dass man auf jeden Fall zum Nachvollziehen
die Software auslesen will?

Zeuge Stephan Redmann: Also, nicht in meiner
Anwesenheit, weiß ich nicht. Aber, wie gesagt,
ich hatte ja auch eingangs gesagt: Ich bin auch
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nicht bei so vielen Untersuchungskommissions-
sitzungen anwesend gewesen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ich habe jetzt
noch eine Frage, die allerdings zu knapp ist für
die verbleibenden 30 Sekunden. Insofern würde
ich jetzt, sofern Fragen bestehen, weitergeben an
die SPD-Fraktion.

Kirsten Lühmann (SPD): Ich habe Fragen zu den
Gruppe-II-Fahrzeugen. Sie haben ja eben gesagt,
wenn Sie nicht gewusst hätten, wonach Sie bei
VW suchen müssen, hätten Sie es anhand der Er-
gebnisse nicht erkannt. Sie haben auch gesagt,
wenn ich Sie richtig verstanden habe, die
Gruppe-II-Fahrzeuge sind nicht abgeschlossen.
Das heißt, man hat dort Abweichungen gefunden,
und man ist jetzt in Diskussionen mit den Her-
stellenden, a) warum es diese Abweichungen
gab. Ist auszuschließen, dass in dieser Gruppe-II-
Fahrzeuge Fahrzeugherstellende die gleiche Ab-
schalteinrichtung oder eine systemgleiche - also
Erkennen des Zyklus und Abschalten der Abgas-
reinigung in allen anderen Fällen -, eine gleich-
wertige oder gleichartige Technik eingesetzt
haben? Ist das auszuschließen?

Zeuge Stephan Redmann: Das ist aus meiner
Kenntnis heraus auszuschließen, ja, weil das
überprüft worden ist. Das ist nur im Fall VW
nachvollzogen worden, bzw. im Fall eines ande-
ren Herstellers ist ja, aber auch aufgrund eines
Hinweises, den es gegeben hat, eine aus unserer
Sicht ebenfalls unzulässige Abschalteinrichtung
verwendet worden. Aber das ist halt auch noch
ein laufendes Verfahren, zu dem ich jetzt leider
auch keine weiteren Details geben kann; Fall Fiat
halt.

Kirsten Lühmann (SPD): Sie haben gesagt: Bei
den anderen Fahrzeugen hat es Abweichungen
gegeben. Also, es gab Erkenntnisse, dass diese
Abweichungen aufgrund eines Thermofensters
passiert sind, und dann wurden die Herstellen-
den damit konfrontiert. Und in einem Fall ist es
auch öffentlich gewesen - man kann es ja sagen -:
Opel hat ganz klar gesagt, das war ein Motoren-
schutz. Opel hat das auch erklärt, warum sie das
gemacht haben. Jetzt haben Sie gesagt: Jetzt muss

das KBA irgendwann entscheiden, ob in den Fäl-
len - ich nehme jetzt einfach nur Opel, weil der
der öffentlichste ist -, also zum Beispiel im Fall
Opel, dieses Thermofenster noch im Rahmen der
Richtlinie ist oder nicht. Es gibt ja diese freiwilli-
gen Rückrufaktionen. Und Sie haben gesagt, Sie
müssen nach den Serviceaktionen das machen.
Also, theoretisch - -

Ich tue mich etwas schwer. Ich bin Polizistin, ich
komme aus dem Bereich: Es passiert etwas, und
ich stelle einen Tatbestand fest. - Wenn man jetzt
also feststellt, dass Opel ein Fahrzeug hergestellt
hat und die Motorsteuerung nicht den Vorschrif-
ten entspricht, ist das ein Verstoß, ein Tatbe-
stand, wo irgendetwas folgen muss, zum Beispiel
ein zwangsweiser Rückruf oder, oder, oder.
Wenn ich Sie aber richtig verstanden habe, ist
das noch gar nicht passiert. Das heißt, die Ent-
scheidung: „Ist das, was Opel und andere ge-
macht haben, eigentlich regelkonform oder
nicht?“ ist nicht passiert. Trotzdem gehen diese
ganzen Schritte weiter. - Habe ich das richtig ver-
standen?

Zeuge Stephan Redmann: Das ist mein Kenntnis-
stand, ja.

Kirsten Lühmann (SPD): Gut, also ist das alles im
Moment im Bereich des Freiwilligen. Und wenn
die dann ihre Rückrufaktion gemacht haben,
dann guckt man noch mal drauf und sagt: Ist der
Zustand dann regelkonform oder nicht?

Zeuge Stephan Redmann: Vereinfacht gesagt,
würde ich sagen: Ja. - Also, wie gesagt, die Ent-
scheidung des Kraftfahrt-Bundesamtes, inwie-
weit die Begründungen zum Motorschutz hier
einschlägig gewesen sind seitens der Hersteller,
wird bei den Gruppe-II-Fahrzeugen zu den deut-
schen Herstellern bzw. bei den Herstellern, wo
das Kraftfahrt-Bundesamt Genehmigungsinhaber
ist, in Abhängigkeit von den Lösungen der Ser-
viceaktionen sein, die dort von den Herstellern
präsentiert werden. Das kann dazu führen, dass
die Zweifel, die aufseiten des KBA bestehen, aus-
geräumt werden, ja.

Kirsten Lühmann (SPD): Es gibt ja nun Fahrzeuge -
darüber haben wir auch schon hier geredet -, die
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haben ihre Typzulassung nicht in Deutschland.
Und wir haben hier auch schon - - Zeugen vor Ih-
nen haben gesagt, dass das äußerst schwierig ist,
weil zum Beispiel Italien sich weigert, zu koope-
rieren. Könnte es also theoretisch sein bei der
jetzigen Rechtslage, dass zum Beispiel das KBA
entscheidet: „Bei Opel war dieses Thermofenster
nicht regelkonform“; bei einem gleichartigen Fiat,
weil er seine Typzulassung in Italien hat, würden
die Italiener entscheiden: „Es ist regelkonform“?
Ist das möglich?

Zeuge Stephan Redmann: Das ist theoretisch mög-
lich, ja. Das ist auch ein Grund - da sind wir, glau-
be ich, auch im Untersuchungszeitraum noch -,
warum die Bundesregierung im Rahmen des Ver-
kehrsministerrates im Juni letzten Jahres und auch
Umweltrats ein Maßnahmenpaket vorgeschlagen
hat, wo unter anderem auch dabei ist, dass eben
hier die entsprechenden Guidelines, die ja ent-
sprechend den Richtlinien erlassen werden
müssen - - Rechtssicherheit sein muss für die
Typgenehmigungsbehörden, um solche Fälle ent-
scheiden zu können. Im Moment, stimme ich
Ihnen zu, haben wir leider die Situation - Fall Fiat
ist ein klassisches Beispiel -, dass ein und
derselbe Tatbestand von den Typgenehmigungs-
behörden unterschiedlich ausgelegt wird, ja.

Kirsten Lühmann (SPD): Danke schön.

Vorsitzender Herbert Behrens: Die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, vielen Dank, Herr Redmann. Dann müssen wir
uns wieder miteinander beschäftigen. - Ich komme
mal auf ein Thema, das wir gefunden haben. Da
gibt es so eine schöne Mail zum Thema Verbrau-
cherschutz, das unterschiedlich beim BMVI und
BMJV bewertet wird. So schrieb Daniel Westhoff,
Referat LA 27 beim BMVI, am 26.11.2015 folgende
E-Mail ans BMJV - ich zitiere -:

Ich bitte um Verständnis dafür,
dass nach eingehender hausinter-
ner Prüfung seitens BMVI aller-
dings keine Mitzeichnung des Ent-
wurfes erfolgen kann. Die in dem
Entwurf enthaltenen Forderungen

können seitens BMVI in wesentli-
chen Teilen nicht mitgetragen
werden.

Das finden wir im BMJV-2-1, Ordner 6, S. 18. -
Können Sie uns etwas zu diesen angedeuteten
Forderungen sagen?

Zeuge Stephan Redmann: Nein, leider gar nicht.
Also, ich war in dem - - Es mag sein, dass ich
dort in cc gestanden habe bei dieser E-Mail, das
mag ich nicht ausschließen. Aber das Schreiben
selber sagt mir nichts, und da sind mir auch
keine weiteren Dinge zu bekannt.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Dann gucken wir mal, ob Sie dann vielleicht was
in den anderen Punkten noch haben. Dann gibt
es vom 07.12. noch einen neuen Entwurf des
BMJV, verschickt von Frau Köpernik, an die be-
troffenen Abteilungen mit dem Kommentar:

Im Rahmen der Ressortabstim-
mung hat das BMVI leider die
Mitzeichnung verweigert, so dass
Herr St Billen mit Herrn St Oden-
wald diverse Punkte diskutiert
hat.

Finden wir auch im BMJV-2-1, Ordner 6, S. 101. -
Können Sie da irgendwas noch zu sagen?

Zeuge Stephan Redmann: Nein.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gar nichts?

Zeuge Stephan Redmann: Also nein.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Läuft alles nur auf der Leitungsebene scheinbar.
Na, okay.

Zeuge Stephan Redmann: Nein, das habe ich
nicht gesagt, dass das auf der Leitungsebene läuft.
Ich sage nur, dass ich in den Vorgang nicht - -

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Aber Sie wissen es nicht.
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Zeuge Stephan Redmann: Ich bin in den Vorgang
nicht involviert gewesen. Wer im Hause invol-
viert war außer Herrn Westhoff - den hatten Sie ja
zitiert -, weiß ich nicht.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Scheinbar bestand ja auch später noch beim
BMVI Änderungsbedarf bei Textvorschlägen des
BMJV. Konkret geht es um das Kapitel zu den
Aufsichtsstrukturen, also es geht noch mal wie-
der um diesen Untersuchungskommissionsbe-
richt, Kapitel 4.2 im finalen Bericht. Das wollte
das BMVI komplett streichen lassen. Das finden
wir im BMJV-2-1, Ordner 6, Seite 284. Wie haben
Sie diese Streichung als Mitglied der Untersu-
chungskommission bewertet?

Zeuge Stephan Redmann: Also, es geht hier,
glaube ich, nicht - - Ich bin immer noch etwas ab-
gehängt, muss ich ganz ehrlich sagen. Also, die
Vorgänge sagen mir - -

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Es geht immer noch um die Untersuchungskom-
mission.

Zeuge Stephan Redmann: Das kann eigentlich
nicht sein, weil der Herr Westhoff ist definitiv
kein Mitglied der Untersuchungskommission.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ah ja.

Zeuge Stephan Redmann: Da muss es um irgend-
welche anderen Berichte gehen; wo ich aber defi-
nitiv nicht involviert war.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gut, dann lassen wir das mal an dieser Stelle,
und dann habe ich noch eine andere Frage. Ich
habe ja noch fünf Minuten, insofern reicht das ja
noch. Und wie ich höre, hat mein lieber Kollege
auch noch Fragen. Wir haben ja noch mehrere
Runden, nicht?

Am 12.06.15 schrieben Sie, Herr Redmann, eine
E-Mail an Eberhardt und Bänsch beim BMWi:
MAT A BMWi-2-1, Ordner 23 von 53, auf S. 11:

Andererseits habe ich ihm

- gemeint ist Seiler vom VDA -

(Carsten Müller (Braun-
schweig) (CDU/CSU): Sie
zitiert hier aus irgendwel-

chen Unterlagen!)

aber auch nochmal den Grund un-
seres „Unmuts“ erläutert: 1) abge-
sehen davon, dass es als Grund-
lage für die Herleitung der CFs in
der Verordnung steht, haben wir
zig mal Informationen zu Mess-
toleranzen und Reproduzierbar-
keit erbeten, es stand explizit auf
jeder meiner Agenden der Fachge-
spräche und wurde bis heute qua-
si ignoriert. 2) Dann wurden wir
massiv über Leitungsebenen unter
Druck gesetzt, die dynamischen
Randbedingungen schon im Paket
1 zu verabschieden.

Was meinen Sie damit, dass Sie von Leitungsebe-
nen „unter Druck gesetzt“ worden sind?

Vorsitzender Herbert Behrens: Valerie, bitte die
Fundstellen dazu.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Habe ich eben gesagt.

Vorsitzender Herbert Behrens: Sowohl zu die-
sem als auch zu dem davor.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Habe ich gesagt.

(Ulrich Lange (CDU/CSU):
Nein, bei den ganzen vor-
herigen Dingen, wo der
Redner jedes Mal gesagt

hat, da kann er nichts dazu
sagen, war immer die

Fundstelle nicht mit zi-
tiert!)

- Die habe ich gesagt.

(Oliver Krischer (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Hat sie
gesagt, ja! - Ulrich Lange
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(CDU/CSU): Nein, war
nicht mit zitiert!)

- Natürlich habe ich die gesagt.

(Ulrich Lange (CDU/CSU):
Also, wir haben sie alle

nicht gehört! - Arno Klare
(SPD): Doch, sie hat sie ge-

sagt!)

Vorsitzender Herbert Behrens: Ich habe nur eine
Fundstelle gehört.

(Ulrich Lange (CDU/CSU):
Ich habe nur eine gehört!)

Wenn das alles in dieser einen Fundstelle ist - -

(Ulrich Lange (CDU/CSU):
Bezieht sich das alles auf
eine Fundstelle, oder sind

das unterschiedliche Fund-
stellen?)

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das sind aus BMJV-2-1, Ordner 6. Das war das in
beiden Fällen, einmal Seite 18, einmal Seite 101.

(Kirsten Lühmann (SPD):
Und einmal Seite 284! -

Ulrich Lange (CDU/CSU):
Das ist bei uns nicht als un-
terschiedliche Fundstelle
angekommen! Entschuldi-

gung!)

- Dann bitte ich um Entschuldigung. Aber jetzt
müssen wir noch mal weitermachen, nicht?

Vorsitzender Herbert Behrens: Gut. Ja, du darfst
weitermachen, bitte.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Redmann, tut mir leid, jetzt haben wir das
ein bisschen - -

Zeuge Stephan Redmann: Ja, kein Problem. Da
würde ich aber trotzdem darum bitten, dass ich
das Dokument vorgelegt bekomme.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, dann müssen wir gucken, dass wir das jetzt
finden, nicht? Dann machen wir mal die - - Ich
habe Ihnen ja gesagt, was das ist: MAT A BMWi-
2-1, Ordner 23, Seite 11.

Vorsitzender Herbert Behrens: Es liegt hier das
Dokument vor. Dann müsste das ja leicht zu fin-
den sein.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, hier. Herr Redmann, extra unterstrichen.

(Zuruf von der CDU/CSU:
War es doch vorher schon!
- Dem Zeugen werden Un-

terlagen vorgelegt - Der
Zeuge nimmt Einblick)

Zeuge Stephan Redmann: Ja, das war aber,
glaube ich, in dem Zusammenhang, was ich eben
schon mal angedeutet hatte, dass vonseiten des
VDA hier in einigen Aspekten zu RDE wirklich
diametral unterschiedliche Auffassungen vertre-
ten wurden als die, die wir als Bundesregierung
vertreten hatten. Und, ja, es gab einige, nach mei-
ner Kenntnis, E-Mails zumindest, die ich zumin-
dest zur Kenntnis erhalten habe, vonseiten des
VDA an unsere Hausleitung, wo unter anderem
auch dieses thematisiert wurde, wo - jetzt muss
ich die Brille wieder aufsetzen -

(Der Zeuge nimmt erneut
Einblick in die Unterlagen)

auf jeden Fall dieser Punkt, der ja hier in der
Kompromissfindung angesprochen wird, thema-
tisiert worden ist. Ja, also das kann ich bestäti-
gen, ja.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Was ist für Sie „unter Druck gesetzt von der Lei-
tungsebene“?

Zeuge Stephan Redmann: Also nicht: Die Lei-
tungsebene hat mich unter Druck gesetzt. Son-
dern unsere Leitungsebene - obwohl das natür-
lich inhaltlich nicht so gemeint ist - wird durch
diese E-Mails natürlich unter Druck gesetzt, hier
bitte Position zu beziehen. Ja, da gab es einige E-
Mails, die auch in den Akten hinterlegt sind. -
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Also nicht: Die Leitungsebene hat mich unter
Druck gesetzt. Sondern: Unsere Leitungsebenen
wurden von Industrieseite unter Druck gesetzt. -
Das ist das, was hier steht.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Aha. - Können Sie uns das mal erklären, was da-
hintersteckte? Wo soll dieser Zeitdruck denn her-
gekommen sein, oder? - Das ist mir alles so ein
bisschen schwammig. Hängt das nur damit zu-
sammen, dass der VDA da irgendwas wollte?

Zeuge Stephan Redmann: Die Frage kann ich
jetzt gerade noch nicht nachvollziehen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Was ist Ihre
Wahrnehmung zu diesem Vorgang: diese Druck-
situation, die Sie ja jetzt geschildert haben, dass
eben die Leitungsebene sich selbst unter Druck
gesetzt fühlte?

Zeuge Stephan Redmann: Nein, also die Wahr-
nehmung habe ich nicht, dass die Leitungsebene
sich unter Druck gesetzt fühlte. Es war auch in
dem Ausgang der Diskussionen in Brüssel, war
das auch nicht meine Wahrnehmung, dass dieser
Druck irgendwelchen Erfolg gehabt hätte. Wie ge-
sagt, die deutschen Positionen sind eigentlich
quasi ohne große Änderungen am Ende auch
durchgekommen. Aber - - Entschuldigung, ich
bin gerade etwas abhängt, mag aber auch so an
der Zeit mittlerweile liegen.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Aber es steht doch da drin:

Dann wurden wir massiv über Lei-
tungsebenen unter Druck gesetzt,
die dynamischen Randbedingun-
gen schon im 1. Paket zu verab-
schieden.

Also, da tue ich mich schwer mit, das nicht zu
glauben, dass sich das nicht auf Sie bezieht.

Zeuge Stephan Redmann: Nein. Das ist sprach-
lich doch - - Also, ich habe es ja selber zu Papier
gebracht.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ach? Aha.

Zeuge Stephan Redmann: Nicht die Leitungs-
ebene hat uns unter Druck gesetzt, sondern wir
als Haus wurden über die Leitungsebenen von In-
dustrieseite unter Druck gesetzt, hier doch bitte
sich zu bewegen. Wie gesagt, da gab es einige E-
Mails, auch E-Mails, die ich entsprechend,
glaube ich, in den Akten auch kommentiert habe,
was ich von denen gehalten habe.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Lassen Sie mich das noch mal - - Dann habe ich es
richtig verstanden: Die Leitungsebene der Herstel-
ler, der OEMs oder wer das auch immer war - -

Zeuge Stephan Redmann: Nein, unsere Leitungs-
ebene.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ihre Leitungsebene?

Zeuge Stephan Redmann: Ja.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Hat wen unter Druck gesetzt?

Zeuge Stephan Redmann: Nein. Unser Haus, also
wir wurden über die Leitungsebenen - - Also,
über den Weg der Leitungsebenen wurde unser
Haus unter Druck gesetzt. Also sprich, nicht der
VDA stand beim Herrn Redmann ständig auf der
Matte und hat gesagt: -

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sondern bei der Leitungsebene.

Zeuge Stephan Redmann: - „Folgende Ände-
rungsvorschläge hätten wir“, sondern wir waren
mittlerweile an einem Punkt, weil ja auch in
Brüssel die Diskussion mittlerweile politischer
geworden ist, wo der VDA und die Hersteller -
obwohl, nein, „Hersteller“ kann ich gar nicht so
sagen -, wo der VDA nicht nur auf Fachebene mit
uns diskutiert hat, -

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sondern auch oben eingestiegen ist.
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Zeuge Stephan Redmann: - sondern mittlerweile
auch sich an die Hausleitung gerichtet hat, ja.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay, gut.

Zeuge Stephan Redmann: Ein üblicher Vorgang,
aber das setzt natürlich auch einen anderen
Druck in die Situation rein.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gut, danke. - Alles Weitere demnächst.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gut, das war die
Runde für die Grünen. - Dann meine Frage an die
Kollegen von der CDU/CSU: Gibt es Fragen Ihrer-
seits?

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Nein.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann gehe ich
noch mal eben weg von diesem Punkt - ich
denke, der wird sicherlich noch vertieft werden
müssen -, der gerade von den Kollegen der Grü-
nen angesprochen worden war.

Ich möchte mich noch auf einen anderen Teil des
Untersuchungskommissionsberichts beziehen,
wiederum auf die Seite 119. Da geht es um den
Nachweis und um das Erkennen von Abschalt-
einrichtungen, und zwar heißt es dort auf der
Seite 119:

Alle Hersteller nutzen aber Ab-
schalteinrichtungen gemäß der
Definition in Artikel 3 der Verord-
nung … 715/2007. Es zeigen sich
bei einigen Fahrzeugen (Gruppe
II) bereits bei Messungen … außer-
halb des gesetzlich vorgeschriebe-
nen NEFZ stark erhöhte NOx-
Werte. Die Hersteller begründen
die Zulässigkeit der Emissionser-
höhung durch die Abschaltein-
richtungen …

Weiter heißt es - Zitat -:

Es konnte bis zum Zeitpunkt der
Veröffentlichung dieses Berichtes

bei keinem weiteren Fahrzeug
eine unzulässige Abschalteinrich-
tung wie bei bestimmten Fahrzeu-
gen des VW-Konzerns nachgewie-
sen werden.

Und weiter:

Der in den USA erhobene Vorwurf
zur Verwendung unzulässiger Ab-
schalteinrichtungen bei einigen
Modellen mit 3.0 Liter-Motoren ist
durch die unabhängige Überprü-
fung des KBA für die Fahrzeugty-
pen Audi A6 und VW Touareg für
den europäischen Markt

- und dann kommt -

in dieser Form nicht bestätigt wor-
den.

Können Sie mir das erörtern, wenn da betont ist:
„in dieser Form nicht bestätigt worden“?

Zeuge Stephan Redmann: Also, genau erörtern
kann ich es nicht. Ich weiß - das kann ich bestäti-
gen -, dass es, als die Verdachts- - oder vielmehr,
als die Vorwürfe in den USA laut wurden bezüg-
lich dieser 3-Modelle, unmittelbar auch den Auf-
trag an das KBA gegeben hatte, auch diese Mo-
delle des europäischen Markts zu untersuchen.
Und diese Vorwürfe dieser Abschaltungen aus
den USA haben sich nicht wiedergefunden in
den europäischen Modellen. - Warum es explizit:
„in dieser Form“ bezeichnet ist, kann ich leider
nicht sagen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gut, okay. Das ist
dann damit beantwortet. - Und dann würde ich
ganz gern noch mal ein bisschen genereller den
Bogen aufspannen, dass ich nach dem konkreten
Ziel der Untersuchungskommission fragen
möchte. Können Sie eher allgemein formulieren,
welches konkrete Ziel die Untersuchungskom-
mission verfolgte, grob zusammengefasst?

Zeuge Stephan Redmann: Gut, die Frage kann
man natürlich auch an ein Mitglied der Untersu-
chungskommission richten. Der Initiator der Un-
tersuchungskommission wäre wahrscheinlich der
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bessere Adressat. Ich kann nur das wiedergeben
oder könnte nur das wiedergeben, was halt auch
im Untersuchungskommissionsbericht niederge-
legt ist. Die Aufgabe war einmal, eine Sachver-
haltsaufklärung zu betreiben, einmal die Verwal-
tungsverfahren, die im Fall VW initiiert worden
sind. Die sind vonseiten der Untersuchungskom-
mission auch begleitet worden. Und es war halt
der zusätzliche Auftrag des Herrn Ministers ja ge-
wesen, auch andere Fahrzeugmodelle zu untersu-
chen. Und diese Untersuchungen sind auch von-
seiten der Untersuchungskommission begleitet
worden.

Und der aktuelle Untersuchungsauftrag, auch
wenn er jetzt hier nicht verfahrensrelevant ist,
wie ich ja erfahren habe, ist halt die Erstellung
des CO2-Berichtes, was auch noch unter dem
Dach der Untersuchungskommission erfolgt.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und dann möchte
ich das in Richtung Abschalteinrichtungen präzi-
sieren und frage Sie: Sollten alle Abschalteinrich-
tungen ausfindig gemacht werden, oder sollte le-
diglich ausgeschlossen werden, dass dieselben
Abschalteinrichtungen verbaut wurden wie die,
zu denen VW bereits ein Geständnis abgegeben
hatte?

Zeuge Stephan Redmann: Also, zunächst einmal
war der Auftrag - so ist er, glaube ich, auch for-
muliert gewesen -, dass man schauen soll, ob ver-
gleichbare Abschalteinrichtungen wie bei VW
Anwendung gefunden haben auch bei anderen
Herstellern. Wie ich eben schon ausgeführt hatte,
ist das Identifizieren einer unzulässigen Ab-
schalteinrichtung nicht trivial über ein Messver-
fahren. Die Europäische Kommission entwickelt
gerade auch entsprechende Verfahren, um das
vielleicht zukünftig besser bewerkstelligen zu
können. Es gibt so viele Parameter, die abzutes-
ten wären. Wie gesagt, Fiat hat eine ganz andere -
das ist unsere Sicht: unzulässige - Abschaltein-
richtung verwendet. Das wurde auch untersucht.
Aber es ging vorrangig erst mal drum, zu
schauen: Gibt es eine Abschalteinrichtung, wie
VW sie verwendet hat?

Da es aber auch die Hinweise damals schon gab,
dass Temperatur unter Umständen eine Rolle

spielen kann - zumindest habe ich das gelesen;
ich habe keine Erkenntnis darüber, wo dieser
Hinweis herkam -, wurden auch entsprechend
Messungen gemacht bei 10 Grad zum Beispiel.
Hätten wir das nicht gemacht im Rahmen der
KBA-Untersuchung, wären die Thermofenster gar
nicht entdeckt worden.

Vorsitzender Herbert Behrens: Sie sprachen jetzt
gerade dieses Thema an, darauf bezieht sich
meine nächste Frage, das sogenannte Thermo-
fenster. Wurde in der Untersuchungskommission
auch vertreten, dass es zur Begründung der Zu-
lässigkeit ausreicht, die Motorschutzeinrichtung
allein mit dem Argument einer schwierigen tech-
nischen Umsetzung oder Kostengesichtspunkten
zu rechtfertigen?

Zeuge Stephan Redmann: War das jetzt eine
Feststellung oder eine Frage? Entschuldigung.

Vorsitzender Herbert Behrens: Nein, ich wollte - -
ob in der Untersuchungskommission diese Mei-
nung vertreten worden ist, dass zur Begründung
der Zulässigkeit ausreicht, dass die Motorschutz-
einrichtung allein mit dem Argument einer
schwierigen technischen Umsetzung oder mit
Kostengesichtspunkten gerechtfertigt werden
kann.

Zeuge Stephan Redmann: Ich muss ehrlich zuge-
ben: Ich habe mittlerweile angesichts der Zeit
echt Schwierigkeiten, der Frage zu folgen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Wenn wir eine
Pause machen müssen, dann sagen Sie Bescheid,
dann müssen wir eine Pause machen.

Zeuge Stephan Redmann: Vielleicht mal fünf Mi-
nuten frische Luft schnappen. Ich habe gerade - -
Also, man merkt, die Konzentrationsschwäche
fängt doch an, ja.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja, okay. Ja, dann
machen wir das so. Nein, wir sind daran interes-
siert, dass wir auch die richtigen Antworten von
Ihnen bekommen. - Ich unterbreche die Sitzung
für fünf bis zehn Minuten.
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(Unterbrechung von 22.30
bis 22.40 Uhr)

Vorsitzender Herbert Behrens: Meine Damen
und Herren! Kolleginnen und Kollegen! Wir kön-
nen unsere Arbeit fortsetzen und haben auch die
Unterbrechung für uns nutzen können. Das war
nicht nur eine Erholungspause für Sie; insofern
haben wir sie alle gemeinsam genutzt.

Wir sind in die Unterbrechung reingegangen mit
der Frage bezüglich der Motorschutzeinrichtung,
die nach dem Stand der Technik einen Verzicht
auf eine Abschalteinrichtung möglich - - wenn
die möglich gewesen wäre. Und ich fragte da-
nach, ob auch Argumente einer aufwendigen
technischen Umsetzung oder Kostengesichts-
punkte eine Rolle gespielt haben, um eine Motor-
schutzeinrichtung zu rechtfertigen und zu be-
gründen.

Zeuge Stephan Redmann: Für den einzelnen Fall
der Fahrzeuge, die untersucht worden sind, kann
ich dazu keine Aussage machen. Aber grundsätz-
lich, ja, ist das die Feststellung gewesen. Ich
glaube, unser Minister hat es schön ausgedrückt:
Der schlechteste Motorenhersteller kann die Aus-
nahmeregelung in Anspruch nehmen. - Wenn das
der Hintergrund ist: Ja, diese generelle Erkennt-
nis haben wir aus den Untersuchungen gewon-
nen. Ja.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gab es Gegenmei-
nungen dazu?

Zeuge Stephan Redmann: Nein, also, Gegenmei-
nungen sind mir nicht bekannt.

Vorsitzender Herbert Behrens: Danke. Das wären
die Dinge, die ich zur Untersuchungskommission
hätte. - Ich würde ganz gern in der nächsten
Runde noch mal zurückkommen auf das, was wir
vorhin schon am Wickel hatten, die RDE-Ent-
wicklung aus dem Jahr 2014.

Ich gebe zunächst weiter in die Runde und frage
die Kolleginnen und Kollegen der SPD-Fraktion
nach Fragen. - Dann sind die Kollegen der Grü-
nen an der Reihe.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank, Herr Vorsitzender. - Herr Red-
mann, ich frage noch mal zur Untersuchungs-
kommission und zum Untersuchungsbericht. Als
Erstes würde mich interessieren eine Frage:
Wenn man in den Untersuchungsbericht rein-
guckt zu den Messergebnissen der einzelnen
Fahrzeuge, dann finden sich bei den meisten
Fahrzeugen acht verschiedene Messungen, acht
verschiedene Messbedingungen. Bei manchen,
unter anderem beim A3 - das erste Fahrzeug der
ersten Gruppe -, da finden sich nur sieben
Messungen. Da fehlt die Messung, die Sie eben
gerade auch erwähnt haben, die bei 10 Grad, also
NEFZ 10 Grad. Gibt es da eine Erklärung für?

Zeuge Stephan Redmann: Da gibt es eine Erklä-
rung, weil ich weiß, dass es, glaube ich, sogar
eine parlamentarische Anfrage dazu gegeben hat,
also zumindest weiß ich, dass mal ein Antwort-
entwurf dazu erstellt worden ist. Die kann ich
Ihnen leider nicht geben.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also, Sie kennen die Antwort nicht?

Zeuge Stephan Redmann: Nein. Genau, weil ich
die Antwort nicht kenne. Ja, genau.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. - Sie haben eben gesagt zum Thema Unter-
suchungsbericht und Kommunikation mit den
Herstellern, dass da, wo die Angaben der Herstel-
ler dann in den Bericht aufgenommen werden
sollen, dass das mit denen noch mal abgestimmt
wird, also dass da ein Austausch stattfindet. Sie
haben aber dann gesagt, wie das im Einzelnen er-
folgt ist - jedenfalls habe ich Sie so verstanden -,
da können Sie nichts zu sagen, weil Sie das nicht
gemacht haben.

Zeuge Stephan Redmann: Genau.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wer hat das denn gemacht?

Zeuge Stephan Redmann: Also in dem konkreten
Fall, wo ich mit einem Mitarbeiter gesprochen
habe, war es das Kraftfahrt-Bundesamt, ja; weil es
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ging natürlich auch um die technischen Erklä-
rungen, die die Hersteller - - Ich hatte ja eben
schon ausgeführt, die Hersteller haben zunächst
einmal bilateral Gespräche mit dem Kraftfahrt-
Bundesamt geführt. Das waren sehr detaillierte
technische Gespräche. Die Gespräche auf Unter-
suchungskommissionsebene waren dann eher all-
gemeinerer Art. Das heißt - das ist ja auch nahe-
liegend -, dass vom Kraftfahrt-Bundesamt dann
entsprechend die technischen Details niederge-
legt worden sind und dass das dann auch abge-
glichen worden ist: Ist das das, was der Hersteller
auch wirklich erklärt hat?

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. - Also, das haben die Kollegen aus dem
Kraftfahrt-Bundesamt - - haben die Kommunika-
tion dann organisiert oder gemacht?

Zeuge Stephan Redmann: Ja, wie gesagt, das
Kraftfahrt-Bundesamt war natürlich ohnehin
auch als Funktion, als Behörde natürlich im Ge-
spräch mit den Herstellern, ja.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Dann hätte ich noch eine weitere Frage, weil Sie
haben eben ausgeführt auf die Frage der Kollegin
Wilms nach Berichten, Zwischenberichten, Sach-
ständen, während der Kommissionsarbeit, dass
da entsprechende Berichte an andere Ressorts ge-
gangen sind. So habe ich Sie verstanden, also
dass da - -

Zeuge Stephan Redmann: Ja, also „Berichte“ ist
jetzt nicht das richtige Wort. Ich hatte von Sach-
ständen gesprochen; -

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Oder Sachständen.

Zeuge Stephan Redmann: - das ist richtig. Also,
wir wie auch alle anderen Ressorts waren natür-
lich auch ständig aufgefordert, die Hausleitungen
zu informieren, bzw. es musste Außenkommuni-
kation stattfinden. Und wir waren das federfüh-
rende Ressort, und deswegen war es naheliegend,
dass natürlich BMUB und alle anderen Ressorts
bei uns angefragt haben: Was ist denn wirklich
der aktuelle Stand der Untersuchungen, also der
Untersuchungen der Untersuchungskommission?

Und da sind dann halt von Zeit zu Zeit entspre-
chende Sachstände auch den Ressorts zur Verfü-
gung gestellt worden, die die dann auch wieder
für ihre entsprechende Außenkommunikation
oder interne Arbeit verwenden konnten.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Können Sie sagen, wie oft das passiert ist?

Zeuge Stephan Redmann: Unregelmäßig. Ich
muss auch sagen - das ist aber dem ja doch sehr,
sehr, sehr hohen Arbeitsaufkommen geschuldet
gewesen -: weniger, als es eigentlich im normalen
Betrieb üblich ist. Wir haben eigentlich - - Mit al-
len Ressorts pflegen wir einen sehr konstrukti-
ven, sehr guten Austausch. In der Zeit ist das
doch sehr - - Es hat gelitten. Es hätte durchaus
vielleicht häufiger stattfinden können, der Aus-
tausch, ja.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wir hatten ja andere Zeugen hier, auch aus ande-
ren Ressorts, und die haben unisono alle gesagt,
dass sie von Ihnen gar keine Informationen be-
kommen haben.

Zeuge Stephan Redmann: Das kann ich jetzt
nicht bestätigen, nein.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Zu
Zwischenständen der Kommissionsarbeit, nicht
prinzipiell, dass sie mit Ihnen nicht - - Aber dass - -
Also, Ihre Aussage widerspricht dem so ein
bisschen.

Zeuge Stephan Redmann: Also, ich hatte von all-
gemeinen Sachständen gesprochen. Das sind na-
türlich nicht Details der Untersuchungen. Die
sind den anderen Ressorts natürlich nicht mitge-
teilt worden. Allgemeine Sachstände sind über-
mittelt worden. Also, die Aussage, dass gar keine
Informationen verteilt worden sind, verwundert
mich. Es sei denn natürlich, wir haben unter-
schiedliche Definitionen von - - was die Erwar-
tungshaltung in den Ressorts gewesen ist; dann
ist das vielleicht wieder nachvollziehbar, dass
die Ressorts sagen, sie hätten gar nichts von uns
erhalten.
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Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Mhm.

Zeuge Stephan Redmann: Also, es ist richtig: Die
Stellungnahmen des Untersuchungskommis-
sionsberichtes waren nicht im Vorfeld mit den
Ressorts besprochen, ja. Auch nicht ganz richtig;
es hat vorher aber wohl doch ein Austausch,
wenn ich das richtig in Erinnerung habe, stattge-
funden, aber zumindest nicht regelmäßig, dass
die Ressorts involviert waren in den Arbeiten der
Untersuchungskommission.

Vorsitzender Herbert Behrens: Oliver, ich habe
jetzt eben gerade überlegt: Was waren denn tat-
sächlich die Aussagen unserer Zeugen? Ich kann
mich jetzt so auch definitiv nicht dran erinnern,
wie konkret das gewesen ist. Bitte bei solchen Sa-
chen dann die Protokolle benennen, damit wir
das nachvollziehen können, an welcher Stelle
diese Informationen gekommen waren.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das geht ja nicht. Das war ja zum Beispiel heute.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ach so. Okay, du
beziehst dich auf die heutige Sitzung.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also, wir haben drei Minister gehört; die haben
alle drei gesagt: Wir haben nichts gehört aus dem
Verkehrsministerium zum - -

Vorsitzender Herbert Behrens: Nein, ich habe
das nur in Bezug auf die Zwischenberichte, die
ausgetauscht worden sind - -

Zeuge Stephan Redmann: Wie gesagt, Herr Abge-
ordneter, meine Erklärung ist, dass es einfach ein
Missverständnis ist, welche Erwartungshaltung - -

(Carsten Müller (Braun-
schweig) (CDU/CSU): Ent-
schuldigung, da müssen
wir noch mal reinhaken!

Das hat beispielsweise der
Zeuge Altmaier so über-

haupt nicht gesagt! Und es
ist ein bisschen gefährlich,
mit einer Fragetechnik zu

arbeiten, indem man selber

tatsächlich falsche Behaup-
tungen in den Raum stellt

und diese dem Zeugen
dann vorhält!)

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Entschuldigung, haben Sie das Wort? Sie sind
nicht dran.

Vorsitzender Herbert Behrens: Lasst uns das aus-
tauschen, bitte.

(Carsten Müller (Braun-
schweig) (CDU/CSU): Ja,

dann würden wir jetzt bit-
ten, die Sitzung zu unter-
brechen! - Ulrich Lange

(CDU/CSU): Wir unterbre-
chen wieder! - Carsten
Müller (Braunschweig)

(CDU/CSU): Ja! Das geht
nicht! Das ist unzulässig!)

- Nein, das glaube ich nicht.

(Carsten Müller (Braun-
schweig) (CDU/CSU):

Doch! Ja, ist so! Das geht
anders nicht! Das ist ja eine

unseriöse Fragetechnik
hier! So arbeiten wir nicht!)

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also, es sind mehrfach Zeugen zitiert worden - -

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann müssen wir
das formal klären. Dann ist der Antrag jetzt auf
eine Sitzungsunterbrechung und nichtöffentliche
Beratungssitzung gestellt. Dann müssen wir noch
mal den Saal räumen und noch mal uns darüber
verständigen.

(Zuruf)

- Ich habe nicht den Saal geräumt, sondern nur
die Öffentlichkeit gebeten, den Raum zu verlas-
sen, damit wir die Nichtöffentlichkeit herstellen
können.

(Unterbrechung des
Sitzungsteils

Zeugenvernehmung,
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Öffentlich: 22.50 Uhr -
Folgt Sitzungsteil Beratung)

(Wiederbeginn des Sit-
zungsteils Zeugenverneh-

mung, Öffentlich:
22.58 Uhr)

Fortsetzung der
Vernehmung des Zeugen

Stephan Redmann

Vorsitzender Herbert Behrens: Wir setzen die
Zeugenvernehmung mit Herrn Redmann fort. -
Die Grünen haben das Wort.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. - Ich hätte noch eine letzte Frage zum
Thema Untersuchungskommission, an der Sie ja
mitgearbeitet haben. Habe ich das so richtig ver-
standen, dass es einen schriftlich formulierten
Auftrag - - oder ein mündlich vorgetragenes Ziel
dieser Kommission Ihnen nicht bekannt war zu
Beginn oder während der Arbeit der Kommis-
sion?

Zeuge Stephan Redmann: Das ist richtig. Also,
an mich ist weder mündlich noch eben in schrift-
licher Form der Auftrag der Untersuchungskom-
mission herangetragen worden; hielt ich aber
auch, ehrlich gesagt, nicht für notwendig. Die
Untersuchungskommission ist vom Herrn Bun-
desminister initiiert worden; Vorsitzender ist der
Herr Staatssekretär. Insofern gehe ich davon aus,
dass der Vorsitzende unterrichtet ist über die
Ziele der Untersuchungskommission. Ähnlich ist
es auch, wenn ich Vorsitz habe in Genf; dann bin
ich derjenige, der informiert ist über die Ziele der
Arbeitsgruppe, und nicht jedes einzelne Mitglied
muss zwingend im Vorhinein informiert werden
darüber.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Aber Sie haben dann konkrete Arbeitsaufträge
zum Beispiel erhalten?

Zeuge Stephan Redmann: Ja, also wie ich ein-
gangs schon sagte, als ich nach meiner Rolle ge-
fragt worden bin innerhalb der Untersuchungs-
kommission: Also, ich habe mich insbesondere
auch als Bindeglied verstanden. Wie gesagt, wir

waren als Referat LA 27 das koordinierende Refe-
rat, sind in parlamentarischen, Presseanfragen
und sonstigen Anfragen und Vorbereitungen,
eben auch für Hausleitungen, oder sonstigen An-
fragen, die da waren, ein wenig ertrunken, sagen
wir es mal so. Und es musste natürlich zu den
Arbeiten der Untersuchungskommission auf je-
den Fall ein Bezug da sein, und deswegen war
ich auch in der Untersuchungskommission.
Wurde mir so nicht gesagt, aber das war mein
Verständnis; das muss ich dazufügen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. - Das war es von mir.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gibt es Ihrerseits,
Kollegen von der CDU/CSU, Fragen? - Das ist
nicht der Fall. Die Fraktion der Linken ist an der
Reihe. Hubertus.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Ja, danke. - Herr
Redmann, der Mitarbeiter des BMUB, Herr Eber-
hardt, schrieb Ihnen am 16. Januar 2014 eine E-
Mail mit dem Betreff: „RDE - administrative im-
plementation / 2 sets of boundary conditions“, in
der es unter anderem heißt - ich gebe die Quelle
auch an: MAT A BMVI-2-1, Aktenzeichen
LA 27/7353.5/3-2-RDE, Blatt 12; ich zitiere jetzt -:

Wichtig ist jedoch insbesondere
zu vermeiden, dass die Abgas-
nachbehandlungsstrategien außer-
halb des „inneren Bereichs“ abge-
schaltet werden und die Emissio-
nen „durchs Dach“ gehen, was ja
trotz vorhandener defeat device-
Vorgaben absehbar nicht verhin-
dert werden kann.
Es muss jedoch darauf geachtet
werden, dass bei der möglichen
Definition von 2-Parameter-set-
tings letztlich sichergestellt ist,
dass das Fahrzeug die Anforde-
rungen beider Bereiche erfüllt,
und eine somit zugestandene Fle-
xibilität mit Blick auf die Durch-
führbarkeit der Messungen nicht
zu einer Umgehung von Anforde-
rungen führen kann.
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Zitat Ende. - Und Sie antworteten per Mail vom
23. Januar 2014 - das ist dieselbe Materialnum-
mer, allerdings dann nicht Blatt 12, sondern Blatt
11 -, Zitat:

Wie bereits im Vorfeld mündlich
mitgeteilt, unterstützt das BMVI
den beschriebenen Ansatz von In-
nerem und Äußerem Parameterbe-
reich. Die Forderung … sollte …
auch gegenüber der EU-KOM
nochmals … bekräftigt werden.

Zitat Ende. - Meine Frage an Sie: Auf welchen Er-
kenntnissen basierten zum damaligen Zeitpunkt,
dass Abgasnachbehandlungen außerhalb des in-
neren Bereichs abgeschaltet werden, sodass die
Emissionen „durchs Dach gehen“, und die Be-
fürchtung, dass dies trotz der Defeat-Device-Vor-
gaben nicht verhindert werden könne?

Zeuge Stephan Redmann: Also, zu dem Inhalt der
Mail kann ich jetzt leider nichts mehr beitragen.
Ich könnte allgemein noch Ausführungen zu den
zwei Parametersets machen. Aber zu dem
Bestandteil der E-Mail habe ich zumindest im
Moment keine konkrete Erinnerung mehr, was
damals Diskussionsstand gewesen ist; insbeson-
dere da ich auch nicht drauf eingegangen bin.
Hätte ich jetzt selber noch was dazu ausgeführt,
hätte ich mich vielleicht wieder dran erinnert,
welche Gedanken ich damals gehabt habe, aber - -
nein, habe ich leider keine konkrete Erinnerung
mehr dran.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Ich meine, Sie ha-
ben ja offensichtlich der Annahme von Herrn
Eberhardt damals nicht widersprochen.

Zeuge Stephan Redmann: Jein. Deswegen habe
ich gerade ja formuliert, dass ich auf diese
Punkte damals nicht eingegangen bin. Das wäre
jetzt für mich etwas gewesen, ein Ansatzpunkt,
mich vielleicht wieder zu erinnern, was ich da-
mals gedacht habe, was der Kollege damit zum
Ausdruck bringen will. Und ich hatte deswegen
auch gesagt, zu den zwei Parametersets könnte
ich sicherlich was ausführen. Das war ja auch die
wesentliche Botschaft meiner Mail, dass wir das
als Bundesregierung unterstützen.

Das war damals eine Diskussion, die in der RDE-
LDV stattgefunden hatte, dass man bezüglich
zwei Parametern, nämlich der Temperatur und
den Höhenmetern - also nicht der kumulierten
Höhe, die ich anfangs hier mal erwähnt hatte,
sondern wirklich bezüglich der Höhe über Nor-
malnull -, dass man dort zwischen moderatem
Bereich und „extended“ Bereich, wurde der ge-
nannt, unterscheidet. Und diesen Ansatz hatten
wir damals als Bundesregierung unterstützt. Das
war auch Konsens in der Arbeitsgruppe gewesen. -
Aber die Ausführungen vom Herrn Eberhardt
kann ich leider jetzt nicht beurteilen.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Gut. Also, ich
meine, Sie sind ja gerade schon darauf eingegan-
gen, warum Sie - - wie Sie das sehen mit der For-
derung nach den zwei Parametersets. Vielleicht
könnten Sie noch ein bisschen was dazu ausfüh-
ren, was darunter genau technisch zu verstehen
ist und was damit erreicht werden soll.

Zeuge Stephan Redmann: Also, wir hatten da-
mals - - Also, das Grundziel von RDE ist ja, wie
ich eingangs immer gesagt hatte, dass wir die
normalen Betriebsbedingungen, die in der
715/2007 genannt sind, näher spezifizieren über
den Kontrollbereich der RDE-Messung oder des
RDE-Verfahrens. Da haben wir verschiedenste
Parameter: Start-Stopp-Zeiten, Geschwindigkei-
ten der Fahrzeuge, dass wir Anteile von inner-
städtischem Verkehr, Überlandverkehr, Auto-
bahn usw. festlegen, aber eben natürlich auch
Umgebungsparameter.

So eine RDE-Fahrt ist ja im Prinzip eine Fahrt im
realen Straßenverkehr, das heißt, es wird wirk-
lich eine Strecke ausgewählt, die den Randbedin-
gungen, die über RDE gesetzt sind, entsprechen.
Und da kann man natürlich auch sich eine Stre-
cke aussuchen, die relativ hoch im Gebirge liegt.
Die Diskussion hatten wir zum Beispiel, dass wir
gesagt haben: Höhenmeter bis zu 700 m. Da ist in
Deutschland, glaube ich, so ziemlich jede Groß-
stadt mit abgedeckt, sogar schon weit drunter.
Madrid ist aber zum Beispiel ein Problemfall. Die
liegen, glaube ich, auf 696 m. Deswegen haben
wir gesagt, das muss auf jeden Fall der moderate
Bereich sein, für den wirklich der strenge Konfor-
mitätsfaktor auch am Ende gilt; haben dann aber
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zugestanden, dass für weitere Höhenmeter - - Bis
zu 1 300 m, haben wir es, glaube ich, festgelegt;
das ist der sogenannte „extended“ Bereich, in
dem dann ein schwächerer Konformitätsfaktor
gilt, einfach weil das Bereiche sind, die für die
Luftqualitätsproblematik nicht so relevant sind.
1 300 m wurde dann allerdings insbesondere von
den österreichischen Kollegen eingebracht, weil
die halt sagten, sie haben am Brenner leider Luft-
qualitätsmessstationen. Deswegen musste das
auch entsprechend hoch gelegt werden. - Und
der zweite Parameter, der eben so ein Parameter-
setting bekommen hat zwischen moderat und
„extended“, ist der Temperaturbereich.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Okay. - Ich habe
noch weitere Fragen zu der BASt-Studie. Wann
lagen nach Ihrer Kenntnis die Testergebnisse der
BASt-Studie vor?

Zeuge Stephan Redmann: Also, wir müssen zum
einen ja unterteilen: Es gab ja einen Teil A und
einen Teil B der BASt-Studie. Teil A war die so-
genannte Felduntersuchung, wo die Pkw - - Ich
glaube, 17 Fahrzeugmodelle wurden untersucht,
und Teil B, der, glaube ich, auch hier nicht rele-
vant ist, das waren die Austauschkatalysatoren.
Und die Ergebnisse lagen aber zu unterschiedli-
chen Zeitpunkten vor. Ich kann es nicht mehr ge-
nau beziffern, aber ich glaube, die Messungen zu
Teil A waren, ich glaube, Mitte 2012 abgeschlos-
sen.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Ja, warum wurden
die denn dann so spät erst veröffentlicht, also
nach meinem Kenntnisstand erst Ende 2015?

Zeuge Stephan Redmann: Das ist richtig, dass die
Veröffentlichung relativ spät erfolgt ist. Das war
zum einen der Tatsache geschuldet - wie gesagt,
es gab zwei Projektteile -: Der Projektteil B hatte
sich zeitlich verzögert, einfach weil wir hier bei
den Austauschkatalysatoren wirklich im Bereich
Forschung sozusagen waren. Es musste ein Alte-
rungsverfahren entworfen werden, wie man diese
Austauschkatalysatoren altert, um die Dauerhalt-
barkeit testen zu können. Hier hatte ich - das
hatte ich auch bereits erwähnt - vorher auch mit
der Deutschen Umwelthilfe, mit Herrn Friedrich,

einen Austausch gehabt, weil die ähnliche Pro-
jekte durchgeführt hatten. Da hatten wir quasi
Synergieeffekte nutzen wollen. Diese Messungen
waren aber meiner Kenntnis nach dann erst 2013
abgeschlossen.

Das war relativ früh im Lenkungskreis, also ins-
besondere zwischen den beiden beteiligten Mini-
sterien abgesprochen: Wenn wir eine Veröffentli-
chung vornehmen, sollen beide Teile zusammen
veröffentlicht werden. - Nachdem die Messungen
abgeschlossen waren, gab es mehrere Iterations-
runden. Hier sind wir wieder bei Iterationsrun-
den einer Berichterstellung zwischen der Bun-
desanstalt für Straßenwesen und dem Auftrag-
nehmer - das war in dem Fall der TÜV Nord -, so-
dass erst relativ spät die Berichte überhaupt in ei-
ner abschließenden Fassung uns dann vorgelegt
worden sind.

Das Veröffentlichungsdatum war für mich, muss
ich ganz ehrlich sagen, damals aber auch nicht
sonderlich relevant. Wir haben unsere Erkennt-
nisse aus der Feldüberwachung gezogen, aber die
Veröffentlichung selber war für mich, wie gesagt,
jetzt nicht - - Es musste natürlich erfolgen, weil
es ein öffentliches Vorhaben gewesen ist; es muss
veröffentlicht werden. Ich bin aber auch damals
nicht so hinterher gewesen. Teil B zum Beispiel
haben wir vorveröffentlicht gehabt, indem wir
die Erkenntnisse aus dem Projektteil B bei den
Vereinten Nationen eingebracht haben. Das war
also vor der formellen Veröffentlichung der Bun-
desanstalt für Straßenwesen, weil uns wichtig
war: Die Ergebnisse müssen genutzt werden, um
eben die Vorschriften weiterzuentwickeln.

Die letzte Verzögerung, die es gegeben hatte
dann, also bei der formellen Veröffentlichung der
Berichtsteile, ist gewesen, dass es den Fall Volks-
wagen gegeben hatte im September 2015. Als die
Erkenntnis da war, dass hier eben verschiedene
Motortypen im Bereich des VW-Konzerns betrof-
fen waren durch den Fall der unzulässigen Ab-
schalteinrichtungen, habe ich das KBA kontak-
tiert und habe gesagt: „Okay, folgende Motorty-
pen hatten wir damals“, weil wir hatten einen
VW Golf, und wir hatten auch einen Audi A4 im
Untersuchungsprogramm der BASt - - habe ich
gesagt: Bitte mal die Motortypen überprüfen!
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Sind das welche der entsprechenden Motorty-
pen, die hier betroffen sind? - Es wurde mir be-
stätigt.

Daraufhin haben wir eine entsprechende Vorlage -
das war im Zusammenhang, glaube ich, mit einer
Presseanfrage, Frontal 21 - gemacht, indem wir zur
Entscheidung gestellt haben: Sollen wir die Ver-
öffentlichung des BASt-Berichtes jetzt zunächst
zurückstellen, bis das KBA halt die Untersuchun-
gen abgeschlossen hat, oder kann veröffentlicht
werden? - Und jetzt wurde dem Vorschlag gefolgt,
dass wir das zunächst zurückstellen. Das hat dann
zu einer weiteren Verzögerung geführt. Das heißt,
erst nach April 2016, als der Untersuchungskom-
missionsbericht veröffentlicht war, wurde dann
auch die Veröffentlichung des Berichtes der BASt
freigegeben.

Vorsitzender Herbert Behrens: Das war der Teil.
- Dann von euch noch Fragen, SPD-Fraktion? -
Kirsten.

Kirsten Lühmann (SPD): Herr Redmann, Sie ha-
ben vorhin dargestellt, dass Sie sehr wohl auch
außerhalb des Hauses berichtet haben, und zwar
nicht über Inhalte - was auch unüblich ist -, son-
dern einfach über den Sachstand. Mein Problem
ist jetzt, dass wir das nicht in den Akten gefun-
den haben. Könnten Sie uns sagen, was in so ei-
nem Sachstandsbericht ungefähr drin war und an
wen der ging, dass wir es einfach finden?

Zeuge Stephan Redmann: Kann ich jetzt ad hoc
nicht sagen. Wie gesagt, wir müssten vielleicht
auch erst mal klären, ob wir unter Umständen
verschiedene Definitionen von Sachstandsberich-
ten haben.

Kirsten Lühmann (SPD): Deswegen frage ich ja
nach. Also, das ist ja schon eine Definitionsfrage.

Zeuge Stephan Redmann: Also, ich habe leider
die VW-Akte nicht wirklich im Detail vor Augen.
Ich weiß, dass es entsprechende Dokumente ge-
geben hat, dass man - - Also, Sachstand bedeutet
in dem Fall: Es gab einen Fall VW; es ist eine Un-
tersuchungskommission eingerichtet worden. 53
Fahrzeugtypen, oder wie viele auch zum damali-
gen Zeitpunkt gerade schon beauftragt waren,

sind in der Untersuchung. - Das ist die Form von
Sachstand gewesen, bzw. auch Sachstand insbe-
sondere auch bezüglich Verwaltungsverfahren
VW: dass zum Beispiel nach Oktober - - oder am
15. Oktober 2015 bereits der Bescheid des KBA
erteilt wurde. - Also diese Sachstandsinformatio-
nen, die sind immer wieder bei uns intern aktua-
lisiert worden, und diese allgemeinen Informatio-
nen sind von Zeit zu Zeit - sehr unregelmäßig -
auch an Ressorts auf Anfrage übermittelt worden.

Kirsten Lühmann (SPD): Auf Anfrage?

Zeuge Stephan Redmann: Es war auf Anfrage in
der Regel, ja. Ja.

Kirsten Lühmann (SPD): Danke sehr.

Zeuge Stephan Redmann: Also, vielleicht - - Ich
kann höchstens anbieten, dass wir die Fundstel-
len im Nachhinein benennen, aber - - ja.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. - Dann ist
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen an der Reihe.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja. - Ich möchte noch mal auf ein anderes Thema
kommen, Herr Redmann. - Erst mal vielen Dank,
Herr Vorsitzender.

Und zwar schreiben Sie am 05.10.15 an Minister
Dobrindt über den Dienstweg eine E-Mail und
weisen auf eine Info auf der ICCT-Website hin -
MAT A BMVI-2-1, Ordner 1 von 79, Seite 103 -:

Sehr geehrter Herr Minister
Dobrindt,
wie telefonisch besprochen, über-
sende ich Ihnen anbei den zuge-
sagten Ausdruck von der Webseite
des … ICCT.

Da wird dann etwas über unzulässige Abschalt-
einrichtungen - - ob Sie die gefunden - - ob das
daraus ableitbar wäre. Da sagen Sie Nein, nicht?

Zeuge Stephan Redmann: Mhm.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also, ich glaube, ich muss die nicht komplett zi-
tieren.
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Zeuge Stephan Redmann: Nein, die ist mir - - Ich
hatte sie heute, glaube ich, auch schon im Rah-
men der Befragung genannt … (akustisch unver-
ständlich)

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Und das ist ja ein relativ seltener Vorgang, was
wir so in den Akten gefunden haben, dass Herr
Redmann sich direkt an den Minister wendet.
Wie oft wenden Sie sich denn so mit solchen
Mails, mit solchen Informationen an den Minis-
ter, und in welcher Form geschieht das?

Zeuge Stephan Redmann: Also, in der Regel - -
Ich glaube, das ist der einzige Fall, wo ich eine E-
Mail direkt an den Herrn Minister geschrieben
habe. Wie es auch in der E-Mail genannt ist, es
hat im Vorhinein ein Telefonat gegeben. Das war
ein Telefonat im Hinblick auf eine - - Ich kann sie
nicht mehr benennen; das war eine Pressean-
frage, wo Herr Minister Rücksprache hatte.

Also, in der Regel ist es so: Der Minister wendet
sich an die Arbeitsebene und nicht umgekehrt.
Deswegen stutzte ich auch eben, als Sie gesagt
haben, ich habe da mich „über den Dienstweg“
an den Herrn Minister gewendet. Der Dienstweg
wäre gewesen, es über die Hühnerleiter, sprich
also Unterabteilungsleiter, Abteilungsleiter,
Staatssekretär, zu tun.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ah ja. Also, das ist direkt an den Minister gegan-
gen.

Zeuge Stephan Redmann: Hier war eine direkte
Kontaktaufnahme, weil in dem Telefonat ich
diese ICCT-Fundstelle bereits angesprochen hatte
und ihm halt zugesagt hatte, ich übermittele es
ihm per E-Mail. Und deswegen hatte ich da auf
das Telefonat Bezug genommen.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Es fällt auf, dass wir da so Rückläufer, also was
da dann gegebenenfalls draus geworden ist, nicht
ohne Weiteres finden können. Also, das war für
Sie ein Sonderfall an der Stelle, wo Sie gezielt
angerufen worden sind?

Zeuge Stephan Redmann: Also, das war einmal
ein Sonderfall. Wie gesagt, das ist aus meiner
Sicht die einzige E-Mail, die ich je in meiner ge-
samten Zeit im Bundesverkehrsministerium di-
rekt an den Minister gerichtet hatte. Es ist für
mich aber kein Sonderfall, dass auf so eine Infor-
mationsmail kein Rückläufer kommt.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gut. - Bei der Durchsicht der Akten fällt auf, dass
es nur sehr wenige Hausleitungsvorlagen in den
Akten gibt, und noch viel weniger: Wir haben
auch keine Rückläufer, praktisch keine Rückläu-
fer von Hausleitungsvorlagen gefunden.

(Heiterkeit beim Zeugen
Stephan Redmann)

Zeuge Stephan Redmann: Also, das Erste kann
ich natürlich erklären. Das Erste: Es ist richtig,
also WLTP, ich glaube, da habe ich, wenn es
hochkommt, ein oder zwei Hausleitungsvorlagen
gemacht. Das eine war aus Anlass des Regie-
rungswechsels, als Minister Ramsauer Minister
wurde. Und da wurde gebeten, dass zu den aktu-
ell laufenden Themen, die wir als wichtig erach-
ten, eine Sachstandsinformation nach oben gege-
ben wird. Das war in dem Fall WLTP. Ich kann
mich nicht erinnern, dass noch irgendeine an-
dere - - Vielleicht nennen Sie eine in den Akten
noch, aber zumindest habe ich jetzt keine präsent
zu dem Thema.

RDE, ja, da hat es auch relativ wenige Hauslei-
tungsvorlagen gegeben, bzw. die Vorlagen, die es
gab, waren genau ab dem Punkt, den ich eben ge-
schildert hatte, wo die Diskussionen in Brüssel
von der RDE-LDV, das heißt, von der rein techni-
schen Ebene, auf den TCMV übergegangen sind
und wo dann auch die politischen Diskussionen
begonnen haben. Ab dem Punkt habe ich dann
auch regelmäßig den Herrn Staatssekretär über
Vorlagen informiert. Zum Beispiel im Vorfeld ei-
ner TCMV-Sitzung habe ich dann entsprechend
informiert, was die Position der Bundesregierung
ist, habe über den Sachstand nach dem TCMV
berichtet. Und ich glaube, es hat auch eine Mi-
nistervorlage in dem Zusammenhang gegeben.
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Der zweite Punkt, den Sie ansprachen, dass teil-
weise keine Rückläufer da waren: Ja, das ist mir
bei der Akteneinsicht auch aufgefallen, sind aber
alles nur Informationsvorlagen gewesen. Das ha-
ben wir aber in der Vergangenheit leider sehr
häufig gehabt, dass Informationsvorlagen keinen
Rücklauf gefunden haben. Bei Entscheidungsvor-
lagen ist es mir nicht bekannt; sonst könnte ja
auch niemand aufgrund der Entscheidung agie-
ren. Entscheidungsvorlagen finden eigentlich zu
100 Prozent einen Rücklauf. Aber Informations-
vorlagen, da gibt es also wirklich sehr viele Fälle,
wo einfach kein Rücklauf erfolgt ist. Das ist wirk-
lich zur Information dann anscheinend zur
Kenntnis genommen oder auf dem Postweg verlo-
ren gegangen oder was auch immer; aber die
Fälle haben wir, ja.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also, das war für uns nämlich ein bisschen er-
staunlich, dass wir da gar keine Rückmeldungen
fanden, und das ist schon überraschend gewesen.
Dann kommen nämlich auch durchaus andere
Vermutungen auf: dass vielleicht so was auch be-
wusst nicht zu den Akten genommen worden ist.
Ist da irgendwie mal so mit so einer - -

Vorsitzender Herbert Behrens: Na gut, das ist
vielleicht jetzt so frei gedacht. Oder wird das eine
Frage jetzt?

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja, ich frage mal jetzt. - Ist so was jemals an Sie
herangetragen worden?

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann bitte auf
Tatsachen beschränken.

Zeuge Stephan Redmann: Also, ich formuliere
die Frage mal für mich um: Nein, es hat hier defi-
nitiv keine Vorgänge gegeben, die uns vorgelegen
haben, die wir nicht zu den Akten gegeben ha-
ben. Wir sind dem Beweisbeschluss also voll-
ständig nachgekommen.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay. - Dann habe ich ja noch zwei Minuten,
nein, drei Minuten knapp. - Es gibt noch einen
Hausleitungsvermerk vom 23.11.2015 zur Vorbe-

reitung der Sitzung der Untersuchungskommis-
sion mit Guido Rettig vom TÜV Nord: MAT A
BMVI-2-1, Ordner 1 von 79, Seite 201. Hier schil-
dern Sie, was Herr Rettig in einem Interview ge-
sagt hat:

… Vorwürfe gegen die Bundesre-
gierung erhoben, die im Zusam-
menhang mit der Verwendung
von Manipulationssoftware ste-
hen. Es wird insbesondere vorge-
worfen, dass die technischen
Dienstleister seit Jahren dafür plä-
dieren würden, den Prüfauftrag
auch auf die Motorensoftware aus-
zudehnen.

Sie äußern sich, dass diese Vorwürfe nicht zuträ-
fen. Vom TÜV habe es keine konkreten Vor-
schläge gegeben, das Typgenehmigungsverfahren
anzupassen.

Zeuge Stephan Redmann: Ja.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Hat der TÜV oder jemand vom TÜV oder ein
Technischer Dienst oder eine Person vom Tech-
nischen Prüfdienst sich jemals so geäußert, dass
Sie es wahrnehmen konnten, die Prüfung auch
auf Software zu erstrecken?

Zeuge Stephan Redmann: Nein, ist mir nicht be-
kannt. Deswegen habe ich das damals auch ent-
sprechend zu Papier gebracht. Ein Mitarbeiter ir-
gendeines Technischen Dienstes, oder wer auch
immer, ist da nie in dieser Angelegenheit auf
mich zugekommen.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also, Sie sind sich drüber im Klaren: wahrheits-
getreu heute, nicht?

(Unruhe bei der CDU/CSU)

Zeuge Stephan Redmann: Ja.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Und noch mal: Es trifft also zu, dass Leute vom
Fach darauf hingewiesen haben, dass sie die Prü-
fung auch auf die - - Trifft es zu - -
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Vorsitzender Herbert Behrens: Valerie, das ha-
ben wir zu Anfang klargestellt. Die Zeugen sind
belehrt worden, und es bedarf keiner weiteren
Belehrung durch Ausschussmitglieder.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gut. - Also, ich frage noch mal ganz gezielt nach:
Trifft es zu, dass Leute vom Fach darauf hinge-
wiesen haben, dass sich die Prüfungen im Typge-
nehmigungsverfahren auch auf die Software und
die Softwareeinstellung erstrecken müssten?

Zeuge Stephan Redmann: Ich habe keine Kennt-
nis darüber.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gut. - Sie schreiben weiter folgenden Satz:

Deshalb ist die Durchführung ei-
nes aufwändigen Testprogramms
erforderlich.

Dieser Satz aber wurde handschriftlich gestri-
chen. Von wem und warum?

Zeuge Stephan Redmann: Also, kann ich so jetzt
nicht sagen, müsste mir mindestens mal die Un-
terlage noch mal zeigen lassen, um vielleicht
Rückschlüsse ziehen zu können, wer was gestri-
chen hat.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gut, dann machen wir das in der nächsten
Runde.

Vorsitzender Herbert Behrens: Die wäre damit
eröffnet. Und Ihrerseits Fragen zum Thema? -
Seitens der Linken: Hubertus.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Danke, Herbert. -
Herr Redmann, ich komme noch mal zurück auf
die BASt-Studie. Sie haben, glaube ich, gerade
sinngemäß etwa gesagt, dass für Sie die Veröf-
fentlichung oder der Veröffentlichungstermin
ziemlich egal war und dass Sie auch so Schlüsse
daraus ziehen konnten oder gezogen haben. Jetzt
liegt mir noch eine Mail vor hier, vom
29.10.2015. Da schrieb ein Mitarbeiter des
BMUB, aber auch Mitglied der Lenkungsgruppe,
Herr Eberhardt, an Sie - ich gebe auch die Quelle

an: das ist MAT A UBA-2-1, Abteilung I 3, Ord-
ner 50 von 88, Blatt 164; Zitat -:

… bin etwas verwundert über das
formale Agieren der BASt. Auf
EU-Ebene ist in den nächsten Mo-
naten zu entscheiden, wie die Er-
gebnisse der BASt-Studie einzu-
ordnen sind. Sollte die BASt die
Ergebnisse nicht rechtzeitig vorab
zur Verfügung stellen …, wäre
eine Einschätzung seitens der
Bundesregierung ggf. erst dann
möglich, wenn die EU-Arbeiten
abgeschlossen sind. Das dürfte
nicht in unserem Interesse sein.

Ich fände es deshalb gut, wenn die
BASt dem UBA die Ergebnisse zur
Verfügung stellen könnte, damit
wir auf Basis der BASt-Studie
dann auch eine DE Position … ab-
leiten können. Ansonsten hätten
wir die BASt-Studie ja für die
Schublade gemacht.

Und Sie haben dann geantwortet per Mail am
29.10.2015, also am selben Tag noch:

Lieber Kollege,
die Aussage, dass der Bericht des
Auftragnehmers von der BASt
noch nicht formell abgenommen
ist, ist korrekt. Inwiefern sich die-
ser Vorgang beschleunigen lässt,
kann ich aktuell nicht abschätzen.

Das ist aus derselben Quelle; das finden Sie
ebenda. - Die Frage, die ich jetzt habe, ist: Offen-
sichtlich war ja dem Kollegen da beim BMUB das
nicht so egal mit der BASt-Studie, dass die veröf-
fentlicht wird. Und welche formellen Hinder-
nisse standen denn Ihrer Kenntnis nach einer
Freigabe und Veröffentlichung der BASt-Studie
im Weg, also das, was die ganze Zeit - - warum
das sich so verzögert hat und warum das dann
nicht schneller ging?

Zeuge Stephan Redmann: Also, zunächst einmal
muss ich, glaube ich, hier erläutern, dass es,
glaube ich, um ein Missverständnis sich handelt.
Bei dieser BASt-Studie, die Sie zitieren, geht es
um die BASt-Studie zu CoP-Einlauffaktoren. Das
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ist eine Diskussion gewesen - im Rahmen von
WLTP - der administrativen Vorschriften.

Das ist diese berühmte 8-Prozent-Regel, dieser
Einlauffaktor. Das heißt, wenn man bei der Se-
rienproduktion den CO2-Wert überprüft des Fahr-
zeuges, ist dieses Fahrzeug im Neuzustand, hat
also nicht die 15 000 km Einlauf, die es nach
Vorschrift eigentlich haben müsste für den Typ-
1-Test. Und es ist gesichert: Ein Fahrzeug, wenn
es noch im Neuzustand ist, hat einen anderen
CO2-Wert. Das heißt, der CO2-Wert senkt sich
noch im Laufe der Kilometer.

Diese 8 Prozent haben wir allerdings immer als
Deutschland hinterfragt, haben gesagt, das muss
auf jeden Fall im Rahmen der administrativen
Vorschriften, Einführung WLTP, überarbeitet
werden. Es gab allerdings relativ wenige Erkennt-
nisse in Brüssel dazu. Die Automobilhersteller
argumentierten, dass sie dazu auch keine Infor-
mationen hätten. Insofern war die BASt-Studie
damals die einzige, die durchgeführt worden ist -
hinterher kam ergänzend auch noch, allerdings
unter anderen Voraussetzungen gemessen, eine
niederländische Studie dazu -, die hier über-
haupt mal einen Vergleich macht: Neufahrzeug
CO2-Wert, und ein eingelaufenes Fahrzeug CO2-
Wert. Und das hat dann im Endeffekt dazu ge-
führt, dass wir anstatt Faktor 8 Prozent jetzt in
den WLTP-Vorschriften oder in den Typgeneh-
migungsvorschriften durch die Einführung WLTP
nur noch einen Einlauffaktor von 2 Prozent ha-
ben. Der ist im Juni 2016 entsprechend verab-
schiedet worden.

Das Ganze ist trotzdem deckungsgleich mit dem,
was ich eingangs so salopp gesagt hatte: Mich in-
teressiert eigentlich nicht, wann die BASt irgend-
wie formell ihren Bericht veröffentlicht und ab-
schließt. - Das ist eigentlich ein typisches Bei-
spiel dafür. Die BASt - - Ich mag die gar nicht be-
urteilen, die formellen Gründe, die sie hat, wa-
rum sie nicht vor offizieller Abnahme einen Be-
richt veröffentlichen will. In dem Fall sind wir
auch hingegangen - ich denke, das ist auch in
den Akten hinterlegt -, dass wir die Ergebnisse
als Zwischenberichte auch entsprechend in die
WLTP, administrative Arbeitsgruppe … (akus-
tisch unverständlich) eingespeist haben und

eben, wie gesagt, damit auch erreicht haben, dass
der Einlauffaktor diskutiert wird und am Ende
auch deutlich reduziert wird, von 8 auf 2 Pro-
zent.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Weitere Frage
dazu: Welche Position vertrat denn das BMVI
hinsichtlich der gemessenen CO2-Werte?

Zeuge Stephan Redmann: Das müssten Sie jetzt
präzisieren, welche gemessenen CO2-Werte Sie
meinen, weil wir gerade hier den Sprung zur
BASt-Studie „Einlauffaktoren“ gemacht haben.
Ich weiß nicht, sind wir jetzt wieder bei der
BASt-Studie „Felduntersuchung“?

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Ich meinte, belast-
bar, rechtssicher - - Belastbarkeit, Rechtssicher-
heit zum Beispiel als Stichworte.

Zeuge Stephan Redmann: Ist das jetzt eine allge-
meine Frage oder bezogen auf wirklich konkret - -
Sie müssen mich, glaube ich, gerade noch mal
abholen. Entschuldigung.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Also, ich meine,
das wäre jetzt keine allgemeine Frage, sondern
konkret auf die BASt-Studie bezogen.

Zeuge Stephan Redmann: Aber auf die BASt-Stu-
die „Felduntersuchung“ gehen wir jetzt hier zu-
rück?

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Genau.

Zeuge Stephan Redmann: So, und jetzt bitte
noch mal die Frage wiederholen! Jetzt bin ich im
Film, ja.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Welche Position
das BMVI dazu vertrat, zu den gemessenen CO2-
Werten.

Zeuge Stephan Redmann: Also, wir haben - das
habe ich eingangs ja auch erwähnt - neben der of-
fiziellen Typ-1-Prüfung auch die CO2-Werte er-
mittelt. Das Problem ist, dass wir nach In-Service-
Conformity-Vorschriften, so wie sie in der Typge-
nehmigungsvorschrift hinterlegt sind, CO2 gar
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nicht überprüfen können. Der CO2-Wert wird we-
gen der Typgenehmigung als Herstellerangabe - -
wird dann gegengetestet von dem Technischen
Dienst. Da wird eine entsprechende 4-Prozent-
Regel angewendet, die wir auch entsprechend
durch WLTP-Einführung jetzt abgeschafft haben.

Die einzigen Nachkontrollen, die dann aber da
sind für den CO2-Wert, sind einmal die Serien-
überprüfung, die ich eben schon erwähnt habe;
wo aber zumindest nach derzeitiger Prozedur
noch diese 8 Prozent aufgeschlagen werden. Das
heißt, der Hersteller kommt eigentlich nach unse-
rem Dafürhalten auch in der Nachkontrolle ei-
gentlich gar nicht in die Verlegenheit, dass der
ursprünglich angegebene CO2-Wert groß in die
Kritik geraten kann.

Die BASt-Studie hat dann noch mal ganz klar
auch gezeigt, dass die CO2-Werte, die man wirk-
lich bei den in Betrieb befindlichen Fahrzeugen
misst, dass die deutlich - teilweise waren das ja
über 10 Prozent - abweichen im Labor gemessen
von dem, was während der Typgenehmigung an-
gegeben worden ist. Das hatte für uns auch auf-
grund der Herstellererklärungen, die sich deckten
mit den Expertisen, die wir auch hatten über die
WLTP-Diskussion, einmal den Hintergrund, dass
einfach die Messbedingungen sehr unspezifisch
sind. Das heißt, man kann allein dadurch, dass
man die Messbedingungen anders wählt - - im-
mer noch im rechtlichen Rahmen ist man; man
erreicht aber, glaube ich, bis zu 15 Prozent Ab-
weichung im CO2-Wert. Das haben wir ja ver-
sucht, über WLTP, über Eingrenzung der Tole-
ranzen, entsprechend einzugrenzen.

Das andere ist halt, wie gesagt, dass wir in der In-
Service-Conformity derzeit überhaupt keine
Rechtsgrundlage haben, also für im Betrieb be-
findliche Fahrzeuge zu sagen: Der CO2-Wert ist
aber zu hoch. - Die gibt es einfach nicht. Das ist
das, wo sich die Bundesregierung auch eingesetzt
hat, dass das jetzt entsprechend mit der WLTP-
Einführung auch in die europäischen Vorschrif-
ten Einzug findet, dass wir zukünftig neben den
Schadstoffen über In-Service-Conformity - was
dann zukünftig hoffentlich auch mit RDE-Test-
verfahren, nicht nur im Labor, stattfindet - auch
den CO2-Wert überprüfen können.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Nächste Runde.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gibt es weitere
Wortmeldungen der SPD-Fraktion? - Dann wäre
Valerie für die Grünen dran.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Vorsitzender. - Herr Redmann,
Sie kriegen jetzt die Unterlage, und da ist auf der
zweiten Seite, auf der Rückseite, aufgezeigt - -

(Dem Zeugen wird ein
Schriftstück vorgelegt)

Nein, Sie sind schon auf der richtigen Seite.
Oben ist da dieser gestrichene Satz drin, nicht?
Handschriftlich gestrichen.

(Der Zeuge nimmt Einblick
in das Schriftstück)

Zeuge Stephan Redmann: Ich muss erst einmal
gucken, welchen Verfahrensstand das hat, ob das
noch der Entwurf auf Referatsebene ist. - Kann
ich nicht sagen, weil üblicherweise müsste, wenn
ein Satz gestrichen ist, zumindest auch erkennt-
lich sein, auf welcher Ebene die Streichung vor-
genommen worden ist. - Ich sehe, das Aktenzei-
chen ist auch handschriftlich geändert worden. -
Nein, kann ich leider nichts zu sagen. Also, er-
sichtlich ist es nicht, wer die Streichung vorge-
nommen hat.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ist nicht ersichtlich. Ist Ihnen auch nicht erinner-
lich?

Zeuge Stephan Redmann: Und für mich ist es im
Moment, auch wenn ich den Inhalt nachlese,
auch nicht - - Ich könnte jetzt auch keine Begrün-
dung annehmen, warum der Satz hätte stehen
bleiben müssen oder warum es richtig ist, ihn zu
streichen.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Weshalb haben Sie ihn denn reingenommen?
Was steckte dahinter bei Ihnen? Was wollten Sie
damit bezwecken, mit diesem Satz?

(Der Zeuge liest in dem
Schriftstück)
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Zeuge Stephan Redmann: Kann ich leider nichts
mehr zu aussagen.

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gut. - Dann habe ich jetzt erst mal keine weiteren
Fragen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gut. - Das war die
Wortmeldung der Grünen. Gibt es weitere Wort-
meldungen jetzt an den Zeugen seitens der
Union? - Dann Hubertus noch mal, bitte.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Ich komme noch
mal auf die BASt-Studie zurück. Welche Erkennt-
nisse aus der BASt-Studie, Herr Redmann, sind
denn noch mit in die Verhandlungen dann später
zu WLTP seitens der deutschen Bundesregierung
eingeflossen?

Zeuge Stephan Redmann: Also, ein spezieller
Fall fällt mir gerade ein, weil der halt sehr unge-
wöhnlich war. Ich hatte ja schon erläutert: Die
Hersteller waren zu Stellungnahmen aufgefor-
dert, die höheren CO2-Werte zu erklären. Dazu
wären die eigentlich gar nicht verpflichtet gewe-
sen. Wie gesagt, wir haben eigentlich keine
Rechtsgrundlage, überhaupt die CO2-Werte zu
überprüfen bei in Betrieb befindlichen Fahrzeu-
gen. Aber neue Erkenntnisse kann man ja im
Prinzip nur gewinnen, wenn man eine Frage
stellt.

Insofern hatten wir geschaut: Was kriegen wir an
Stellungnahmen zurück? - Das deckte sich in der
Regel mit dem, was wir auch im Vorfeld erwartet
hatten, nämlich dass auf die Unzulänglichkeiten
des NEFZ hingewiesen wird, sowohl was die
Messparameter und Toleranzen angeht - wie ich
ja schon erläutert habe -, als auch die administra-
tiven Vorschriften, indem eben auf diese 4-Pro-
zent-Regel, Herstellerangabe, und auf die 8-Pro-
zent-Regel, Einlauffaktor, verwiesen wird. Das
waren die Bestätigungen für uns: Ja, es ist richtig,
den WLTP umfänglich - nicht nur Zyklus, son-
dern eben auch Testprozedur und auch die admi-
nistrativen Vorschriften inklusive Aufnahme der
CO2 in die In-Service-Conformity - weiter zu be-
treiben.

Es gab einen speziellen Einzelfall, der mir in Er-
innerung ist. Da hatte Kia/Hyundai, glaube ich,
damit begründet, dass die Lichtmaschine abge-
koppelt worden ist. Da sind wir, ehrlich gesagt,
erst mal ein bisschen was vom Stuhl gefallen, als
wir diese Begründung lasen. Ich denke mal,
Kia/Hyundai wird sich das nicht einfach nur zu
Papier gebracht haben, sondern hat das sicher-
lich, bevor so ein offizielles Schreiben kommt,
auch den Hausjuristen vorgelegt. Wir haben es
dann auch noch mal prüfen lassen hinsichtlich
der Konformität mit dem bestehenden Regelwerk.
Es stellte sich raus, leider, rechtlich ist es zumin-
dest mal wieder dunkelster Graubereich des
NEFZ.

Das hatte allerdings für uns zur Folge - ich war ja
Vorsitzender der WLTP-Arbeitsgruppe -, dass wir
diesen Aspekt jetzt auch im WLTP klar geregelt
haben. Das heißt, sämtliche Nebenverbraucher,
die durch den Fahrzeughalter nicht irgendwie be-
einflussbar sind - das ist nun mal vorne Lichtma-
schine abkoppeln -, müssen während des Tests
aktiv sein. Das ist definitiv jetzt im WLTP
geradegezogen worden, sodass wir da keine Unsi-
cherheit mehr haben.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Kommen wir mal
zu dem Bereich RDE. Die Verhandlungen zu
RDE, die laufen ja jetzt schon seit etwa 2011, also
seit den hohen Abweichungen von Typprüfwer-
ten zu den Werten im Realbetrieb. Hatte man Ih-
rer Kenntnis nach bei den Verhandlungen zu
RDE Abschalteinrichtungen oder andere Manipu-
lationen als mögliche Ursache für das Abweichen
der Typprüfwerte von den im Realbetrieb gemes-
senen Werten bereits mit im Blick oder noch
nicht?

Zeuge Stephan Redmann: Nein, also, das ist nach
meinem Kenntnisstand sowohl bei den Sitzun-
gen, bei denen ich anwesend war, als auch die
Dokumente, die ich im Rahmen meiner Arbeit ge-
wichtet habe - - ist das nicht diskutiert worden;
habe ich keine Erkenntnisse zu. Ich hatte eben
auch schon ausgeführt, dass selbst ICCT, die ent-
sprechend die Messdaten ja auch für den US-Fall
geliefert hatten, auch ganz klar gesagt haben:
Rein aufgrund der erhöhten NOx-Werte konnte
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man keine Rückschlüsse auf unzulässige Ab-
schalteinrichtungen haben. Es gab andere Erklä-
rungsansätze, die plausibel waren, warum wir er-
höhte Emissionen haben. - Also, sagen wir es so:
Wir haben ein Problem erkannt, wir hatten die
Lösung bereits im Blickfeld, nämlich RDE zu ent-
wickeln. Insofern hatte man eine Erklärung für
das Problem. Insofern hat sich keiner von den Ex-
perten - zumindest nicht dass ich Kenntnis da-
von habe - noch Gedanken gemacht, ob denn nun
unter Umständen auch noch andere Erklärungs-
ansätze herangezogen werden können.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Genau da zu der
Problematik noch mal: Bei einem Workshop am
03.05.2012 zu RDE-LDV, also Real Driving Emis-
sions of Light-Duty Vehicles, wurden dann zwei
Arten von Tests diskutiert: ein Random Test
Cycle einerseits, andererseits Emissionstests auf
der Straße mittels PEMS. Also, ich zitiere MAT A
BMVI-2-1, Az. LA 27/7353.5/3-2-RDE, Ordner 61
von 79, Blatt 53. „RDE-LDV workshop of Member
States of 3 May 2012: executive summary“, aus
der Quelle stammt das. Und im Wortlaut heißt es
in Englisch:

- Cycle detection and potential
cycle beating: in order to be
tested on a chassis dynamometer
many Euro 6 vehicles will have
to run in a special "test mode".
Even if this is not the case, the
vehicle ECU may easily identify
the vehicle as being tested based
on a range of parameters (other
than the driven speed profile)
and could therefore apply par-
ticular emission control strate-
gies not applied under real-
driving conditions. A random
cycle RDE test method will
therefore never be resilient to
cycle beating.

Zitat Ende. - Haben Sie an diesem Termin damals
teilgenommen bzw. die Zusammenfassung gele-
sen, und ist Ihnen diese Diskussion um die Test-
methoden noch in Erinnerung von damals?

Zeuge Stephan Redmann: Also, ich kann nicht
mehr sagen, ob ich an dieser Sitzung teilgenom-

men habe. Ich kann auch nicht sagen, ob ich die-
ses spezielle Dokument gelesen habe, aber: Ja, die
Diskussion ist mir bekannt. Dieser Special Test
Mode, den Sie angesprochen haben, das ist exakt
das, was ich eben ausgeführt hatte, dieser Dyno
Operation Mode. Das heißt, das Fahrzeug - - Ich
hatte ja eben auch schon ausgeführt: Insbeson-
dere moderne Fahrzeuge können eigentlich, ohne
zu wissen, dass sie sich gerade auf dem Prüfstand
befinden, gar nicht mehr getestet werden auf dem
Rollenprüfstand. Das ist der Zusammenhang mit
Euro-6-Fahrzeugen. Das sind die modernen Fahr-
zeuge.

Die Diskussionen, die Sie gerade hatten, Random
Cycle bzw. PEMS, also die RDE-Messung auf der
Straße mit mobilem Messsystem, das war eine
Grundsatzdiskussion, die sehr lange in der Ar-
beitsgruppe geführt worden ist. Am Anfang stand
sogar noch eine dritte Option zur Wahl. Das wäre
die einfachste gewesen. Ich habe das Handbuch
der Emissionen anfangs ja mal erwähnt. Da hatte
man andere Zyklen verwendet - ARTEMIS zum
Beispiel ist ein entsprechender Zyklus - und
auch gemerkt: Dort kommen andere Emissionen
raus, weil das einfach ein dynamischerer Zyklus
ist. - Das war eine der Grundideen, dass man
sagt: Einfachstes ist: NEFZ einfach zum Beispiel
nicht in ARTEMIS ersetzen.

Zweite Möglichkeit ist die, die Sie zitiert haben,
der sogenannte Random Cycle. Das heißt, man
nimmt - - Kann ich jetzt relativ schlecht noch um
die Uhrzeit erklären, aber auf jeden Fall ist es ein
zufällig zusammengesetzter Fahrzyklus. Der
deckt dann schon mehr Fahrzustände ab als na-
türlich so ein einzelner Fahrzyklus, wie NEFZ
ohnehin - - aber als der ARTEMIS abdecken
kann.

Und die dritte Möglichkeit ist eben das portable
Messsystem, was wir jetzt auch entsprechend
festgelegt haben für die RDE-Messung.

In dem Zusammenhang haben wir damals - wie
gesagt, ob das spezielle Dokument, weiß ich
nicht, aber ich weiß, dass es in anderen Doku-
mentationen aus dem RDE-LDV auch enthalten
ist - auch den Begriff „Cycle Beating“ genutzt. Das
war - - Man muss dazusagen: Cycle Beating - ich
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glaube, wenn Sie mehrere Experten fragen, insbe-
sondere wenn die vielleicht nicht in der RDE-
LDV-Arbeitsgruppe aktiv waren -, das wird Ihnen,
glaube ich, jeder anders definieren. Das ist kein
irgendwo klar festgelegter Begriff. Mein Verständ-
nis und so wie es auch von der Europäischen
Kommission damals verwendet worden ist - - ist
unter „Cycle Beating“ sozusagen dieses Dem-Prüf-
zyklus-ein-Schnippchen-Schlagen verstanden, das
heißt, eine Optimierung, Kalibrierung auf die
Prüfbedingungen.

So. Beim NEFZ ist das relativ einfach zu machen.
Das ist so ein beschränkter Bereich von Betriebs-
zuständen. Wenn ich darauf motortechnisch und
von der Abgasnachbehandlung mein Fahrzeug ka-
libriere, ist es eigentlich zwangsläufig - zumindest
wissen wir das jetzt halt seit ein paar Jahren -, dass
dann unter anderen Betriebsbedingungen - höhere
Dynamiken und andere Parameter - halt entspre-
chend höhere Emissionen vorkommen.

Dieses Auf-die-Prüfung-Optimieren ist bei einem
Random Cycle schon etwas schwieriger, ist aber
immer noch irgendwo eingegrenzt. Allein
dadurch, dass ich im Labor eben nicht nur auf
der Rolle einen anderen Fahrzyklus fahre, son-
dern im Labor auch durch die sonstigen Randbe-
dingungen - - Also, Temperatur zum Beispiel ist
etwas, was die Emissionen allein von der Physik
her - Thermofenster jetzt mal außen vor gelas-
sen - beeinflusst. Da bin ich bei einem Labortest,
auch wenn es ein Random Cycle ist, immer noch
in einem begrenzten Bereich. Der wird also nie
bis minus 7 Grad - - Beziehungsweise ich müsste
dann alle über eine Vorschrift verpflichten, sich
da eine Klimakammer hinzusetzen. Die ist aller-
dings sehr teuer.

Das heißt, wir hatten definitiv als Vorteil des
PEMS-Systems gesehen, dass Cycle Beating, näm-
lich wirklich eine Anpassung auf die Prüfung, ei-
gentlich kaum mehr möglich ist, weil eben ein
sehr großer Bereich von Randbedingungen - eben
das, was wir auch jetzt so als normale Betriebsbe-
dingungen definiert haben - abgedeckt wird. - Ich
hoffe, das erklärt so ungefähr die - - Ansonsten
bitte ich um Verständnis angesichts der Uhrzeit,
falls das nicht … (akustisch unverständlich)

Vorsitzender Herbert Behrens: Danke schön. Das
war hinreichend deutlich und klar. - Es geht wei-
ter in der Runde. Die SPD-Fraktion mit Fragen? -
Das ist nicht der Fall. Dann Bündnis 90/Die
Grünen?

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich habe nichts mehr.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gibt es weitere
Fragen an den Zeugen Redmann?

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Ja.

Vorsitzender Herbert Behrens: Eine hast du
noch? Ja, dann bitte.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Es geht nämlich
jetzt noch mal um eine Rundmail vom
25.05.2012, die Herr Nikolaus Steininger von der
EU-Kommission geschickt hat im Nachgang zu
einem ebensolchen Workshop vom Vortag an die
Ressorts, unter anderen auch an Sie. Es hatte Wi-
derstände der Autoindustrie, ACEA, gegen die
PEMS-Einführung gegeben. Herr Steininger
nannte als mögliche Motivation der ACEA, sich
Gelegenheiten zum Cycle Beating offenhalten zu
wollen. Die Quelle ist MAT A BMVI, 61 von 79,
Blatt 52. Der genaue Wortlaut:

It became quite obvious that
vehicle manufacturers strongly re-
sist the introduction of PEMS at
any stage of type approval (ini-
tially and at in-service conformity)
… While we may speculate now
whether these reservations are
motivated by real concerns about
practicalities (that would have to
be addressed) or the desire to have
the random cycle as an “easier
procedure” for emission
compliance leaving the door open
for some cycle beating (which has
to be avoided) I think we should
discuss a third option that may
bring things forward:

Und dann folgt ein Kompromissvorschlag. - Teil-
ten Sie diese Einschätzung von Herrn Steininger
seinerzeit? Und wo sahen Sie die Möglichkeit
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oder Gefahr des Cycle Beating bei den Diskussio-
nen zur RDE-Einführung?

Zeuge Stephan Redmann: Also, das ist im Prin-
zip das, was ich gerade schon ausgeführt habe.
Ich kann es vielleicht noch mal als einfaches Bei-
spiel bringen - eine Abiturprüfung. Ich glaube,
wenn ich Sie fragen würde: „Wollen Sie in 4 Fä-
chern geprüft werden, um eine Abschlussnote zu
kriegen, oder wollen Sie in allen 20 Fächern, die
möglich sind, geprüft werden, um eine Ab-
schlussnote zu kriegen?“, werden Sie sagen: Ich
werde mich lieber nur auf 4 Prüfungen vorberei-
ten wollen und den Rest außen vor lassen. - Inso-
fern ist es nachvollziehbar, dass die Hersteller
natürlich sagen: Eingegrenzte Prüfbedingungen,
auf die sie kalibrieren und optimieren können -
wie gesagt, so verstehe ich den Begriff „Cycle
Beating“ -, sind natürlich das, was der Hersteller
möchte. Das ist nachvollziehbar aus rein ökono-
mischen Interessen.

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Das war es. Danke
schön.

Vorsitzender Herbert Behrens: Herr Redmann,
ich danke Ihnen herzlich für Ihre Ausführungen
und Ihren Langmut. Wir sind dann am Ende Ihrer
Befragung.

Sie haben jetzt noch mal die Möglichkeit, das
Protokoll sich anzusehen und innerhalb von zwei
Wochen auf Korrekturen hin zu untersuchen
oder Ergänzungen zu machen oder Richtigstel-
lungen. Erst danach wird der Ausschuss dann
den Abschluss der Vernehmung beschließen.

Zunächst herzlichen Dank an Sie, und ich wün-
sche Ihnen angesichts der Zeit eine gute Nacht
und für die weiteren Wochen alles Gute.

Zeuge Stephan Redmann: Vielen Dank, Herr Vor-
sitzender. Ihnen auch einen schönen Abend! -
Ich freue mich jetzt auf ein kaltes Bier.

(Heiterkeit)
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Vorsitzender Herbert Behrens: Dann bitte ich,
den Zeugen Torsten Meier in den Ausschusssaal
zu führen. Wir setzen dann die Vernehmung fort.

Vernehmung des Zeugen
Torsten Meier

Herzlich willkommen, Herr Meier, auch zu dieser
späten Stunde. Wenn es Ihnen zumutbar ist, wür-
den wir ganz gern die Zeugenvernehmung jetzt
beginnen. - Herr Meier, Sie kennen den Gegen-
stand der Vernehmung. Der ist Ihnen schriftlich
mitgeteilt worden. Ich denke, es erübrigt sich,
das zu wiederholen.

Falls Sie es wünschen, können Sie im Zusam-
menhang jetzt darlegen, was Ihnen über den Ge-
genstand der Vernehmung bekannt ist. Dann hät-
ten Sie jetzt das Wort.

Zeuge Torsten Meier: Würde ich jetzt eigentlich
nichts groß darlegen wollen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gut. - Dann, bevor
ich einige Fragen an Sie richte und zur Verneh-
mung in der Sache komme, möchte ich Sie kurz
zur Person vernehmen. Und deshalb möchte ich
Sie bitten, Ihren Vornamen, Nachnamen, Ihr Al-
ter, Ihren Beruf und Ihren Wohnort zu nennen.
Bitte.

Zeuge Torsten Meier: Also, mein Name ist
Torsten Meier. Ich bin 51 Jahre alt. Mein Wohn-
ort ist Bonn. Ich bin Sachbearbeiter im BMF - im
gehobenen Dienst, habe die entsprechende Aus-
bildung dazu - und bin für den Bereich Abgaben-
ordnung zuständig.

Vorsitzender Herbert Behrens: Danke schön. -
Dann würde ich ganz gern die ersten Fragen an
Sie richten. Und um das einordnen zu können, in
welcher Weise Sie mit dem Untersuchungsgegen-
stand zu tun haben, würde ich ganz gern von
Ihnen erfahren, in welchem Zusammenhang Ihr
beruflicher Hintergrund steht zu den hier in Rede
stehenden Pkw-Emissionen.

Zeuge Torsten Meier: Also, wie ich schon gesagt
habe: Meine Funktion ist in der Thematik gewe-

sen der Bereich Abgabenordnung, also verfah-
rensrechtlich Möglichkeiten aufzuzeigen, wie die
Thematik gelöst werden kann. Die Voraussetzung
war natürlich immer, dass der Sachverhalt aufge-
klärt war oder wird. Das ist die Grundvorausset-
zung gewesen dafür.

Vorsitzender Herbert Behrens: Haben Sie nach
Bekanntwerden des VW-Skandals Diskussionen
im BMF zu den möglichen Auswirkungen auf die
Kfz-Steuer geführt?

Zeuge Torsten Meier: Also, nach dem Bekannt-
werden des VW-Skandals ging ja durch die
Presse - - Also, erstens war ja das mit den USA;
dann kam ganz schnell diese Thematik mit dem
CO2. Ja, und dann gab es erste Vorlagen - - wur-
den geschrieben, wie man die Thematik - - also,
der ganze rechtliche Hintergrund - - wie das zu-
sammenhängt. Bei der ersten Vorlage war ich
nicht da, weil ich da noch im Urlaub war. Aller-
dings wurden dann recht schnell also die rechtli-
chen Hintergründe und - - dargelegt, was recht-
lich möglich ist, also die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen. Das wurde dann schon diskutiert.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ich würde Sie
jetzt ganz gern konfrontieren mit Fundstellen aus
Akten bezüglich dieser Diskussion, die Sie ge-
rade angeführt haben. In den Akten befindet sich
ein Vorgang zur Abstimmung einer Staatssekre-
tärsvorlage aus dem November 2015, die sich
dann mit einem Lösungsansatz zur Begleichung
von Steuerschulden befasst, die sich aus folgen-
dem Sachverhalt ergeben könnten - Zitat -:

Im Regelfall ergeht bei einer Erhö-
hung der CO2-Werte ein geänder-
ter Grundlagenbescheid durch
entsprechende Eintragung der Zu-
lassungsbehörden in der Zulas-
sungsbescheinigung. Die entspre-
chenden Daten werden elektro-
nisch an die Zollverwaltung über-
tragen und lösen im IT-Verfahren
KraftSt einen entsprechenden Fol-
gebescheid mit einer höheren
KraftSt aus.

Das ist das Material BMF-1/2, Ordner 35, Blatt
169.
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Innerhalb Ihres Ministeriums werden Bedenken
zu einzelnen Ausführungen in dieser Vorlage ge-
äußert. Konkret schreibt Herr Michael Baum, Re-
ferat IV A 3, in einer E-Mail, dass er - in Anfüh-
rungszeichen geschrieben - Bauchschmerzen be-
züglich einiger Ausführungen in der Vorlage
habe - das ist ebenda, Blatt 175 -, dass er einige
Bauchschmerzen habe bezüglich einiger Ausfüh-
rungen, die sich auf die Übernahme der Steuer-
schuld durch VW beziehen.

In einer E-Mail-übersandten Gegenäußerung vom
18. November 2013 gehen Sie darauf ein und bie-
ten Herrn Baum einen bilateralen telefonischen
Austausch an. - Das ist am gleichen Ort, Ordner
35, Blatt 179.

ORRn Dr. Caroline Dostal (BMF): Herr Vorsitzen-
der, ich - -

Vorsitzender Herbert Behrens: Bitte.

ORRn Dr. Caroline Dostal (BMF): Entschuldi-
gung, dass ich Sie gleich unterbrechen muss, aber
wir müssen uns hier schon sehr genau ans Steu-
ergeheimnis halten. Und das geht hier gerade
schon so ein bisschen durcheinander, weil da
sind auch Teile aus VS-Akten dabei.

Vorsitzender Herbert Behrens: Oh, das - -

ORRn Dr. Caroline Dostal (BMF): Und sobald
wir hier einen konkreten Einzelfallbezug haben,
müssten wir in die geheime Sitzung gehen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Das ist wohl
wahr; das war mir so nicht präsent.

ORRn Dr. Caroline Dostal (BMF): Ja, also, deswe-
gen - - Ich habe mir jetzt erlaubt, da gleich mal
dazwischenzugehen, weil da müssen wir jetzt
doch haargenau aufpassen, dass wir da nicht
durcheinanderkommen mit öffent-
lich/nichtöffentlich.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gut, okay. - Dann
ist an diesem Punkt bereits der Fall da, dass wir
dann in die entsprechende geheime Sitzung ge-
hen.

ORRn Dr. Caroline Dostal (BMF): Danke schön.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ich würde dann
vorher noch mal kurz abchecken, ob denn die
Fragen, die ich hier weiter habe, eben auch nur
nichtöffentlich oder geheim abzuarbeiten sind,
und würde dann zunächst das Wort weitergeben
an die Kollegen der CDU/CSU-Fraktion.

Uwe Lagosky (CDU/CSU): Herr Meier, in einem
Sprechzettel der 53. Sitzung des Finanzausschus-
ses des Deutschen Bundestages am 30. September
2015 - das ist die Materialnummer A BMF-1/2,
Ordner 33, Seiten 12 ff. und dann die Seite 13 -
heißt es:

Die Manipulationen haben
nichts zu tun mit dem bekannter
Maßen [sic!] unbefriedigenden
Zustand, dass die in Europa gel-
tenden Vorschriften für die
Ermittlung der Abgasemissionen
im sog. Neuen Europäischen Fahr-
zyklus (NEFZ) praxisfern sind und
kritische Spielräume bieten, die
offensichtlich auch ausgenutzt
wurden. Neue Regelungen, die
nicht nur europäisch angelegt sein
sollen, werden schon länger vor-
bereitet.

Das ist das Zitat, was dort geschrieben wurde. -
Jetzt mal die Frage, die wir allen Zeugen gestellt
haben: Hatten Sie Kenntnis schon vor diesen Er-
eignissen auch in den USA darüber, dass es eben
Unterschiede zwischen dem NEFZ-Regelbetrieb
und den realen Emissionen gibt?

Zeuge Torsten Meier: Also, Sie haben jetzt aus ei-
ner Vorlage aus dem September zitiert. Die kenne
ich selber nicht. Also, erstmalig ist mir die ganze
Angelegenheit bekannt geworden, als das in
Funk und Fernsehen übertragen worden ist mit
diesem Abgasskandal in den USA, aber privat,
also wie jeder, und dann eben im Oktober erst,
ich glaube, in der ersten oder zweiten Oktober-
woche. Vorher hatte ich keine Kenntnis davon.

Uwe Lagosky (CDU/CSU): Hatten Sie Kenntnisse
von Abschalteinrichtungen?
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Zeuge Torsten Meier: Nein, also, wir - - Ich bin ja
im Verfahrensrecht tätig, nicht im Kfz-Steuerbe-
reich. Also, bis dahin war mir das völlig unbe-
kannt, dass es so was gibt.

Uwe Lagosky (CDU/CSU): Okay. - Das KBA hat
mit Bescheid vom 5. November 2015 die Neuer-
mittlung der CO2-Typprüfwerte der betroffenen
Fahrzeugtypen unter seiner Aufsicht angeordnet.
Das bezieht sich jetzt auf diese ganze CO2-Thema-
tik, die dann aufgetreten ist. Hatten Sie jemals
und, wenn ja, ab wann Anhaltspunkte oder Be-
weise dafür, dass Kfz-Hersteller, wie auch schon
der Spiegel im November 2015 berichtete, auch
den Ausstoß von CO2 und den Verbrauch der
Fahrzeuge bei den Messverfahren in der Vergan-
genheit manipuliert haben?

Zeuge Torsten Meier: Nein, hatte ich keine
Kenntnis.

Uwe Lagosky (CDU/CSU): Okay. - Sie haben an
den Videokonferenzen zum Thema „Steuerbe-
rechnung bei VW-Fahrzeugen - neue CO2-Werte“
vom BMF, BMVI und KBA teilgenommen. Kön-
nen Sie uns mitteilen, an wie vielen Konferenzen
Sie teilgenommen haben?

Zeuge Torsten Meier: Also, an der ersten habe
ich nicht teilgenommen. Dann gab es, glaube ich,
noch zwei oder drei. Es sollte dann noch eine
stattfinden. Die ist dann ausgefallen oder abge-
setzt.

Uwe Lagosky (CDU/CSU): Das fällt wahrschein-
lich dann auch da rein, wenn ich jetzt fragen
würde: Welche steuerrechtlichen Tatbestände
wurden in den Videokonferenzen besprochen?

(ORRn Dr. Caroline Dostal
(BMF): Mhm!)

Zeuge Torsten Meier: Richtig.

Uwe Lagosky (CDU/CSU): Das würden wir dann
gleich noch mal behandeln.

Vorsitzender Herbert Behrens: Das machen wir
in der geheimen Sitzung.

Uwe Lagosky (CDU/CSU): Und was waren die Er-
gebnisse? - Das machen wir dann auch gleich
noch mal.

Dann gehen wir mal auf den nächsten Punkt
über. In einem Vermerk über die Ereignisse des
Informationsgespräches über das weitere Verfah-
ren im Zusammenhang mit den festgestellten
CO2-Messungen bei Volkswagen am 19.11.2015,
an dem auch ihr Referatsleiter, Herr Dr. Lier-
mann, für das BMF teilgenommen hat - das ist
die Materialnummer A BMF-1/2, Ordner 18, Sei-
ten 20 bis 27, hier Seite 27 -, wird erläutert:

Schon in Verkehr befindliche
Fahrzeuge: Hier hängt das Verfah-
ren aus Sicht der Anwaltskanzlei

- von VW -

von zwei Gesichtspunkten ab:
Kann die Steuer für das Fahrzeug
von VW pauschal für die Vergan-
genheit und für die Zukunft ent-
richtet werden? VW biete hier in-
soweit an, die Steuerdifferenz für
das gesamte Fahrzeugleben zu
übernehmen.

Der zweite Aspekt ist noch mal der Transparenz-
aspekt, der eine Rolle sp- -

Vorsitzender Herbert Behrens: Herr Kollege
Lagosky, auch da stehen wir wieder vor der Situ-
ation, dass spätestens die Antwort in die Einstu-
fung fallen würde.

Uwe Lagosky (CDU/CSU): Nein. Ich habe ja noch
gar keine Frage gestellt.

Vorsitzender Herbert Behrens: Es deutet darauf
hin, und vielleicht sollten Sie schauen, ob es - -

Uwe Lagosky (CDU/CSU): Ich führe erst mal den
Vorhalt noch aus, und dann komme ich mal zu
den Fragen. Aber die - -

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. - Die Vor-
halte sind ja alle aus den offenen Akten. Und
dann werden wir gucken, ob die Frage - - Ja, das
war bei mir eben auch so; nur, die Antwort - ich
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wurde darauf hingewiesen - würde sofort in die-
sen Bereich fallen. - Gut, wenn Sie sagen: „Die
Frage ist zulässig“, dann machen Sie zunächst
weiter.

Uwe Lagosky (CDU/CSU): Nein, ich würde das
dann zurückstellen. Das gucke ich mir noch mal
an. Ich stelle das zurück und nehme das mit in
den nichtöffentlichen Teil der Sitzung. - Und
dann gebe ich auch erst mal weiter.

Vorsitzender Herbert Behrens: Fraktion Bündnis
90/Die Grünen, bitte.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Meier, in den Akten findet sich eine E-Mail
vom 15.12.15, die Frau Gabriele Ernst als Proto-
koll einer Videokonferenz, die auch gerade schon
hier angesprochen wurde, mit VW, verfasst hat. -
Das ist MAT A BMF-1/2, Ordner 18, Seiten 26 ff.
- An dieser Videokonferenz haben Sie teilgenom-
men. Und in dem Protokoll heißt es: Ursprüng-
lich sollen nach Auskunft von VW 800 000 Fahr-
zeuge von CO2-Problemen betroffen sein. - Nun
sind es nur noch 36 000 Fahrzeuge. Der Presse
haben wir entnommen: Es sollen ursprünglich
mal 130 Modelle gewesen sein. Dann waren es
nur noch 9. Gab es da eine Erläuterung, wieso
plötzlich diese enorme Differenz entstanden ist
zu dem, was vorher da im Raume stand?

Zeuge Torsten Meier: Also, Sie hatten ja 800 000
Fahrzeuge erwähnt - - am Anfang das 800 000
Fahrzeuge waren, so wie es auch in der Presse
war, die insgesamt betroffene Anzahl. Und in
Deutschland betroffene Fahrzeuge waren eigent-
lich nicht 800 000, sondern knapp 200 000; also
das war schon deutlich weniger als 800 000. Und
warum es dann aus den knapp 200 000 36 000
geworden sind, entzieht sich meiner Kenntnis,
weil das hängt davon ab, was bei den Abgasmes-
sungen oder CO2-Messungen rauskommt. Dazu
kann ich nichts sagen, warum das so gekommen
ist, weil das liegt im Zuständigkeitsbereich des
BMVI. Wir sind letzten Endes darauf angewiesen
gewesen, also aus verfahrensrechtlicher Sicht,
was tatsächlich amtlich festgestellt wird, ob tat-
sächlich, sage ich mal, CO2-Abweichungen fest-
gestellt werden, die eine steuerliche Auswirkung
haben.

Also, offensichtlich hat es sich bei den anderen,
also der Mehrzahl - also über 36 000 -, dann wohl
nicht herausgestellt, dass es zu einer CO2-Abwei-
chung gekommen ist, die irgendwie relevant
wäre. So kann ich mir das erklären. Aber warum
das jetzt so ist - - gewesen ist, das ist eigentlich
jetzt nie meines Erachtens dargestellt worden
oder so. Es ist jetzt bloß dargestellt worden: Es
sind nur noch 36 000. - Soweit ich mich daran er-
innere, war das so.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also, es hat keine Erläuterung gegeben so nach
dem Motto: Da haben jetzt Messungen stattgefun-
den, und die haben ergeben, dass was anderes
das - -

Zeuge Torsten Meier: Also, der Ausgangspunkt
war ja schon ganz am Anfang, dass man den
Sachverhalt aufklären muss, ob diese CO2-Abwei-
chungen tatsächlich existieren oder bestehen.
Und diese Abweichungs- - oder die Aufklärung
des Sachverhalts liegt natürlich nicht im Bereich
der Abgabenordnung, sondern im Bereich des
Verkehrsrechts. Das entzieht sich unserer Kennt-
nis. Warum das so gemessen wird und wer da ge-
messen hat, kann ich nicht sagen. Zuständig ist
aus unserer Sicht KBA gewesen für die Messung.
Und wenn sich dabei die Zahl so verringert,
muss man davon ausgehen, dass es korrekt abge-
laufen ist.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gut. Okay.

Vorsitzender Herbert Behrens: Die SPD-Fraktion,
bitte.

Kirsten Lühmann (SPD): Herr Meier, ich fange
viel, viel früher an. Entschuldigen Sie, ich bin
keine Steuerrechtlerin. - Können Sie uns einfach
mal erläutern - zumindest mir; die anderen schei-
nen es teilweise zu wissen -, inwieweit die Mani-
pulationen mit den Steuerbescheiden zusammen-
hängen? Wir haben jetzt immer gehört: Da muss
jemand nachmessen. - Könnten Sie vielleicht mal
für jemanden wie mich ganz unten anfangen?
Warum kann eine Manipulation an einer Abgas-
reinigung Ausfluss auf den Steuerbescheid ha-
ben?
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Zeuge Torsten Meier: Also, die Frage war ja - -
Man muss jetzt wahrscheinlich auch auseinan-
derhalten: die Manipulation der Abgas- - oder die
Abgas- - Abschaltein- - -gaseinrichtung. Wir ha-
ben ja einmal diese Stickoxide und einmal CO2-
Werte. Wie das jetzt Kfz-steuerrechtlich zu be-
werten ist, ist jetzt auch nicht mein Thema. Al-
lerdings soweit mir bekannt ist: Die Stickoxide -
im Grundsatz sind die keine Grundlage für die
Besteuerung, sondern eher die CO2-Werte. Die
CO2-Werte werden eben festgestellt durch einen
Grundlagenbescheid, und der ist dann natürlich
bindend für die Besteuerung.

Kirsten Lühmann (SPD): Das ist jetzt meine
Frage: Wie machen Sie das normalerweise, wenn
ein Fahrzeug angemeldet wird? Ist das - -

Zeuge Torsten Meier: Das ist eine Frage des Kfz-
Steuerrechts, wie das normalerweise läuft. Das
Verfahrensrecht, das setzt dann ein, wenn die Be-
steuerung oder der Besteuerungstatbestand erfüllt
ist. In jedem materiellen Steuerrecht ist ja enthal-
ten, was die Bemessungsgrundlage für eine
Steuer ist, ob überhaupt eine Steuer entsteht. Das
ist keine Frage der Abgabenordnung, sondern die
Abgabenordnung setzt darauf an: In dem Mo-
ment: Die Steuer entsteht, Steuertatbestand ist er-
füllt. Und wenn er erfüllt ist, also dann greift erst
die Abgabenordnung verfahrensrechtlich.

Kirsten Lühmann (SPD): Meine Frage wäre jetzt
nur gewesen: Wann ist er denn erfüllt, und wann
ist er nicht erfüllt? Das hätte ich gerne gewusst.
Das können Sie aber nicht sagen.

Zeuge Torsten Meier: Das kann ich nicht sagen.

Kirsten Lühmann (SPD): Die Frage ist: Wer kann
uns das denn sagen?

Zeuge Torsten Meier: Also, aus dem Kfz-Steuer-
bereich wahrscheinlich. Also, der Tatbestand ist
natürlich erfüllt, wenn der Steuertatbestand eben
erfüllt ist. Ich sage mal: wenn ab einem bestimm-
ten CO2-Wert Besteuerung stattzufinden hat oder
der Steuertatbestand erfüllt ist. Aber ab wann das
ist, das ist natürlich Frage des Einzelsteuerrechts.

Kirsten Lühmann (SPD): Ja. … (akustisch unver-
ständlich) Also, wenn ich ein Auto mir kaufe -
von mir aus auch im Ausland, dass es in Deutsch-
land zum ersten Mal steuerpflichtig wird -, muss
ich dann ein Gutachten beibringen? Das wäre das
erste Mal; das habe ich noch nie erlebt. Wie stel-
len Sie dann fest, wie dieses Auto besteuert
werden muss?

Zeuge Torsten Meier: Also, wir stellen das ja gar
nicht fest. Das ist ja festgestellt in der Zulassung.
Die Daten stehen ja in der Zulassung drin. Das
sind ja verkehrsrechtliche Feststellungen, und
daran knüpft natürlich der Besteuerungstatbe-
stand an.

Kirsten Lühmann (SPD): Gut. Also die Werte aus
der Typzulassung werden genommen.

Zeuge Torsten Meier: Genau.

Kirsten Lühmann (SPD): Wenn sich die jetzt ver-
ändern - also, das haben wir ja in diesem Fall ge-
habt, dass eventuell Fahrzeuge andere Werte ha-
ben als bei der Typzulassung angegeben -, dann
ändert sich, so habe ich das verstanden, auch die
Steuerpflicht.

Zeuge Torsten Meier: Na, die ändert sich erst
dann, wenn die vermeintliche Abweichung fest-
gestellt wird. Also, es ist ja nicht so, dass einfach
gesagt wird: „Die CO2-Werte stimmen nicht, und
jetzt ändern wir einfach die Steuerbescheide“,
sondern es muss die Abweichung, die CO2-Ab-
weichung, die angeblich im Raum steht, amtlich
festgestellt werden.

Kirsten Lühmann (SPD): Gut. Also, nehmen wir
an: Amtlicherseits vom KBA wird Ihnen mitge-
teilt, -

Zeuge Torsten Meier: Genau.

Kirsten Lühmann (SPD): - mein Auto hat andere
Werte, als in meiner Typzulassung drin ist. Dann
würden Sie den Steuerbescheid verändern.

Zeuge Torsten Meier: Wenn das festgestellt ist,
ist das ja ein Grundlagenbescheid. Der löst ganz
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einfach § 175 aus, dass der Steuerbescheid geän-
dert werden muss, soweit der Grundlagenbe-
scheid geändert worden ist.

Vorsitzender Herbert Behrens: Herr Neuhoff.

MR Lothar Neuhoff (BMVI): Herr Vorsitzender,
dürfen wir noch mal gerade kurz was zur Zustän-
digkeit des Zeugen sagen? - Die Frau Dr. Dostal
hat gerade darauf hingewiesen: Der für Kfz-Steu-
erangelegenheiten zuständige Kollege ist der
Zeuge Bremer.

Kirsten Lühmann (SPD): Bremer. - Gut. Das hatte
ich ja eben gefragt, wer das ist, und dann - -

MR Lothar Neuhoff (BMVI): Und das ist hier
praktisch alles außerhalb des Zuständigkeitsbe-
reichs des Zeugen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gut, dann wären
die Fragen daraufhin noch mal zu überprüfen, ob
der richtige Zeuge hier vor uns ist.

ORRn Dr. Caroline Dostal (BMF): Also, darf ich
noch kurz was erörtern?

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja.

ORRn Dr. Caroline Dostal (BMF): Also, das Refe-
rat von Herrn Meier ist mit dazugekommen zu
den Fragestellungen, die wir dann alle im nicht-
öffentlichen Teil erörtern. Also, was öffentlich ja
ist: dass VW ja verkündet hat, sie werden die
Steuern übernehmen. Und da geht es um eine
spezielle Frage im Steuerrecht, nämlich § 48 Ab-
gabenordnung, individuelle Vereinbarung mit
dem Steuerschuldner. Und das ist der Grund, wa-
rum das Referat III A 1, Herr Liermann und dann
eben auch Herr Meier als zuständiger Sachbear-
beiter, da mit reingekommen ist. Aber die ganze
Kfz-Steuerproblematik spielte sich bei Herrn Bre-
mer ab. Das war damals das Referat III B 8 und ist
jetzt III B 5. Also … (akustisch unverständlich)

Kirsten Lühmann (SPD): Dann sollten wir doch
Herrn Bremer zuerst hören; denn wir brauchen
doch erst mal die Grundlagen, bevor wir hinter-
her in die speziale Frage reinkommen können.

ORRn Dr. Caroline Dostal (BMF): Aber die
Grundlage ist tatsächlich das Kfz-Steuerrecht,
und dann kommt die Abgabenordnung.

(Zurufe)

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja, genau, das
wäre dann der Verfahrensvorschlag, dass wir mit
Ihnen, Herr Meier, nicht an dieser Stelle fortfah-
ren können, weil auch mein Fragenkatalog be-
zieht sich häufig eben auch direkt auf den Fall
VW. Und ich habe durchgesehen: Da kommen
wir wahrscheinlich bei jeder der Fragen in die Si-
tuation, dass wir das geheim oder eingestuft ver-
handeln müssten.

ORRn Dr. Caroline Dostal (BMF): Genau.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und dann wäre es
einfach sinnvoller, den Zeugen Meier am Ende
unserer Zeugenvernehmung noch mal zu uns zu
bitten - - und dann in einer eingestuften Sitzung
die Auskünfte zu geben, die wir an ihn richten - -
und wir zunächst mit dem Zeugen Bremer fort-
setzen.

(Arno Klare (SPD): Ja!)

So, vom Verfahren her: Wenn Einverständnis be-
steht, dann machen wir das so.

Tut uns leid, Herr Meier, dann hätten wir das
auch anders vorbereiten können. Aber es ist ge-
rade so, dass Sie noch mal einen Augenblick war-
ten müssen und dann aufgerufen werden.

Zeuge Torsten Meier: Okay.
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Vernehmung des Zeugen
Dirk Bremer

Vorsitzender Herbert Behrens: Gut, der Zeuge
Dirk Bremer hat Platz genommen. - Herzlich will-
kommen zu später Stunde! - Ja, gut, so spät ist es
auch wieder noch nicht.

Bevor ich mit der Vernehmung zur Sache be-
ginne, muss ich zunächst zur Person vernehmen.
Und deshalb möchte ich Sie bitten, sich kurz vor-
zustellen mit Vorname, Name, Ihrem Alter, Ihrem
Beruf und Ihrem Wohnort.

Zeuge Dirk Bremer: Dirk Bremer, 48 Jahre alt,
Diplom-Kaufmann und tätig im BMF als Referats-
leiter, inzwischen für die Finanzkontrolle
Schwarzarbeit. Und mein Wohnort ist Hermanns-
burg in Niedersachsen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Herr Bremer, Sie
kennen den Gegenstand der Vernehmung. Es geht
im Kern um das Abweichen der im Realbetrieb
auf der Straße festgestellten Kfz-Kraftstoffver-
bräuche und Abgasemissionen von den Werten,
die von den Herstellern angegeben bzw. von den
Prüfstellen bei der Typzulassung ermittelt wur-
den. Und das ist eigentlich im Kern dann die
Grundlage für die Fragen, die wir an Sie richten
möchten.

Sie haben die Möglichkeit, bevor wir in die Fra-
gerunden gehen, noch mal im Zusammenhang
darzulegen, was Ihnen über den Gegenstand der
Vernehmung bekannt ist.

Zeuge Dirk Bremer: Darauf verzichte ich, und
wir können also gleich in die Befragung einstei-
gen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Gut, dann werde
ich das tun. - Dann möchte ich zunächst von
Ihnen wissen, so als Vertreter aus dem BMF, dass
Sie zu Ihrem beruflichen Hintergrund und Ihrer
Tätigkeit beim BMF uns sagen, in welchem Zu-
sammenhang Ihre Tätigkeit mit den Pkw-Emis-
sionen steht.

Zeuge Dirk Bremer: Ich bin seit 2011 zunächst
im BMF - - seit September 2011 im BMF zu-
nächst als Projektleiter tätig gewesen für die
Übernahme der Kraftfahrzeugsteuer von den Län-
dern zum Bund. Das war eine rein organisatori-
sche bzw. informationstechnische Tätigkeit. Bei
der spielten diese Fragestellungen keine Rolle.
Seit 01.07.2014 war ich dann zuständig für das
Kraftfahrzeugsteuerrecht, zunächst noch in die-
sem Projekt, ab 01.10.2014 dann im Referat für
das Kraftfahrzeugsteuerrecht, dessen Referatslei-
ter ich bis zum 31.12.2015 gewesen bin, und in
diesem Zeitraum eben zuständig für das Kraft-
fahrzeugsteuerrecht und insofern für die Fragen
der Besteuerung der Kraftfahrzeuge, die ja be-
kanntermaßen seit dem 01.07.2009 aus einer
Hubraum- und CO2-Besteuerung besteht.

Vorsitzender Herbert Behrens: Genau. Und da-
rum können wir auch feststellen, dass der Unter-
suchungszeitraum oder der Zeitraum, über den
wir hier reden, schon weit vor dem Abgasskandal
2015 oder vor dem Offenkundigwerden des Ab-
gasskandals 2015 begann; denn die Abweichung
der CO2-Werte von den Herstellerangaben sind ja
bereits seit längerem öffentlich diskutiert.

Die Deutsche Umwelthilfe hat immer wieder da-
rauf hingewiesen, dass es erhebliche Diskrepan-
zen gibt. Beispielsweise im Zusammenhang mit
der 2009 damals bevorstehenden Umstellung der
Kfz-Steuer auf - - mit CO2-Bezug wies die DUH
auf mögliche Steuermindereinnahmen hin. So
heißt es in einer Pressemitteilung der Deutschen
Umwelthilfe vom 12.09.2007:

Die Grün-Tricks der IAA-Ausstel-
ler: Verbrauchertäuschung statt
Klimawende

In der Unterüberschrift heißt es:

Deutsche Umwelthilfe fordert
Bundesverkehrsministerium und
Kraftfahrtbundesamt auf, Fehlan-
gaben der Hersteller noch vor Um-
stellung der Kfz-Steuer auf CO2-
Bezug zu korrigieren - zum Nut-
zen des Klimas, der Verbraucher
und der Finanzminister
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Das ist das Material DU-1, Ordner 1, Blatt 9. - Hat
das BMF im Untersuchungszeitraum bereits vor
Bekanntwerden der Manipulationsvorwürfe Ge-
spräche mit dem BMVI, dem KBA oder mit ande-
ren Ressorts geführt mit Blick auf möglicherweise
nicht richtig festgesetzte Steuern?

Zeuge Dirk Bremer: Also, in dem Zeitraum, in
dem ich zuständig war für das Kraftfahrzeugsteu-
errecht - das ist ja nun leider der Zeitraum ab
01.07.2014 -, haben wir derlei Gespräche nicht
geführt, sondern erst nach Bekanntwerden der
Vorwürfe aus dem September 2015. Ob im Vor-
feld, vor dem 01.07.2014, solche Gespräche ge-
führt worden sind, kann ich Ihnen nicht sagen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Also, Sie haben
nicht auf einem Vorerkenntnisstand aufgebaut,
sondern wären gezwungen gewesen, ganz neu
einzusteigen an dieser Stelle?

Zeuge Dirk Bremer: Also, ich hätte sicherlich
neu einsteigen müssen. Ob meine Vorgänger der-
lei Gespräche geführt haben im Vorfeld, kann ich
Ihnen nicht sagen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Wann und mit
welchen anderen Ressorts fanden in dem Ihnen
zugänglichen Zeitraum Gespräche zu diesem
Thema statt?

Zeuge Dirk Bremer: Nach Bekanntwerden dieser
Manipulationsvorwürfe, die hier im Raum ste-
hen, also jenseits des September 2015.

Vorsitzender Herbert Behrens: Also in der Zeit
davor, ab 2014, zunächst nicht? - Okay. - Und
welche Ergebnisse hatten diese Gespräche, die
Ihnen jetzt nach 2015 bekannt sind?

Zeuge Dirk Bremer: Wir haben im Grunde im
Rahmen einer für uns erforderlichen Sachver-
haltsaufklärung miteinander gesprochen; denn
die Kraftfahrzeugsteuer, die ja eben unter ande-
rem auf Grundlage des CO2 besteuert wird, bedarf
der verkehrsrechtlichen Feststellungen im Sinne
eines Grundlagenbescheides, um die Besteue-
rungsgrundlagen festlegen zu können. Uns ging
es bei diesen Gesprächen immer darum, die Fra-
gen: „Welcher Sachverhalt stellt sich wirklich

dar? Welche Auswirkungen könnte dies auf die
Kraftfahrzeugsteuer haben?“ zu klären, aufzuklä-
ren für uns zunächst einmal.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und zu welchen
Ergebnissen haben diese Gespräche geführt, die
Sie jetzt gerade angeführt haben?

Zeuge Dirk Bremer: In dem Zeitfenster, in dem
ich diese Gespräche geführt habe, haben sie noch
zu keinen Ergebnissen geführt, weil nach mei-
nem Kenntnisstand bis Ende des Jahres 2015 die
Sachverhaltsaufklärung im Bereich des Verkehrs-
ministers noch gar nicht abgeschlossen war.

Vorsitzender Herbert Behrens: So. Nun wäre zu
prüfen, was von diesen Fragen, die ich hier vor
mir habe, auch öffentlich diskutiert werden kann.
Es geht um die Beurteilung der Verjährungsfrage.
Und zwar ist es ja so, dass es eine sogenannte
Festsetzungsverjährung gibt, die im Fall der
Kraftfahrzeugsteuer vier Jahre beträgt. Was be-
deutet das konkret? Was muss ich mir als Nichtfi-
nanzmann darunter vorstellen?

Zeuge Dirk Bremer: „Festsetzungsverjährung“
heißt in diesem Fall, dass die jährlich festgesetzte
Kraftfahrzeugsteuer dann einer vierjährigen Ver-
jährungsfrist unterliegt. Das heißt - wir sind jetzt
im Jahr 2016 -: Zum Ende des Jahres 2017 müsste
die festgesetzte Kraftfahrzeugsteuer des Jahres
2012, glaube ich, verjähren, nicht? 2012 festge-
setzt; 2013, 2014, 2015, 2016; 01.01.2017, ja.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. - Dann be-
züglich der Zahlen, die jetzt VW betrifft - wir hat-
ten es eben schon kurz angesprochen in anderem
Zusammenhang -:

Nach Auskunft von VW handelt es
sich um insgesamt 800.000 Pkw,
wovon 200.000 in Deutschland
zugelassen seien, betroffen seien
Zulassungen seit 2013, so dass -
sofern sich diese Aussage bestäti-
gen sollte - bisher keine Festset-
zungsverjährung eingetreten wäre.

Das ist BMF-1/2, Ordner 33, Blatt 46. - Kam es für
die Beurteilung der Verjährungsfrage nach den
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damaligen Vorstellungen auf das Datum der Ein-
zelzulassungen, wie von VW ausgeführt, oder auf
das Datum der Typgenehmigung der betroffenen
Fahrzeuge an?

Zeuge Dirk Bremer: Die Verjährungsfrage?

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja.

Zeuge Dirk Bremer: Die Verjährungsfrage richtet
sich nach der jährlichen Festsetzung bzw. Erhe-
bung der Steuer. Das heißt: Sie haben ja im Be-
reich der Kraftfahrzeugsteuer einen sogenannten
Dauerbescheid. Bei Zulassung des Fahrzeuges auf
den Halter wird die Kraftfahrzeugsteuer per Dau-
erbescheid festgesetzt und jährlich erhoben.
Diese jährliche Erhebung - also, sprich: die jährli-
che Festsetzung -, die unterliegt der entsprechen-
den Verjährung. Das heißt: Nicht bezogen auf das
Erstzulassungsdatum, sondern beginnend mit
dem Erstzulassungsdatum beginnen auch die
Entrichtungszeiträume, die jährlichen. Und bezo-
gen auf diese jährlichen Entrichtungszeiträume
bezieht sich die entsprechende Verjährung, die
Festsetzungsverjährung.

Vorsitzender Herbert Behrens: Ich hatte ja eben
auf die Aussage hingewiesen, die sich auf VW be-
zieht, mit den 800 000 Pkw, wovon 200 000 in
Deutschland zugelassen seien. Bestätigte sich Ih-
res Wissens die Behauptung, die möglicherweise
betroffenen Fahrzeuge von VW seien seit 2013
zugelassen?

Zeuge Dirk Bremer: Ich habe lediglich den
Kenntnisstand dieser Aussagen, welche Fahr-
zeuge davon betroffen sind. Wir haben als BMF
keine eigene Sachverhaltsaufklärung diesbezüg-
lich machen können aktiv, welche Fahrzeuge be-
troffen sind - jetzt unabhängig vom Hersteller -,
wie viele Fahrzeuge betroffen sind etc. pp. Das
war alles Gegenstand der Sachverhaltsaufklä-
rung, die im Bereich des Verkehrsrechts gemacht
wird. Wir hingegen hängen letztlich an diesen Er-
gebnissen, können dann mit diesen Ergebnissen
arbeiten. Also, ich kann nicht beurteilen; keine
Zahl da tatsächlich für mich zugänglich, was eine
Beurteilung betrifft.

Vorsitzender Herbert Behrens: So. Hier haben
wir wieder eine Frage, die wir hier nicht an die-
ser Stelle behandeln können. - Dann möchte ich
Sie noch in diesem Teil danach befragen: Wir ha-
ben es ja mit dem Fakt zu tun, dass wir es im Fall
VW mit einer bewussten Manipulation zu tun ha-
ben, wo sich möglicherweise die Notwendigkeit
einer Neufestsetzung der Kfz-Steuer aufgrund
dieses Sachverhalts ergeben könnte. Wäre nach
Ihren Vorstellungen auch unabhängig von Mani-
pulationen eine Neufestsetzung möglich?

Zeuge Dirk Bremer: Also, die Systematik im Be-
reich der Kraftfahrzeugsteuer ist ja, was die Fest-
setzung betrifft: Eine Neufestsetzung oder eine
Änderung der Festsetzung wäre erforderlich,
wenn sich die Besteuerungsgrundlagen ändern.
Besteuerungsgrundlage für alle Fahrzeuge, die ab
01.07.2009 zugelassen sind, ist zum einen der
Hubraum und zum anderen die CO2-Emission,
sofern sie oberhalb einer, ich nenne es mal, Frei-
grenze liegt. Die liegt seit 01.01.2013 bei 95 g
CO2-Ausstoß pro Kilometer.

Die Festlegung bzw. die Übermittlung, die Fest-
stellung dieser Besteuerungsgrundlagen obliegt
den Zulassungsbehörden im Laufe oder im Ver-
laufe des Zulassungsverfahrens, die in diesem
Zulassungsverfahren auf die Typgenehmigungs-
werte zugreifen und die im Laufe des Zulas-
sungsverfahrens diese Daten an die Zollverwal-
tung übermitteln. Und die stellen dann nach § 2
Absatz 2 Nummer 2 des Kraftfahrzeuggesetzes
[sic!] für die Kraftfahrzeugbesteuerung entspre-
chende Grundlagenbescheide dar. Nur wenn
diese Grundlagenbescheide geändert werden, das
heißt im Verkehrsrecht eine Änderung erfolgt,
eine geänderte Feststellung erfolgt, dann folgt
auch eine Änderung des Folgebescheides. Der
Kraftfahrzeugsteuerbescheid ist in diesem Zu-
sammenhang ein Folgebescheid und müsste dann
geändert werden.

Abhängig vom Zeitpunkt dieser Gültigkeit des
Grundlagenbescheides wäre das gegebenenfalls
nur in die Zukunft gerichtet, könnte aber auch,
wenn das aus der Vergangenheit oder in die Ver-
gangenheit geändert wird, aus der Vergangenheit
heraus bis zum Zeitpunkt der Festsetzungsverjäh-
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rung, über die wir vorhin gesprochen haben, ent-
sprechend geändert werden. Also, ganz wichtig
ist: Der Grundlagenbescheid ist inhaltlich und
zeitlich bindend für die Kraftfahrzeugbesteue-
rung. Da haben wir auch keinen Ermessensspiel-
raum oder keine Möglichkeit, abzuweichen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Habe ich Sie eben
richtig verstanden? Wenn ein neuer Bescheid er-
folgt, der auch für die Vergangenheit bereits eine
Veränderung ergäbe, würde trotzdem die Verjäh-
rungsfrist vier Jahre betragen?

Zeuge Dirk Bremer: Die Verjährungsfrist, die re-
guläre Verjährungsfrist, Festsetzungsverjährung
beträgt vier Jahre. Nur in Fällen der Steuerhinter-
ziehung bzw. der Steuerverkürzung sind es fünf
bzw. zehn Jahre.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. - Zu einem
Antrag meiner Fraktion, der Linken, vom 13. Ok-
tober 2015 mit dem Titel „Die notwendigen Kon-
sequenzen aus dem Betrugsskandal um Kfz-Ab-
gase ziehen“ - das ist Bundestagsdrucksache
18/6325 - hatten Sie das BMVI mit Schreiben
vom 14. Oktober 2015 um Stellungnahme gebe-
ten. - Das ist BMF-1/2, Ordner 28, Blatt 40. - Im
letzten Absatz Ihres Schreibens heißt es:

Solange die Sachverhalte nicht
vollständig ermittelt und ver-
kehrsrechtlich bewertet wurden,
kann keine rechtliche Bewertung
hinsichtlich der Folgewirkungen
für die Kraftfahrzeugsteuer abge-
geben wurden.
Die Frage der zivilrechtlichen In-
anspruchnahme des Herstellers
für mögliche Steuerausfälle wäre
dann vom Bundesministerium der
Justiz und für Verbraucherschutz
zu klären.

Gab es zur Frage der zivilrechtlichen Inanspruch-
nahme des Herstellers in Bezug auf die Kfz-
Steuer einen Austausch zwischen Ihnen und dem
BMJV?

Zeuge Dirk Bremer: Es gab einen Bericht des
BMJV gegenüber dem Ausschuss für Recht und
Verbraucherschutz. Und in dem Zusammenhang

- - Ich glaube, den haben wir mitgezeichnet. Da
sind wir also insofern beteiligt gewesen, weil da
auch Aussagen allerdings zur Frage der Kraftfahr-
zeugbesteuerung enthalten sind. Die tatsächli-
chen Fragen hinsichtlich der zivilrechtlichen In-
anspruchnahme sind dort durch das BMJV, unter
Mitzeichnung anderer Ressorts sicherlich - - aber
dort eingebracht worden. Ich erinnere mich jetzt
zumindest nicht, dass wir zu diesem Part einen
Mitzeichnungsvermerk oder eine Änderung ein-
gebaut hätten.

Vorsitzender Herbert Behrens: In einem in Ihrem
Ressort vorabgestimmten Sprechzettelentwurf
vom 11. Dezember 2015 an den Ausschuss für
Recht und Verbraucherschutz des Bundestages
am 16. Dezember 2015 zu den Auswirkungen der
aktuellen Vorfälle bei Volkswagen auf Verbrau-
cher heißt es dann - das ist die Fundstelle BMF-
1-1, Ordner 8, Blatt 248 ff. -:

Sollte sich - wovon zur Zeit …
auszugehen ist - nach der beab-
sichtigten Rückrufaktion heraus-
stellen, dass die Euro-6-Abgas-
norm oder … infolge der Nachbes-
serung der CO2-Wert nicht mehr
eingehalten wird, käme es, sofern
eine rückwirkende Änderung der
verkehrsrechtlichen Grundlagen-
bescheide erfolgen würde, auch
bei diesen Fahrzeugen zu Nachfor-
derungen von Kraftfahrzeugsteuer.

So weit der Sprechzettelentwurf vom Dezember
2015. - Können Sie diese Aussage noch mal nä-
her erläutern? Es geht ja auch um den Fakt der
Nachbesserung.

Zeuge Dirk Bremer: Dürfte ich mir die mal an-
schauen? Geht das?

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja, das geht. Das
ist die Fundstelle BMF-1-1, Blatt 248 ff.

(Dem Zeugen werden
Schriftstücke vorgelegt)

Zeuge Dirk Bremer: Danke schön.

(Der Zeuge liest in den
Schriftstücken)
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Der war jetzt auf der zweiten Seite, nicht? „Sollte
sich - wovon zur Zeit nicht auszugehen ist …“,
der ist das, nicht?

Vorsitzender Herbert Behrens: Das kann ich jetzt
nicht sagen. Ich habe hier nur als Fundstelle:
Blatt 248 ff.

Zeuge Dirk Bremer: Ah, okay.

Vorsitzender Herbert Behrens: Da ist das Zitat zu
finden:

Sollte sich - wovon zur Zeit …
auszugehen ist - nach der beab-
sichtigten Rückrufaktion heraus-
stellen, dass die Euro-6-Abgas-
norm oder … infolge der Nachbes-
serung der CO2-Wert nicht mehr
eingehalten wird …

(Kirsten Lühmann (SPD):
Wovon zur Zeit nicht aus-

zugehen ist!)

- Genau.

Zeuge Dirk Bremer: „… wovon zur Zeit nicht
auszugehen ist …“, richtig. - Also, der Zusam-
menhang fängt ein bisschen früher an, weil es in
den Jahren 2011 bis 2013 eine befristete Steuer-
befreiung für Diesel-Pkw mit Euro-6-Abgasnorm
gab. Und zwar war das eine Steuerbefreiung, die
in diesen Jahren galt.

Vorsitzender Herbert Behrens: Für die Diesel-
fahrzeuge.

Zeuge Dirk Bremer: Und wenn nun - und das ist
der Satz hier gewesen - durch die Rückrufaktion
diese Euro-6-Abgasnorm nicht mehr eingehalten
würde bzw. die auch damit im Zusammenhang
stehenden CO2-Werte, dann wäre für diesen Zeit-
raum der Steuerbefreiung, wenn es denn rück-
wirkend festgesetzt würde, eine entsprechende
Nacherhebung erforderlich. Das heißt das hier an
der Stelle.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und auf welche
Emissionen bezog sich denn die ins Auge ge-
fasste rückwirkende Änderung des Grundlagen-
bescheides?

Zeuge Dirk Bremer: Wir haben ja in diesem - -
Also, die ursprüngliche, im September 2015 be-
kannt gewordene Problematik war ja die, dass der
NOx-Wert nicht eingehalten worden ist. NOx als
Schadstoff findet Eingang in die Euro-Abgasnor-
men. Und insofern: Diese NOx-Problematik hätte
in diesem Fall Auswirkungen haben können,
wenn sie denn nicht zu beheben gewesen wäre
oder nicht behoben werden kann, auf die Einstu-
fung des Fahrzeugs als Euro-6-Fahrzeug.

Die Behebung der NOx-Problematik, das war uns
zu dem Zeitpunkt nicht bekannt - niemandem be-
kannt sicherlich zu dem Zeitpunkt -, wie die
technisch funktionieren sollte und welche Folgen
diese technische Behebung hat, ob sich beispiels-
weise der CO2-Wert dadurch verändert. Das war
hier das Bedenken, was wir versucht haben aus-
zudrücken mit diesem Satz, also aus dem für uns
noch unklaren Sachverhalt, wie sich tatsächlich
die Problematik auswirkt, die Alternativen oder
die Varianten: Es kann durchaus sein, dass die
Nachbesserung nicht funktioniert und damit die
Euro-Norm nicht mehr eingehalten wird oder
aber dass sie funktioniert, aber dadurch ein er-
höhter Kraftstoffverbrauch auftritt und insofern
der CO2-Gebrauch [sic! ]erhöht ist. - Also, das wä-
ren die zwei Varianten, die sich nach unserer
Einschätzung bei dieser NOx-Problematik mit
Auswirkung auf die Kraftfahrzeugsteuer hätten
ergeben können - allerdings im Erkenntnisstand
Herbst 2015, wo eben die Sachverhaltsaufklärung
seitens des Verkehrsbereichs noch nicht abge-
schlossen war, noch lief.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und auch bis jetzt
nicht abgeschlossen ist?

Zeuge Dirk Bremer: Ich bin leider seit dem 31.12.
aus dem Geschäft raus; kann ich Ihnen nicht sa-
gen.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. - Dann gibt
es einen Brief des nordrhein-westfälischen Fi-
nanzministers Dr. Borjans an den Finanzminister
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vom 5. Oktober 2015. - Entschuldigung, Sie sag-
ten, wann sind Sie nicht mehr damit befasst?

Zeuge Dirk Bremer: Seit dem 01.01.2016, also bis
zum 31. Dezember.

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay, dann kön-
nen Sie zum 05.10.2015 noch etwas sagen.

Zeuge Dirk Bremer: Ja, ja.

Vorsitzender Herbert Behrens: In dem Brief heißt
es:

Auch wenn die Kfz-Besitzer keine
Schuld trifft, sind sie formal Steu-
erschuldner. Wir sind aber sicher-
lich einig, dass nicht der Fall ein-
treten darf, dass das zuständige
Hauptzollamt Nachzahlungsbe-
scheide gegenüber den Fahrzeug-
haltern erlässt und sie dadurch
zwingt, sich das Geld durch auf-
wendige Schadensersatzklagen …
zurückzuholen. Genauso wenig
darf der Steuerzahler auf dem
Schaden sitzen bleiben.

BMF-1/2, Ordner 16, Blatt 7.

In einem Antwortschreiben vom November, das
Sie, Herr Bremer, gekennzeichnet haben, heißt es
- Zitat -:

Selbstverständlich arbeitet das
Bundesministerium für Verkehr
und digitale Infrastruktur mit den
betroffenen Ressorts der Bundes-
regierung, also auch mit meinem
Haus, zusammen und ich bin si-
cher, dass die Bundesregierung
sachgerechte und angemessene
Lösungen für die sich stellenden
Probleme finden wird.

Zitat Ende.

In der dazu angefügten Stellungnahme zu diesem
Vorgang heißt es - das ist die Fundstelle ebenda,
Blatt 12 -:

Der für die Nacherhebung von
Steuern gegenüber Kfz-Haltern als
Steuerschuldnern maßgebliche
Zeitraum beträgt nach der hier in
anliegendem hausabgestimmten
Vermerk des Referates III A 1 ver-
tretenen Auffassung (keine Steuer-
straftat oder Steuerordnungswid-
rigkeit) vier Jahre. Damit könnten
bis zum Ende des Kalenderjah-
res ... die Steuerforderungen aus
dem Jahr 2011 noch festgesetzt
bzw. geändert werden. D. h. die
befristeten Steuerbefreiungen
nach § 10a Absatz 2 und 3 ... wä-
ren dann nicht mehr änderbar.

BMF-1/2, auch noch mal Ordner 16, Blatt 13.

Meine Frage: Welche Überlegungen stellten die
Ressorts, mit denen das BMF zusammenarbeitete,
an, um das von Herrn Minister Borjans vorge-
stellte Szenario, also eine Inanspruchnahme der
Fahrzeughalter mit Schadensersatzklagen, zu ver-
meiden? Welche Überlegungen stellten Sie im
BMF an?

Zeuge Dirk Bremer: Also, wir haben ja zunächst
einmal die Situation, die auch hier in dem
Schreiben zum Ausdruck kommt, dass Steuer-
schuldner der Halter ist. Also insofern: Wenn
sich die Besteuerungsgrundlagen dahin gehend
ändern, der Grundlagenbescheid dahin gehend
ändert, dass es zu einer höheren Steuer führt,
ergeht ein Steuerbescheid gegen den Steuer-
pflichtigen, gegen den Steuerschuldner, sprich:
gegen den Halter des Fahrzeugs.

Die Frage, wie es zu erreichen ist - dieser politi-
sche Wille, der da artikuliert worden ist -, dass
die Halterinnen und Halter nicht durch eine et-
waig entstehende Mehrsteuer belastet werden
sollten, hat bei uns im Hause zu vielen Fragestel-
lungen geführt, wie das steuerrechtlich zu errei-
chen sein kann. Unter anderem - Sie haben es
eben zitiert - ist nicht nur mein Referat beteiligt
gewesen, sondern auch das Referat III A 1, das
bei uns für das allgemeine Steuerrecht in der
Zollabteilung zuständig ist, für die Abgabenord-
nung. Und zusammen sind entsprechende Über-
legungen angestellt worden, welche Möglichkei-
ten das Steuerrecht für einen Schuldbeitritt eines
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Dritten tatsächlich bieten kann und welche Im-
plikationen das auf technische Abläufe hat. Die
Kraftfahrzeugbesteuerung ist hochgradig automa-
tisiert. Es ist ein Massenverfahren, es sind rund
20 Millionen Besteuerungsvorgänge jedes Jahr,
die durch die Hauptzollämter IT-unterstützt bear-
beitet werden. Also insofern muss auch die tech-
nische Seite betrachtet werden, wie das Ganze re-
alisiert werden kann.

Das waren die Überlegungen, die insgesamt in
diesem Zusammenhang angestellt wurden und
die eben, gerade was die technische Seite und
auch die Seite der Besteuerungsgrundlagen be-
trifft, mit dem BMVI besprochen worden sind
bzw. besprochen werden mussten. Da kommen
wir wieder zu dem Stichwort „Grundlagenbe-
scheid“, weil eben die Besteuerungsgrundlagen
technischer Art im Wege eines Grundlagenbe-
scheides durch die Zulassungsbehörden übermit-
telt werden.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und vor welchem
Hintergrund bei diesen Gesprächen hat denn die
Festsetzungsverjährungsfrist eine Rolle gespielt?
Gab es da Überlegungen in Richtung - wie von
Borjans verlangt -, dass man das nicht auf den
Steuerschuldner Kfz-Halter abwälzen dürfte? Ist
das aufgerufen worden als Problem? Hat es Über-
legungen gegeben, wie man damit umgehen
möchte?

Zeuge Dirk Bremer: Das war ja die Zielsetzung -
das, was ich eben sagte -, zu überlegen, -

Vorsitzender Herbert Behrens: Gab es da schon
konkrete Überlegungen?

Zeuge Dirk Bremer: - wie man das gestalten
kann, um eben den steuerpflichtigen Fahrzeug-
halter nicht mit dieser etwaigen Mehrsteuer zu
belasten.

Im Endeffekt kam die Möglichkeit in Betracht ei-
ner, ja, vertraglichen Regelung auf Grundlage der
Abgabenordnung, der sogenannte Schuldbeitritt
eines Dritten, der dann allerdings auf Grundlage
des § 48 Absatz 2 AO in Verbindung mit § 192
AO eines privatrechtlichen Vertrages bedarf. Da
muss also, sprich, der Dritte entsprechend sich

vertraglich verpflichten, muss die Mehrsteuer be-
gleichen, und zwar mit der festen Absicht,
dadurch eine Steuerschuld abzulösen. Und erst
dann ist der Steuerpflichtige entlastet, das heißt,
sein Leistungsgebot auf diesen Betrag ist dann er-
füllt.

Vorsitzender Herbert Behrens: Und weiter in
diesem Sachverhalt: In der hier eben gerade ange-
führten Stellungnahme zu dem Schreiben von
Minister Borjans heißt es auch:

Sofern bei den verkehrsrechtli-
chen Maßnahmen die CO2-Mes-
sungen neu durchgeführt würden,
könnten Änderungen der diesbe-
züglichen Grundlagenbescheide
der Zulassungsbehörden die Folge
sein. Sofern ggf. Grundlagenbe-
scheide für die Zukunft von den
Zulassungsbehörden geändert
würden, wären die Steuerfestset-
zungen der Vergangenheit gleich-
sam nur für die Zukunft zu ändern
(Bindungswirkung).

Ein Verzicht auf diese Änderun-
gen wäre schwerlich mit der aus
dem Gleichheitssatz des Grundge-
setzes abgeleiteten Abgabenge-
rechtigkeit und dem Erfordernis
der Gleichmäßigkeit der Besteue-
rung vereinbar, da die Steuer-
pflichtigen, die Diesel-Pkw ande-
rer Hersteller halten, die korrekte
Steuer entrichten müssen.

Das haben wir hier im Material BMF-1-2, Ordner
16, Blatt 13. - Können Sie uns diese Einschätzung
näher erläutern, bitte?

Zeuge Dirk Bremer: Es war letztlich unsere Aus-
sage dahin gehend, dass wir der Auffassung sind:
Wenn es fehlerhafte Werte gibt, dann sollen sie
auch und müssen sie auch geändert werden, aber
eben nicht durch unsere Entscheidung, weil da
wieder der Hinweis auf den Grundlagenbescheid
enthalten ist, der die Bindungswirkung für den
Folgebescheid, Kraftfahrzeugsteuerbescheid, ent-
hält. Das heißt, wir waren der Auffassung und
sind der Auffassung, dass festgestellte Abwei-
chungen zu korrigieren sind.
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Vorsitzender Herbert Behrens: Und jetzt bezüg-
lich des Gleichheitssatzes: Sind Sie bzw. das
BMF bei der Formulierung davon ausgegangen,
es wäre mit dem Gleichheitssatz vereinbar, wenn
keine rückwirkende Änderung der Grundlagen-
bescheide erfolgt, obwohl diese sich später als
falsch herausgestellt haben?

Zeuge Dirk Bremer: Zunächst mal ging es darum -
ich müsste sonst das mal im Gesamtzusammen-
hang sehen -, den Gleichheitsgrundsatz heranzu-
ziehen, um mit dem Hinweis auf Fahrer anderer - -
Kraftfahrzeughalter anderer Hersteller deutlich zu
machen, warum wir der Auffassung sind, dass
hier die entsprechende Korrektur durchgeführt
werden sollte. - Den Zusammenhang im Moment
mit „Zukunft“ und „rückwirkend“ habe ich jetzt
nicht präsent - zumindest so, wie es da formuliert
ist.

Vorsitzender Herbert Behrens: Danke schön. Das
wäre es für mich in dieser ersten Runde. - Ich
gebe das Wort an die Kollegen der CDU/CSU.

Uwe Lagosky (CDU/CSU): Ich würde, Herr Bre-
mer, ganz gerne genau an der Stelle noch mal
einhaken, wo wir eben gerade waren. Die Frage,
die sich dabei stellt: Sie haben ja eben gerade
über den privatrechtlichen Vertrag gesprochen,
der ja möglich wäre mit VW. VW hatte das ja
auch angeboten. - Und das ist alles öffentlich, in-
sofern kann ich das hier auch ansprechen. Wir zi-
tieren hier auch aus öffentlichen Akten, was wir
als Vorlage haben. - Die Frage ist, ob dieser pri-
vatrechtliche Vertrag auch zustande kommen
könnte, wenn eine Änderung des Grundlagenbe-
scheides der Zulassungsbehörden nur für die Zu-
kunft auch erfolgt, also wenn er für die Zukunft
ausgerichtet ist. Kann dann dieser privatrechtli-
che Vertrag ebenfalls zustande kommen, oder
gibt es da Probleme?

Zeuge Dirk Bremer: Es gibt sicherlich eine ganze
Reihe von Fallkonstellationen, was die Änderung
für die Zukunft betrifft, nämlich genau die: Ha-
ben wir Bestandshalter, die betroffen sind? Ha-
ben wir Fahrzeuge, die noch nicht zugelassen
sind, die noch nicht im Verkehr sind, und eben
erst künftige Zulassungen oder auch Halterwech-
sel? Das sind alles Fragestellungen, die in dem

Zusammenhang „Wie regele ich jedweden
Schuldbeitritt?“ sicherlich beeinflussen, die dann
im Einzelnen geklärt werden müssen. Unseres Er-
achtens bedarf es allerdings eines geänderten
Kraftfahrzeugsteuerbescheides, auf den sich dann
ein entsprechender Schuldbeitritt beziehen kann.

Uwe Lagosky (CDU/CSU): Aber es geht doch in
diesem Sachverhalt darum, dass VW diese Ge-
samtübernahme entsprechend auch der Steuer-
differenz für das gesamte Fahrzeugleben über-
nehmen wollte, pauschal für alles. So habe ich
das jetzt verstanden. Wenn nicht, dann müssen
Sie es noch mal anders darstellen.

Hier wurde ja in Zweifel gestellt in einem ent-
sprechenden Ergebnisvermerk zu einer Video-
konferenz zum Thema „Steuerberechnung bei
VW-Fahrzeugen - neue CO2-Werte“ von BMF,
BMVI und KBA am 18.02.2016 - - Da wurde aus-
geführt:

Erst wenn feststeht, ob VW mit-
spielt oder nicht, kann m. E. ent-
schieden werden, ob man den
pragmatischen Weg geht oder
nicht.

Die Frage ist: Bestanden jetzt Zweifel daran, dass
VW das selbst unterbreitete Angebot dann nicht
umsetzen würde?

Vorsitzender Herbert Behrens: Kollege Lagosky,
hier kommt schon wieder ein nonverbaler Kom-
mentar des BMF, wo - -

(Heiterkeit bei ORRn Dr.
Caroline Dostal (BMF))

Uwe Lagosky (CDU/CSU): Ja, dann bitte.

(Zuruf der ORRn Dr. Caro-
line Dostal (BMF))

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja, Frau Dostal.

Uwe Lagosky (CDU/CSU): Geht die Frage, oder
geht sie nicht?

ORRn Dr. Caroline Dostal (BMF): Eher nein.
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Vorsitzender Herbert Behrens: Sagen Sie - -

ORRn Dr. Caroline Dostal (BMF): Nein, nein -
wobei man sagen muss: 18.02.2016 war Herr Bre-
mer auch nicht mehr da. Insofern - -

Zeuge Dirk Bremer: Das hätte ich jetzt geantwor-
tet, ja.

(Heiterkeit)

ORRn Dr. Caroline Dostal (BMF): Insofern habe
ich zu früh den Kopf geschüttelt, aber - -

(Zuruf des Abg. Uwe
Lagosky (CDU/CSU))

Also, er kann dazu - -

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann hat sich aus
diesem Sachverhalt heraus die Frage erledigt.

ORRn Dr. Caroline Dostal (BMF): Ja. Insofern
kann er es ruhig beantworten. Er war nicht da.

Uwe Lagosky (CDU/CSU): Okay. - Muss ich - -

Zeuge Dirk Bremer: Aber wir schrammen hier
auch nach meinem Empfinden langsam an der
Grenze, wo ich auf dem Stuhl wackele, was das - -

Vorsitzender Herbert Behrens: Gut, wir nehmen
es zur Kenntnis - in zweierlei Hinsicht.

Uwe Lagosky (CDU/CSU): Dann gebe ich jetzt
erst mal das Wort weiter.

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann ist Bündnis
90/Die Grünen am Zuge. Bitte.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank. - Also, ich versuche noch mal,
ein bisschen grundsätzlicher mich dem zu nä-
hern. Grundlage ist das Protokoll „Videokonfe-
renz 15.12.2015“; da waren Sie noch dabei. -
MAT BMF-1-2, Ordner 18, 26 ff., für das Proto-
koll, Unterlagen. - Da war ja erst von 800 000
Fahrzeugen die Rede, und dann wird eine Zahl
genannt: Es sind nur noch 36 000 Kfz. Meine
Frage ist: Wer hat das denn wie ermittelt und

mitgeteilt? Also, wie habe ich mir das vorzustel-
len?

Zeuge Dirk Bremer: Also, wir waren an dieser Er-
mittlung als BMF nicht beteiligt, weil das ist das,
was ich vorhin sagte.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Alles klar.

Zeuge Dirk Bremer: Das ist die Sachverhaltsauf-
klärung, die wir in der Folge benötigt haben. Für
uns war, um überhaupt tatsächlich beurteilen zu
können, was kraftfahrzeugsteuerrechtlich für Fol-
gewirkungen eintreten, zunächst einmal erforder-
lich, dass der Sachverhalt verkehrsrechtlich auf-
geklärt wird; denn es sind ja Vorwürfe gewesen,
die sich, ich sage mal, in der Fahrzeugtechnik be-
wegt haben, in den Dingen, die wir kraftfahrzeug-
steuerrechtlich als technische Bemessungsgrund-
lagen über diesen Grundlagenbescheid verarbei-
ten. Wenn der Sachverhalt geklärt gewesen wäre,
dann hätte er nach unserer Ansicht verkehrs-
rechtlich bewertet werden müssen, und dann
hätte es eine verkehrsrechtliche Entscheidung ge-
ben müssen. Nach dieser verkehrsrechtlichen
Entscheidung wäre dann, wenn sie dazu führt,
dass beispielsweise Typgenehmigungen geändert
werden, eine entsprechende Änderung des
Grundlagenbescheides erfolgt, und dann wären
wir irgendwann drin gewesen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Habe ich verstanden. - Der Punkt ist also: Es war
auch zu dem Zeitpunkt - - Auch die 36 000 wa-
ren nicht klar. Es war gar keine Zahl zu dem Zeit-
punkt eigentlich, wie viele Fahrzeuge überhaupt
betroffen sind, klar.

Zeuge Dirk Bremer: Also, für uns war es nicht
klar. Wir waren allerdings eher auch genau an
dieser Sachverhaltsaufklärung gar nicht beteiligt.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Aber das würde dann so laufen, dass Ihnen am
Ende das Kraftfahrt-Bundesamt mitteilen müsste:
„Es sind soundso viele Fahrzeuge betroffen“,
oder wer? Das wäre die Institution, die Ihnen das
nennen müsste?
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Zeuge Dirk Bremer: Genau. Wir bekommen über
den Zulassungsvorgang letztlich diese Informa-
tionen, und das wird über die Zulassungsbehör-
den bzw. über das Zentrale Kraftfahrzeugregister
beim Kraftfahrt-Bundesamt gesteuert, ja.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Und mit der Verjährungsfrist ist das so: Wenn
wir jetzt den 31.12. in Kürze haben oder auch im
letzten - - Entschuldigung, ich muss in die Ver-
gangenheit fragen; wir hatten auch einen 31.12.
im letzten Jahr. Und dann fällt hinten quasi ein
Jahr weg, wo man noch nachträglich Steuerbe-
scheide ändern könnte.

Zeuge Dirk Bremer: Ja.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das habe ich richtig verstanden. Also, immer vier
Jahre nach hinten. - Okay. - Jetzt steht in dem
Protokoll, was ich eben zitiert habe:

KBA wird gebeten, beim weiteren
Vorgehen - Antrags- oder Nach-
tragsverfahren - die Entscheidun-
gen so zu treffen, dass bezüglich
der „Nachbesteuerung“ alle Optio-
nen offen bleiben.

Können Sie mir erklären, was damit gemeint ist?

Zeuge Dirk Bremer: Darf ich mir das durchlesen,
den Passus? Das ist das Protokoll vom 15.12.20- -

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
2015, ja.

(Zuruf der Abg. Kirsten
Lühmann (SPD))

Zeuge Dirk Bremer: Nein, so schlimm war es
noch nicht. Ich war noch dabei wahrscheinlich,
auch wenn ich mich jetzt nicht unmittelbar daran
erinnern kann. - Der Satz bitte noch mal.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

KBA wird gebeten, beim weiteren
Vorgehen - Antrags- oder Nach-
tragsverfahren - die Entscheidun-
gen so zu treffen, dass bezüglich

der „Nachbesteuerung“ alle Optio-
nen offen bleiben.

Also, das ist von der Autorin des Protokolls - das
ist Frau Gabriele Ernst - so verfasst worden.

Zeuge Dirk Bremer: Kann ich aber in dem Zu-
sammenhang jetzt nichts zu sagen. Also, ich
wüsste nicht, dass wir diese Anforderung derge-
stalt gestellt haben. Klar ist: Wenn es offen ist,
dann heißt das: sowohl rückwirkend als auch in
die Zukunft; so würde ich es zumindest verste-
hen. Aber ich kann es Ihnen jetzt nicht hundert-
prozentig genau sagen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): In
dem Protokoll heißt es dann noch weiter:

Das Nachtragsverfahren ist auf die
Zukunft gerichtet, d. h., der neu
ermittelte CO2-Wert wirkt sich auf
Neuzulassungen ab der Erstfest-
stellung aus.

Das hört sich ja wiederum so an, als ob es dann
keine nachträglichen oder - -

Zeuge Dirk Bremer: Also, weshalb ich Ihnen das
hier nicht so hundertprozentig klar sagen kann:
Entscheidend ist, wie Änderungen von Typge-
nehmigungen beantragt werden bzw. erfolgen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Genau.

Zeuge Dirk Bremer: Das liegt überhaupt nicht in
meiner Zuständigkeit. Ich kann es auch nicht be-
urteilen. Ich kann auch nicht beurteilen, welche
Voraussetzungen verkehrsrechtlich daran ge-
knüpft sind. Das ist einfach nicht mein Zustän-
digkeitsbereich. Ich kann nur sagen, dass für die
Kraftfahrzeugbesteuerung eben letztlich die dort
getroffene Entscheidung über den Grundlagenbe-
scheid die maßgebliche ist. Das heißt, das Ding
ist inhaltlich und zeitlich bindend. Ist es rück-
wirkend geändert, hat das auch zur Folge, dass
die Kraftfahrzeugsteuerfestsetzung im Rahmen
des - - unter Berücksichtigung der Festsetzungs-
verjährung neu festgesetzt wird. Ist es nur für die
Zukunft ausgerichtet, dann würde der beste-
hende Dauerbescheid bei Bestandsfahrzeugen
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eben in die Zukunft geändert werden. Aber es ist
eine rein verkehrsrechtliche Entscheidung. Also
insofern kann ich sie auch nicht bewerten und
kommentieren, erklären.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Also, ich verstehe das richtig: Es gibt beide Mög-
lichkeiten - - sind vorstellbar, dass man eine Ty-
pengenehmigung so ändert, dass die Besteuerung
nur in der Zukunft anders anfällt, und es ist aber
auch möglich, dass auch in der Vergangenheit
mit den vier Jahren - - dass das dann - -

Zeuge Dirk Bremer: Ob das in der - - Das sagte
ich eben: Das kann ich verkehrsrechtlich nicht
beurteilen, ob das - - oder welche Anforderungen
an die Änderung einer Typgenehmigung aus ver-
kehrsrechtlicher Sicht bestehen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das ist klar. Aber prinzipiell wäre es, egal was
jetzt passiert und welche Anforderungen wie for-
muliert sind, möglich?

Zeuge Dirk Bremer: Dass eine Typgenehmigung
rückwirkend geändert wird?

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja.

Zeuge Dirk Bremer: Kann ich Ihnen nicht sagen.
Wenn es so wäre, dann hätte sie Auswirkungen
auf die Kraftfahrzeugbesteuerung. Aber das ist
eben genau der Punkt, den ich eben verdeutli-
chen wollte. Die verkehrsrechtlichen Anforde-
rungen, wie eine Typgenehmigung geändert
wird, die kenne ich nicht.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Können Sie was zu finanziellen Dimensionen sa-
gen pro Fahrzeug, also wenn wir jetzt, sagen wir
mal, 1 g CO2 mehr haben oder 1 g weniger, was
das konkret bedeutet?

Zeuge Dirk Bremer: 1 g CO2 nach § 9 des Kraft-
fahrzeugsteuergesetzes beträgt 2 Euro, sofern die
CO2-Emissionen über der entsprechenden Grenze
von - jetzt gültig - 95 g pro Kilometer liegen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay, danke.

Vorsitzender Herbert Behrens: Es liegt jetzt eine
Wortmeldung des Kollegen Lange vor. Ich
möchte ihm eben das Wort geben.

Ulrich Lange (CDU/CSU): Herr Vorsitzender,
liebe Kolleginnen und Kollegen, weil wir ja vor-
hin gesagt haben: „Wir wollen auch noch eine
eingestufte Sitzung machen“: Wir würden bean-
tragen, die eingestufte Sitzung zu einem anderen
Zeitpunkt nachzuholen, da mit Blick auf die Uhr
- -

(Zuruf der Abg. Veronika
Bellmann (CDU/CSU))

- Ja, dann müsste der, der jetzt noch wartet - -

(Oliver Krischer (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Du woll-
test doch durchhalten bis

3! Ich habe mich jetzt nach
der Ansage vom Anfang da-

rauf eingestellt!)

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay, dann schi-
cken wir die Öffentlichkeit noch mal eben raus,
bitte.

(Heiterkeit - Arno Klare
(SPD): Die eine Öffentlich-

keit? - Kirsten Lühmann
(SPD): Sie haben eine große
Verantwortung! - Heiterkeit

- Dr. Valerie Wilms
(BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN): Noch einer, der
durchhält!)

Ganz prominent verabschiedet. - Vielen Dank.

(Heiterkeit)

Aber es ist, glaube ich, besser; dann sind wir
freier. - Herr Bremer, wenn Sie uns noch einen
Augenblick alleine lassen würden.

(Dr. Valerie Wilms
(BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN): Er muss auch
raus, ja!)

Wir beraten dann über Ihr Schicksal.
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(Unterbrechung des Sit-
zungsteils Zeugenverneh-

mung, Öffentlich: 0.52 Uhr
- Folgt Sitzungsteil Be-

ratung)

(Wiederbeginn des Sit-
zungsteils Zeugenverneh-

mung, Öffentlich: 1.02 Uhr)

Fortsetzung der Verneh-
mung der Zeugen Torsten
Meier und Dirk Bremer

Vorsitzender Herbert Behrens: In der Beratungs-
sitzung ist der Ausschuss zu folgender Entschei-
dung gekommen: Angesichts der Tatsache, dass
eine ganze Reihe von Fragen eher Grundlagenfra-
gen waren, die wir uns hier erarbeiten wollten,
kam der Hinweis, dass das BMF auch in der Lage
wäre, uns die notwendigen grundlegenden Fra-
gen in einer Darstellung zuzusenden, damit wir
uns damit kundig machen und unsere Fragen da-
raufhin überprüfen können, was davon einer öf-
fentlichen Sitzung zugänglich ist und was nur ei-
ner eingestuften Sitzung zugänglich ist.

Insofern: Haben Sie bitte Verständnis dafür, dass
wir die öffentliche Sitzung und Zeugenverneh-
mung für heute beenden. Der Teil, den wir mit
Ihnen bislang beredet haben, würde protokolliert
werden. Sie würden binnen zwei Wochen dann
das Protokoll überprüfen können. Und wir wür-
den Sie dann zu einem weiteren Termin einla-
den, wo Sie dann allerdings nicht zu einem spä-
ten Zeitpunkt aufgerufen würden, sondern zu
den Ersten gehören, die aufgerufen werden, da-
mit wir nicht in die Situation kommen, wie sie
heute geschehen ist. Es ist uns durchaus bewusst,
dass wir da auch eine entsprechende Verantwor-
tung haben.

Also, in diesem Sinne herzlichen Dank für Ihr Er-
scheinen heute. Ich wünsche Ihnen noch einen
guten Nachhauseweg und für die nächsten Wo-
chen alles Gute und alles, was man zu dieser Zeit
so wünscht.

Zeuge Dirk Bremer: Danke.

Vorsitzender Herbert Behrens: Auch den Kolle-
ginnen und Kollegen möchte ich herzlichen Dank
sagen für die Ausschusssitzung heute. Wir wer-
den zumindest für heute unsere Sitzung hier be-
enden, und, ich denke, wir sehen uns morgen
noch.

(Zurufe: Heute! 9 Uhr!)

- Ach, seid doch nicht so kleinlich!

Und denen, die wir nicht mehr sehen, möchte
ich auf jeden Fall von dieser Stelle alles Gute für
die Feiertage wünschen. Einen guten Rutsch und
ein gesundes Wiedersehen im neuen Jahr! - Herz-
lichen Dank.

(Schluss: 1:05 Uhr)
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Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. Ich muss 
aber da die Quelle noch nennen, aus der ich ge-
rade zitiert habe: Ihr Antwortentwurf ist geführt 
unter der Materialnummer BMVI-2-3  -  also eben 
am anderen Ort -, Blatt Nummer 90 ff. 

Habe ich Sie eben richtig verstanden? Sie können 
sich an den Inhalt so jetzt auch nicht erinnern? 

Zeuge Stephan Redmann: Nein, genau. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann kann ich zu 
den darin aufgeführten Fragen jetzt auch nicht 
weiter fragen. An einer - - Aber Sie kennen dieses 
Schreiben, hatten Sie gesagt. 

Zeuge Stephan Redmann: Nein, also selbst das 
Schreiben ist mir nicht bekannt, und ich glaube, 
es hat auch keinen Sinn, - 

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja. 

Zeuge Stephan Redmann:  -  es mir bringen zu las-
sen, weil es mir wirklich sehr unbekannt vor-
kommt. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Wir können es 
Ihnen vorlegen; dann kann ich meine Fragen, die 
sich daraus ergeben - - Also, es trägt nicht Ihre 
Unterschrift, aber Sie haben daran mitgewirkt; so 
sind unsere Angaben. Und es sind Begriffe aufge-
führt wie beispielsweise „fiktive CO2-Reduktio-
nen", und da hätte ich Sie gerne nach gefragt. 
Wenn Sie mir dazu etwas sagen könnten! 

Zeuge Stephan Redmann: Also, das ist mit ziem-
licher Sicherheit kein Wording, was ich in dieses 
Schreiben eingeführt habe, wenn ich mitgewirkt 
habe. Insofern kann ich da leider nichts zu sagen. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Okay. - Dann bin 
ich mit dieser Runde, der Einleitungsrunde, erst 
mal am Ende und gebe das Wort an die Kollegen 
der CDU/CSU. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, danke.  -  Herr Red-
mann, von unserer Seite möchte ich zunächst 
mal beginnen mit dem Themenkomplex des ge-
meinsamen Forschungsprojektes des BMU und 
BMVBS zur Felduntersuchung. Wir hatten schon 

mehrfach das Thema der Zuständigkeit und der 
Verteilung. Ich glaube, das brauchen wir nicht 
noch mal aufrollen; das ist insoweit abgedeckt. 

Uns würde interessieren: Nachdem in einem 
Sprechzettel für ein Gespräch zwischen Staats-
sekretär von Randow aus dem Verkehrsministe-
rium - also damals - und dem UBA-Präsidenten, 
dem Dr. Troge, am 07.10.2008 am Rande der Ver-
kehrsministerkonferenz von Ihnen geschrieben 
wird  - -  Das ist MAT A BMVI-2-3, Referat LA 27, 
Ordner 15-1, Seiten 89 bis 91: 

BMVBS befürwortet eine ein-
malige ergänzende Feldunter- 
suchung als gemeinsame Aktion .. 
mit dem Ziel, frühzeitig und aktiv 
potentielle „Problemfälle" zu 
detektieren ... 

Im Weiteren wird als gemeinsames Interesse fest-
gehalten, „zukünftige ‚Minenfelder' frühzeitig zu 
erkennen". 

Was uns jetzt natürlich interessiert, das ist Ihnen 
schon klar: Welche Problemfälle bzw. Minenfel-
der galt es da zu detektieren, und wie sollte dann 
die Felduntersuchung, nachdem es ein einmali-
ges Projekt  -  so zumindest laut diesem Vermerk  -
sein sollte, ausgerichtet sein? 

Zeuge Stephan Redmann: Ja, vielen Dank, Herr 
Abgeordneter. Sie sahen mich schon ein wenig 
schmunzeln, als ich das Wort „Minenfelder" 
hörte. Das liegt sicherlich auch ein bisschen da-
ran, dass es ja einen Zeitungsartikel gab, wo der 
Kollege des Umweltministeriums wohl mit „Tret-
minen" zitiert war. 

Der Begriff „Minenfelder" wurde, ich glaube, in 
mehreren Schriftstücken im Rahmen der Feldun-
tersuchung verwendet von mir  -  bzw. das war im 
Sprachgebrauch damals bei der Festlegung des 
Konzeptes der Felduntersuchung durch die 
BASt. Es ging hier drum - - Also, ein Bestandteil 
der Felduntersuchung war ja die Überprüfung 
nach Typ 1, also nach den EG-Vorschriften, dass 
man eine Felduntersuchung bei Pkw vornimmt. 
Ergänzend dazu sollten aber auch noch  -  das war 
vonseiten des BMUB eingebracht  werden.-  -  Die 
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Prüfungen durchführt. Da kommen dann insbe-
sondere auf Umweltseite natürlich immer sehr 
gerne - - der Verdacht auf: Na ja, gut, da kontrol-
liert sich der Hersteller selber. 

Deswegen sind vier Mitgliedstaaten  -  unter an-
derem Deutschland - hingegangen und haben ei-
gentlich seit sehr langer Zeit unabhängige Feld-
untersuchungen auch durchgeführt, Das heißt, da 
ist auch der Typ-1-Test nach Vorschrift durchge-
führt worden, aber eben nicht durch den Herstel-
ler, um zu schauen: Legt - ich äußere jetzt mal 
den Verdacht, der durchaus damals auch öfters 
mal in den europäischen Diskussionen in den 
Raum gestellt worden ist - der Hersteller unter 
Umständen geschönte Ergebnisse vor? 

Und alle Felduntersuchungsergebnisse, die ich 
kenne - inklusive auch des Umweltbundesamtes -, 
haben eigentlich gezeigt, dass das Instrument In-
Service Conformity durchaus funktioniert. Das 
heißt, es waren alle Stichproben, die gezogen 
worden sind  -  für das BASt-Projekt kann ich das 
auf jeden Fall sagen -, am Ende positiv. Das heißt, 
es war nicht die Diskrepanz, die oftmals befürch-
tet worden ist: Der Hersteller legt geschönte Da-
ten vor, und wenn wir dann mal unabhängig 
nachprüfen, dann haben wir halt nur negative 
Stichproben. - Dieser Fall ist nicht eingetreten. 

Gleichwohl - weil Sie es in Ihrer Einleitung ge-
sagt hatten, Herr Abgeordneter -: Auffälligkeiten 
bei einzelnen Fahrzeugen: Ja, die gab es immer. 
Allerdings das Ziel der In-Service Conformity 
darf man dabei auch nicht außer Acht lassen. Es 
gilt nämlich, serienrelevante Fehler aufzudecken, 
das heißt, wenn ein einzelnes Fahrzeug den 
Grenzwert nicht einhält, dann ist das erst mal 
nicht erheblich. Deswegen: Es muss immer eine 
Fahrzeugstatistik, also eine Stichprobe, gezogen 
werden, und erst nach dem statistischen Verfah-
ren wird am Ende entschieden, ob das Fahrzeug 
einen serienrelevanten Fehler hat oder ob es 
wirklich nur Einzelfälle gewesen sind. 

Wir sehen - jetzt bin ich doch eine Rede am Hal-
ten; Entschuldigung; ich hatte eingangs gesagt, 
dass das eigentlich nicht meine Art ist  -  aller-
dings dieses Stichprobenverfahren, um das kurz 

noch einzuwerfen, vonseiten der Bundesregie-
rung durchaus als Schwachstelle. Das heißt näm-
lich für unabhängige Prüfungen, dass man bis zu 
21 Fahrzeuge testen muss, um überhaupt zu einer 
Aussage zu kommen, ob es ein serienrelevanter 
Fehler ist, ja oder nein. 

Das würde jetzt aber schon einen Ausblick in die 
Zukunft geben, und ich denke, das sollte dann 
jetzt hier nicht thematisiert werden. 

Ulrich Lange (CDU/CSU): Ja, danke schön. - Auf-
grund der Rede haben Sie mir jetzt hier eine 
ganze Reihe von Nachfragen erst mal erspart, 
weil ich Sie jetzt sonst gefragt hätte noch über die 
In-Service Conformity. Aber das haben Sie, ich 
denke, soweit damit beantwortet. 

Ich bleibe im gleichen Themenfeld,  -  Als Arbeits-
grundlage wurde dem BMVBS am 25.07.2008 ein 
Konzept des UBA - MAT A BMVI - 2 - 3, Referat LA 
27, Ordner 15 - 1, Seite 102 f. - vorgelegt, das als 
Ziel der Feldüberwachung unter anderem vorsah, 
in Verdachtsfällen zu überprüfen, „ob Einrich-
tungen zur Zykluserkennung vorhanden sind". 

Jetzt möchte ich als Erstes wissen, wie Sie „Zyk-
luserkennung" definieren. Dann würde interes-
sieren - nachdem wir solches hier schon gehört 
haben -, ob eine Zykluserkennung für den rei-
bungslosen Ablauf des Prüfverfahrens dienlich, 
notwendig, erforderlich ist und, wenn ja, worin 
diese technische - ich bin jetzt Jurist und kein 
Techniker; das unterscheidet uns - - technisch 
notwendig ist und ob eine reine Zykluserken-
nung aus Ihrer Sicht legal ist, soweit sie nicht zu-
gleich auch die Abgasnachbehandlung manipu-
liert. 

Zeuge Stephan Redmann: Gut. - Ja, vielen Dank, 
Herr Abgeordneter. Dieses Konzeptpapier, was 
Sie angesprochen haben: Ja, das ist mir bekannt. 
Das wurde - das Datum kann ich jetzt auch nicht 
mehr benennen - aber vonseiten des Bundesum-  4  
weltministeriums damals an meine Abteilungs-
leitung bzw., ich glaube, sogar auf Staatssekre-
tärebene übermittelt. Der Passus, dass in Ver-
dachtsfällen nach Einrichtungen gesucht worden 
ist: Ja, der ist dort auch drin. 
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Fahrzeuge gibt, wo man gewisse Schalterkombi-
nationen machen muss, und dann wird dem 
Fahrzeug das darüber quasi aktiv manuell gesagt. 
Aber aus meiner Kenntnis heraus, ja, gibt es auch 
die Zykluserkennung, die automatisch funktio-
niert. 

Dr, Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Also das ist nicht zwingend erforderlich. Es 
könnte auch über irgendeine Tastenkombination 
oder wie auch immer - - 

Zeuge Stephan Redmann: Kann ich jetzt — Wie 
gesagt, also, das ist mir definitiv bekannt, dass es 
in der Vergangenheit - das ist damals auch disku-
tiert worden - diese Tastenkombinationen gab. 
Mehr kann ich da aber aus meiner Erfahrung her-
aus nicht zu sagen. 

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay. - Weiteres in der nächsten Runde. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann hat das 
Wort die SPD-Fraktion. 

Kirsten Lühmann (SPD): Die Stimme wird immer 
weniger; ich versuche es, solange sie noch funk-
tioniert einigermaßen. 

Herr Redmann, Sie haben vorhin gesprochen 
über das neue RDE, und ich habe mich hier noch 
einmal versichert, dass uns das neu ist. Wir ha-
ben bei allen anderen Zeugen immer gehört, dass 
RDE lediglich ein Prüfverfahren ist. Sie haben 
jetzt gesagt, Teil von RDE wäre auch die Ver-
pflichtung der Offenlegung des Abgasreinigungs-
systems. Alle anderen Zeugen haben immer ge-
sagt: Das ist zwar unser Ziel, dass die Motorsteu-
erungssoftware offengelegt werden muss, aber 
das haben wir noch nicht erreicht, weil wir da 
europäisch noch keine Mehrheit für haben. - Wo 
habe ich Sie falsch verstanden? Oder haben wir 
alle anderen Zeugen falsch verstanden? 

Zeuge Stephan Redmann: Nein, nein, Also, ich 
denke, das ist ein Missverständnis, das ich auf-
klären kann. - Also, ich habe definitiv davon 
gesprochen, dass das im zweiten RDE-Paket mit 
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dass 
eingeführt worden ist iDess die Emissionsstrate-
gien offengelegt werden müssen: Das, denke ich, 
ist der missverständliche Umstand hier. 

Wir haben natürlich im zweiten Paket zu RDE 
insbesondere die Konformitätsfaktoren und die 
Einführungszeitpunkte und auch gewisse dyna-
mische Randbedingungen festgelegt für das RDE-
Verfahren selber. Allerdings wurde zusätzlich 
noch eingeführt, dass der Hersteller seine Emis-
sionsstrategien offenlegen muss und begründen 
muss. Das ist etwas, was wir in den US-Vor-
schriften heute schon haben für die Pkw, was wir 
derzeit aktuell nach Richtlinienstand halt in Eu-
ropa noch nicht haben. Das ist sozusagen so eine 
Art Beweisumkehr, die dann stattfindet. Der Her-
steller muss begründen, welche Strategien er ver-
wendet. Das ist heute leider nicht der Fall. 

Also, das hat zusätzlich - - ist eigentlich unabhän-
gig von RDE. Man hat das Verordnungspaket II 
von RDE genutzt, um diese Anforderungen mit 
einzuführen. So ist es vielleicht korrekter darge-
stellt. 

Kirsten Lühmann (SPD): Wenn ich Sie richtig 
verstehe, ist das das, was der Verkehrsminister ja 
auch schon gesagt hat, dass er das national jetzt 
sofort machen wird. 

Zeuge Stephan Redmann: Genau. - Das hat Herr 
Minister Dobrindt im Vorgriff auf die Anwen-
dung dieser Vorschrift angeordnet gegenüber 
dem KBA, ja. 

Kirsten Lühmann (SPD): Danke. - Dann haben 
Sie mehrfach davon geredet, dass bei der jetzt 
gültigen Verordnung eben es nicht möglich ist -
Sie hatten es, glaube ich, „Nebenbei-Kontrollen" 
- - zu machen. Aus Ihrer Sicht: Wäre das erforder-
lich, dass man also die Kontrollbefugnisse so aus-
weitet, dass man nicht so eng gebunden ist, son-
dern eventuell auch mal ein Stück rechts oder 
links, wie die Kollegin Wilms es formuliert hat - -
zu gucken? Oder sind Sie der Meinung, dass mit 
Einführung von RDE das erschlagen ist und wir 
dann damit alle Möglichkeiten, Prüfmöglichkei-
ten haben, um eventuelle Manipulationen aufde-
cken zu können? 
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beitsgruppe statt. Das Verfahren musste entwi-
ckelt werden. Irgendwann wurde das Ganze auf 
die politischere Ebene gehoben, das heißt: Korn-
missiortel mit den Mitgliedstaaten in dem Aus-
schuss TCMV. Und dort waren dann Mitglied-
staaten auch vertreten, die halt die technischen 
Vordiskussionen nicht mitbekommen haben. Das 
heißt, es gab zum einen erst mal sehr viele Fra-
gen, die gestellt worden sind, sehr viele Vorbe-
halte, weil einfach das Wissen aus der Entwick-
lungsarbeit der letzten zwei/zweieinhalb Jahre 
fehlte. Zum anderen sind dort aber natürlich 
auch sehr viele Mitgliedstaaten, die Hersteller-
standorte haben. Das sind natürlich die Mitglied-
staaten, die dann natürlich vorrangig auch von 
ACEA angesprochen werden. Und jeder Mitglied-
staat muss natürlich, wenn er sich im TCMV po-
sitioniert, einen eigenen Abwägungsprozess vor-
nehmen, was den Kommissionsvorschlag angeht, 
ob man eher in Richtung Umwelt tendiert, in 
dem Fall halt Luftqualität und Gesundheit der 
Mitbürger, oder ob man eher in Richtung Schüt-
zen des Wirtschaftsstandortes geht. Bei uns in 
Deutschland war die Ausrichtung relativ klar. Es 
gab allerdings sehr viele Mitgliedstaaten, die 
dann doch Positionen eingenommen haben - ich 
sagte ja schon: unsere Position war relativ dia-
metral in sehr vielen Aspekten zur ACEA-Posi-
tion -, die die Vorbehalte bzw. Bedenken von 
ACEA aufgegriffen haben im TCMV. Das verstehe 
ich unter Lobbyarbeit. Und das war das Problem, 
dem man sich auch stellte. Das ist kein Vorwurf 
an diese Mitgliedstaaten, nicht, dass ich da falsch 
verstanden werde. Aber das war halt die Situa-
tion, der man sich da stellen musste, dass ein 
Kommissionsvorschlag, von dem wir von deut-
scher Seite aus eigentlich nie weit entfernt wa-
ren, nicht mehrheitsfähig sein könnte im TCMV. 
Das war so der Grundtenor, den ich versucht 
habe meinem Staatssekretär in diesem Vermerk 
damals zu übermitteln, ja. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Danke schön. -
Das Wort ist bei der CDU/CSU -Fraktion. 

Ulrich Lange (CDU/CSU); Ja, Herr Redmann, 
dann setze ich jetzt doch auch an diesem Punkt -
Einfluss oder Beteiligung oder Gespräche mit der 
Automobilindustrie  -  fort. In einem Hintergrund-
vermerk vom 2. September 2014 - MAT A BMVI- 

2-3, Referat LA 27, Ordner 34, Seite 166 - führen 
Sie aus, dass die Automobilindustrie bei den Ar-
beiten zur Entwicklung eines Prüfverfahrens mit 
portabler Messtechnik, PEMS, dem ersten RDE-
Paket, RDE-LDV, von Beginn an eng eingebunden 
war, sowohl auf EU- als auch auf nationaler 
Ebene. Da würde uns natürlich schon interessie-
ren, wie diese Einbindung konkret erfolgte, auch, 
wer von der Automobilindustrie da eingebunden 
war, ob Sie bei diesen Gesprächen selber regel-
mäßig teilgenommen haben und ob bei diesen 
Gesprächen quasi - ja, wie soll ich sagen? - eine 
Art von Vereinbarung getroffen wurde oder ob 
die Gespräche lediglich ein Informationsaus-
tausch oder die Beschaffung einer  -  ja, wie soll 
ich sagen? - Informationshintergrundbasis waren? 

Zeuge Stephan Redmann: Gut, ich versuche mal, 
zu beginnen. Ich denke, es wird darauf hinaus-
laufen, Herr Abgeordneter, dass Sie wahrschein-
lich am Ende noch mal Nachfragen stellen, weil 
ich es wahrscheinlich nicht in der Komplexität 
komplett beantworten werde. 

Wie war die Automobilindustrie eingebunden? 
Also, im europäischen Kontext - das hatte ich ja 
bereits erwähnt  -  gab es eine Expertengruppe der 
Europäischen Kommission, die sogenannte RDE-
LDV. Das war eine offene Gruppe, das heißt, dort 
war natürlich auch Autouobilindustrie vertreten, 
es waren aber auch TranAc  Environment, andere 
Organisationen und eben auch Mitgliedstaaten 
vertreten. Das darüber liegende Gremium TCMV, 
wie gesagt, ist nur der Kommission und den Mit-
gliedstaaten vorbehalten; hier sind keine Dritten 
anwesend. 

Auf nationaler Ebene haben wir natürlich auch 
Fachgespräche mit der Automobilindustrie ge-
führt, haben entsprechende Anhörungen - - wo-
bei nein, das hatte eigentlich weniger Anhö- 
rungscharakter, auch wenn das der formelle Be-
griff ist. Man hört ja, dass eigentlich auch Fakt 
ist, dass wir die Positionen der Industrie ange-
hört haben; aber man hat sich schon unterhalten 
über die technischen Fachkomplexe. Das hat ein-
mal stattgefunden. Das war eher auf Fachebene, 
das heißt ich und meine entsprechenden Kolle-
gen aus den Ressorts plus noch die nachgeordne- 

e§ 
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dass natürlich im Bearbeitungsfluss in den ver-
schiedenen Entwurfsfassungen sich auch noch 
mal Inhalte ändern, weil ja auch parallel Diskus-
sionen weitergeführt werden. Insofern: Meine 
Wahrnehmung ist, es ist nichts Ungewöhnliches, 
wenn das so wäre. Aber wie gesagt, ich habe keine 
Tatsachenwahrnehmung, ob die Streichungen, 
die Sie gerade zitiert haben, vorgenommen 
worden sind oder nicht. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Ich frage deshalb 
nach, weil natürlich dann die Schlüsselwörter 
aufgetaucht sind, nämlich die unzulässigen Ab-
schalteinrichtungen, die zumindest nach Spiegel-
Informationen im Berichtsentwurf dringestanden 
haben, aber nicht mehr im Endbericht. 

Zeuge Stephan Redmann: Ihre Frage ist vollkom-
men verständlich; aber, wie gesagt, ich habe 
keine eigene Tatsachenwahrnehmung. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Der Berichtsent-
wurf ist Ihnen auch nicht bekannt gewesen, der 
vom Januar 2016? 

Zeuge Stephan Redmann: Nein. Wir haben so 
viele Entwurfsfassungen gehabt seitens der Un-
tersuchungskommission - das ist ja doch ein län-
gerer Entstehungsprozess, bis so ein entsprechen-
der - - Sie müssen sich vorstellen, so ein Untersu-
chungskommissionsbericht ist fast - nicht ganz -
vergleichbar mit einer Verordnung, die entsteht; 
aber da werden Textpassagen wirklich perma-
nent geändert, weil neue Erkenntnisse da sind. Es 
werden Umformulierungen vorgenommen, weil 
man doch eine Idee hat, wie man es besser for-
muliert. Also, wie gesagt, ich sehe es nicht als 
ungewöhnlich an, kann aber zu den dezidierten 
Streichungen nichts sagen, weil ich keine Wahr-
nehmung habe. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Haben Sie Er-
kenntnisse darüber, dass aufgrund der Interven-
tion von betroffenen Herstellern bestimmte Teile 
des Berichts verändert wurden oder unterschied-
liche Entwürfe - - 

Zeuge Stephan Redmann: Nein, zumindest in 
meiner eigenen Wahrnehmung definitiv nein, 

habe ich zu keinem Zeitpunkt eine entspre-
chende Intervention wahrgenommen und dass 
daraufhin dann auch eine entsprechende Strei-
chung 

tic
wehrgenommen worden ist. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Ist Ihnen bekannt, 
dass Textteile von Herstellern geliefert worden 
sind und dann Gegenstand des Berichts gewor-
den sind? 

Zeuge Stephan Redmann: Nein, also das nicht. 
Wie gesagt, ich hatte ja eben gesagt: Mein Ver-
ständnis nach dem Telefonat mit dem KBA-Kol-
legen war, dass Textentwürfe, die sich halt da-
rauf bezogen, was der Hersteller in den Gesprä-
chen angegeben hat, noch mal zum Gegenlesen 
entsprechend dem Hersteller übergeben worden 
sind. Aber dass eigene Entwürfe vom Hersteller 
kamen, ist mir nicht bekannt, nein. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Und wenn es Kri-
tik von Herstellern gab, dann bezog die sich eher 
auf technische Daten? Oder hat es überhaupt im 
Abgleich oder im Austausch der Informationen 
mit den Herstellern Veränderungen gegeben, an 
die Sie sich erinnern können? 

Zeuge Stephan Redmann: Da war ich leider nicht 
involviert, nein. 

Vorsitzender Herbert Behrens: In einer Presse-
konferenz vom 22. April wurde der Bericht ja 
vorgestellt; das ist Material BMVI-2-1, Aktenzei- 
chen LA 27/7357.1/3, Ordner 6, 340 ff. In den 
Hintergrundinformationen des KBA findet sich 
dazu auch die Pressemitteilung der französischen 
Untersuchungskommission. In dieser wird aus-
drücklich auf die gemessenen CO 2-Auffälligkei-
ten eingegangen. Das findet sich an anderem Ort, 
Blatt 362 und 363. Und im deutschen Bericht 
fehlen die CO 2 -Messwerte vollständig. Können 
Sie mir sagen, wieso eine Veröffentlichung der 
CO2-Werte bei der Pressekonferenz am 22. April 
2016 unterblieb? 

Zeuge Stephan Redmann: Ja, der Untersuchungs-
kommissionsbericht zielte ja zunächst einmal da-
rauf ab, zu untersuchen, ob bei anderen Herstel-
lern auch, vergleichbar wie bei VW, Abschaltein-
richtungen verwendet worden sind. Das war der 
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Fälle, muss man ganz ehrlich sagen. Die Gruppe-
II-Fahrzeughersteller sind welche, die entweder 
eine Typgenehmigung in Deutschland beim KBA 
haben oder bei ausländischen Genehmigungsbe-
hörden. Alle Fälle ausländischer Typgenehmi-
gungsbehörden - - Also, den ausländischen Typ-
genehmigungsbehörden wurden die entsprechen-
den Informationen zugeleitet, weil dort muss 
jetzt eine Entscheidung getroffen werden für die 
Typgenehmigungen, für die sie zuständig sind: 
War es eine zulässige oder unzulässige? Die kön-
nen wir gar nicht von deutscher Seite aus fällen. 

Und bei den Herstellern, wo das KBA die Geneh-
migung hat, da muss auch das KBA als Typge-
nehmigungsbehörde irgendwann die Entschei-
dung treffen: „Das war unzulässig" - im Zweifels-
fall, im Extremfall wird die Typgenehmigung ent-
zogen -, oder: Wir erachten das noch alsettiti44. 
Noch ist diese Entscheidung nicht getroffen. Wir 
gehen davon aus, wenn die Serviceaktionen er-
folgreich sind, das wirklich auf ein Mindestmaß 
begrenzt wird, das Argument des Motorschutzes, 
dass man dann zur Einschätzung kommen wird: 
Man kann es noch als zulässig deklarieren. Aber 
wir sind da halt im Graubereich - aber das wurde 
ja anfangs in der Sitzung auch schon mal ange-
sprochen -, was das Argument des Motorschutzes 
angeht. Das ist halt leider nicht klar definiert. 
Und mit RDE und hoffentlich auch anderen wei-
teren Maßnahmen werden wir da in Zukunft hof-
fentlich etwas mehr Klarheit haben, ja. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja, danke. - Nun 
zu den eindeutigen Ergebnissen der Gruppe III. 
Da heißt es im Untersuchungskommissionsbe-
richt auf Seite 119: 

Bei den Fahrzeugen des VW-Kon-
zerns mit Euro 5-Konzepten (Mo-
toren EA 189) konnte die unzuläs-
sige Abschalteinrichtung in ihrer 
Wirkung ... nachvollzogen wer-
den. Die unzulässige Abschaltein-
richtung bewirkt ... 

Usw. usf., das ist uns allen bekannt. - Und meine 
Frage geht dahin, wodurch genau nachvollzogen 
werden konnte, dass es sich um eine unzulässige 

Abschalteinrichtung handelt. Wenn nachvollzo-
gen worden ist, dann muss es ja mehr sein als 
nur das Geständnis von VW. 

Zeuge Stephan Redmann: Also das Wording 
,,nachvollzogen" ist hier ja schon sehr bewusst 
gewählt worden in dem Bericht. Hätten wir die 
Erkenntnisse nicht gehabt, dass VW die unzuläs-
sige Abschalteinrichtung benutzt, so wie sie sie 
eingesetzt haben, hätte man mit den Messungen, 
die gemacht worden sind, aus meiner Sicht zu-
mindest, keinen rechtssicheren Nachweis einer 
unzulässigen Abschalteinrichtung führen kön-
nen. Vär dem gleichen Problem standen ja übri-
gens auch die USA: Wie ich ja bereits erwähnt 
hatte, die ICCT-Ergebnisse haben keinerlei Rück-
schlüsse allein aufgrund der Emissionsergebnisse 
erlaubt, ob es eine unzulässige Abschaltungsein-
richtung ist. 

Hier wussten wir halt, es fand eine Zykluserken-
nung über Weg-Zeit-Erfassung - - Das heißt im 
Prinzip, der Fahrzyklus wurde erkannt bzw. Ab-
weichungen vom Fahrzyklus, und das löst dann 
eine entsprechende Abschalteinrichtung aus. Das 
war in dem Fall bekannt. Es wurde überprüft: Ja, 
genau so reagiert das. - Es ist unzulässig, wie die 
Emissionsstrategie bedatet bzw. gesteuert wird. 
Aber mehr als ein Nachvollziehen aus meiner 
Sicht ist es nicht gewesen, also, wie gesagt, das 
gleiche Problem, vor dem die US-EPA gestanden 
hat. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja, also dann wur-
de jetzt nicht die Software noch mal ausgelesen, 
um an der Stelle, wo geschaltet wurde, nachvoll-
ziehen zu können - • 

Zeuge Stephan Redmann: Habe ich jetzt keine 
Erkenntnisse zu. Also, es ist mir nicht bekannt, 
dass die Software bei VW auch noch mal explizit 
ausgelesen wurde, nein. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Wurde das erör-
tert, dass man auf jeden Fall zum Nachvollziehen 
die Software auslesen will? 

Zeuge Stephan Redmann: Also, nicht in meiner 
Anwesenheit, weiß ich nicht. Aber, wie gesagt, 
ich hatte ja auch eingangs gesagt: Ich bin auch 
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Zeuge Stephan Redmann: - sondern mittlerweile 
auch sich an die Hausleitung gerichtet hat, ja. 

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Okay, gut. 

Zeuge Stephan Redmann: Ein üblicher Vorgang, 
aber das setzt natürlich auch einen anderen 
Druck in die Situation rein. 

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Gut, danke. - Alles Weitere demnächst. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Gut, das war die 
Runde für die Grünen. - Dann meine Frage an die 
Kollegen von der CDU/CSU: Gibt es Fragen Ihrer-
seits? 

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU): 
Nein. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Dann gehe ich 
noch mal eben weg von diesem Punkt - ich 
denke, der wird sicherlich noch vertieft werden 
müssen -, der gerade von den Kollegen der Grü-
nen angesprochen worden war. 

Ich möchte mich noch auf einen anderen Teil des 
Untersuchungskommissionsberichts beziehen, 
wiederum auf die Seite 119. Da geht es um den 
Nachweis und um das Erkennen von Abschalt-
einrichtungen, und zwar heißt es dort auf der 
Seite 119: 

Alle Hersteller nutzen aber Ab-
schalteinrichtungen gemäß der 
Definition in Artikel 3 der Verord-
nung ... 715/2007. Es zeigen sich 
bei einigen Fahrzeugen (Gruppe 
II) bereits bei Messungen ... außer-
halb des gesetzlich vorgeschriebe-
nen NEFZ stark erhöhte NOx-
Werte. Die Hersteller begründen 
die Zulässigkeit der Emissionser-
höhung durch die Abschaltein-
richtungen ... 

Weiter heißt es - Zitat -: 

Es konnte bis zum Zeitpunkt der 
Veröffentlichung dieses Berichtes 

bei keinem weiteren Fahrzeug 
eine unzulässige Abschalteinrich-
tung wie bei bestimmten Fahrzeu-
gen des VW-Konzerns nachgewie-
sen werden. 

Und weiter: 

Der in den USA erhobene Vorwurf 
zur Verwendung unzulässiger Ab-
schalteinrichtungen bei einigen 
Modellen mit 3.0 Liter-Motoren ist 
durch die unabhängige Überprü-
fung des KBA für die Fahrzeugty-
pen Audi A6 und VW Touareg für 
den europäischen Markt 

- und dann kommt - 

in dieser Form nicht bestätigt wor-
den. 

Können Sie mir das erörtern, wenn da betont ist: 
„in dieser Form nicht bestätigt worden"? 

Zeuge Stephan Redmann: Also, genau erörtern 
kann ich es nicht. Ich weiß - das kann ich bestäti-
gen -, dass es, als die Verdachts- - oder vielmehr, 
als die Vorwürfe in den USA laut wurden bezüg-
lich dieser  3-Modelleunmittelbar auch den Auf-
trag an das KBA gegeben hatte, auch diese Mo-
delle des europäischen Markts zu untersuchen. 
Und diese Vorwürfe dieser Abschaltungen aus 
den USA haben sich nicht wiedergefunden in 
den europäischen Modellen. - Warum es explizit: 
„in dieser Form" bezeichnet ist, kann ich leider 
nicht sagen. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Gut, okay. Das ist 
dann damit beantwortet. - Und dann würde ich 
'ganz gern noch mal ein bisschen genereller den 
Bogen aufspannen, dass ich nach dem konkreten 
Ziel der Untersuchungskommission fragen 
möchte. Können Sie eher allgemein formulieren, 
welches konkrete Ziel die Untersuchungskom-
mission verfolgte, grob zusammengefasst? 

Zeuge Stephan Redmann: Gut, die Frage kann 
man natürlich auch an ein Mitglied der Untersu-
chungskommission richten. Der Initiator der Un-
tersuchungskommission wäre wahrscheinlich der 

-Uz dafe 
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bessere Adressat. Ich kann nur das wiedergeben 
oder könnte nur das wiedergeben, was halt auch 
im Untersuchungskommissionsbericht niederge-
legt ist. Die Aufgabe war einmal, eine Sachver-
haltsaufklärung zu betreiben senmal die Verwal-
tungsverfahren, die im Fall VW initiiert worden 
sind. Die sind vonseiten der Untersuchungskom-
mission auch begleitet worden. Und es war halt 
der zusätzliche Auftrag des Herrn Ministers ja ge-
wesen, auch andere Fahrzeugmodelle zu untersu-
chen. Und diese Untersuchungen sind auch von-
seiten der Untersuchungskommission begleitet 
worden. 

Und der aktuelle Untersuchungsauftrag, auch 
wenn er jetzt hier nicht verfahrensrelevant ist, 
wie ich ja erfahren habe, ist halt die Erstellung 
des CO2-Berichtes, was auch noch unter dem 
Dach der Untersuchungskommission erfolgt. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Und dann möchte 
ich das in Richtung Abschalteinrichtungen präzi-
sieren und frage Sie: Sollten alle Abschalteinrich-
tungen ausfindig gemacht werden, oder sollte le-
diglich ausgeschlossen werden, dass dieselben 
Abschalteinrichtungen verbaut wurden wie die, 
zu denen VW bereits ein Geständnis abgegeben 
hatte? 

Zeuge Stephan Redmann: Also, zunächst einmal 
war der Auftrag  -  so ist er, glaube ich, auch for-
muliert gewesen -, dass man schauen soll, ob ver-
gleichbare Abschalteinrichtungen wie bei VW 
Anwendung gefunden haben auch bei anderen 
Herstellern. Wie ich eben schon ausgeführt hatte, 
ist das Identifizieren einer unzulässigen Ab-
schalteinrichtung nicht trivial über ein Messver-
fahren. Die Europäische Kommission entwickelt 
gerade auch entsprechende Verfahren, um das 
vielleicht zukünftig besser bewerkstelligen zu 
können. Es gibt so viele Parameter, die abzutes-
ten wären. Wie gesagt, Fiat hat eine ganz andere -
das ist unsere Sicht: unzulässige - Abschaltein-
richtung verwendet. Das wurde auch untersucht. 
Aber es ging vorrangig erst mal drum, zu 
schauen: Gibt es eine Abschalteinrichtung, wie 
VW sie verwendet hat? 

Da es aber auch die Hinweise damals schon gab, 
dass Temperatur unter Umständen eine Rolle 

spielen kann  -  zumindest habe ich das gelesen; 
ich habe keine Erkenntnis darüber, wo dieser 
Hinweis herkam -, wurden auch entsprechend 
Messungen gemacht bei 10 Grad zum Beispiel. 
Hätten wir das nicht gemacht im Rahmen der 
KBA-Untersuchung, wären die Thermofenster gar 
nicht entdeckt worden. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Sie sprachen jetzt 
gerade dieses Thema an, darauf bezieht sich 
meine nächste Frage, das sogenannte Thermo-
fenster. Wurde in der Untersuchungskommission 
auch vertreten, dass es zur Begründung der Zu-
lässigkeit ausreicht, die Motorschutzeinrichtung 
allein mit dem Argument einer schwierigen tech-
nischen Umsetzung oder Kostengesichtspunkten 
zu rechtfertigen? 

Zeuge Stephan Redmann: War das jetzt eine 
Feststellung oder eine Frage? Entschuldigung. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Nein, ich wollte - 

-ob in der Untersuchungskommission diese Mei-
nung vertreten worden ist, dass zur Begründung 
der Zulässigkeit ausreicht, dass die Motorschutz-
einrichtung allein mit dem Argument einer 
schwierigen technischen Umsetzung oder mit 
Kostengesichtspunkten gerechtfertigt werden 
kann. 

Zeuge Stephan Redmann: Ich muss ehrlich zuge-
ben: Ich habe mittlerweile angesichts der Zeit 
echt Schwierigkeiten, der Frage zu folgen. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Wenn wir eine 
Pause machen müssen, dann sagen Sie Bescheid, 
dann müssen wir eine Pause machen. 

Zeuge Stephan Redmann: Vielleicht mal fünf Mi-
nuten frische Luft schnappen. Ich habe gerade - -
Also, man merkt, die Konzentrationsschwäche 
fängt doch an, ja. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Ja, okay. Ja, dann 
machen wir das so. Nein, wir sind daran interes-
siert, dass wir auch die richtigen Antworten von 
Ihnen bekommen.  -  Ich unterbreche die Sitzung 
für fünf bis zehn Minuten. 
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Zeuge Stephan Redmann: Nein, die ist mir - - Ich 
hatte sie heute, glaube ich, auch schon im Rah-
men der Befragung genannt ... (-alt:neer n-rrrer- 
bläu 	1)  emticx „1 ,4 

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Und das ist ja ein relativ seltener Vorgang, was 
wir so in den Akten gefunden haben, dass Herr 
Redmann sich direkt an den Minister wendet. 
Wie oft wenden Sie sich denn so mit solchen 
Mails, mit solchen Informationen an den Minis-
ter, und in welcher Form geschieht das? 

Zeuge Stephan Redmann: Also, in der Regel - -
Ich glaube, das ist der einzige Fall, wo ich eine E-
Mail direkt an den Herrn Minister geschrieben 
habe. Wie es auch in der E-Mail genannt ist, es 
hat im Vorhinein ein Telefonat gegeben. Das war 
ein Telefonat im Hinblick auf eine - - Ich kann sie 
nicht mehr benennen; das war eine Pressean-
frage, wo Herr Minister Rücksprache hatte. 

Also, in der Regel ist es so: Der Minister wendet 
sich an die Arbeitsebene und nicht umgekehrt. 
Deswegen stutzte ich auch eben, als Sie gesagt 
haben, ich habe da mich „über den Dienstweg" 
an den Herrn Minister gewendet. Der Dienstweg 
wäre gewesen, es über die Hühnerleiter, sprich 
also Unterabteilungsleiter, Abteilungsleiter, 
Staatssekretär, zu tun. 

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ah ja. Also, das ist direkt an den Minister gegan-
gen. 

Zeuge Stephan Redmann: Hier war eine direkte 
Kontaktaufnahme, weil in dem Telefonat ich 
diese ICCT-Fundstelle bereits angesprochen hatte 
und ihm halt zugesagt hatte, ich übermittele es 
ihm per E-Mail. Und deswegen hatte ich da auf 
das Telefonat Bezug genommen. 

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Es fällt auf, dass wir da so Rückläufer, also was 
da dann gegebenenfalls draus geworden ist, nicht 
ohne Weiteres finden können. Also, das war für 
Sie ein Sonderfall an der Stelle, wo Sie gezielt 
angerufen worden sind? 

Zeuge Stephan Redmann: Also, das war einmal 
ein Sonderfall, Wie gesagt, das ist aus meiner 
Sicht die einzige E-Mail, die ich je in meiner ge-
samten Zeit im Bundesverkehrsministerium di-
rekt an den Minister gerichtet hatte. Es ist für 
mich aber kein Sonderfall, dass auf so eine Infor-
mationsmail kein Rückläufer kommt. 

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Gut. - Bei der Durchsicht der Akten fällt auf, dass 
es nur sehr wenige Hausleitungsvorlagen in den 
Akten gibt, und noch viel weniger: Wir haben 
auch keine Rückläufer, praktisch keine Rückläu-
fer von Hausleitungsvorlagen gefunden. 

(Heiterkeit beim Zeugen 
Stephan Redmann) 

Zeuge Stephan Redmann: Also, das Erste kann 
ich natürlich erklären. Das Erste: Es ist richtig, 
also WLTP, ich glaube, da habe ich, wenn es 
hochkommt, ein oder zwei Hausleitungsvorlagen 
gemacht. Das eine war aus Anlass des Regie-
rungswechsels, als Minister Ramsauer Minister 
wurde. Und da wurde gebeten, dass zu den aktu-
ell laufenden Themen, die wir als wichtig erach-
ten, eine Sachstandsinformation nach oben gege-
ben wird. Das war in dem Fall WLTP. Ich kann 
mich nicht erinnern, dass noch irgendeine an-
dere - - Vielleicht nennen Sie eine in den Akten 
noch, aber zumindest habe ich jetzt keine präsent 
zu dem Thema. 

RDE, ja, da hat es auch relativ wenige Hauslei-
tungsvorlagen gegeben, bzw. die Vorlagen, die es 
gab, waren genau ab dem Punkt, den ich eben ge-
schildert hatte, wo die Diskussionen in Brüssel 
von der RDE-LDV, das heißt, von der rein techni-
schen Ebene, auf den TCMV übergegangen sind 
und wo dann auch die politischen Diskussionen 
begonnen haben. Ab dem Punkt habe ich dann 
auch regelmäßig den Herrn Staatssekretär über 
Vorlagen informiert. Zum Beispiel im Vorfeld ei-
ner TCMV-Sitzung habe ich dann entsprechend 
informiert, was die Position der Bundesregierung 
ist, habe über den Sachstand nach dem TCMV 
berichtet. Und ich glaube, es hat auch eine Mi-
nistervorlage in dem Zusammenhang gegeben. 
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ist eine Diskussion gewesen - im Rahmen von 
WLTP - der administrativen Vorschriften. 

Das ist diese berühmte 8-Prozent-Regel, dieser 
Einlauffaktor. Das heißt, wenn man bei der Se-
rienproduktion den CO2-Wert überprüft des Fahr-
zeuges, ist dieses Fahrzeug im Neuzustand, hat 
also nicht die 15 000 km Einlauf, die es nach 
Vorschrift eigentlich haben müsste für den Typ-
1-Test. Und es ist gesichert: Ein Fahrzeug, wenn 
es noch im Neuzustand ist, hat einen anderen 
CO2-Wert. Das heißt, der 0:J2-Wert senkt sich 
noch im Laufe der Kilometer. 

Diese 8 Prozent haben wir allerdings immer als 
Deutschland hinterfragt, haben gesagt, das muss 
auf jeden Fall im Rahmen der administrativen 
Vorschriften, Einführung WLTP, überarbeitet 
werden. Es gab allerdings relativ wenige Erkennt-
nisse in Brüssel dazu. Die Automobilhersteller 
argumentierten, dass sie dazu auch keine Infor-
mationen hätten, Insofern war die BASt-Studie 
damals die einzige, die durchgeführt worden ist -
hinterher kam ergänzend auch noch, allerdings 
unter anderen Voraussetzungen gemessen, eine 
niederländische Studie dazu -, die hier über-
haupt mal einen Vergleich macht: Neufahrzeug 
CO2-Wert, und ein eingelaufenes Fahrzeug CO2-
Wert. Und das hat dann im Endeffekt dazu ge-
führt, dass wir anstatt Faktor 8 Prozent jetzt in 
den WLTP-Vorschriften oder in den Typgeneh-
migungsvorschriften durch die Einführung WLTP 
nur noch einen Einlauffaktor von 2 Prozent ha-
ben. Der ist im Juni 2016 entsprechend verab-
schiedet worden. 

Das Ganze ist trotzdem deckungsgleich mit dem, 
was ich eingangs so salopp gesagt hatte: Mich in-
teressiert eigentlich nicht, wann die BASt irgend-
wie formell ihren Bericht veröffentlicht und ab- 
schließt. - Das ist eigentlich ein typisches Bei-
spiel dafür. Die BASt - - Ich mag die gar nicht be-
urteilen, die formellen Gründe, die sie hat, wa-
rum sie nicht vor offizieller Abnahme einen Be-
richt veröffentlichen will. In dem Fall sind wir 
auch hingegangen - ich denke, das ist auch in 
den Akten hinterlegt -, dass wir die Ergebnisse 
als Zwischenberichte auch entsprechend in die 
WLTP, administrative Arbeitsgruppe ...(elete... 
tieeleterefreteereilk.12.) eingespeist haben und 

uk-s-  '7-&t1.7■_ S  

eben, wie gesagt, damit auch erreicht haben, dass 
der Einlauffaktor diskutiert wird und am Ende 
auch deutlich reduziert wird, von 8 auf 2 Pro-
zent. 

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Weitere Frage 
dazu: Welche Position vertrat denn das BMVI 
hinsichtlich der gemessenen CO2-Werte? 

Zeuge Stephan Redmann: Das müssten Sie jetzt 
präzisieren, welche gemessenen CO 2 -Werte Sie 
meinen, weil wir gerade hier den Sprung zur 
BASt-Studie „Einlauffaktoren" gemacht haben. 
Ich weiß nicht, sind wir jetzt wieder bei der 
BASt-Studie „Felduntersuchung"? 

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Ich meinte, belast-
bar, rechtssicher - - Belastbarkeit, Rechtssicher-
heit zum Beispiel als Stichworte. 

Zeuge Stephan Redmann: Ist das jetzt eine allge-
meine Frage oder bezogen auf wirklich konkret - -
Sie müssen mich, glaube ich, gerade noch mal 
abholen. Entschuldigung. 

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Also, ich meine, 
das wäre jetzt keine allgemeine Frage, sondern 
konkret auf die BASt-Studie bezogen. 

Zeuge Stephan Redmann: Aber auf die BASt -Stu-
die „Felduntersuchung" gehen wir jetzt hier zu-
rück? 

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Genau. 

Zeuge Stephan Redmann: So, und jetzt bitte 
noch mal die Frage wiederholen! Jetzt bin ich im 
Film, ja. 

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Welche Position 
das BMVI dazu vertrat, zu den gemessenen CO 2- 
Werten. 

Zeuge Stephan Redmann: Also, wir haben - das 
habe ich eingangs ja auch erwähnt - neben der of-
fiziellen Typ-1-Prüfung auch die CO 2-Werte er-
mittelt. Das Problem ist, dass wir nach In-Service-
Conformity-Vorschriften, so wie sie in der Typge-
nehmigungsvorschrift hinterlegt sind, CO2 gar 
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Zeuge Stephan Redmann: Kann ich leider nichts 
mehr zu aussagen. 

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Gut.  -  Dann habe ich jetzt erst mal keine weiteren 
Fragen. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Gut. - Das war die 
Wortmeldung der Grünen. Gibt es weitere Wort-
meldungen jetzt an den Zeugen seitens der 
Union? - Dann Hubertus noch mal, bitte. 

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Ich komme noch 
mal auf die BASt-Studie zurück. Welche Erkennt-
nisse aus der BASt-Studie, Herr Redmann, sind 
denn noch mit in die Verhandlungen dann später 
zu WLTP seitens der deutschen Bundesregierung 
eingeflossen? 

Zeuge Stephan Redmann: Also, ein spezieller 
Fall fällt mir gerade ein, weil der halt sehr unge-
wöhnlich war. Ich hatte ja schon erläutert: Die 
Hersteller waren zu Stellungnahmen aufgefor-
dert, die höheren CO 2-Werte zu erklären. Dazu 
wären die eigentlich gar nicht verpflichtet gewe-
sen. Wie gesagt, wir haben eigentlich keine 
Rechtsgrundlage, überhaupt die CO2-Werte zu 
überprüfen bei in Betrieb befindlichen Fahrzeu-
gen. Aber neue Erkenntnisse kann man ja im 
Prinzip nur gewinnen, wenn man eine Frage 
stellt. 

Insofern hatten wir geschaut: Was kriegen wir an 
Stellungnahmen zurück? - Das deckte sich in der 
Regel mit dem, was wir auch im Vorfeld erwartet 
hatten, nämlich dass auf die Unzulänglichkeiten 
des NEFZ hingewiesen wird, sowohl was die 
Messparameter und Toleranzen angeht - wie ich 
ja schon erläutert habe -, als auch die administra-
tiven Vorschriften, indem eben auf diese 4-Pro-
zent-Regel, Herstellerangabe, und auf die 8-Pro-
zent-Regel, Einlauffaktor, verwiesen wird. Das 
waren die Bestätigungen für uns: Ja, es ist richtig, 
den WLTP umfänglich - nicht nur Zyklus, son-
dern eben auch Testprozedur und auch die admi-
nistrativen Vorschriften inklusive Aufnahme der 
CO2 in die In-Service-Conformity - weiter zu be-
treiben. 

Es gab einen speziellen Einzelfall, der mir in Er-
innerung ist. Da hatte Kia/Hyundai, glaube ich 
damit begründet, dass die Lichtmaschinerät7 — 

 koppelt worden ist. Da sind wir, ehrlich gesagt, 
erst mal ein bisschen was vom Stuhl gefallen, als 
wir diese Begründung lasen. Ich denke mal, 
Kia/Hyundai wird sich das nicht einfach nur zu 
Papier gebracht haben, sondern hat das sicher-
lich, bevor so ein offizielles Schreiben kommt, 
auch den Hausjuristen vorgelegt. Wir haben es 
dann auch noch mal prüfen lassen hinsichtlich 
der Konformität mit dem bestehenden Regelwerk. 
Es stellte sich raus, leider, rechtlich ist es zumin-
dest mal wieder dunkelster Graubereich des 
NEFZ. 

Das hatte allerdings für uns zur Folge - ich war ja 
Vorsitzender der WLTP-Arbeitsgruppe -, dass wir 
diesen Aspekt jetzt auch im WLTP klar geregelt 
haben. Das heißt, sämtliche Nebenverbraucher, 
die durch den Fahrzeughalter nicht irgendwie be-
einflussbar sind  -  das ist nun mal vorne Lichtma-
schine abkoppeln -, müssen während des Tests 
aktiv sein. Das ist definitiv jetzt im WLTP 
geradegezogen worden, sodass wir da keine Unsi-
cherheit mehr haben. 

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Kommen wir mal 
zu dem Bereich RDE. Die Verhandlungen zu 
RDE, die laufen ja jetzt schon seit etwa 2011, also 
seit den hohen Abweichungen von Typprüfwer-
ten zu den Werten im Realbetrieb. Hatte man Ih-
rer Kenntnis nach bei den Verhandlungen zu 
RDE Abschalteinrichtungen oder andere Manipu-
lationen als mögliche Ursache für das Abweichen 
der Typprüfwerte von den im Realbetrieb gemes-
senen Werten bereits mit im Blick oder noch 
nicht? 

Zeuge Stephan Redmann: Nein, also, das ist nach 
meinem Kenntnisstand sowohl bei den Sitzun-
gen, bei denen ich anwesend war, als auch die 
Dokumente, die ich im Rahmen meiner Arbeit ge-
wichtet habe - - ist das nicht diskutiert worden; 
habe ich keine Erkenntnisse zu. Ich hatte eben 
auch schon ausgeführt, dass selbst ICCT, die ent-
sprechend die Messdaten ja auch für den US-Fall 
geliefert hatten, auch ganz klar gesagt haben: 
Rein aufgrund der erhöhten NOx-Werte konnte 
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man keine Rückschlüsse auf unzulässige Ab-
schalteinrichtungen haben. Es gab andere Erklä-
rungsansätze, die plausibel waren, warum wir er-
höhte Emissionen haben. - Also, sagen wir es so: 
Wir haben ein Problem erkannt, wir hatten die 
Lösung bereits im Blickfeld, nämlich RDE zu ent-
wickeln. Insofern hatte man eine Erklärung für 
das Problem. Insofern hat sich keiner von den Ex-
perten - zumindest nicht dass ich Kenntnis da-
von habe - noch Gedanken gemacht, ob denn nun 
unter Umständen auch noch andere Erklärungs-
ansätze herangezogen werden können. 

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Genau da zu der 
Problematik noch mal: Bei einem Workshop am 
03.05.2012 zu RDE-LDV, also Real Driving Emis-
sions of Light-Duty Vehicles, wurden dann zwei 
Arten von Tests diskutiert: ein Random Test 
Cycle einerseits, andererseits Emissionstests auf 
der Straße mittels PEMS. Also, ich zitiere MAT A 
BIVIVI-2-1, Az. LA 27/7353.5/3-2-RDE, Ordner 61 
von 79, Blatt 53. „RDE-LDV workshop of Member 
States of 3 May 2012: executive summary", aus 
der Quelle stammt das. Und im Wortlaut heißt es 
in Englisch: 

Cycle detection and potential 
cvcle beating: in order to be 
tested an a chassis dynamometer 
many Euro 6 vehicles will have 
to run in a special "test mode". 
Even if this is not the case, the 
vehicle ECU may easily identify 
the vehicle es being tested based 
an a range of parameters (other 
than the driven speed profile) 
and could therefore apply par-
ticular emission control strate-
gies not applied under real- 
driving conditions. A random 
cycle RDE test method will 
therefore neuer be resilient to 
cycle beating. 

Zitat Ende. - Haben Sie an diesem Termin damals 
teilgenommen bzw. die Zusammenfassung gele-
sen, und ist Ihnen diese Diskussion um die Test-
methoden noch in Erinnerung von damals? 

Zeuge Stephan Redmann: Also, ich kann nicht 
mehr sagen, ob ich an dieser Sitzung teilgenom- 

men habe. Ich kann auch nicht sagen, ob ich die-
ses spezielle Dokument gelesen habe, aber: Ja, die 
Diskussion ist mir bekannt. Dieser Special Test 
Mode, den Sie angesprochen haben, das ist exakt 
das, was ich eben ausgeführt hatte, dieser Dyno 
Operation Mode. Das heißt, das Fahrzeug  - -  Ich 
hatte ja eben auch schon ausgeführt: Insbeson-
dere moderne Fahrzeuge können eigentlich, ohne 
zu wissen, dass sie sich gerade auf dem Prüfstand 
befinden, gar nicht mehr getestet werden auf dem 
Rollenprüfstand. Das ist der Zusammenhang mit 
Euro-6-Fahrzeugen. Das sind die modernen Fahr-
zeuge. 

Die Diskussionen, die Sie gerade hatten, Random 
Cycle bzw. PEMS, also die RDE-Messung auf der 
Straße mit mobilem Messsystem, das war eine 
Grundsatzdiskussion, die sehr lange in der Ar-
beitsgruppe geführt worden ist. Am Anfang stand 
sogar noch eine dritte Option zur Wahl. Das wäre 
die einfachste gewesen. Ich habe das Handbuch 
der Emissionen anfangs ja mal erwähnt. Da hatte 
man andere Zyklen verwendet  -  ARTEMIS zum 
Beispiel ist ein entsprechender Zyklus - und 
auch gemerkt: Dort kommen andere Emissionen 
raus, weil das einfach ein dynamischerer Zyklus 
ist. - Das war eine der Grundideen, dass man 
sagt: Einfachstes ist: NEFZ einfach zum Beispiel 

tx  ARTEMIS ersetzen. 

Zweite Möglichkeit ist die, die Sie zitiert haben, 
der sogenannte Random Cycle. Das heißt, man 
nimmt  - -  Kann ich jetzt relativ schlecht noch um 
die Uhrzeit erklären, aber auf jeden Fall ist es ein 
zufällig zusammengesetzter Fahrzyklus. Der 
deckt dann schon mehr Fahrzustände ab als na-
türlich so ein einzelner Fahrzyklus, wie NEFZ 
ohnehin - - aber als der ARTEMIS abdecken 
kann. 

Und die dritte Möglichkeit ist eben das portable 
Messsystem, was wir jetzt auch entsprechend 
festgelegt haben für die RDE-Messung. 

In dem Zusammenhang haben wir damals - wie 
gesagt, ob das spezielle Dokument, weiß ich 
nicht, aber ich weiß, dass es in anderen Doku-
mentationen aus dem RDE -LDV auch enthalten 
ist - auch den Begriff „Cycle Beating" genutzt. Das 
war -  -  Man muss dazusagen: Cycle Beating  -  ich 
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glaube, wenn Sie mehrere Experten fragen, insbe-
sondere wenn die vielleicht nicht in der RDE-
LDV-Arbeitsgruppe aktiv waren -, das wird Ihnen, 
glaube ich, jeder anders definieren. Das ist kein 
irgendwo klar festgelegter Begriff. Mein Verständ-
nis und so wie es auch von der Europäischen 
Kommission damals verwendet worden ist - - ist 
unter „Cycle Beating" sozusagen dieses Dem-Prüf-
zyklus-ein-Schnippchen-Schlagen verstanden, das 
heißt, eine Optimierung, Kalibrierung auf die 
Prüfbedingungen. 

So. Beim NEFZ ist das relativ einfach zu machen. 
Das ist so ein beschränkter Bereich von Betriebs-
zuständen. Wenn ich darauf motortechnisch und 
von der Abgasnachbehandlung mein Fahrzeug ka-
libriere, ist es eigentlich zwangsläufig - zumindest 
wissen wir das jetzt halt seit ein paar Jahren -, dass 
dann unter anderen Betriebsbedingungen - höhere 
Dynamiken und andere Parameter - halt entspre-
chend höhere Emissionen vorkommen. 

Dieses Auf-die-Prüfung-Optimieren ist bei einem 
Random Cycle schon etwas schwieriger, ist aber 
immer noch irgendwo eingegrenzt. Allein 
dadurch, dass ich im Labor eben nicht nur auf 
der Rolle einen anderen Fahrzyklus fahre, son-
dern im Labor auch durch die sonstigen Randbe-
dingungen  - -  Also, Temperatur zum Beispiel ist 
etwas, was die Emissionen allein von der Physik 
her - Thermofenster jetzt mal außen vor gelas-
sen  -  beeinflusst. Da bin ich bei einem Labortest, 
auch wenn es ein Random Cycle ist, immer noch 
in einem begrenzten Bereich. Der wird also nie 
bis minus 7 Grad  - -  Beziehungsweise ich müsste 
dann alle über eine Vorschrift verpflichten, sich 
da eine Klimakammer hinzusetzen. Die ist aller-
dings sehr teuer. 

Das heißt, wir hatten definitiv als Vorteil des 
PEMS-Systems gesehen, dass Cycle Beating, näm-
lich wirklich eine Anpassung auf die Prüfung, ei-
gentlich kaum mehr möglich ist, weil eben ein 
sehr großer Bereich von Randbedingungen  -  eben 
das, was wir auch jetzt so als normale Betriebsbe-
dingungen definiert haben  -  abgedeckt wird. - Ich 
hoffe, das erklärt so ungefähr die - - Ansonsten 
bitte ich um Verständnis angesichts der Uhrzeit, 
falls das nicht ... (elettstieelettleeepstiiiedlieh) 

-  

Vorsitzender Herbert Behrens: Danke schön. Das 
war hinreichend deutlich und klar, - Es geht wei-
ter in der Runde. Die SPD-Fraktion mit Fragen?  -
Das ist nicht der Fall. Dann Bündnis 90/Die 
Grünen? 

Dr. Valerie Wilms (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich habe nichts mehr. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Gibt es weitere 
Fragen an den Zeugen Redmann? 

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Ja. 

Vorsitzender Herbert Behrens: Eine hast du 
noch? Ja, dann bitte. 

Hubertus Zdebel (DIE LINKE): Es geht nämlich 
jetzt noch mal um eine Rundmail vom 
25.05.2012, die Herr Nikolaus Steininger von der 
EU-Kommission geschickt hat im Nachgang zu 
einem ebensolchen Workshop vom Vortag an die 
Ressorts, unter anderen auch an Sie. Es hatte Wi-
derstände der Autoindustrie, ACEA, gegen die 
PEMS -Einführung gegeben. Herr Steininger 
nannte als mögliche Motivation der ACEA, sich 
Gelegenheiten zum Cycle Beating offenhalten zu 
wollen. Die Quelle ist MAT A BMVI, 61 von 79, 
Blatt 52. Der genaue Wortlaut: 

lt became quite obvious that 
vehicle manufacturers strongly re-
sist the introduction of PEMS at 
any stage of type approval (ini- 
tially and at in-service conformity) 

While we may speculate now 
whether these reservations are 
motivated by real concerns about 
practicalities (that would have to 
be addressed) or the desire to have 
the random cycle as an "easier 
procedure" for emission 
compliance leaving the door open 
for some cycle beating (which has 
to be avoided) I think we should 
discuss a third option that may 
bring things forward: 

Und dann folgt ein Kompromissvorschlag.  -  Teil-
ten Sie diese Einschätzung von Herrn Steininger 
seinerzeit? Und wo sahen Sie die Möglichkeit 
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